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1 
 
1 Einleitung 
1.1  Problemstellung und Zielsetzung 
Veränderte Umfeldbedingungen, insbesondere die fortschreitende Globalisierung, aber auch 
verkürzte Produktlebenszyklen sowie die Einführung neuer Technologien, haben in den ver-
gangenen Jahren zu einer Intensivierung des Wettbewerbs geführt, durch die sich viele Unter-
nehmen zur Entwicklung neuer Überlebensstrategien gezwungen sehen
1
. Eine zu diesem 
Zweck vielfach praktizierte Methode besteht in der Gründung zwischenbetrieblicher Koopera-
tionen
2
. Derartige Unternehmensverbindungen werden häufig mit der Intention gebildet, von 
dem jeweiligen Kooperationspartner
3
 zu lernen
4
 und das neu erworbene Wissen zur Verbesse-
rung der eigenen Wettbewerbsposition zu nutzen
5
. 
Ob es den Mitgliedern dieser lernorientierten Unternehmenskooperationen jeweils gelingt, ih-
re Zielsetzung zu realisieren, wird vermutlich zu einem Großteil von spezifischen Fähigkeiten 
der Kooperationspartner bestimmt, die im Folgenden als organisationale Beziehungsfähigkei-
ten bezeichnet werden
6
. Organisationale Beziehungsfähigkeiten als die Fähigkeiten der Koo-
perationspartner zusammenzuarbeiten oder kurz: ihre kooperativen Fähigkeiten
7
 wirken sich 
offenbar maßgeblich auf den Erfolg einer Kooperation aus
8
. Teilweise wird in den organi-
                                                          
1  Vgl. ZAHN/FOSCHIANI (2000), S. 509. 
2  Vgl. ARIÑO/TORRE/RING (1999), S. 2, INKPEN/BEAMISH (1997), S. 177, sowie EISENHARDT/SCHOONHOVEN 
(1996), S. 137. 
3  Substantive, die im Kontext ihrer Nutzung die Nennung sowohl der männlichen als auch der weiblichen 
Form erfordern, werden in dieser Arbeit zwecks Vereinfachung stets in der männlichen Form verwandt. 
Dieses Vorgehen schließt jedoch die weibliche Form ausdrücklich ein. 
4  Vgl. SAMMARRA/BIGGIERO (2008), S. 800, CHILD (2001), S. 657, ZAHN (2001), S. 11, KALE/SINGH/PERL-
MUTTER (2000), S. 217, DUSCHEK (1998), S. 232, GULATI (1998), S. 298, sowie LANG (1997), S. 212. 
NORTH bezeichnet eine derartige Unternehmenskooperation als „strategische Wissensallianz“ [NORTH 
(2005), S. 104]. 
5  Vgl. OELSNITZ (2003a), S. 516-520, sowie FREILING (1998), S. 25. Die Möglichkeit, das in einer Unterneh-
menskooperation erworbene Wissen außerhalb der Kooperation – beispielsweise bei der Entwicklung neuer 
Geschäftsfelder – anzuwenden, unterstreichen ebenfalls INKPEN/CURRALL (2004), S. 593. Zur Bedeutung 
des Wissens im Wettbewerb vgl. auch bereits BOEGLIN (1992), S. 86. Grundsätzlich besteht neben der 
Gründung einer Unternehmenskooperation weiterhin die Möglichkeit, durch eine Unternehmensakquisition 
in den Genuss fehlender Ressourcen, wie des hier angeführten Wissens, zu gelangen. Vgl. DAS/TENG 
(2000), S. 37. Sofern die benötigten Ressourcen nur durch den Erwerb eines größeren Unternehmens er-
langt werden können, erweist sich eine Akquisition im Vergleich zu einer Kooperation aber häufig als inef-
fizient [vgl. AHUJA (2000), S. 319], weil der Ressourcenbestand des akquirierten Unternehmens über den 
Ressourcenbedarf des Akquisiteurs hinausgeht. 
6  Zum Begriff der organisationalen Beziehungsfähigkeiten vgl. PFOHL/BUSE (1999), S. 271-278, sowie ver-
tiefend Kapitel 5 dieser Arbeit.  
7  In der einschlägigen Literatur finden sich diese Fähigkeiten überwiegend unter Begriffen wie „relational 
capability“, „alliance capability“, „alliance skills“ „Kooperationskompetenz“ und weiteren, ähnlichen Be-
zeichnungen. Vgl. dazu die Übersicht bei PFOHL/BUSE (1999), S. 276-277, sowie insbesondere auch in Ka-
pitel 5.2. 
8  Vgl. WOJDA/HERFORT/BARTH (2006), S. 33-36, THUY/QUANG (2005), S. 389-410, KALE/DYER/SINGH 
(2002), S. 747-767, AMELINGMEYER/SPECHT (2000), S. 329, KALE/SINGH/PERLMUTTER (2000), S. 217-
237, LORENZONI/LIPPARINI (1999), S. 317-338, HARBISON/PEKAR (1998), S. 79-94, KANTER (1994), S. 96-
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sationalen Beziehungsfähigkeiten von Kooperationspartnern sogar eine Quelle von Wettbe-
werbsvorteilen gesehen
9
. Diese Behauptung ist durchaus einleuchtend, wenn berücksichtigt 
wird, dass die hier betrachteten Kooperationen gerade auf die Verbesserung der Wettbewerbs-
positionen der Partner zielen und somit dann als erfolgreich gelten können, wenn sie für die 
beteiligten Unternehmen ein Potenzial zur Erlangung kompetitiver Vorteile begründen. Or-
ganisationale Beziehungsfähigkeiten als Bestimmungsfaktor des Kooperationserfolges wirken 
sich also letztendlich auf die Wettbewerbspositionen der Bündnispartner aus und können inso-
fern auch zur Schaffung von Wettbewerbsvorteilen beitragen. 
Trotz der offensichtlichen strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
mangelt es allerdings bisher an einer umfassenden, theoretisch fundierten Analyse, welche den 
erfolgskritischen Charakter dieser Fähigkeiten wissenschaftlich belegen könnte. Lediglich ei-
nige wenige Beiträge
10
 befassen sich mit der strategischen Relevanz organisationaler Bezie-
hungsfähigkeiten. Neben der Tatsache, dass diesen Ansätzen keine einheitliche Definition des 
Untersuchungsgegenstands zugrundeliegt, ist insbesondere zu bemängeln, dass die aufgeführ-
ten Arbeiten lediglich skizzenhaft verkürzte Analysen der strategischen Relevanz kooperativer 
Fähigkeiten präsentieren. Angesichts ihres mutmaßlichen Einflusses auf den Wettbewerbser-
folg kooperierender Unternehmen ist es jedoch wünschenswert, über ein vollständiges Bild 
des Charakters und der Wirkungsweise organisationaler Beziehungsfähigkeiten im Rahmen 
von Unternehmenskooperationen zu verfügen. Forschungsbedarf ist somit im Hinblick auf ei-
nen detaillierten, theoretisch gestützten Nachweis der strategischen Relevanz organisationaler 
Beziehungsfähigkeiten zu konstatieren. Das Ziel dieser Arbeit besteht darin, die Forschungs-
lücke, welche sich aus der Diskrepanz zwischen der offenkundigen strategischen Bedeutung 
organisationaler Beziehungsfähigkeiten und dem bislang nur unzureichend ausgebildeten the-
oretischen Nachweis ihres erfolgskritischen Charakters ergibt, zu schließen. Hinsichtlich die-
                                                                                                                                                                                     
108, sowie MOHR/SPEKMAN (1994), S. 135-152. Auch die große Aufmerksamkeit, die den kooperativen 
Fähigkeiten von Kooperationsmitgliedern in der wissenschaftlichen Diskussion zuteil wird (vgl. dazu den 
Literaturüberblick in Kapitel 5.2), verweist bereits auf die besondere Bedeutung, die diesen Fähigkeiten im 
Kontext von Unternehmenskooperationen offenbar zukommt. 
9  Vgl. HOFFMANN (2006), S. 251, OELSNITZ (2006), S. 22-23, PEITZ (2002), S. 243, SPEKMAN/ISABELLA/ 
MACAVOY (2000), S. 208, PFOHL/BUSE (1999), S. 271, BARNEY (1997), S. 302, sowie KANTER (1994), S. 
96. FLEISCH (2001), S. 214, konstatiert ebenfalls die Möglichkeit, durch die Erhöhung der Netzwerkfähig-
keit die strategische Wettbewerbsposition zu verbessern. Ebenso erkennen ZAHN/FOSCHIANI (2000), S. 501, 
in beziehungsorientierten Fähigkeiten eine Quelle für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von Un-
ternehmen. HEIDE sieht in der Fähigkeit, Beziehungen zwischen Unternehmen zu gestalten, „a strategic de-
cision variable in its own right“ [HEIDE (1994), S. 719]. Ferner betrachten ROGHÉ/STRACK/FRENSCH/BAN-
NERT/GRÜN/KRÜGER/SULZBERGER (2010), S. 124, die Kooperationskompetenz als eine Größe, die maßgeb-
lich den Erfolg eines Unternehmens beeinflusst. 
10  Erste Ansätze zu einer solchen Analyse finden sich bei DYER/SINGH(1998), S. 660-679, welche sich mit in-
terorganisationalen Beziehungen als Quelle von Wettbewerbsvorteilen befassen und in diesem Zusammen-
hang auch sporadisch auf die zu diesen Beziehungen führenden Fähigkeiten der Organisationsmitglieder 
eingehen. Auf die strategische Relevanz der sog. Allianzmanagementkompetenz weist daneben auch HOFF-
MANN (2006), S. 251-307, hin, wobei er den erfolgskritischen Charakter dieser Kompetenz jedoch mit Hilfe 
einer empirischen Analyse belegt und den theoretischen Hintergrund lediglich skizziert. Einen – allerdings 
auch nur skizzenhaft dargestellten – Abgleich der Eigenschaften der sog. Kooperationskompetenz mit den 
Attributen strategisch relevanter Ressourcen im Sinne des Resource-Based View präsentiert ZOBOLSKI 
(2008), S. 303-304. Eine ebenfalls relativ knappe Darstellung der strategischen Relevanz der sog. Vernet-
zungskompetenz findet sich schließlich auch bei PEITZ (2002), S. 246-248.  
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ser Zielsetzung wird in der vorliegenden Arbeit die Frage untersucht, ob es sich bei organisa-
tionalen Beziehungsfähigkeiten um strategisch relevante Ressourcen, d. h. um Ressourcen 
handelt, mit deren Hilfe die Mitglieder einer Unternehmenskooperation nachhaltige Wettbe-
werbsvorteile erlangen können. 
1.2  Forschungsmethodik und Analysefeld 
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird ein Konzept organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
erarbeitet, das auf die Erfordernisse virtueller Unternehmen zugeschnitten ist. Aus den cha-
rakteristischen Merkmalen virtueller Unternehmen werden drei einzelne Fähigkeiten abgelei-
tet, die die spezifische Arbeitsweise der Mitglieder dieser Kooperationsform fördern und so-
mit für die Zusammenarbeit in virtuellen Unternehmen notwendig sind.  
Ob die hier entwickelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten über ihren unterstützenden 
Charakter hinaus maßgeblich für den Erfolg der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit in 
Form virtueller Unternehmen verantwortlich sind, also zur Erlangung nachhaltiger Wettbe-
werbsvorteile für die Kooperationspartner beitragen, wird mit Hilfe des Resource-Based View 
theoretisch fundiert analysiert. Der Resource-Based View erweist sich hinsichtlich der zu prü-
fenden strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten als geeignet, da er sei-
nen Fokus auf die strategische Relevanz von Ressourcen richtet und somit organisationale Be-
ziehungsfähigkeiten in ihrer Eigenschaft als wissensbasierte Ressourcen
11
 hinreichend erfasst. 
Die Merkmale, die der Resource-Based View strategisch relevanten Ressourcen zuschreibt, 
werden mit den Eigenschaften organisationaler Beziehungsfähigkeiten verglichen. Von dem 
Grad der Übereinstimmung der Charakteristika organisationaler Beziehungsfähigkeiten mit 
den Merkmalen strategisch relevanter Ressourcen wird auf das Vermögen organisationaler 
Beziehungsfähigkeiten, zur Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile beizutragen, ge-
schlossen. 
Die strategische Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten wird in Bezug auf die spe-
zifische Kooperationsform virtueller Unternehmen überprüft. Unternehmenskooperationen in 
der Ausprägung virtueller Unternehmen wird seit den 1990er Jahren in der wissenschaftlichen 
Diskussion eine beträchtliche Aufmerksamkeit geschenkt
12
. Augenscheinlich handelt es sich 
bei dieser Art der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit um ein neuartiges Konzept, das in 
besonderem Maße den Herausforderungen sich wandelnder Märkte gewachsen ist. Der offen-
sichtlich innovative Charakter sowie das Vermögen virtueller Unternehmen, den stetigen Ver-
änderungen des unternehmerischen Umfelds adäquat zu begegnen, begründet die Wahl dieser 
spezifischen Kooperationsform als Rahmen für die Untersuchung der strategischen Relevanz 
organisationaler Beziehungsfähigkeiten in dieser Arbeit.  
Die vorliegende Arbeit greift bei der Entwicklung eines Sets organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten für virtuelle Unternehmen auf keines der Konzepte zurück, welche jenen wissen-
schaftlichen Beiträgen zugrunde liegen, die sich bereits ansatzweise mit dem Nachweis der 
                                                          
11  Fähigkeiten stellen wissensbasierte Ressourcen dar. Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 43. Somit handelt es sich 
auch bei den hier betrachteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten um wissensbasierte Ressourcen. 
12  Vgl. dazu die Literaturhinweise in Kapitel 2. 
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strategischen Relevanz kooperativer Fähigkeiten auseinandergesetzt haben
13
. Vielmehr wird 
ein weitgehend lernorientiertes Konzept derartiger Fähigkeiten erarbeitet, das eigens auf die 
Erfordernisse virtueller Unternehmen als einer spezifischen Form der Unternehmenskoopera-
tion zugeschnitten ist. Darüber hinaus wird mit der auf dem Resource-Based View basieren-
den Untersuchung eine umfassende sowie theoretisch gestützte Analyse der strategischen Re-
levanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten präsentiert. Die vorliegende Arbeit bezieht ih-
re Berechtigung gegenüber bereits existierenden Ansätzen zur Untersuchung des strategischen 
Charakters kooperativer Fähigkeiten also insgesamt aus dem Umstand, dass ein Konzept or-
ganisationaler Beziehungsfähigkeiten eigenständig und exklusiv für die Belange von Unter-
nehmenskooperationen in der Gestalt virtueller Unternehmen entwickelt sowie eine detaillier-
te, theoretisch fundierte Analyse der strategischen Relevanz dieser Fähigkeiten durchgeführt 
wird. 
1.3  Intendierte Ergebnisse 
Ein besonderes Anliegen der vorliegenden Arbeit stellt die praxisgerechte Aufbereitung der 
Untersuchungsergebnisse dar. Aus diesem Grund werden die im Rahmen der theoretischen 
Analyse gewonnenen Erkenntnisse in konkret anwendbares Handlungswissen transformiert, 
welches potenziellen Nutzern die Möglichkeit bietet, die Ergebnisse der Untersuchung in der 
betrieblichen Praxis effektiv umzusetzen. 
Im Einzelnen resultieren aus der vorliegenden Arbeit die folgenden Ergebnisse: 
 die Darstellung eines Konzepts organisationaler Beziehungsfähigkeiten für die spezifische 
Kooperationsform virtueller Unternehmen, 
 detaillierte Handlungsempfehlungen zur Entwicklung organisationaler Beziehungsfähig-
keiten in virtuellen Unternehmen sowie 
 ein umfassender, theoretisch fundierter Nachweis der strategischen Relevanz organisatio-
naler Beziehungsfähigkeiten im Kontext virtueller Unternehmen. 
1.4 Hintergrund 
Die vorliegende Arbeit entstand im Rahmen des Verbundprojekts MAEKAS, welches das In-
stitut für Produktion und Industrielles Informationsmanagement der Universität Duisburg-Es-
sen, Campus Essen, gemeinsam mit vier, teilweise international ausgerichteten Unternehmen 
des schienengebundenen Güterverkehrs in den Jahren 2008 bis 2010 durchgeführt hat
14
. Ziel 
des Verbundprojekts war eine Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Eisen-
bahnverkehrsunternehmen. Die zwischenbetriebliche Zusammenarbeit der Eisenbahnver-
kehrsunternehmen erfolgte in Gestalt  eines virtuellen Unternehmens. 
                                                          
13  Vgl. Kapitel 1.1. 
14  Zu einer ausführlichen Darstellung des Verbundprojekts MAEKAS vgl. ZELEWSKI (2011). 
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1.5 Gang der Untersuchung 
Die vorliegende Arbeit umfasst acht Kapitel. In den Kapiteln zwei bis vier werden die Grund-
lagen der Arbeit entwickelt. Das zweite Kapitel beinhaltet eine Darstellung der spezifischen 
Kooperationsform virtueller Unternehmen. Erörtert wird nicht nur die historische Evolution 
dieser Art der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit. Darüber hinaus erfolgt eine Untersu-
chung der charakteristischen Merkmale virtueller Unternehmen, da letzterer Aspekt die Basis 
für das Konzept organisationaler Beziehungsfähigkeiten bildet, das dieser Arbeit zugrunde ge-
legt wird.  
Das dritte Kapitel widmet sich der Problematik des Lernens. In Bezug auf die hier zu untersu-
chenden organisationalen Beziehungsfähigkeiten in virtuellen Unternehmen entfaltet das Ler-
nen in zweifacher Hinsicht Relevanz. Zum einen gebietet der Gegenstand virtueller Unterneh-
men das wechselseitige Lernen der Kooperationspartner
15
. Virtuelle Unternehmen streben die 
Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile gegenüber Konkurrenten an. Realisiert wird die-
ses Kooperationsziel durch eine Bündelung komplementärer Kompetenzen der Kooperations-
partner zu neuen, gemeinsamen Kompetenzen. Eine solche Form der Kooperation umfasst 
nicht allein die Zusammenlegung von Ressourcen, sondern beinhaltet darüber hinaus das bei-
derseitige Lernen der Bündnispartner
16
. Somit handelt es sich bei virtuellen Unternehmen um 
lernorientierte Unternehmenskooperationen. Zum anderen werden die hier thematisierten or-
ganisationalen Beziehungsfähigkeiten im Zuge von Lernprozessen erworben. Diese Vorgänge 
des Lernens spielen nicht nur bei der Erarbeitung von Methoden zur Entwicklung organisatio-
naler Beziehungsfähigkeiten eine Rolle, sondern erweisen sich insbesondere als ein wesentli-
cher Einflussfaktor der strategischen Relevanz dieser Fähigkeiten.  
Der Grundlagenteil schließt mit der Darstellung des Resource-Based View im vierten Kapitel. 
Der Resource-Based View bildet die theoretische Basis für die Prüfung der strategischen Re-
levanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten in virtuellen Unternehmen. Der Ansatz stellt 
einen Katalog von Eigenschaften bereit, die für strategisch relevante Ressourcen charakteris-
tisch sind. Im vierten Kapitel werden sowohl das Wesen dieser Merkmale als auch deren Bei-
trag zur Entstehung strategischer Relevanz von Ressourcen eingehend erörtert. Dabei werden 
die Charakteristika strategisch relevanter Ressourcen nicht nur isoliert betrachtet, sondern 
ebenfalls die zwischen den einzelnen Eigenschaften bestehenden Interdependenzen aufge-
zeigt, da sich diese Abhängigkeitsbeziehungen auch auf die Begründung strategischer Rele-
vanz auswirken. 
Mit Hilfe der in den Kapiteln zwei bis vier zusammengetragenen Erkenntnisse werden in den 
Kapiteln fünf bis sieben organisationale Beziehungsfähigkeiten im Kontext virtueller Unter-
nehmen untersucht. Das fünfte Kapitel beleuchtet den Gegenstand organisationaler Bezie-
hungsfähigkeiten, bezogen auf die spezifische Kooperationsform virtueller Unternehmen, so-
wie die Entwicklungslinien dieser Fähigkeiten. Im Einzelnen werden aus den charakteristi-
schen Merkmalen virtueller Unternehmen drei separate organisationale Beziehungsfähigkei-
ten abgeleitet, die für die Realisierung der Zielsetzung virtueller Unternehmen – unter Be-
rücksichtigung der spezifischen Art der Zielrealisierung in dieser Kooperationsform – als we-
                                                          
15  Vgl. RINGLE (2004), S. 49. 
16  Vgl. OELSNITZ (2003a), S. 517. 
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sentlich erachtet werden. Dabei wird auf die Erläuterungen des zweiten Kapitels zur zwi-
schenbetrieblichen Zusammenarbeit in virtuellen Unternehmen zurückgegriffen. Da Fähigkei-
ten, mithin auch organisationale  Beziehungsfähigkeiten, im Zuge von  Lernprozessen entwi-
ckelt werden, gehen in das fünfte Kapitel ebenfalls die im dritten Kapitel gewonnenen Er-
kenntnisse zur Problematik des Lernens ein. 
Die im Rahmen des Resource-Based View dargestellten Merkmale der strategischen Relevanz 
von Ressourcen dienen im sechsten Kapitel dieser Arbeit als Beurteilungsmaßstab des er-
folgskritischen Charakters organisationaler Beziehungsfähigkeiten in virtuellen Unternehmen. 
Sämtliche drei, im fünften Kapitel hergeleiteten Fähigkeiten werden hinsichtlich ihres Vermö-
gens untersucht, den Teilnehmern virtueller Unternehmen zur Schaffung nachhaltiger Wettbe-
werbsvorteile zu verhelfen. In das sechste Kapitel fließen nicht nur die im vierten Kapitel zu-
sammengefassten Thesen des Resource-Based View ein. Da die strategische Relevanz von 
Ressourcen teilweise durch die Art ihrer Entwicklung beeinflusst wird und die Ausbildung or-
ganisationaler Fähigkeiten auf Lernprozessen beruht, erweisen sich für die im sechsten Kapi-
tel durchgeführte Untersuchung auch die im dritten Kapitel enthaltenen Einsichten zum Ler-
nen als bedeutend, sodass letztere bei der Analyse der strategischen Relevanz organisationaler 
Beziehungsfähigkeiten ebenfalls berücksichtigt werden. 
Das siebte Kapitel thematisiert Communities of Practice als Rahmen zur Entwicklung organi-
sationaler Beziehungsfähigkeiten. Bei der Erarbeitung von Empfehlungen zur Gestaltung die-
ser Form von Lerngruppen spielen insbesondere die im dritten Kapitel zusammengetragenen 
Erkenntnisse zum Lernen eine Rolle. Bezüglich der Modellierung von Communities of Prac-
tice ist aber gleichfalls zu bedenken, dass die charakteristischen Eigenschaften virtueller Un-
ternehmen als restriktive Bedingungen wirken, die die Spielräume bei der Gestaltung der 
Lerngruppen begrenzen. Insofern sind für das siebte Kapitel ebenso die im zweiten Kapitel er-
läuterten Charakteristika virtueller Unternehmen – hier als Restriktionen – relevant. 
Neben den zuvor aufgezeigten Beziehungen der im Grundlagenteil enthaltenen Kapitel zu den 
Kapiteln, welche die organisationalen Beziehungsfähigkeiten thematisieren, ist zu beachten, 
dass sich weitere Interdependenzen innerhalb der einzelnen Kapitel zu den organisationalen 
Beziehungsfähigkeiten ergeben, auf die an dieser Stelle nicht eingegangen wird, da das Ver-
ständnis dieser Beziehungen die vorherige Lektüre der entsprechenden Kapitel erfordert. 
Die sich anschließende Schlussbetrachtung im achten Kapitel enthält eine Zusammenfassung 
der wesentlichen Untersuchungsergebnisse dieser Arbeit sowie eine Einschätzung des künfti-
gen Forschungsbedarfs. 
Abb. 1 verdeutlicht den zuvor erläuterten Ablauf der in dieser Arbeit durchgeführten Untersu-
chung, wobei die erörterten Beziehungen zwischen den einzelnen Kapiteln durch Pfeile sym-
bolisiert werden. 
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Abb. 1: Gang der Untersuchung
17
 
 
2. Virtuelle Unternehmen 
2.1 Einführung in das zweite Kapitel 
Ein zunehmender und intensiver Wandel der Umfeldbedingungen18 zwingt viele Unternehmen 
dazu, nach strategischen Handlungsoptionen zu suchen, mit deren Hilfe sie ihre langfristige 
Existenz sichern können19. Verkürzte Produktlebenszyklen und häufig wechselnde Kunden-
präferenzen bedingen die permanente Entwicklung neuen Wissens in sich verringernden Zeit-
                                                          
17  Quelle: eigene Darstelllung. 
18  Vgl. im Einzelnen Kapitel 2.3. 
19  Vgl. Kapitel 1.1. 
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abständen – Anforderungen, denen ein Unternehmen allein kaum gerecht werden kann. Viele 
Unternehmen sehen die Lösung dieses Problems in einer zwischenbetrieblichen Zusammenar-
beit
20
. Die in der Folge gegründeten Unternehmenskooperationen treten unter diversen Be-
zeichnungen, etwa als strategische Allianzen, Joint Ventures oder Netzwerke, in Erschei-
nung
21
. Zu den neuesten Formen der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit zählen die sog. 
virtuellen Unternehmen, die in der wissenschaftlichen Diskussion häufig als Antwort auf die 
Anforderungen eines sich stetig verändernden Unternehmensumfelds angesehen werden
22
. Im 
vorliegenden Kapitel wird der Frage nachgegangen, ob virtuelle Unternehmen tatsächlich in 
der Lage sind, den Herausforderungen eines im Wandel begriffenen Unternehmensumfelds 
effektiv zu begegnen. Zur Beantwortung dieser Fragestellung werden zunächst der Gegen-
stand virtueller Unternehmen, ihre historische Entwicklung sowie die Charakteristika dieser 
Kooperationsform aufgezeigt (Kapitel 2.2). Weiterhin wird mit dem Kontextwandel ein we-
sentlicher Entstehungsgrund virtueller Unternehmen beleuchtet (Kapitel 2.3). Eine Betrach-
tung der besonderen Eignung dieser Kooperationsform, in einem dynamischen Wettbewerb zu 
bestehen, folgt den Darstellungen zur Entstehungsursache virtueller Unternehmen (Kapitel 
2.4). Die Erläuterung virtueller Unternehmen wird durch eine Betrachtung der Koordination 
dieser spezifischen Kooperationsform ergänzt (Kapitel 2.5). Abschließend werden die wesent-
lichen Ergebnisse des zweiten Kapitels zusammengefasst (Kapitel 2.6).  
 
2.2 Gegenstand, Entwicklung und Charakteristika virtueller Unternehmen 
Das Konzept virtueller Unternehmen wurde zu Beginn der 1990er Jahre von DAVIDOW/MA-
LONE
23
 in die wissenschaftliche Diskussion eingeführt
24
. In den folgenden Jahren erfuhren vir-
tuelle Unternehmen eine zunehmende Popularität, die bis heute anhält
25
.  
Der Begriff „virtuell“ verweist auf eine Sache, die lediglich dem Anschein nach vorhanden ist, 
die aber der Möglichkeit nach tatsächlich existieren könnte
26
. Ein virtuelles Unternehmen er-
weckt dementsprechend den Anschein, ein Unternehmen traditioneller Prägung zu sein
27
, 
stellt jedoch in Wirklichkeit eine spezifische Form der Unternehmenskooperation dar
28
, die 
mehrere  rechtlich selbständige Unternehmen umfasst
29
.  
                                                          
20  Vgl. Kapitel 1.1. 
21  Vgl. MORSCHETT (2003), S. 389. 
22  Vgl. dazu im Einzelnen Kapitel 2.4. 
23  Vgl. DAVIDOW/MALONE (1992). 
24  Vgl. GARRECHT (1998), S. 105. 
25  Vgl. dazu die im Folgenden genannten Literaturhinweise zu virtuellen Unternehmen. 
26  Vgl. WÜTHRICH/PHILIPP (1998), S. 203, sowie SCHOLZ (1996), S. 204. Eine Systematik zur Abgrenzung 
des Begriffs „virtuell“  von konträren Bezeichnungen einerseits sowie von verwandten Begriffen anderer-
seits findet sich bei GARRECHT (1998), S. 108. 
27  Vgl. HANSMANN (2001), S. 271. 
28  Vgl. SYDOW (1996), S. 10. 
29  Vgl. HANSMANN/RINGLE (2006), S. 96, RINGLE (2004), S. 29, SCHERM/SÜSS (2001), S. 36, sowie REIß 
(1996a), S. 10. 
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Virtuelle Unternehmen verzichten auf den institutionellen Rahmen herkömmlicher Unterneh-
men
30
. So verfügen derartige Unternehmenskooperationen weder über ein gemeinsames juris-
tisches Dach
31
 noch über eine gemeinsame Verwaltung
32
 oder umfassende Vertragswerke
33
, 
die die Kooperationsbeziehungen reglementieren
34
. Weiterhin existieren keine zentralen Ma-
nagementfunktionen zur Steuerung des virtuellen Unternehmens
35
. Ermöglicht wird eine der-
artige „institutionale Entkoppelung“36 durch die Ausbildung vertrauensvoller Beziehungen 
zwischen den Kooperationspartnern sowie den intensiven Einsatz von Informations- und 
Kommunikationstechnologien
37
.  
Virtuelle Unternehmen verfolgen die synergetische
38
 Bündelung der Kompetenzen der betei-
ligten Unternehmen
39
 mit dem Ziel, eine kurzfristig auftretende Marktchance
40
 in Form eines 
konkreten Kundenauftrags
41
 wahrnehmen zu können, die ein Unternehmen allein aufgrund 
mangelnder Kompetenzen nicht nutzen könnte
42
. Bei den Kompetenzen, die in die virtuellen 
Unternehmen eingebracht werden, handelt es sich in erster Linie um die Kernkompetenzen
43
 
der kooperierenden Unternehmen
44
. Die Option, verschiedene Kompetenzkombinationen rea-
lisieren zu können, versetzt virtuelle Unternehmen in die Lage, ein kundenindividuelles Pro-
dukt herzustellen
45
 und gleichzeitig eine schnelle Auftragsbearbeitung zu gewährleisten
46
. 
Kundenbedürfnisse können sowohl in inhaltlicher als auch in zeitlicher Hinsicht passgenau 
                                                          
30  Vgl. WÜTHRICH/PHILIPP (1998), S. 204, REIß (1996a), S. 10-11, MERTENS/FAISST (1995), S. 62, sowie 
KLEIN (1994), S. 309.  
31  In dem Fehlen dieses gemeinsamen juristischen Daches sehen KEMMNER/GILLESSEN (2000), S. 12-13, auch 
einen Ausdruck der rechtlichen Unabhängigkeit der Kooperationspartner. 
32  Vgl. SCHOLZ (1996), S. 208. Vgl. dazu im Einzelnen auch REIß (1996a), S. 10-11. 
33  Vgl. BÜSCHKEN (1999), S. 779. 
34  Angesichts der auf ein Mindestmaß beschränkten juristischen Ausgestaltung virtueller Unternehmen spricht 
ENGELHARD von einer „ ‚Minimalisierung’ der rechtlichen Basis“ [ENGELHARD (1999), S. 331; Anfüh-
rungszeichen im Original]. 
35  Vgl. ARNOLD/FAISST/HÄRTLING/SIEBER (1995), S. 3. 
36  RINGLE (2004), S. 19. 
37  Vgl. SCHOLZ (1996), S. 208. 
38  Vgl. MERTENS/FAISST (1997), S. 956, SCHOLZ (1996), S. 208, sowie MERTENS/FAISST (1995), S. 63. 
39  Vgl. WÜTHRICH/PHILIPP (1998), S. 201, sowie MERTENS/FAISST (1995), S. 63. 
40  Vgl. BÜSCHKEN (1999), S. 778, ENGELHARD (1999), S. 327, STEVEN (1999), S. 246, sowie ähnlich auch 
HANSMANN/RINGLE (2006), S. 96, und JURK (2003), S. 29. 
41  Vgl. WÜTHRICH/PHILIPP (1998), S. 204. 
42  Die Erlangung der fehlenden Kompetenzen durch Akquisitionen oder Fusionen erweist sich in der Regel 
als zu kostspielig, der interne Aufbau der Kompetenzen dagegen als zu zeitaufwändig. Vgl. MERTENS/ 
FAISST (1995), S. 62.  
43  Zum Begriff der Kernkompetenzen vgl. Kapitel 4.5. 
44  Vgl. BÜSCHKEN (1999), S. 778, MERTENS/FAISST (1997), S. 956, MÜLLER (1997), S. 40, SCHOLZ (1996), 
S. 208, sowie MERTENS/FAISST (1995), S. 63. 
45  Vgl. SCHOLZ (1996), S. 205, sowie MERTENS/FAISST (1995), S. 62. Die Individualität der Problemlösungen 
bezeichnet die Variantenvielfalt des angebotenen Produkts. Vgl. MERTENS/FAISST (1997b), S. 957. 
46  Vgl. VAHS (2007), S. 546. 
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befriedigt werden
47
. Diese hohe Kundenorientierung
48
 soll den Kooperationspartnern zur Er-
langung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile verhelfen
49
. 
Insgesamt präsentieren sich virtuelle Unternehmen „als flexible Netzwerke aus unabhängigen 
Kompetenzträgern, die sich problemspezifisch zusammensetzen und gegenüber dem Kunden 
trotzdem Einheitlichkeit realisieren“50. 
Das bis etwa zur Mitte der 1990er Jahre vorherrschende Konzept virtueller Unternehmen be-
inhaltete die spontane Gründung eines Unternehmensnetzwerks zur Nutzung einer Markt-
chance und die anschließends Auflösung dieses Netzwerks
51
. Diese virtuellen Unternehmen 
der ersten Generation
52
 hatten allerdings keine dauerhaften Überlebenschancen. Schnell wur-
de deutlich, dass die Kooperationen mit ihrem kurzfristigen Charakter der angestrebten Kom-
petenzbündelung nicht effektiv Rechnung tragen konnten, weil die zeitliche Begrenzung der 
Zusammenarbeit der für die Kompetenzbündelung nötigen Entwicklung von Vertrauen
53
 ent-
gegenstand
54
. Demzufolge setzte etwa in der Mitte der 1990er Jahre eine Weiterentwicklung 
des ursprünglichen Konzepts virtueller Unternehmen zu den sog. virtuellen Unternehmen der 
zweiten Generation
55
 ein. Unter Berücksichtigung der vertrauensbildenden Wirkung, die eine 
relativ stabile Kooperationsperspektive bietet
56
, wurde den virtuellen Unternehmen ein lang-
fristiges Konstrukt vorgeordnet
57
.  Bei diesem Gebilde handelt es sich um ein interorganisati-
onales Netzwerk, das vor der Konfiguration virtueller Unternehmen von potenziellen Koope-
rationspartnern gebildet wird
58
. Aus diesem interorganisationalen Netzwerk rekrutieren sich 
die Mitglieder der einzelnen virtuellen Unternehmen
59
 jeweils im Falle eines eingehenden 
Kundenauftrags
60
. 
                                                          
47  Vgl. MÜLLER-STEWENS (1997), S. 32.  
48  Vgl. HANSMANN/RINGLE (2006), S. 100. 
49  Vgl. MEFFERT (1999c), S. 495. 
50  SCHOLZ (2000), S. 410. Zum einheitlichen Marktauftritt virtueller Unternehmen vgl. die Ausführungen 
weiter unten in diesem Kapitel. 
51  Vgl. MERTENS/FAISST (1995), S. 62. 
52  Vgl. THORANT (2010), S. 7. 
53  Zum Einfluss des Vertrauens auf die Kompetenzbündelung vgl. Kapitel 5.4.5. 
54  Vgl. SYDOW (1996), S. 12, welcher vermutet, dass der temporäre Charakter virtueller Unternehmen die 
Vertrauensbildung in dieser Kooperation erschwert. Zur Bedeutung des Vertrauens für virtuelle Unterneh-
men vgl. auch die Ausführungen an späterer Stelle dieses Kapitels. 
55  Vgl. ZELEWSKI (2011), S. 12. 
56  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 161, sowie REIß/BECK (1995), S. 54 und 56-57. Zum Einfluss einer langfristi-
gen Kooperationsperspektive auf die Vertrauensbildung vgl. auch Kapitel 5.4.6.3.  
57  REIß leitet die notwendige Einführung einer langfristigen Perspektive in Verbindung mit virtuellen Un-
ternehmen zudem aus dem Erfordernis einer gemeinsamen Kultur ab, die in den kurzfristig ausgerichteten 
virtuellen Unternehmen selbst nicht entwickelt werden könne. Vgl. REIß (1996b), S. 15. Zur Entwicklung 
einer Kooperationskultur virtueller Unternehmen vgl. ausführlich Kapitel 5.5. 
58  Vgl. JURK (2003), S. 28. 
59  Vgl. RINGLE (2004), S. 29, sowie ähnlich auch schon REIß (1996a), S. 12. 
60  Zur Evolution virtueller Unternehmen der zweiten Generation vgl. REIß/BECK (1995), S. 55-57, welche 
zwei verschiedene Vorschläge zur Einführung eines relativ stabilen Elements unterbreiten. Darunter befin-
det sich ein dauerhaftes Netzwerk, das „die Rahmenbedingungen für konkrete Kooperationsvorhaben” 
[REIß/BECK (1995), S. 57] zur Verfügung stellt. Im Jahr 1996 beschreibt SYDOW ein virtuelles Unterneh-
men als ein dynamisches Netzwerk, das „in einen größeren Netzwerkzusammenhang von Unternehmun-
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Wenn heute der Begriff des virtuellen Unternehmens fällt, so ist damit in der Regel ein tem-
poräres Netzwerk mit den zuvor beschriebenen Eigenschaften gemeint, das im Gegensatz zu 
den ersten virtuellen Unternehmen auf einem langfristig angelegten Netzwerk – hier als lang-
fristiges Beziehungsnetzwerk bezeichnet – basiert, das über den reinen Projektbezug des virtu-
ellen Unternehmens selbst hinausgeht
61
.  
Neben den bereits dargestellten Attributen verfügen virtuelle Unternehmen über weitere Cha-
rakteristika, die im Folgenden erörtert werden. Zunächst weisen virtuelle Unternehmen Merk-
male auf, die für sämtliche Unternehmenskooperationen typisch sind. Dazu gehört die bereits 
angeführte
62
 rechtliche Selbständigkeit der Teilnehmer
63
. Die Frage nach der wirtschaftlichen 
Selbständigkeit der Mitglieder einer Unternehmenskooperation wird in der einschlägigen Lite-
ratur unterschiedlich beantwortet. Wechselseitige Abhängigkeiten ergeben sich in einer Koo-
peration unbestritten aus dem Umstand, dass die Kooperationspartner im Hinblick auf die Re-
alisierung des Kooperationsziels die Hilfe der jeweils anderen an der Zusammenarbeit betei-
ligten Unternehmen benötigen
64
, wodurch eine Abstimmung der Entscheidungen und Aktivi-
täten impliziert wird
65
. Inwieweit durch diesen Abstimmungsbedarf allerdings die wirtschaft-
liche Unabhängigkeit der Kooperationspartner berührt wird, ist strittig. Teilweise wird vor 
dem Hintergrund des Koordinationsbedarfs die Ansicht geäußert, dass die wirtschaftliche 
Selbständigkeit in jedem Fall in den durch die Kooperation erfassten Bereichen beschränkt 
werde
66
. Vertreter dieser Richtung sehen offenbar bereits durch die Notwendigkeit einer Ko-
ordination die wirtschaftliche Unabhängigkeit der Kooperationspartner beschnitten. Eine an-
dere Antwort auf die Frage nach der wirtschaftlichen Abhängigkeit ergibt sich, wenn der Fo-
kus auf die Existenzerhaltung der kooperierenden Unternehmen gerichtet wird. KEMM-
                                                                                                                                                                                     
gen“ [SYDOW (1996), S. 11] eingebettet sei, aus dem die Mitglieder der virtuellen Unternehmen rekrutiert 
würden. Vgl. SYDOW (1996), S. 11. Auch REIß (1996a), S. 12, ordnet virtuellen Unternehmen eine Vorstufe 
zu, welche die Form eines Pools an Kooperationskandidaten annimmt, aus dem die Teilnehmer der virtuel-
len Unternehmen hervorgehen. 1998 schildern WÜTHRICH/PHILIPP das Praxisbeispiel eines virtuellen Un-
ternehmens, bei dem sich Unternehmen im Fall eines Kundenauftrags temporär zu einer Kooperation zu-
sammenschlossen, wobei die Kooperationspartner aus einem längerfristig angelegten Netzwerk stammten, 
was den innovativen Charakter dieses virtuellen Unternehmens ausmachte. Vgl. WÜTHRICH/PHILIPP (1998), 
S. 202. 
61  Vgl. RINGLE (2004), S. 35.  
62  Vgl. die Ausführungen weiter oben in diesem Kapitel. 
63  Vgl. auch BENKHOFF/LAUMANN/HOTH (2011a), S. 35, PIETSCHMANN (2011), S. 74, KEMMNER/GILLESSEN 
(2000), S. 12, LEMKEN/CREMERS (1999), S. 2 (nach eigener Paginierung), sowie MERTENS/FAISST (1997a), 
S. 102. Zur rechtlichen Selbständigkeit der Kooperationspartner als charakteristischer Eigenschaft von Un-
ternehmenskooperationen vgl. MORSCHETT (2003), S. 390, ZENTES/MORSCHETT (2003), S. 52, SELL 
(2002), S. 3, FRIESE (1998), S. 60, HAUSSMANN (1997), S. 461, PERLITZ (1997), S. 443, STÜDLEIN (1997), 
S. 55, WELGE/AL-LAHAM (1997), S. 555, sowie IHRIG (1991), S. 29. 
64  Vgl. WEBER/WALSH (1994), S. 26. In diesem Zusammenhang wird auch der Begriff Co-destiny benutzt. 
Vgl. BEA/JÄGLE (2002), S. 363. Mit Blick auf die typischerweise in einer Unternehmenskooperation auftre-
tenden Interdependenzen der beschriebenen Art bezeichnet GREMMINGER Situationen, in denen die Zieler-
reichung eines Individuums von der parallelen Zielrealisierung eines anderen Individuums abhängt, als 
„kooperative Situationen“ [GREMMINGER (1995), S. 51; Hervorhebung im Orignal]. 
65  Vgl. JUSTUS (1999), S. 23, sowie SCHAPER-RINKEL (1998), S. 21-22. 
66  Vgl. WEIßENFELS (2007), S. 40, BRUHN (2003), S. 1188, BUCHNER (2003), S. 40, PERLITZ (2004), S. 517, 
SCHICKEL (1999), S. 84, sowie LUTZ (1993), S. 45. Eine wirtschaftliche Interdependenz der Kooperations-
partner sieht weiterhin auch BOGENSTAHL (2012), S. 59, als gegeben an. 
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NER/GILLESSEN sind der Auffassung, dass die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Kooperati-
onspartnern nicht bedroht sei, sofern die im Rahmen der zwischenbetrieblichen Zusammenar-
beit durchgeführten Aktivitäten im Falle ihres Misserfolges die wirtschaftliche Existenz der 
Partnernunternehmen nicht gefährdeten
67
. Bezugnehmend auf die vermutlich aus einem sol-
chen Fehlschlag resultierende Trennung der Kooperationspartner verweist SCHAPER-RINKEL 
in diesem Zusammenhang auf die „Reversibilität der Kooperationsentscheidung“68 als Indika-
tor der wirtschaftlichen Unabhängigkeit. Unter dem Aspekt der Existenzerhaltung ist eine 
wirtschaftliche Abhängigkeit von Kooperationspartnern nicht grundsätzlich gegeben. 
Im Falle virtueller Unternehmen sollen die angestrebten nachhaltigen Wettbewerbsvorteile 
mit Hilfe gebündelter Kompetenzen erlangt werden. Die Bearbeitung eines Kundenauftrags 
kann nicht durch ein Unternehmen allein erfolgen, sondern erfordert die Beteiligung aller re-
levanten Kompetenzträger – ein Sachverhalt, der offensichtlich eine Koordination der Bünde-
lungsaktivitäten erfordert, wodurch in jedem Fall eine Interdependenz der Partnerunterneh-
men resultiert
69
. KEMMNER/GILLESSEN verweisen in diesem Zusammenhang auf die „wirt-
schaftliche[n] Verflechtungen“70 der Mitglieder virtueller Unternehmen, die sich bei der Bear-
beitung einer gemeinsamen Marktaufgabe zwangsläufig einstellten. Allerdings könne von ei-
ner wirtschaftlichen Abhängigkeit im Falle virtueller Unternehmen dennoch nicht die Rede 
sein, weil in dieser Kooperationsform überwiegend Projekte durchgeführt würden, die im Fal-
le ihres Misserfolges die Existenz der einzelnen, an der Kooperation beteiligten Unternehmen 
nicht gefährdeten.  
An dieser Stelle wird darauf verzichtet, die Unterschiede zwischen Verflechtungen und Ab-
hängigkeitsbeziehungen zu diskutieren, da derartige begriffliche Nuancierungen für den vor-
liegenden Sachverhalt unerheblich sind. Weiterhin erfordert die Thematik der vorliegenden 
Arbeit auch nicht die Klärung  der Frage, ob bereits die Notwendigkeit der Koordination eine 
wirtschaftliche Abhängigkeitsbeziehung zwischen kooperierenden Unternehmen begründet. 
Als Faktum wird in der vorliegenden Arbeit aber der Umstand betrachtet, dass selbst dann, 
wenn bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Selbständigkeit eines Unternehmens das im 
Vergleich zum Koordinationsbedarf restriktivere Kriterium der Existenzerhaltung angelegt 
wird, eine wirtschaftliche Dependenz einzelner Kooperationsteilnehmer durchaus bestehen 
kann
71
. Denkbar ist der Fall eines Unternehmens, das aufgrund seiner prekären Wettbewerbs-
situation auf einen Kooperationserfolg dringend angewiesen ist, um sein Überleben zu si-
chern
72
. In dieser Situation kann selbst unter der restriktiven Prämisse der Existenzerhaltung 
von einer wirtschaftlichen Abhängigkeit ausgegangen werden
73
. Da die in virtuellen Unter-
nehmen durchgeführten Projekte nicht per definitionem in ihrer strategischen Bedeutung für 
die Kooperationsmitglieder beschränkt sind, besteht kein Grund, die Möglichkeit einer wirt-
                                                          
67  Vgl. KEMMNER/GILLESSEN (2000), S. 13.  
68  SCHAPER-RINKEL (1998), S. 22. 
69  BAUER bezeichnet den beschriebenen Sachverhalt als „[p]roduktive Abhängigkeit“ [BAUER (2001), S. 34]. 
70  KEMMNER/GILLESSEN (2000), S. 13. 
71   Auch WEIßENFELS (2007), S. 41, hält eine wirtschaftliche Abhängigkeit von Kooperationsmitgliedern in 
Einzelfällen für möglich.  
72  Diese Möglichkeit räumt auch OLIVER (1990), S. 241, ein.  
73  Ähnlich verweist auch HAMEL (1991), S. 100, darauf, dass das Ausmaß der Dependenz eines jeden Koope-
rationsteilnehmers von der strategischen Bedeutung abhänge, welche die Zusammenarbeit für ihn beinhalte. 
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schaftlichen Dependenz der Mitglieder virtueller Unternehmen prinzipiell auszuschließen
74
. 
Unter diesem Aspekt kann die wirtschaftliche Unabhängigkeit der Mitglieder virtueller Unter-
nehmen nicht grundsätzlich festgestellt werden. Vielmehr ist die Frage nach der wirtschaftli-
chen Selbständigkeit fallweise zu prüfen. 
Über die dargestellten, allgemeinen Kooperationsmerkmale hinaus weisen virtuelle Unterneh-
men weitere Eigenschaften auf, die für diese konkrete Ausprägung einer Unternehmenskoope-
ration typisch sind. Dazu gehört insbesondere die spezifische Struktur der zwischenbetriebli-
chen Zusammenarbeit, die der Realisierung des Ziels virtueller Unternehmen Rechnung trägt. 
Eine Vielzahl von Kompetenzkombinationen, mit deren Hilfe nachhaltige Wettbewerbsvor-
teile begründet werden sollen, wird durch das im Zeitablauf relativ stabile, langfristige Bezie-
hungsnetzwerk ermöglicht, in dem eine große Zahl von Kompetenzträgern zusammenge-
schlossen ist, auf die im Falle einer sich bietenden Marktchance zugegriffen werden kann. Zur 
Bearbeitung eines konkreten Kundenauftrags werden aus dem langfristigen Beziehungsnetz-
werk jene Mitglieder zu einem virtuellen Unternehmen zusammengeführt, die über die zur 
Auftragserfüllung notwendigen Kompetenzen verfügen
75
. Als wünschenswert ist vor diesem 
Hintergrund eine hohe Zahl von Netzwerkmitgliedern anzusehen, denn je mehr Mitglieder das 
langfristige Beziehungsnetzwerk umfasst, desto eher ist zu anzunehmen, dass im Bedarfsfall 
die „Best-in-class“-Partner“76 für die Gründung des entsprechenden virtuellen Unternehmens 
rekrutiert werden können
77
. Damit jederzeit fehlende Kompetenzen ergänzt werden können, 
sollte das langfristige Beziehungsnetzwerk neuen Mitgliedern offenstehen
78
. Im Gegensatz 
zum langfristigen Beziehungsnetzwerk sind die virtuellen Unternehmen selbst temporärer Na-
tur
79
. Die Dauer eines konkreten virtuellen Unternehmens entspricht jener Zeitspanne, welche 
die Kooperationspartner benötigen, um den jeweiligen Kundenauftrag zu bearbeiten
80
. Damit 
ist der zeitliche Bestand eines virtuellen Unternehmens auftragsgebunden. Nach Abschluss 
der Auftragsbearbeitung wird das virtuelle Unternehmen aufgelöst. Erfolgt der nächste Kun-
                                                          
74  Vgl. dazu auch HEINZE/TRAPP/WÖLK/KRAUSE/SCHEERMESSER (2007), S. 22, welche zumindest die Mög-
lichkeit einer partiellen wirtschaftlichen Abhängigkeit der Mitglieder virtueller Unternehmen einräumen. 
75  REIß bezeichnet die Möglichkeit, nur die am besten geeigneten Unternehmen für die Bearbeitung eines 
Kundenauftrags zu rekrutieren, als das „netzwerkeigene Dream Team-Prinzip der Kompetenzkonfigurati-
on“ [REIß (1996b), S. 13]. Die Initiierung der virtuellen Unternehmen kann von einem sog. Broker wahrge-
nommen werden. Dabei handelt es sich um eine Person, die die Anforderungen eines Kundenauftrags mit 
den im langfristigen Beziehungsnetzwerk zur Verfügung stehenden Kompetenzen abgleicht und aus den 
passenden Kompetenzträgern ein virtuelles Unternehmen zusammenstellt. Vgl. KEMMNER/GILLESSEN 
(2000), S. 21. Zu dieser und weiteren möglichen Rollen auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetz-
werks vgl. Kapitel 2.5. 
76  RINGLE (2004), S. 36. Allerdings nimmt mit steigender Anzahl der Mitglieder des langfristigen Bezie-
hungsnetzwerks auch die Gefahr von Reibungsverlusten aufgrund unterschiedlicher kultureller Hintergrün-
de der Netzwerkmitglieder zu. Aus diesem Grund werden für das langfristige Beziehungsnetzwerk häufig 
Unternehmen angeworben, die ausschließlich aus einer bestimmten Region stammen. Vgl. JURK (2003), S. 
28. Zum Einfluss der Kultur auf die Zusammenarbeit in virtuellen Unternehmen vgl. im Einzelnen Kapitel 
5.5.2.2. Weiterhin kann sich eine hohe Mitgliederzahl negativ auf die Vertrauensbildung auswirken. Vgl. 
Kapitel 5.4.6.3.1. 
77  Vgl. RINGLE (2004), S. 36. 
78  Vgl. HANSMANN/RINGLE (2006), S. 96, sowie RINGLE (2004), S. 29. 
79  Vgl. RINGLE (2004), S. 29, sowie JURK (2003), S. 29. 
80  Vgl. RINGLE (2004), S. 37, sowie MÜLLER-STEWENS (1997), S. 33. 
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denauftrag, so wird – entsprechend den benötigten Kompetenzen – ein neues virtuelles Unter-
nehmen konfiguriert.  
Die Struktur sowie die Arbeitsweise virtueller Unternehmen verdeutlicht Abb. 2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
   
 
 
 
 
  
 
  
 
 
 
 
 
Abb. 2: Struktur und Arbeitsweise virtueller Unternehmen
81
 
Die Aufteilung der im Rahmen eines Kundenauftrags durchzuführenden Teilaktivitäten auf 
die Mitglieder eines virtuellen Unternehmens wird nicht durch eine übergeordnete Instanz 
vorgenommen, da virtuelle Unternehmen durch die Abwesenheit hierarchischer Strukturen 
                                                          
81  Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an SCHUH (1997), S. 302. 
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gekennzeichnet sind
82
. Die Kooperationspartner agieren gleichberechtigt
83
 und steuern dem-
zufolge die Aktivitäten in den virtuellen Unternehmen nach dem Prinzip der Selbstorganisati-
on
84
. 
Virtuelle Unternehmen sind durch einen hohen Kommunikationsbedarf gekennzeichnet
85
, der 
aus der dezentralen Struktur der Kooperation
86
 sowie insbesondere auch aus der angestrebten 
Kompetenzbündelung der Kooperationspartner folgt
87
. Gemäß dem Prinzip der Kompetenz-
bündelung werden Kundenaufträge segmentiert und die entstandenen Teilaufträge an ver-
                                                          
82  Vgl. BENKHOFF/LAUMANN/HOTH (2011a), S. 36, HELD/HERZNER/RIEDL (2009), S. 17, HEINZE/TRAPP/ 
WÖLK/KRAUSE/SCHEERMESSER (2007), S. 22, FLADNITZER (2006), S. 137, BEA/JÄGLE (2002), S. 363, BE-
CKER (2001), S. 6, LANGE (2001), S. 51, sowie JÖRGES/SÜSS (2000), S. 79. GILBERT (1999), S. 30, und 
SCHRÄDER (1996), S. 85, stellen ebenfalls den heterarchischen Charakter virtueller Unternehmen fest. Auch 
REIß verweist auf den heterarchischen Charakter dieser Kooperationsform [vgl. REIß (2006), S. 71] und be-
tont: „Eine […] Führung über die Grenzen selbständiger Mitgliedsunternehmen hinweg stellt in virtuellen 
Unternehmen […] die Ausnahme dar“ [REIß (2006), S. 70]. Eine ähnliche Auffassung vertritt auch HANS-
MANN (2001), S. 273, der darauf hinweist, dass es im Rahmen virtueller Unternehmen keine hierarchischen 
Strukturen, wie etwa Personen gäbe, die mit Weisungsbefugnissen ausgestattet seien. HANSMANN begrün-
det seine Einschätzung allerdings mit der aus seiner Sicht bestehenden rechtlichen und wirtschaftlichen 
Selbständigkeit der Partnerunternehmen. Zur Problematik der wirtschaftlichen Unabhängigkeit der Mitglie-
der virtueller Unternehmen vgl. die Erörterungen an früherer Stelle dieses Kapitels. Dagegen argumentieren 
JÄRISCH/PREISSLER/ROEHL (2001), S. 106, mit der Funktionalität heterarchischer Strukturen, wenn sie da-
rauf verweisen, dass hierarchische Strukturen für virtuelle Unternehmen wenig geignet seien, da lange Ent-
scheidungswege und Entscheidungsdauern sich negativ auf die Flexibilität der Kooperation auswirkten. Zur 
strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen vgl. Kapitel 2.4.2.  
83  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 132, REIß (2006), S. 69, sowie MÜLLER-STEWENS (1997), S. 33. MÜLLER-STE-
WENS leitet die Gleichberechtigung der Partner virtueller Unternehmen aus deren gegenseitigen Abhängig-
keitsbeziehungen her. Vgl. dazu auch die Diskussion über die wirtschaftliche Selbständigkeit von Koopera-
tionspartnern an früherer Stelle in diesem Kapitel. Die Existenz einer solchen Kausalität setzt allerdings vo-
raus, dass alle Interdependenzen dieselbe Intensität aufweisen. Teilweise wird die Ansicht vertreten, dass 
virtuelle Unternehmen hinsichtlich der Beziehungen der Kooperationspartner in verschiedenen Ausprägun-
gen auftreten könnten. So gehen CHILD/FAULKNER (1998), S. 122, davon aus, dass virtuelle Unternehmen 
die Zusammenarbeit gleichberechtigter Partner ebenso einschließen könnten wie die Führung der Koopera-
tionsmitglieder durch ein fokales Unternehmen. In der vorliegenden Arbeit werden ausschließlich virtuelle 
Unternehmen betrachtet, die auf der Kooperation gleichberechtigter Partner basieren.  
84  Vgl. HELD/HERZNER/RIEDL (2009), S. 16, BEA/JÄGLE (2002), S. 364, KÖSZEGI (2001), S. 26, SCHERM/ 
SÜSS (2001), S. 36, GERPOTT/BÖHM (2000), S. 17, JÖRGES/SÜSS (2000), S. 80, GILBERT (1999), S. 30, 
SCHOLZ (1996), S. 208, sowie SCHRÄDER (1996), S. 91. Vgl. auch SPECHT/KAHMANN (2000), S. 61, wel-
che die Selbstabstimmung als wichtiges Koordinationsinstrument virtueller Unternehmen ansehen, REIß 
(1996a), S. 11, der die selbständigen Koordinationsaktvitäten der dezentralen Einheiten in virtuellen Un-
ternehmen betont, sowie REIß (1996b), S. 14, der in virtuellen Unternehmen das Prinzip der Selbstabstim-
mung gegeben sieht. Vgl. weiterhin auch HANSMANN (2001), S. 273, der in der überwiegenden Zahl virtu-
eller Unternehmen – die allerdings seiner Meinung nach vertikale Kooperationen darstellen – ausschließ-
lich die Selbstabstimmung für sinnvoll hält. Zur Selbstabstimmung als Teil der Selbstorganisation vgl. Ka-
pitel 5.6.2. 
85  Vgl. JÄRISCH/PREISSLER/ROEHL (2001), S. 109, sowie auch BECKER (2001), S. 3. Die Bedeutung, die der 
Kommunikation in virtuellen Unternehmen zukommt, unterstreicht BECKER mit folgender Formulierung: 
„Das Band, das virtuelle Organisationen zusammenschweißt und prägt, heißt Kommunikation“ [BECKER 
(2001), S. 3]. 
86  Vgl. KEMMNER/GILLESSEN (2000), S. 15. 
87  Im Falle der Kompetenzbündelung entsteht der Kommunikationsbedarf aus dem mit dem Bündelungspro-
zess notwendigerweise verbundenen wechselseitigen Lernen der Kooperationspartner. Vgl. Kapitel 
5.5.2.2.1. 
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schiedene Kompetenzträger delegiert. Die erbrachten Teilleistungen sind letztlich zu einer 
Gesamtleistung zu integrieren
88
. Die beschriebenen Arbeitsabläufe werden durch den intensi-
ven Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechnologien unterstützt
89
. Derarti-
ge Technologien ermöglichen den in der Regel geographisch verteilten Mitgliedern virtueller 
Unternehmen
90
 die Überbrückung der räumlichen Differenz
91
 sowie einen Informationsaus-
tausch ohne zeitliche Verzögerungen
92
.  
Die Funktionsfähigkeit virtueller Unternehmen, d. h. ihr Vermögen, Kompetenzen zwecks ge-
meinsamer Auftragsbearbeitung zu bündeln, gründet sich in besonderem Maße auf das in der 
Unternehmenskooperation herrschende Vertrauen
93
. Die Entwicklung vertrauensvoller Bezie-
hungen erweist sich als notwendig, weil virtuelle Unternehmen auf aufwändige Vertragswer-
ke verzichten
94
, in denen die Beziehungen zwischen den Kooperationspartnern rechtlich ver-
pflichtend geregelt werden könnten
95
, gleichzeitig aber der Austausch strategisch relevanten 
Wissens forciert wird
96
. Der Verzicht auf umfassende vertragliche Absicherungen
97
 und die 
                                                          
88  Vgl. GÜNES (2011), S. 951. Segmentierung und Integration werden im Rahmen der zuvor in diesem Kapitel 
angeführten Selbstorganisation der Kooperationspartner erbracht. Zur Selbstorganisationsfähigkeit vgl. 
Kapitel 5.6. 
89  Vgl. ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 10, sowie HANSMANN (2001), S. 272. JÄRISCH/PREISS-
LER/ROEHL sprechen in diesem Zusammenhang von dem „verstärkt mediatisierten Charakter“ [JÄRISCH/ 
PREISSLER/ROEHL (2001), S. 106] der Kommunikation. Zu einer detaillierten Auseinandersetzung mit den 
Funktionen von Informations- und Kommunikationstechnologien in virtuellen Unternehmen vgl. MÜLLER 
(2003). Ein interessantes Beispiel für die Nutzung moderner Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien im Rahmen virtueller Teams findet sich bei HOLZHÄUSER. Der Verfasser schildert den Fall eines Her-
stellers von Industrie-Armaturen, der zwecks Durchführung von Projekten mit Hilfe virtueller Teams eine 
sog. Collaboration-Plattform eingerichtet hat. Diese Plattform dient nicht nur dem zentralen Management 
sämtlicher Projektinformationen, sondern bietet darüber hinaus ein Diskussionsforum für die Teammitglie-
der und ermöglicht sogar die kurzfristige Initiierung von Online-Meetings. Vgl. HOLZHÄUSER (2011), S. 
24. Verschiedene Ansätze zur Gestaltung von Kooperationsplattformen für virtuelle Unternehmen präsen-
tieren darüber hinaus auch HAYKA/LANGENBERG/STARK (2010). Betrachtungen über die Bedeutung von 
Social Software für die Zusammenarbeit in virtuellen Unternehmen stellt PIETSCHMANN (2011), S. 85-92, 
an. 
90  Vgl. BENKHOFF/LAUMANN/HOTH (2011b), S. 49, PICOT/REICHWALD/WIGAND (2003), S. 421, HANSMANN 
(2001), S. 272, sowie JÖRGES/SÜSS, welche von der „Delokalisierung“ [JÖRGES/SÜSS (2000), S. 80] der 
Mitarbeiter virtueller Unternehmen sprechen. 
91  Vgl. LANGE (2001), S. 52, sowie SPECHT/KAHMANN (2000), S. 56. 
92  Vgl. JÄRISCH/PREISSLER/ROEHL (2001), S. 106, welche die räumliche und zeitliche neben der institutionel-
len Entkoppelung als grundlegende Dimensionen der Virtualisierung ansehen. 
93  Vgl. HELD/HERZNER/RIEDL (2009), S. 12, FLADNITZER (2006), S. 150, SPEY (2005), S. 19, THALER (2004), 
S. 16, KÖSZEGI (2001), S. 14, KEMMNER/GILLESSEN (2000), S. 18, WON/LEMKEN/PIPEK (2000), S. 35, EN-
GELHARD (1999), S. 327, STEVEN (1999), S. 246, SYDOW (1996), S. 12, HANDY (1995), S. 44, sowie WE-
BER/WALSH (1994), S. 26. Dem hohen Stellenwert des Vertrauens in virtuellen Unternehmen entsprechend, 
bezeichnet BECKER Vertrauen als „Schlüssel zur virtuellen Organisation“ [BECKER (2001), S. 5]. 
94  Vgl. BÜSCHKEN (1999), S. 779, sowie JONES/BOWIE (1998), S. 275. 
95  Vgl. MERTENS/FAISST (1995), S. 65. 
96  Auch JÖRGES/SÜSS (2000), S. 80, verweisen auf die Notwendigkeit, Vertrauen zu entwickeln, um die erfor-
derliche Offenlegung von Wissen zu gewährleisten. Ebenso unterstreicht BOUTY (2000), S. 50, das Erfor-
dernis wechselseitigen Vertrauens im Rahmen eines Austausches strategischer Ressourcen. Der Begriff der 
strategischen Ressource entspricht dabei inhaltlich dem hier verwendeten Terminus der strategisch relevan-
ten Ressource. 
97  Vgl. SCHOLZ (2000), S. 415. 
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parallel notwendige Preisgabe wettbewerbskritischen Wissens erfordern eine Vertrauenskul-
tur
98
 in virtuellen Unternehmen
99
.  
Gegenüber ihren Kunden treten virtuelle Unternehmen idealerweise wie eine Einheit auf
100
, 
wodurch „die namensgebende Virtualität“101 dieser Kooperationsform resultiert. Der gemein-
same Auftritt der Mitglieder eines virtuellen Unternehmens wird durch die Verwendung einer 
einheitlichen Marke unterstützt
102
. In der Praxis finden sich allerdings auch Abweichungen 
von dem beschriebenen Auftritt. So existieren neben dem idealtypischen Auftreten unter einer 
gemeinsamen Marke auch Fälle, in denen sich die Kooperationspartner sowohl unter einer 
gemeinsamen als auch unter der Marke eines Partnerunternehmens oder ausschließlich unter 
ihren eigenen Marken präsentieren
103
. 
Zusammenfassend können virtuelle Unternehmen wie folgt beschrieben werden
104
: 
 
 
 
 
 
 
                                                          
98  Vgl. REIß (1996a), S. 12. KÖSZEGI (2001), S. 29, verweist zudem darauf, dass eine Vertrauenskultur in vir-
tuellen Unternehmen formale Kontrollmechanismen ersetzen könne. 
99  Dass das wechselseitige Vertrauen der Kooperationspartner nicht nur, wie die Ausführungen es vermuten 
lassen, ein gleichwertiges Surrogat für Verträge darstellt, sondern letzteren, was die Regelung des gegensei-
tigen Wissenstransfers angeht, sogar überlegen ist, wird in Kapitel 6.3.3.1.3.2 gezeigt. Auch BECKER 
(2001), S. 6, betont, dass Vertrauen nicht durch Verträge ersetzt werden könne. 
100  Vgl. BENKHOFF/LAUMANN/HOTH (2011a), S. 35, HEINZE/TRAPP/WÖLK/KRAUSE/SCHEERMESSER (2007), S. 
19, HANSMANN/RINGLE (2006), S. 96, RINGLE (2004), S. 29, JURK (2003), S. 29, GORA/SCHEID (2001), S. 
12, HANSMANN (2001), S. 272, sowie SPECHT/KAHMANN (2000), S. 56. SCHOLZ erfasst diesen einheitli-
chen Marktauftritt mit dem Begriff „‚one-face-to-the-customerʼ“ [SCHOLZ (1999), S. 7; Anführungszeichen 
im Original]. 
101  THORANT (2010), S. 8. 
102  Vgl. RINGLE (2004), S. 39, sowie KEMMNER/GILLESSEN (2000), S. 17. Ein Vorteil dieses Vorgehens ist 
beispielsweise in der Stärkung des Gemeinschaftssinns der Kooperationspartner zu sehen. Vgl. RINGLE 
(2004), S. 39, Fn. 101. Weiterhin wird das Zutrauen der Kunden zu der Leistungsfähigkeit der Kooperation 
gestärkt, sofern sich das virtuelle Unternehmen nicht als solches zu erkennen gibt. Vgl. KEMMNER/GILLES-
SEN (2000), S. 17. Einige Kunden befürchten, dass aus der notwendigen Aufgabenverteilung zwischen den 
Kooperationspartnern Reibungsverluste resultieren, die die Produktqualität oder die Termintreue beein-
trächtigen. Vgl. KEMMNER/GILLESSEN (2000), S. 18. In der Folge könnte der Fall eintreten, dass Konsu-
menten eine Zusammenarbeit mit Einzelunternehmen vorzögen, um die mit virtuellen Unternehmen ver-
bundenen Risiken zu vermeiden. Vgl. MEFFERT (1999c), S. 507. 
103  Vgl. dazu auch die Fallstudien bei TEICHMANN/BORCHARDT (2003). Die Vorteile der Nutzung verschiede-
ner Marken, des sog. Co-Brandings, bestehen in der Möglichkeit, einen positiven Imagetransfer zu realisie-
ren. Vgl. MEFFERT (1999c), S. 511. 
104  Vgl. dazu auch RINGLE (2004), S. 29, und JURK (2003), S. 29.  
18 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie die vorangegangenen Ausführungen zeigen, handelt es sich bei virtuellen Unternehmen 
um ein Konzept, bei dem zwei Perspektiven zu berücksichtigen sind
105
: 
 das virtuelle Unternehmen selbst als temporäres Kooperationsnetzwerk zum Zweck der 
Leistungserstellung, sowie 
 das langfristige Beziehungsnetzwerk als vergleichsweise stabiles Netzwerk zum Zweck der 
Beziehungspflege, dem die Mitglieder des virtuellen Unternehmens entstammen.
 
 
In der einschlägigen Literatur ist teilweise eine von der hier vorgenommenen Einteilung ab-
weichende begriffliche Unterscheidung zu finden
106
. Zudem werden die beiden, zuvor ange-
führten Netzwerke inhaltlich nicht immer eindeutig voneinander abgegrenzt
107
. Um Unklar-
                                                          
105  Vgl. RINGLE (2004), S. 30, sowie ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 8.  
106  Vgl. TJADEN (2003), S. 26-27, welcher das temporäre Kooperationsnetzwerk als virtuelles Unternehmen im 
engeren Sinn und das langfristige Beziehungsnetzwerk als virtuelles Unternehmen im weiteren Sinn be-
zeichnet.  
107  So ergibt sich etwa aus JURKS Ausführungen an einer Stelle seiner Arbeit, dass das Beziehungspotenzial als 
langfristige und die aktivierten Netzwerke als kurzfristige Komponente gemeinsam das virtuelle Unterneh-
men konstituieren. Vgl. JURK (2003), S. 32-33. An anderer Stelle dagegen bezieht der Verfasser den Be-
griff des virtuellen Unternehmens lediglich auf das temporäre Kooperationsnetzwerk. Vgl. JURK (2003), S. 
29. Die nötige Trennschärfe lassen auch die Ausführungen von ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), 
S. 8, vermissen. So bezeichnen die Verfasser in ihrem Beitrag ein virtuelles Unternehmen zunächst als ein 
projektbezogenes Konstrukt, das sich aus einem Netzwerk heraus bildet. Damit nehmen sie eine Abgren-
zung zwischen dem temporären virtuellen Unternehmen und dem als relativ stabil beschriebenen Netzwerk 
vor. Anschließend schildern die Verfasser ein virtuelles Unternehmen als ein Konstrukt mit zwei Ebenen: 
dem relativ stabilen Netzwerk sowie dem „eigentlichen Virtuellen Unternehme[n]“ [ALBERS/BISPING/ 
TEICHMANN/WOLF (2003), S. 8], wobei Letzteres als zeitlich befristet betrachtet wird.  
Bei einem virtuellen Unternehmen handelt es sich um ein zeitlich begrenztes Koope-
rationsnetzwerk rechtlich selbständiger und gleichberechtigter Unternehmen zur 
Nutzung einer kurzfristigen Marktchance, dessen Mitglieder aus einem langfristigen 
Beziehungsnetzwerk rekrutiert werden. Die spezifischen Kompetenzen der Mitglie-
der werden im Rahmen des virtuellen Unternehmens zu neuen, gemeinsamen Kom-
petenzen gebündelt und zur Bearbeitung eines Kundenauftrags genutzt. Die dadurch 
zu erzielende hohe Kundenorientierung soll den Kooperationspartnern zur Erlan-
gung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile verhelfen. Ihren Kunden präsentieren sich 
virtuelle Unternehmen als Einheit. 
Virtuelle Unternehmen verzichten auf den institutionellen Rahmen traditioneller Un-
ternehmen zugunsten vertrauensvoller Beziehungen der Kooperationspartner. Die 
Aktivitäten virtueller Unternehmen folgen dem Prinzip der Selbstorganisation. Ih-
rem hohen Kommunikationsbedarf tragen virtuelle Unternehmen durch den intensi-
ven Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien Rechnung.  
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heiten zu vermeiden, wird in dieser Arbeit mit dem Begriff des virtuellen Unternehmens aus-
schließlich das temporäre Kooperationsnetzwerk bezeichnet
108
.  
Eine derartige Differenzierung ist aus verschiedenen Gründen angebracht. Das Konzept des 
virtuellen Unternehmens erfuhr, wie zu Beginn dieses Kapitels dargelegt, Mitte der 1990er 
Jahre insofern eine Modifikation, als ein zusätzliches – hier als langfristiges Beziehungsnetz-
werk bezeichnetes – Netzwerk in die Betrachtungen eingeführt wurde. Allerdings resultierte 
aus dieser konzeptionellen Veränderung keine grundlegende strukturelle Variation der virtuel-
len Unternehmen selbst. Insbesondere bildet das langfristige Beziehungsnetzwerk keinen Teil 
der virtuellen Unternehmen. In seiner Funktion als Basis der virtuellen Unternehmen ist das 
langfristige Beziehungsnetzwerk den virtuellen Unternehmen lediglich vorgeordnet
109
. Dem-
entsprechend erfolgen keine Interventionen von Mitgliedern des langfristigen Beziehungs-
netzwerks in den laufenden Betrieb eines virtuellen Unternehmens, denn virtuelle Unterneh-
men arbeiten, wie zuvor erläutert, nach dem Prinzip der Selbstorganisation. Schließlich be-
zieht sich die Eigenschaft der Virtualität auf das temporäre Kooperationsnetzwerk. Das zeit-
lich begrenzte Netzwerk bildet den Ort der Leistungserstellung
110
 und vermittelt dem Kunden 
den Eindruck, die angeforderte Leistung „aus einer Hand“111, d. h. von einem Unternehmen, 
zu erhalten. Es ist also das temporäre Kooperationsnetzwerk, das den Anschein eines traditio-
nellen Unternehmens erweckt und infolgedessen das Attribut „virtuell“ rechtfertigt.  
Unter Berücksichtigung der angeführten Aspekte erweist es sich als plausibel, als virtuelle 
Unternehmen lediglich die temporären Kooperationsnetzwerke zu bezeichnen, die unter 
Rückgriff auf die Mitglieder des langfristigen Beziehungsnetzwerks gebildet werden
112
.   
Tab. 1 fasst die Charakteristika virtueller Unternehmen zusammen. 
 
 
 
                                                          
108  Entsprechende Definitionen virtueller Unternehmen finden sich bei HELD/HERZNER/RIEDL (2009), S. 13, 
HANSMANN/RINGLE (2006), S. 96, RINGLE (2004), S. 29 und S. 30, THALER (2004), S. 5, LANGE (2001), S. 
55-56, sowie KEMMER/GILLESSEN (2000), S. 19. 
109  Vgl. ähnlich LANGE (2001), S. 55. REIß (1996a), S. 12, beschreibt das hier als langfristiges Beziehungs-
netzwerk bezeichnete Netzwerk als Vorstufe der temporären Kooperationsnetzwerke. Ähnlich sehen auch 
REIß/BECK (1995), S. 56-57, in dem hier als langfristiges Beziehungsnetzwerk betitelten Netzwerk ein 
Konstrukt, das die notwendigen Rahmenbedingungen für virtuelle Netzwerke schafft.  
110  Ähnlich verweist THALER (2004), S. 5, darauf, dass bei der Bearbeitung eines Projektes durch ein virtuelles 
Unternehmen keine Wertschöpfung durch das langfristige Beziehungsnetzwerk – von THALER als Pool be-
zeichnet – stattfindet. 
111  KLEIN (1994), S. 309. 
112  GERPOTT/BÖHM räumen zwar ein, dass sich „eine stabile Plattform etablieren [könne], die als erweitertes 
virtuelles Unternehmen eine weitgehend spontane, aufgabenspezifische Neuvernetzung erlaubt“ [GER-
POTT/BÖHM (2000), S. 24], betonen aber entsprechend der hier präsentierten Begriffsauffassung, dass 
„[d]as eigentliche virtuelle Unternehmen […] nur aus der Teilmenge […] der stabilen Plattform“ [GER-
POTT/BÖHM (2000), S. 24-25] bestehe.  
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Merkmal Ausprägung in virtuellen Unternehmen 
Ziel 
Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile durch eine hohe Kundenorientierung, 
d. h. durch eine schnelle und individualisierte Auftragsbearbeitung 
Art der Zielrealisierung 
Kompetenzbündelung 
Struktur 
temporäres Kooperationsnetzwerk, dessen Mitglieder aus einem langfristigen Be-
ziehungsnetzwerk rekrutiert werden 
Arbeitsweise 
 Gründung eines virtuellen Unternehmens im Falle eines Kundenauftrags mit 
Angehörigen des langfristigen Beziehungsnetzwerks 
 Auflösung dieser Zusammenarbeit nach Beendigung der Auftragsbearbeitung 
 Konfiguration eines neuen virtuellen Unternehmens mit Mitgliedern des lang-
fristigen Beziehungsnetzwerks im Falle eines Folgeauftrags 
Dauer der  
Zusammenarbeit 
auftragsgebunden 
Autonomie der  
Kooperationspartner 
rechtlich selbständig; wirtschaftliche Selbständigkeit nicht pauschal beurteilbar 
Ordnungsprinzip  Heterarchie 
Marktauftritt einheitlich 
Organisationsprinzip  Selbstorganisation 
Formalisierungsgrad
113
 
niedrig: keine Institutionalisierung unternehmerischer Funktionen, Verzicht auf 
aufwändige Verträge, Zusammenarbeit auf der Basis von Vertrauen  
Kommunikation  
hoher Kommunikationsbedarf, Einsatz moderner Informations- und Kommunika-
tionstechnologien 
Tab. 1: Charakteristika virtueller Unternehmen
114
 
2.3 Motivation der Entstehung virtueller Unternehmen – Kontextwandel 
Betrachtet man die Veränderungen, die sich im Umfeld von Unternehmen in der jüngeren 
Vergangenheit eingestellt haben, so lassen sich die fortschreitende Globalisierung, ein verän-
dertes Abnehmerverhalten sowie die Einführung von Innovationen im Bereich der Informati-
                                                          
113  Der Formalisierungsgrad gibt Auskunft über die Art und Weise der Vereinbarungen, die Kooperationspart-
ner hinsichtlich ihrer zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit treffen. Sofern, wie bei virtuellen Unterneh-
men, keine Institutionenbildung erfolgt und keine Verträge geschlossen werden, liegt ein niedriger Formali-
sierungsgrad vor. Vgl. HAGENHOFF (2004), S. 12. Einen geringen Formalisierungsgrad virtueller Unterneh-
men konstatiert auch BAUER (2001), S. 30. 
114  Quelle: eigene Darstellung. 
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ons- und Kommunikationstechnologien als wesentliche Merkmale des Kontextwandels nen-
nen
115
.  
Im Zuge der zunehmenden Globalisierung und des damit verbundenen Eintritts neuer Wettbe-
werber in angestammte Märkte
116
 sehen sich viele Unternehmen mit einer Intensivierung des 
Wettbewerbs konfrontiert. Häufig stellen die neuen Konkurrenten ihre Produkte zu erheblich 
geringeren Produktionskosten her als die etablierten Anbieter
117
 und setzen damit letztere un-
ter einen verschärften Kostendruck
118
.  
Die Ansprüche der Kunden an die Qualität der Produkte haben sich ebenfalls gewandelt. Die  
Abnehmer geben sich nicht mehr mit standardisierten Angeboten zufrieden, sondern erwarten 
individuell gestaltete Leistungen
119
. Auch die Zeit tritt im Rahmen des veränderten Abneh-
merverhaltens in den Vordergrund
120
. So fordern die Kunden eine kurzfristige Erfüllung ihrer 
Wünsche
121
. Zudem ist ein immer schnellerer Wechsel der Konsumentenpräferenzen festzu-
stellen, der mit einer sinkenden Loyalität der Kunden gegenüber den Anbietern einhergeht
122
.  
Die beschriebenen Umfeldveränderungen rücken die Faktoren Kosten, Qualität und Zeit in 
den Vordergrund
123
. Die Erzielung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile erfordert die Bedienung 
dieser strategischen Erfolgsfaktoren
124
. Kosten, Qualität und Zeit stellen Aspekte dar, deren 
Berücksichtigung letztlich zu einer Erhöhung der Kundenzufriedenheit führt
125
. Damit ent-
spricht die Erfüllung der durch die strategischen Erfolgsfaktoren vorgegebenen Bedingungen 
einer kundenorientierten Unternehmensführung
126
.  
Begleitet werden die geschilderten Aspekte des Wandels von der rasch voranschreitenden 
Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnologie. Auf der einen Seite stellt 
dieser technologische Fortschritt aufgrund der aus ihm resultierenden Innovationsdynamik ei-
ne neue Herausforderung für Unternehmen dar
127
. Auf der anderen Seite eröffnen sich durch 
die Neuerungen in diesem Bereich aber auch Gestaltungsspielräume für die arbeitsteilige 
Leistungserstellung.  
                                                          
115  Vgl. PICOT/REICHWALD/WIGAND (2003), S. 2-3. 
116  Vgl. SCHOLZ (2000), S. 409. 
117  Vgl. PICOT/REICHWALD/WIGAND (2003), S. 2. 
118  Vgl. WRONA/SCHELL (2003), S. 312, sowie SIEBERT (1999), S. 21.  
119  Vgl. BEA/JÄGLE (2002), S. 362, sowie SCHOLZ (2000), S. 410. Bereits BULLINGER/BRETTREICH-TEICH-
MANN/FRÖSCHLE stellen eine „Individualisierungstendenz“ [BULLINGER/BRETTREICH-TEICHMANN/ FRÖ-
SCHLE (1995), S. 18] fest.   
120  Vgl. ähnlich WALTERMANN (1994), S. 550. 
121  Vgl. SIEBERT (1999), S. 18. 
122   Vgl. MEFFERT (1999a), S. 17. 
123  Vgl. BOGASCHEWSKY/ROLLBERG (1998), S. 8. 
124  Vgl. RINGLE (2004), S. 76. Bei den hier aufgeführten Faktoren handelt es sich um generelle strategische Er-
folgsfaktoren, d. h. um strategische Erfolgsfaktoren, die auf sämtliche Organisationen, unabhängig von de-
ren Branchenzugehörigkeit oder anderen spezifischen Merkmalen, Einfluss nehmen. Zu einer Klassifizie-
rung der in der wissenschaftlichen Literatur zu findenden Erfolgsfaktoren vgl. DASCHMANN (1994), S. 1-5. 
Zur Entwicklung des Erfolgsfaktorenansatzes vgl. ANNACKER (2000), S. 7-21.  
125  Vgl. RINGLE (2004), S. 86. 
126  Die Bedienung der strategischen Erfolgsfaktoren setzt also die Einnahme einer „customer-centric perspec-
tive“ [ETTENSON/CONRADO/KNOWLES (2013), S. 1] voraus. 
127  Vgl. PICOT/REICHWALD/WIGAND (2003), S. 5. 
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Eine Option, den beschriebenen Anforderungen des Marktes gerecht zu werden, besteht in der 
Gründung zwischenbetrieblicher Kooperationenen, die aufgrund ihrer Struktur den Bedingun-
gen des Umfeldwandels entsprechen können
128
.  Virtuelle Unternehmen als spezifische Form 
der interorganisationalen Zusammenarbeit sind in der Lage, sowohl die kosten- als auch die 
qualitäts- und zeitbezogenen Anforderungen eines dynamischen Unternehmensumfelds zu er-
füllen
129
. Hintergrund dieses Vermögens ist die für diese Kooperationsform typische Flexibili-
tät
130
.  
 
2.4  Beherrschung des Wandels durch strategische Flexibilität 
2.4.1  Gegenstand strategischer Flexibilität  
Als herausragendste Eigenschaft virtueller Unternehmen erweist sich die Fähigkeit dieser Ko-
operationen, ständig neue temporäre Netzwerke zu konfigurieren und sich auf diese Weise 
schnell an variierende Marktbedingungen anzupassen
131
. In der wissenschaftlichen Literatur 
wird dieses als Flexibilität virtueller Unternehmen bezeichnete Charakteristikum regelmäßig 
hervorgehoben
132
. Aufgrund der Bedeutung, die der Flexibilität in einem dynamischen Unter-
nehmensumfeld zukommt, kann die Flexibilität sogar als die zentrale Eigenschaft virtueller 
Unternehmen betrachtet werden
133
, die dieser Kooperationsform ihre Existenzberechtigung 
verleiht
134
. Flexibilität wird als eine wesentliche Bedingung für das Überleben von Unter-
nehmen unter ständig variierenden Wettbewerbsbedingungen betrachtet
135
. Die Flexibilität 
virtueller Unternehmen macht diese Kooperationsform demzufolge zu einem Instrument, mit 
dem Unternehmen dem stetigen Kontextwandel effektiv begegnen und letztlich ihre Existenz 
                                                          
128  Vgl. SCHUH/EISEN/DIERKES (2000), S. 66. 
129  Vgl. LANGE (2001), S. 38, sowie GARRECHT (1998), S. 114. Zur Wirkung virtueller Unternehmen auf Kos-
ten, Qualität und Zeit vgl. im Einzelnen RINGLE (2004), S. 191-270. 
130  Vgl. WAGNER (1999), S. 13, sowie ähnlich auch MÜLLER-STEWENS (1997), S. 28.  
131  Vgl. HANSMANN (2001), S. 273, GERPOTT/BÖHM (2000), S. 16-17, sowie BÜSCHKEN (1999), S. 781.  
132  Vgl. MEYER/TOMASCHEK/DEJ/RICHTER (2011), S. 59, PIETSCHMANN (2011), S. 75, HEINZE/TRAPP/WÖLK/ 
KRAUSE/SCHEERMESSER (2007), S. 24, FLADNITZER (2006), S. 128, HANSMANN/RINGLE (2006), S. 97, 
NIESS/SPANDAU (2005), S. 212, PICOT/REICHWALD/WIGAND (2003), S. 424, BEA/JÄGLE (2002), S. 363, 
GORA/SCHEID (2001), S. 13, HANSMANN (2001), S. 273, LANGE (2001), S. 35, MÖSLEIN (2001), S. 22, 
GERPOTT/BÖHM (2000), S. 16-17, JÖRGES/SÜSS (2000), S. 79, BÜSCHKEN (1999), S. 781, MEFFERT 
(1999c), S. 506, JONES/BOWIE (1998), S. 276, WÜTHRICH/ PHILIPP (1998), S. 203, OTT (1996), S. 16, REIß 
(1996a), S. 11, sowie SCHOLZ (1996), S. 208. 
133  Vgl. WAGNER (1999), S. 11. Bei einer Analyse von 39 Beiträgen verschiedener Autoren, die zwischen 
1993 und 1998 erschienen sind und sich explizit mit den Motiven der Virtualisierung auseinandersetzen, 
kommt WAGNER zu dem Resultat, dass die Flexibilität mit einer Nennungshäufigkeit von 82 Prozent den 
zentralen Aspekt der Etablierung virtueller Unternehmen darstellt. Den Stellenwert der Flexibilität im Kon-
text virtueller Unternehmen unterstreicht auch MÜLLER-STEWENS indem er „Virtualisierung als eine Form 
der Flexibilisierung“ [MÜLLER-STEWENS (1997), S. 32] bezeichnet. 
134  Demzufolge bezeichnet FISCHER die Flexibilität virtueller Unternehmen als „raison d’être“ [FISCHER 
(1997), S. 16] dieser Kooperationsform.  
135  Vgl. PICOT/REICHWALD/WIGAND (2003), S. 9, sowie ähnlich auch MOHRMAN/LAWLER (2012), S. 42, die in 
diesem Zusammenhang den Begriff Anpassungsfähigkeit wählen. Zur Bezeichnung Anpassungsfähigkeit 
vgl. die Ausführungen an späterer Stelle dieses Kapitels. 
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sichern können
136
. Im vorliegenden Kapitel wird das Phänomen der Flexibilität virtueller Un-
ternehmen näher beleuchtet. Dabei wird gezeigt, inwiefern sich die als Flexibilität bezeichnete 
Eigenschaft virtueller Unternehmen in das in der wissenschaftlichen Literatur zu findende 
Flexibilitätsverständnis einordnen lässt. 
In der einschlägigen Literatur existieren zahlreiche Konzepte zur Erfassung des Begriffs Fle-
xibilität
137
. Ungeachtet der unterschiedlichen Ausgestaltungen der Ansätze scheint weitgehen-
de Einigkeit darüber zu herrschen, dass die Flexibilität eines Unternehmens als dessen Wand-
lungsfähigkeit
138
 oder Anpassungsfähigkeit
139
 beschrieben werden kann. Die im Rahmen vir-
tueller Unternehmen thematisierte Wandlungsfähigkeit soll dazu beitragen, dass die Koopera-
tionsmitglieder trotz eines dynamischen Umfelds nachhaltige Wettbewerbsvorteile erzielen 
können. Nachhaltige Wettbewerbsvorteile beruhen gemäß der Argumentation des Resource-
based View auf der spezifischen Ressourcenausstattung eines Unternehmens
140
, im vorliegen-
den Fall demnach auf der Gesamtheit der Ressourcenausstattungen der kooperierenden Un-
ternehmen. Folglich stellt die Ressourcenbasis eines virtuellen Unternehmens den Ansatz-
punkt für dessen Wandlungsfähigkeit dar. 
SANCHEZ/HEENE entsprechen diesem Zusammenhang mit ihrem Konzept der strategischen 
Flexibilität
141
. Die Verfasser sehen in der strategischen Flexibilität eines Unternehmens des-
sen Vermögen, sich an veränderte Umfeldbedingungen anzupassen, wobei dieses Anpas-
sungsvermögen auf zwei Aspekte zielt: die Ressourcen, über die das Unternehmen verfügt, 
sowie die Strategien zur Nutzung dieser Ressourcen. Die strategische Flexibilität eines Unter-
nehmens wird durch die Optionen determiniert, die ein Unternehmen zur Verwertung der ver-
fügbaren Ressourcen nutzen kann
142
.  
SANCHEZ/HEENE verweisen mit ihrer Auffassung der strategischen Flexibilität auf einen Sach-
verhalt, der sich im Hinblick auf die Erlangung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile als wesent-
lich erweist. Es ist nicht hinreichend, über Ressourcen zu verfügen, mit deren Hilfe nachhalti-
ge Wettbewerbsvorteile erzielt werden können. Vielmehr ist es erforderlich, das Potenzial die-
ser Ressourcen zu nutzen, d. h. sie einer Verwendung zuzuführen, die in die Generierung 
nachhaltiger Wettbewerbsvorteile mündet
143
. Diese Ressourcenverwendung wird durch die 
Strategien jenes Unternehmens festgelegt, das über die Ressourcen verfügt
144
. 
                                                          
136  Vgl. KLUMB (2002), S. 35, sowie WEBER/WALSH (1994), S. 26. 
137  Eine Reihe exemplarischer Konzepte zur Erfassung der Flexibilität präsentiert KLUMB (2002), S. 29-34. 
138  Vgl. HÜLSMANN/WYCISK (2006), S. 325. 
139  Vgl. BURMANN (2005), S. 31, KALUZA/BLECKER (2005), S. 2, KLUMB (2002), S. 35, MEFFERT (1999b), S. 
469, sowie JACOB (1990), S. 16. 
140  Vgl. Kapitel 4.1. 
141  Vgl. SANCHEZ/HEENE (1996), S. 45-46. 
142  Vgl. SANCHEZ (1995), S. 138, sowie auch NADKARNI/NARAYANAN (2007), S. 245. 
143  Vgl. AL-LAHAM (2004), S. 412, sowie auch Kapitel 4.5.  
144  Vgl. im Besonderen zu Wissensressourcen AL-LAHAM (2004), S. 424. Dabei richtet sich die Strategiewahl 
wiederum nach den Ressourcen, die das Unternehmen zu dem betrachteten Zeitpunkt hält. Vgl. COLLIS 
(1991), S. 51. 
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Die Effektivität der Strategien eines Unternehmens hängt insbesondere von den Fähigkeiten 
seiner Mitarbeiter ab, die Ressourcen zielorientiert zu nutzen
145
. Die Fähigkeiten verschiede-
ner Mitarbeiter, mit deren Hilfe die Ressourcen eines Unternehmens zielgerichtet kombiniert 
und verwertet werden, werden als Kompetenzen bezeichnet
146
. Die Flexibilität eines Unter-
nehmens gründet sich somit auf dessen Kompetenzen
147
. 
Kompetenzen als Ausdruck seiner Optionen zur Verwendung von Ressourcen eröffnen einem 
Unternehmen Handlungsmöglichkeiten. Die Menge der Handlungsmöglichkeiten eines Unter-
nehmens in einem bestimmten Geschäftsfeld wird infolgedessen durch die Anzahl der in die-
sem Bereich verfügbaren Kompetenzen determiniert. Mit dem Erwerb neuer Kompetenzen 
kann der Handlungsspielraum des Unternehmens und damit seine strategische Flexibilität er-
höht werden
148
.  
Wie groß der Handlungsspielraum bemessen sein muss, damit ein Unternehmen als strate-
gisch flexibel eingestuft werden kann, kann nur im Vergleich mit der Konkurrenz angegeben 
werden, da ein ausreichend großer Handlungsspielraum die Erlangung von nachhaltigen Wett-
bewerbsvorteilen, also von Vorteilen gegenüber konkurrierenden Unternehmen, ermöglichen 
soll. Unter der Prämisse, dass Wettbewerbsvorteile durch die Schaffung eines im Konkurrenz-
vergleich höheren Nutzens für den Kunden generiert werden
149
, besteht der Sinn einer Ver-
größerung des Handlungsspielraums letztlich darin, Kundenwünsche besser als die Wettbe-
werber erfüllen zu können
150
. Insofern verfügt ein strategisch flexibles Unternehmen über ei-
nen Handlungsspielraum, dessen Größe ausreicht, um Kundenbedürfnisse in einer der Kon-
kurrenz überlegenen Weise befriedigen zu können. 
SANCHEZ verweist auf einen weiteren Aspekt, der für die strategische Flexibilität entschei-
dend ist. Nicht nur das Vermögen von Unternehmen, alternative, wertschaffende Einsatzmög-
lichkeiten für seine Ressourcen zu entwickeln, determiniert die strategische Flexibilität des 
Unternehmens. Die Wandlungsfähigkeit unterliegt ebenso dem Faktor Zeit. SANCHEZ nennt 
als zeitbezogene Bestimmungsgröße strategischer Flexibilität konkret jene Zeitspanne, die für 
den Wechsel zwischen diversen Anwendungsbereichen der Ressourcen eines Unternehmens 
nötig ist.  
Unter Berücksichtigung der vorangegangenen Ausführungen ist also gemäß SANCHEZ jene 
Zeit für die Handlungsgeschwindigkeit von Unternehmen bestimmend, die benötigt wird, um 
                                                          
145  Vgl. WAGNER (1999), S. 76. 
146  Zum Gegenstand von Kompetenzen vgl. ausführlich Kapitel 4.5. 
147  Dabei ist zu beachten, dass es sich auch bei Kompetenzen um Ressourcen, präzise: um Ressourcenkombi-
nationen handelt (vgl. Kapitel 4.5), sodass im Hinblick auf die zuvor getroffenen Feststellung, die Wand-
lungsfähigkeit von Unternehmen beruhe auf deren Ressourcenbeständen, kein Konflikt auftritt. 
148  Zum Ausmaß des Handlungsspielraums als Determinante der strategischen Flexibilität vgl. BURMANN 
(2005), S. 42. BURMANN bezeichnet die Fähigkeit eines Unternehmens, durch eine Veränderung seiner 
Ressourcenausstattung seinen Handlungsspielraum zu vergrößern, als „Rekonfigurationsfähigkeit“ [BUR-
MANN (2005), S. 42]. MEFFERT spricht hinsichtlich der Sicherung von Handlungsspielräumen von einer Er-
höhung der „Aktionsflexibilität“ [MEFFERT (1999b), S. 475].   
149  Vgl. Kapitel 4.4.1.1. 
150  Zur Bedeutung einer hohen Kundenorientierung für den Unternehmenserfolg vgl. KOTLER/ARMSTRONG/ 
WONG/SAUNDERS (2011), S. 34. 
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Kompetenzen auf ein anderes Anwendungsgebiet, d. h. einen neuen Markt oder ein neues 
Produkt, zu transferieren
151
. Die Konzentration auf einen solchen Kompetenztransfer mag der 
zeitbezogenen Flexibilitätsbetrachtung einzelner Unternehmen angemessen sein. Einzelunter-
nehmen können ihre Handlungsgeschwindigkeit nicht beliebig durch die Beschleunigung der 
Entwicklung neuer Kompetenzen steigern, weil in diesem Fall zeitinduzierte Ineffizienzen 
auftreten
152
. Demzufolge bleibt ihnen nur die Möglichkeit, bereits geschaffene Kompetenzen 
in alternativen Verwendungsbereichen einzusetzen. Allerdings besitzen Unternehmen die 
Möglichkeit, Kooperationen – wie die hier betrachteten virtuellen Unternehmen – einzugehen 
und dadurch ihre Ressourcenbasis zu erweitern. Virtuelle Unternehmen etwa unterliegen den 
beschriebenen Einschränkungen nicht, da ihnen ein umfangreicher Pool von Kompetenzen zur 
Verfügung steht, die sich durch vielfältige Kombinationsmöglichkeiten zu ständig neuen 
Kompetenzen weiterentwickeln lassen. Zeitliche Restriktionen entfallen hierbei, weil keine 
aufwändigen Entwicklungsprozesse notwendig sind, sondern lediglich die Bündelung bereits 
existierender Kompetenzen. Unter Berücksichtigung kooperativer Arrangements ist im vorlie-
genden Kontext eine Erweiterung des Begriffsverständnisses von SANCHEZ erforderlich, wel-
che nicht nur die Geschwindigkeit, mit der eine Organisation Kompetenzen auf neue Anwen-
dungsgebiete übertragen kann, als ausschlaggebend für die strategische Flexibilität betrachtet, 
sondern ebenso die Zeit, die sie für die Entwicklung neuer Kompetenzen im Rahmen von Un-
ternehmenskooperationen benötigt.  
Aus der Sicht des Kunden ist allerdings in erster Linie die fristgerechte Auftragserfüllung re-
levant
153
. Damit tritt jene Zeit in den Vordergrund, die eine Organisation braucht, um ihre 
Kompetenzen – ob neu entwickelt oder transferiert – zu mobilisieren154 und zur Durchführung 
                                                          
151  Vgl. BURMANN (2005), S. 42. BURMANN betitelt die Fähigkeit eines Unternehmens, Ressourcen auf neue 
Anwendungsgebiete zu transferieren, als „Replikationsfähigkeit“ [BURMANN (2005), S. 42]. MEFFERT, be-
zeichnet jene Form von Flexibilität, die sich auf die Sicherung der Handlungsschnelligkeit eines Unterneh-
mens richtet, als „Prozeßflexibilität“ [MEFFERT (1999b), S. 477].  
152  Vgl. dazu die Erläuterungen zu time compression diseconomies in Kapitel 6.3.2.2. 
153  Vgl. OTT (1996), S. 15, der darauf hinweist, dass für Kunden letztlich nur die Erbringung der gewünschten 
Leistung relevant sei, die Art der Leistungserstellung hingegen keine Bedeutung habe. MEFFERT (1999c), S. 
507, widerspricht dieser Auffassung zumindest im Hinblick auf die in virtuellen Unternehmen angestrebte 
individualisierte Leistungserstellung. Der Verfasser äußert die Vermutung, dass Kunden aus Sicherheits-
gründen auf die Zeitvorteile virtueller Unternehmen zugunsten der Qualität von Einzelunternehmen ver-
zichten könnten (vgl. dazu auch die Ausführungen zum einheitlichen Marktauftritt virtueller Unternehmen 
in Kapitel 2.2). In den beiden Aussagen liegt allerdings kein genereller Widerspruch. Zweifellos ist die an-
forderungsgerechte Auftragserfülllung das primäre Anliegen eines jeden Kunden. In welchem Ausmaß er 
die Realisierung seiner Wunschvorstellung verfolgt, hängt von seiner Risikopräferenz ab. Ist er eher risiko-
scheu, so wird er von seinen Ansprüchen abweichen und die second-best-Lösung wählen. Trotzdem bleibt 
aber die wunschgemäße Auftragserfüllung seine Idealvorstelllung. OTTS Aussage könnte demzufolge derart 
interpretiert werden, dass es einen Kunden nicht interessiert, auf welche Weise die angeforderte Leistung 
erbracht wird, sofern er sich darauf verlassen kann, dass die Leistung erbracht wird. Virtuelle Unternehmen 
wirken den beschriebenen Ängsten dadurch entgegen, dass sie sich nicht als Kooperation zu erkennen ge-
ben, sondern wie ein einheitliches Unternehmen auftreten. Vgl. Kapitel 2.2.         
154  Unter Mobilisierung werden hier alle Tätigkeiten verstanden, die durchgeführt werden müssen, bis die je-
weils betrachteten Kompetenzen nutzungsbereit sind. Die Mobilisierungsdauer wird sich etwa dann verlän-
gern, wenn die benötigten Kompetenzträger zum Zeitpunkt eines eingehenden Auftrags keine freien Kapa-
zitäten aufweisen und demzufolge nicht unmittelbar nach Auftragseingang zur Bearbeitung des Auftrags 
eingesetzt werden können. 
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des jeweiligen Auftrags zu nutzen. Die Handlungsgeschwindigkeit einer Organisation be-
zeichnet damit die Zeitspanne der Leistungserstellung, definiert als die Zeit von der Entste-
hung eines Kundenauftrags bis zur vollständigen Bearbeitung dieses Auftrags
155
. 
Die Bestimmung der Geschwindigkeit des Handelns bei der Verwertung von Kompetenzen 
erfordert, ebenso wie die Bewertung der Größe des Handlungsspielraums, den Vergleich mit 
der Konkurrenz. Eine im Wettbewerbsvergleich überlegene Erfüllung von Kundenwünschen 
kann in zeitlicher Hinsicht nur gelingen, wenn es einem Unternehmen gelingt, Kundenaufträ-
ge schneller zu befriedigen als seine Rivalen. In diesem Fall kann das Unternehmen einen 
sog. „[f]irst-mover-advantag[e]“156 realisieren.  
Neben sach- und zeitbezogenen Einflussgrößen der Ressourcenflexibilität führen SANCHEZ/ 
HEENE als dritten Aspekt die mit einem Wechsel des Anwendungsbereiches von Ressourcen 
verbundenen Kosten auf. Die Verfasser konstatieren, dass die Ressourcenflexibilität mit sin-
kenden switching costs steige
157
. Die Kosten, die mit einem Wechsel des Einsatzgebietes der 
Ressourcen verbunden sind, stellen jedoch keine Determinante der Flexibilität selbst dar. Die 
Fähigkeit von Ressourcen, sich schnell an verschiedene Gegebenheiten anzupassen, wird von 
den spezifischen Eigenschaften dieser Ressourcen bestimmt. Die Kosten, die ein Wechsel des 
Einsatzgebietes der Ressourcen mit sich bringt, üben keinen Einfluss auf die Charakteristika 
der Ressourcen aus und determinieren insofern nicht die Anpassungsfähigkeit der Ressourcen. 
Die genannten Kosten entstehen erst, wenn die bereits ausgebildete Anpassungsfähigkeit der 
Ressourcen genutzt wird.  
Die aufgezeigten inhaltlichen Unschärfen bei der Verwendung des Flexibilitätsbegriffs ver-
weisen auf die Notwendigkeit, zwischen der grundsätzlich vorhandenen Anpassungsfähigkeit 
von Ressourcen und ihrer tatsächlichen Anpassung, die aus der Nutzung dieser Anpassungs-
fähigkeit resultiert, zu unterscheiden
158
. Um die Präzision der Aussagen zu erhöhen, bietet es 
sich an, die sachliche und zeitliche Anpassungsfähigkeit von Ressourcen als die strategische 
Flexibilität eines Unternehmens zu bezeichnen und von der Realisierung der strategischen 
                                                          
155  Vgl. RINGLE (2004), S. 249. RINGLE weist darauf hin, dass die Zeitspanne der Leistungserstellung in einer 
engeren Auffassung auch als die Zeitdauer vom Beginn bis zum Ende der Auftragsbearbeitung definiert 
werden kann. Im Kontext virtueller Unternehmen ist allerdings nicht nur die reine Bearbeitungszeit von Be-
lang, sondern ebenfalls die Zeitdauer bis zum Beginn der Bearbeitung. Der Kunde eines virtuellen Unter-
nehmens, erwartet eine kurzfristige Erfüllung seines Auftrags [vgl. OTT (1996), S. 15], denn virtuelle Un-
ternehmen zeichnen sich gerade dadurch aus, dass sie kurzfristige Marktchancen wahrnehmen. Wettbe-
werbsvorteile können demzufolge nur dann erlangt werden, wenn die Gesamtdauer der beiden Komponen-
ten im Vergleich zu der von den Konkurrenten benötigten Zeitspanne geringer ausfällt. 
156  WERNERFELT (1984), S. 173; Fettdruck im Original hier unterlassen. 
157  Vgl. SANCHEZ/HEENE (1996), S. 59. 
158  Die mit dem Begriff Flexibilität verbundene inhaltliche Unschärfe unterstreicht BURMANN, indem er in 
seinem Beitrag die Flexibilität eines Unternehmens einerseits als „Anpassung an Veränderungen der Unter-
nehmenssituation“ [BURMANN (2005), S. 31; Hervorhebung durch die Verfasserin, S. H.] definiert und an-
dererseits Flexibilität auch mit dem Begriff der Anpassungsfähigkeit belegt. Diese Inkonsistenz verweist 
auf die bereits festgestellte Notwendigkeit der Differenzierung zwischen der Anpassungsfähigkeit eines 
Unternehmens und deren Nutzung. 
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Flexibilität
159
 zu sprechen, wenn dieses Potenzial ausgeschöpft wird, also tatsächlich eine 
Anpassung stattfindet.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich die strategische Flexibilität von Orga-
nisationen aus dem Handlungsspielraum und der potenziellen Handlungsgeschwindigkeit der 
Kooperationspartner zusammensetzt. Allerdings kann keine allgemeingültige Aussage dar-
über getroffen werden, welche Größe der Handlungsspielraum und welches Ausmaß die 
Handlungsgeschwindigkeit annehmen muss, damit der Tatbestand der strategischen Flexibili-
tät erfüllt ist
160
. Die strategische Flexibilität stellt einen wettbewerbsrelevanten Faktor dar, 
weil mit ihrer Hilfe nachhaltige Wettbewerbsvorteile geschaffen werden können. Insofern 
kann eine Beurteilung des Grades strategischer Flexibilität, den eine Organisation aufweist, 
nur im Vergleich mit dem Handlungsspielraum und der Handlungsgeschwindigkeit ihrer 
Konkurrenten erfolgen. Eine Angabe absoluter Zahlen ist aber sowohl im Hinblick auf den 
Handlungsspielraum als auch die Handlungsgeschwindigkeit allenfalls im Rahmen einer Ein-
zelfallbetrachtung möglich, da Organisationen jeweils durch einzigartige Bedingungen ge-
kennzeichnet sind
161
. In der Konsequenz können hinsichtlich der strategischen Flexibilität von 
Organisationen nur relative Aussagen getroffen werden. 
Den zuvor erörterten Inhalt strategischer Flexibilität fasst die folgende Definition zusammen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.2 Strategische Flexibilität virtueller Unternehmen 
Die strategische Flexibilität virtueller Unternehmen resultiert aus der breiten Palette an Kom-
petenzen, die dieser Form der Unternehmenskooperation zur Verfügung steht. Während tradi-
tionelle, allein agierende Unternehmen lediglich über ihre eigenen, internen Kompetenzen 
verfügen können, steht den Teilnehmern virtueller Unternehmen die Option offen, ebenfalls 
                                                          
159  Der Begriff ist an die Formulierung von BEHRBOHM (1985), S. 191, angelehnt.  
160  Zu den darüber hinaus bestehenden Problemen der Messung und Bewertung von Flexibilität vgl. KALUZA/ 
BLECKER (2005), S. 10-11. 
161  Vgl. BEHRBOHM (1985), S. 190. Vgl. dazu auch die Erläuterungen zur einzigartigen Historie von Organisa-
tionen im Rahmen der Ausführungen zur Pfadabhängigkeit in Kapitel 6.3.2.1.1. 
Ein Unternehmen weist strategische Flexibilität auf, wenn  
 sein Handlunsspielraum – definiert als die Menge seiner verfügbaren Kompetenzen 
– derart umfangreich ist, dass es Kundenwünsche in einer seinen Wettbewerbern 
überlegenen Weise befriedigen kann (sachliche Komponente), und 
 seine potenzielle Handlungsgeschwindigkeit – definiert als die Zeit, die es benö-
tigen würde, um seine Kompetenzen zu mobilisieren und zu nutzen – dermaßen 
hoch ist, dass es Kundenwünsche in einer geringeren Zeitspanne erfüllen kann als 
seine Konkurrenten (zeitliche Komponente). 
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unternehmensexterne Kompetenzen zu verwenden
162
. Im Zuge der Bildung virtueller Unter-
nehmen besteht die Möglichkeit, auf einen Pool von Kompetenzen zuzugreifen und die je-
weils benötigten Kompetenzen auszuwählen
163
. Wie bereits zuvor skizziert
164
, erwachsen aus 
dem umfangreichen Kompetenzpool zahllose Möglichkeiten der Kombination von Kompe-
tenzen, die zur Ausbildung ständig neuer Kompetenzbündel führen, sodass die Gründer virtu-
eller Unternehmen über eine im Vergleich zu Einzelunternehmen große Menge an Hand-
lungsmöglichkeiten verfügen
165
. Eventuell fehlende Kompetenzen können durch die Anwer-
bung neuer Unternehmen für das betreffende virtuelle Unternehmen beschafft werden. Mit 
der Option des Zugriffs auf einen umfangreichen Kompetenzpool und der Möglichkeit, diesen 
Pool bei Bedarf zu erweitern, eröffnet sich den Teilnehmern virtueller Unternehmen ein brei-
ter Handlungsspielraum zur Anpassung an die sich wandelnden Umfeldbedingungen. Insbe-
sondere schafft dieser Handlungsspielraum die Möglichkeit, mit Hilfe virtueller Unternehmen 
eine Vielzahl von Produktvarianten anzubieten, sodass Kundenaufträge gemäß den individu-
ellen Wünschen des Kunden ausgeführt werden können
166
. Mit der Mobilisierung und Nut-
zung der verfügbaren Kompetenzen wird der Handlungsspielraum ausgeschöpft und somit die 
sachliche Komponente der strategischen Flexibilität realisiert.  
Das Potenzial virtueller Unternehmen, eine hohe Handlungsgeschwindigkeit in Bezug auf die 
Mobilisierung und den Einsatz der verfügbaren Kompetenzen zu realisieren, resultiert aus 
dem Umstand,  dass die zur Bearbeitung eines Kundenauftrags benötigten Kompetenzen nicht 
erst in langwierigen Entwicklungsprozessen ausgebildet werden müssen
167
, sondern bereits in 
dem langfristigen Beziehungsnetzwerk vorhanden sind und zum Abruf bereitstehen
168
. Wei-
terhin wird die Handlungsgeschwindigkeit in Bezug auf die Bündelung und den Einsatz der 
Kompetenzen tendenziell auch durch den in virtuellen Unternehmen üblichen Verzicht auf 
aufwändige Vertragswerke
169
 erhöht
170
, weil eine möglicherweise restriktive Reglementierung 
der Mobilisierung und Nutzung der Kompetenzen entfällt. Die damit ermöglichte schnelle 
Ausschöpfung des Handlungsspielraums virtueller Unternehmen, d. h. die schnelle Mobilisie-
rung und Nutzung der verfügbaren Kompetenzen, bildet die zeitliche Komponente der reali-
sierten strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen ab. 
Eine Herabsetzung der Handlungsgeschwindigkeit kann allerdings auftreten, wenn die zur Be-
arbeitung eines konkreten Kundenauftrags benötigten Kompetenzen nicht in dem langfristigen 
Beziehungsnetzwerk enthalten sind und demzufolge neue Unternehmen für die Teilnahme an 
                                                          
162  BLECKER bezeichnet die Nutzung dieser Option als eine „quantitative Vergrößerung der Ressourcen“ [BLE-
CKER (1999), S. 135]. 
163  Vgl. PIETSCHMANN (2011), S. 75. 
164  Vgl. Kapitel 2.4.1.  
165  Ähnlich verweisen auch KRÜGER/HOMP darauf, dass durch kompetenzgestützte Produktverbesserungen die 
Handlungsfähigkeit von Unternehmen begünstigt werden könne. Vgl. KRÜGER/HOMP (1997), S. 25. 
166  MEFFERT spricht in diesem Zusammenhang von dem „Efficient Consumer Response“ [MEFFERT (1999c), 
S. 506]. 
167  Vgl. WAGNER (1999), S. 83. 
168  Vgl. KEMMNER/GILLESSEN (2000), S. 19.  
169  Vgl. Kapitel 2.2. 
170  Vgl. JONES/BOWIE (1998), S. 275. 
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dem zu gründenden virtuellen Unternehmen angeworben werden müssen
171
. Grundsätzlich 
kann die Aufnahme neuer Unternehmen in das virtuelle Unternehmen relativ kurzfristig erfol-
gen, da der für virtuelle Unternehmen typische Verzicht auf umfangreiche vertragliche Rege-
lungen den Eingliederungsprozess in der Tendenz beschleunigt. Die rasche Anwerbung neuer 
Kooperationspartner setzt allerdings voraus, dass die für eine Aufnahme in Frage kommenden 
Unternehmen nicht erst in langwierigen Suchprozessen identifiziert werden müssen.  
Um einem solchen zeitlichen Engpass, der die strategische Flexibilität virtueller Unternehmen 
einschränken könnte, vorzubeugen, bietet es sich an, Instrumente der Partnersuche einzuset-
zen, mit deren Hilfe zeitnah zur Bedarfsfeststellung neue Mitglieder für virtuelle Unterneh-
men gefunden werden können. GALLA/WAGNER schlagen die Nutzung einer Kommunikati-
onsplattform im world wide web vor
172
. Eine Plattform, wie GALLA/WAGNER sie beschreiben, 
stellt einen Datenpool mit umfangreichen Informationen über Unternehmen zur Verfügung 
und erleichtert damit die Suche nach passenden Kooperationspartnern. Darüber hinaus besteht 
die Möglichkeit, Kundenaufträge direkt auf der Plattform auszuschreiben und auf diese Weise 
die Bildung virtueller Unternehmen anzuregen. Die Zusammenführung von Kooperations-
partnern erfolgt dabei entweder durch die Eigeninitiative interessierter Unternehmen oder 
durch einen Vorschlag der Plattform. In letzterem Fall erhalten Unternehmen, die über die für 
einen Kundenauftrag nötigen Kompetenzen verfügen, automatisch Vorschläge für die Grün-
dung eines virtuellen Unternehmens. 
Die strategische Flexibilität virtueller Unternehmen basiert auf dem langfristigen Beziehungs-
netzwerk, in dem die Kompetenzträger mit ihren verfügbaren Kompetenzen zusammengefasst 
sind. Da virtuelle Unternehmen erst mit der Zusammenführung bestimmter Kompetenzträger 
entstehen, existiert die Basis der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen bereits vor 
den virtuellen Unternehmen selbst. Die Mitglieder eines konkreten virtuellen Unternehmens, 
d. h. die an diesem virtuellen Unternehmen teilnehmenden Unternehmen
173
, nutzen diese Ba-
sis der strategischen Flexibilität, realisieren also die strategische Flexibilität im Rahmen ihrer 
Kompetenzbündelung sowie der Anwendung der gebündelten Kompetenzen bei der Ausfüh-
rung eines Kundenauftrags.  
Die Basis der strategischen Flexibilität in Form des langfristigen Beziehungsnetzwerks er-
weist sich insbesondere in der Gründungsphase eines virtuellen Unternehmens als bedeutsam, 
weil in diesem Zeitraum jene Kompetenzträger ausgewählt werden, die anschließend im Rah-
men des virtuellen Unternehmens ihre Kompetenzen bündeln und nutzen. Diese Gründungs-
phase stellt einen Grenzfall der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen dar. Da sich 
die Mitglieder eines virtuellen Unternehmens aus dem langfristigen Beziehungsnetzwerk re-
krutieren, könnte argumentiert werden, dass im Gründungszeitraum bei präziser Betrachtung 
noch nicht das virtuelle Unternehmen selbst über strategische Flexibilität verfügt, sondern die 
                                                          
171  Auf den mit der Suche nach neuen Kooperationspartnern verbundenen zeitlichen Aufwand verweisen auch 
LAVIE/DRORI (2012), S. 706. 
172  Vgl. GALLA/WAGNER (2001), S. 27.  
173  Als Gründer eines virtuellen Unternehmens werden hier diejenigen Unternehmen betrachtet, die an dem 
virtuellen Unternehmen teilnehmen. Ein möglicherweise in dem langfristigen Beziehunsnetzwerk agieren-
der Broker (vgl. Kapitel 2.5) stellt dagegen kein Gründungsmitglied dar, sondern nimmt lediglich eine 
vermittelnde Funktion ein. 
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Mitglieder des langfristigen Beziehungsnetzwerks, die bei der Bildung des virtuellen Unter-
nehmens den ihnen zur Verfügung stehenden Handlungsspielraum auszuschöpfen beginnen, 
indem sie die erforderlichen Kompetenzträger zusammenstellen
174
. Mit der Zusammenfüh-
rung der Kompetenzträger beginnt tatsächlich die Realisierung strategischer Flexibilität. Die-
ser Prozess beinhaltet im Kontext virtueller Unternehmen die Mobilisierung der Kompetenzen 
– mit den Teilprozessen Zusammenführung der Kompetenzträger sowie Kompetenzbünde-
lung
175
 – und die Nutzung der Kompetenzen. Die Zusammenführung der Kompetenzträger, 
die durch Mitglieder des langfristigen Beziehungsnetzwerks vorgenommen wird, stellt also 
lediglich einen Teilprozess der Mobilisierung dar, die durchzuführen ist, um die nötigen Kom-
petenzen zur Nutzung bereitzustellen. Über die Zusammenstellung der Kompetenzträger hi-
naus erfordert die Realisierung der strategischen Flexibilität die Bündelung der Kompetenzen 
als komplettierende Komponente der Mobilisierung sowie die Nutzung der gebündelten 
Kompetenzen. Sowohl die Kompetenzbündelung als auch die Kompetenznutzung finden in 
den virtuellen Unternehmen statt. Damit entfällt der überwiegende Teil der Realisierung der 
strategischen Flexibilität und somit auch der strategischen Flexibilität auf die virtuellen Un-
ternehmen selbst. Unter diesem Aspekt erscheint es gerechtfertigt, von der strategischen Fle-
xibilität virtueller Unternehmen zu sprechen. 
Wenngleich dem langfristigen Beziehungsnetzwerk als Basis der strategischen Flexibilität 
virtueller Unternehmen bei der Gründung der temporären Kooperationsnetzwerke eine beson-
dere Bedeutung zukommt,  so entfaltet das langfristige Beziehungsnetzwerk doch ebenfalls in 
der Betriebsphase virtueller Unternehmen Relevanz, insbesondere dann, wenn während des 
laufenden Betriebs eines virtuellen Unternehmens Kompetenzträger ausgetauscht oder zusätz-
liche Kompetenzträger in das virtuelle Unternehmen aufgenommen werden, um andere oder 
weitere Kompetenzen einsetzen zu können
176
. Das Erfordernis derartiger Modifikationen re-
sultiert aus den „unterschiedlichen Bedarfsstrukturen in den verschiedenen Phasen“177 eines 
virtuellen Unternehmens. Exemplarisch führt MÜLLER einen Fall an, in dem ein Steuerungs-
system für eine Fabrikanlage in Indien programmiert werden soll
178
.  Wird dieser Kundenauf-
trag von einem virtuellen Unternehmen ausgeführt, so werden in dieses temporäre Kooperati-
onsnetzwerk dem Auftrag entsprechend sowohl Programmierer als auch Ingenieure eingebun-
den sein. Allerdings werden diese beiden Berufsgruppen unter Berücksichtigung der durchzu-
führenden Arbeitsschritte nicht kontinuierlich zusammenarbeiten. Vielmehr werden die Inge-
nieure nur dann aktiv, wenn die Programmierer bestimmte Teilleistungen erbracht haben, die 
von den Ingenieuren abgenommen werden. Die geschilderten Aspekte zeigen, dass sich virtu-
elle Unternehmen nicht nur in ihrer Gründungsphase, sondern auch während ihres laufenden 
                                                          
174  Demzufolge spricht BÜSCHKEN in diesem Kontext auch nicht von der Flexibilität, sodern von der „flexi-
ble[n] Konfiguration“ [BÜSCHKEN (1999), S. 779] virtueller Unternehmen. 
175  Die Mobilisierung der Kompetenzen umfasst in Bezug auf virtuelle Unternehmen die Zusammenführung 
der Kompetenzträger und die Bündelung ihrer Kompetenzen, denn sobald diese Prozesse abgeschlossen 
sind, stehen die Kompetenzen zur Nutzung bereit. Zum Gegenstand der Mobilisierung vgl. Kapitel 2.4.1. 
176  Vgl. GARRECHT (1998), S. 112, welcher in ähnlicher Weise konstatiert, dass die Teilnehmer eines virtuel-
len Unternehmens auch während der Betriebsphase des virtuellen Unternehmens wechseln könnten, sodass 
sich das virtuelle Unternehmen durch eine hohe Fluidität und Dynamik auszeichne.  
177  MÜLLER (2011), S. 215. 
178  Vgl. MÜLLER (2011), S. 215. 
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Betriebs als anpassungsfähig erweisen, und unterstreichen damit die bereits festgestellt strate-
gische Flexibilität dieser Kooperationsform. 
Insgesamt ist festzuhalten: Der umfangreiche Handlungsspielraum sowie die potenziell hohe 
Handlungsgeschwindigkeit virtueller Unternehmen begründen die im Vergleich zu Einzelun-
ternehmen herausragende strategische Flexibilität dieser Kooperationsform und stellen ein 
hohes Potenzial zur Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile dar.  
 
2.4.3  Effekte der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen auf die strategischen 
Erfolgsfaktoren 
Die strategische Flexibilität stärkt das Vermögen von Unternehmen, die strategischen Erfolgs-
faktoren Kosten, Qualität und Zeit zu bedienen
179
, und trägt in der Folge dazu bei, die lang-
fristige Existenz des Unternehmens zu sichern.  
Virtuelle Unternehmen verfügen im Vergleich zu Einzelunternehmen über eine hohe strategi-
sche Flexibilität
180
. Sofern dieses Potenzial realisiert wird
181
, sollten virtuelle Unternehmen in 
der Lage sein, die strategischen Erfolgsfaktoren in einer Weise zu berücksichtigen, die dem 
entsprechenden Vermögen einzelner Unternehmen überlegen ist
182
.  
Die Realisierung der relativ hohen strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen wirkt sich 
zunächst auf die Kosten der Kooperation günstig aus
183
. Kostenvorteile gegenüber Einzelun-
ternehmen können virtuelle Unternehmen insbesondere durch den Zugriff auf die Kompeten-
zen der Mitglieder des langfristigen Beziehungsnetzwerks, d. h. durch eine unternehmens-
übergreifende Kompetenznutzung, realisieren. Die zur individuellen Auftragsbearbeitung be-
nötigten Kompetenzen müssen nicht in einem langwierigen und damit kostenintensiven Pro-
zess entwickelt werden. Stattdessen stehen mit den Mitgliedern des langfristigen Beziehungs-
netzwerks die Kompetenzträger und damit die benötigten Kompetenzen schon bereit
184
. Zur 
                                                          
179  Vgl. Kapitel 2.3. 
180  Vgl. Kapitel 2.4.2. 
181  Zu den Voraussetzungen der Realisierung der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen vgl. Kapitel 
2.4.5. 
182  Vgl. HANSMANN (2001), S. 272-273. PEITZ (2002), S. 247-248, spricht Unternehmensnetzwerken grund-
sätzlich das Potenzial zu, individuell angepasste Produkte zu niedrigeren Kosten als die Konkurrenz herzu-
stellen. Dem ist entgegenzuhalten, dass die strategische Flexibilität in virtuellen Unternehmen aufgrund der 
zahllosen Möglichkeiten, Kompetenzen zu bündeln, höher ausgeprägt sein dürfte, als in alternativen Unter-
nehmensnetzwerken, die nicht über diese spezifische Option verfügen. Auch HANSMANN/RINGLE verwei-
sen auf die Überlegenheit virtueller Unternehmen gegenüber stabileren Kooperationsformen hinsichtlich 
der Beherrschung der strategischen Erfolgsfaktoren. Vgl. HANSMANN/RINGLE (2006), S. 103. 
183  Die Kosteneffizienz virtueller Unternehmen unterstreicht auch REIß (1996a), S. 11. Zu Kostenvorteilen vir-
tueller Unternehmen vgl. auch Kapitel 6.2.  
184  Vgl. RINGLE (2004), S. 209. Zusätzliche Kosten in Form von Such- und Anbahnungskosten entstehen aller-
dings dann, wenn die zur Bearbeitung eines spezifischen Kundenauftrags erforderlichen Kompetenzen 
nicht im langfristigen Beziehungsnetzwerk zu finden sind. In diesem Fall ist die Beschaffung der fehlenden 
Kompetenzen im Rahmen einer Akquisition neuer Kooperationsmitglieder nötig. Sofern effektive Instru-
mente zur Unterstützung der Suche und der Kontaktaufnahme eingesetzt werden, dürften sich diese Kosten 
jedoch als zu vernachlässigender Faktor erweisen. Vgl. dazu auch Kapitel 2.4.2, in dem die Möglichkeit ei-
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Schaffung auftragsspezifischer Kompetenzen müssen die vorhandenen Kompetenzen ledig-
lich gebündelt werden
185
. 
 
Die Qualität eines Produkts bezeichnet in einer allgemeinen Definition das Ausmaß, in dem 
das Produkt vorgegebene Anforderungen erfüllt
186
. Wer die Anforderungen aufstellt und wie 
die Erfüllung der geforderten Merkmale gemessen wird, ist kontextabhängig zu betrachten. 
Da die hier betrachteten virtuellen Unternehmen das Prinzip einer hohen Kundenorientierung 
verfolgen, bestimmt im vorliegenden Fall der Kunde den Gegenstand der Produktqualität. Da-
mit liegt den hier angestellten Betrachtungen der anwenderbezogene Qualitätsansatz
187
 zu-
grunde.  
 
Die Qualität des einzelnen Produkts resultiert in virtuellen Unternehmen aus der individuali-
sierten Leistungserstellung, in deren Verlauf maßgeschneiderte Leistungen erstellt werden, 
die den unterschiedlichen Anforderungen diverser Kunden gerecht werden. Die Realisierung 
der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen fördert die Sicherstellung einer hohen 
Qualität der erbrachten Leistungen, denn bei einer Nutzung des Kompetenzpools  können mit 
der Erfüllung eines Kundenauftrags jeweils die Unternehmen mit den besten verfügbaren 
Kompetenzen betraut werden
188
. Insbesondere ein relativ großes langfristiges Beziehungs-
netzwerks unterstützt die Realisierung der angestrebten Qualität, denn ein umfangreicher 
Kompetenzpool erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass sich unter den Kompetenzträgern gerade 
jene Unternehmen befinden, die die für die Auftragserfüllung im höchsten Maße geeigneten 
Kompetenzen besitzen
189
. In diesem Kontext ist zu beachten, dass sich die Größe des Kompe-
tenzpools auch auf den Kompetenzzuwachs im langfristigen Beziehungsnetzwerk und damit 
letztlich auf die erzielbare Produktqualität auswirkt. Im Rahmen der Kompetenzbündelung 
finden wechselseitige Lernprozesse zwischen den Kooperationspartnern statt, die deren Wis-
sensbestände vergrößern
190
. Im Zuge dieser Erweiterung der kollektiven Wissensbasis können 
neue Kompetenzen entstehen
191
, die in der zuvor dargestellten Weise zur Verbesserung der 
                                                                                                                                                                                     
ner Kommunikationsplattform zur Erleichterung der Anwerbung von Kooperationspartnern vorgestellt 
wird.  
185  Vgl. RINGLE (2004), S. 198. Dabei darf nicht übersehen werden, dass auch der Bündelungsprozess mit ei-
nem gewissen, kostenverursachenden Zeitaufwand verbunden ist, der aus dem Erfordernis des wechselseiti-
gen Lernens resultiert. Allerdings dürften diese Kosten wesentlich geringer ausfallen als jene Kosten, die 
einem Unternehmen für die interne Entwicklung der betreffenden Kompetenzen entstehen würden, denn im 
Falle virtueller Unternehmen existiert das mit den betreffenden Kompetenzen verbundene Wissen bereits. 
Das relevante Wissen braucht also nicht völlig neu entwickelt zu werden, sondern ist lediglich im Zuge von 
Instruktionen an die Kooperationspartner weiterzugegeben. Zum Instruktionslernen vgl. Kapitel 3.4. 
186  Vgl. BRUHN (2011), S. 34. Ähnlich bezeichnen auch GOLDER/MITRA/MOORMAN (2012), S. 5, Qualität als 
„[t]he degree of correspondence between delivered and perceived attributes“. 
187  Vgl. WAGNER (2007), Sp. 1518-1519. 
188  Vgl. RINGLE (2004), S. 227. 
189  Vgl. WAGNER (1999), S. 88. 
190  Vgl. RINGLE (2004), S. 224. Zur Notwendigkeit des wechselseitigen Lernens im Rahmen der Kompetenz-
bündelung vgl. Kapitel 3.1. 
191  Vgl. AULINGER (1999), S. 95. Auch PIETSCHMANN verweist auf den „Erfahrungszuwachs“ [PIETSCHMANN 
(2011), S. 75], der mit Hilfe virtueller Unternehmen geschaffen werden kann. 
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Produktqualität beitragen können
192
. Je mehr Kompetenzen das langfristige Beziehungsnetz-
werk also aufweist, desto mehr Kombinationsmöglichkeiten ergeben sich und desto größer 
fällt letztlich der Wissenszuwachs im langfristigen Beziehungsnetzwerk aus
193
, was sich wie-
derum positiv auf die Qualität der in den virtuellen Unternehmen hergestellten Produkte aus-
wirkt
194
. 
 
Der Faktor Zeit wird durch die potenziell hohe Handlungsgeschwindigkeit virtueller Unter-
nehmen als Teil der strategischen Flexibilität dieser Kooperationsform direkt abgedeckt
195
. 
Dem Zeitaspekt wird durch eine im Vergleich zu Einzelunternehmen geringere Aktivierungs-
frist der für die Bearbeitung eines Kundenauftrags erforderlichen Kompetenzen Rechnung 
getragen. Die zur Auftragserfüllung nötigen Kompetenzen stehen bereits in dem langfristigen 
Beziehungsnetzwerk bereit und brauchen lediglich gebündelt zu werden
196
. Eine zeitaufwän-
dige Entwicklung der nötigen Komptenzen entfällt somit
197
. Darüber hinaus kann die Spezia-
lisierung der Kooperationspartner auf bestimmte Kompetenzen insbesondere zur Verkürzung 
der Bearbeitungszeit des jeweiligen Kundenauftrags beitragen
198
. Im Vergleich zu Einzelun-
ternehmen konzentriert sich in einem virtuellen Unternehmen jedes Mitglied auf jene Aufga-
ben, die es am besten beherrscht. Durch diese „Bündelung von Stärken“199 kann die Zeitspan-
ne der Nutzung der Kompetenzen, d. h. die Dauer der Auftragsbearbeitung, herabgesetzt wer-
den. 
 
Insgesamt kann festgehalten werden, dass virtuelle Unternehmen mit ihrer hohen stra-
tegischen Flexibilität die strategischen Erfolgsfaktoren Kosten, Qualität und Zeit effektiver 
bedienen können als Einzelunternehmen, sofern es ihnen gelingt, diese strategische Flexibili-
tät zu realisieren. Virtuelle Unternehmen besitzen damit das Vermögen, auch in einer dynami-
schen Umwelt nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu erzielen und letztlich die Existenz der Ko-
operationspartner zu sichern
200
. 
                                                          
192  Ähnlich verweist auch BLECKER (1999), S. 132, darauf, dass die Qualität der erstellten Leistungen durch 
das wechselseitige Lernen der Kooperationspartner noch erhöht werden könne. 
193  Vgl. ähnlich HEINZE/TRAPP/WÖLK/KRAUSE/SCHEERMESSER (2007), S. 24. 
194  Vgl. dazu aber auch die kritischen Anmerkungen zu einer Vergrößerung des langfristigen Beziehungsnetz-
werks in Kapitel 2.2. 
195  Vgl. Kapitel 2.4.2. 
196  Vgl. RINGLE, der von der Möglickeit einer „Ad-hoc-Bündelung“ [RINGLE (2004), S. 247-248] spricht. 
197  Vgl. BENKHOFF (2011), S. 24. Auch hier gilt die Einschränkung, dass zusätzliche Zeit dann aufgewendet 
werden muss, wenn das langfristige Beziehungsnetzwerk die notwendigen Komptenzen im Einzelfall nicht 
bereit hält und diese Kompetenzen durch die Aufnahme neuer Netzwerkmitglieder erlangt werden müssen. 
Vgl. Kapitel 2.4.3. Jedoch ist hier ebenfalls anzumerken, dass der geschilderte Zeitaufwand unter Anwen-
dung effektiver Instrumente zur Partneranwerbung zu vernachlässigen sein dürfte.   
198  Vgl. RINGLE (2004), S. 249-250. 
199  RINGLE (2004), S. 250. 
200  Vgl. dazu auch HANSMANN/RINGLE (2006). SCHLOH sieht in der Bildung virtueller Unternehmen nicht nur 
eine Option für die Existenzsicherung von Unternehmen, sondern sogar eine Notwendigkeit. Beispielhaft 
zeigt der Verfasser die Umfeldveränderungen auf, mit denen die Produzenten von Arzneimitteln konfron-
tiert werden. Im Hinblick auf die steigende Nachfrage nach kundenspezifischen Produkten sieht SCHLOH 
das Erfordernis einer Spezialisierung, in deren Zuge der betrachtete Produzent nach Ansicht des Verfassers 
ein flexibles virtuelles Netzwerk von Zulieferern, sog. virtual manufacturers, aufbauen sollte. Vgl. SCHLOH 
(2011), S. 56. 
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2.4.4  Lernen als Voraussetzung der Realisierung der strategischen Flexibilität virtueller 
Unternehmen 
Die strategische Flexibilität virtueller Unternehmen wird wesentlich durch die spezifische 
Gestaltung dieser Kooperationsform unterstützt. Die Möglichkeit, mit dem langfristigen Be-
ziehungsnetzwerk auf einen Pool verschiedener Kompetenzen zuzugreifen, eröffnet den 
Gründern virtueller Unternehmen zum einen einen vergleichsweise großen Handlungsspiel-
raum und kann zum anderen deren Handlungsgeschwindigkeit erhöhen
201
.  
Das Vermögen virtueller Unternehmen, durch die Anwendung gebündelter Kompetenzen in 
relativ kurzer Zeit individuelle Kundenwünsche zu befriedigen, wird allerdings nicht nur von 
den strukturellen Eigenschaften dieser Kooperationsform determiniert. Die Existenz eines 
Kompetenzpools in Form des langfristigen Beziehungsnetzwerks bildet lediglich ein Potenzi-
al ab, welches es auszuschöpfen gilt. Die Nutzung dieses Potenzials, d. h. die Realisierung der 
strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen, setzt das wechselseitige Lernen der Koope-
rationspartner voraus. 
Hintergrund der Kompetenzbündelung in virtuellen Unternehmen ist das Bestreben der Ko-
operationspartner, nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu erlangen. Dieses Vorhaben erfordert 
die Herstellung von Produkten, die den Konsumenten einen im Vergleich zu Konkurrenzpro-
dukten höheren Nutzen stiften
202
. Produkte, die einen derartigen Zusatznutzen bieten, unter-
scheiden sich von den bisher im Markt angebotenen Produkten und stellen insofern eine Neu-
heit dar. Die Generierung von Wettbewerbsvorteilen ist also stets mit Innovationen verbun-
den
203
. Eine solche Innovation umfasst konkret die „zielgerichtete Durchsetzung von neuen 
technischen, wirtschaftlichen, organisatorischen und sozialen Problemlösungen […], die da-
rauf gerichtet sind, die Unternehmensziele auf eine neuartige Weise zu erreichen“204. Im Falle 
virtueller Unternehmen soll die Zielsetzung, nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu erlangen, 
mit Hilfe einer individualisierten Auftragsbearbeitung realisiert werden. Maßgeschneiderte 
Lösungen für individuelle Kundenbedürfnisse umfassen neue Problemlösungen für den Kon-
sumenten und stellen daher Innovationen im zuvor beschriebenen Sinne dar
205
. Derartige in-
novative Leistungen basieren auf neuartigen Kompetenzen
206
. Letztere resultieren im Rahmen 
virtueller Unternehmen aufgrund der mit dieser Kooperationsform verfolgten Kompetenzbün-
delung insbesondere aus der Kombination bestehender Kompetenzen zu neuartigen Kompe-
                                                          
201  Vgl. Kapitel 2.4.2. 
202  Vgl. Kapitel 4.4.1.1. 
203  Vgl. BROWN/BESSANT/LAMMING (2013), S. 154. 
204  VAHS/BREM (2013), S. 1. Gemäß HAUSCHILDT/SALOMO (2011), S. 20, umfasst diese Durchsetzung die 
erstmalige Einführung von Produkten oder Verfahren innerhalb eines Unternehmens und gleichzeitig in-
nerhalb einer Branche. Dabei ist zu beachten, „dass eine Innovation nicht vollkommen neu sein muss, son-
dern dass es sich auch um die Erneuerung etwas bereits Bestehendem handeln kann“ [INNERHOFER (2012), 
S. 35]. Folglich schließt der Begriff Innovation auch Produktvarianten ein, wie sie typischerweise in virtu-
ellen Unternehmen hergestellt werden. Vgl. Kapitel 2.2.  
205  Das innovative Wesen der Leistungen, die ein virtuelles Unternehmen erbringt, unterstreichen auch 
SCHUH/EISEN/DIERKES (2000), S. 70, sowie SCHOLZ (1996), S. 205.  
206  Vgl. ähnlich KÖSZEGI (2001), S. 18-19.  
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tenzen
207
. Um neue Kompetenzkombinationen im Sinne einer solchen Integration verschiede-
ner Kompetenzen
208
 entwickeln zu können, ist jeweils die Bildung von Wissensschnittmengen 
nötig, durch welche die verschiedenen Kompetenzen miteinander verknüpft werden. Damit 
ein derartiges gemeinsames Wissen geschaffen werden kann, ist das wechselseitige Lernen der 
Kooperationspartner erforderlich
209
. 
Um zu verdeutlichen, dass die Schaffung innovativer Produkte mit Hilfe gebündelter Kompe-
tenzen das wechselseitige Lernen der an dem Bündelungsprozess beteiligten Unternehmen 
erfordert, wird im Folgenden ein Praxisbeispiel angeführt, das den geschilderten Sachverhalt 
illustriert. 
Beispiel: Kompetenzbündelung in der Lebensmittelindustrie 
In der jüngeren Vergangenheit ist in der Lebensmittelindustrie verstärkt eine Tendenz zur 
zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit von Markenartikelherstellern festzustellen
210
. So gab 
es bereits vor einigen Jahren in den Supermärkten eine Marzipaneiscreme zu kaufen, die im 
Rahmen einer Kooperation der Unternehmen LANGNESE und NIEDEREGGER produziert wurde. 
Weitere Beispiele für Produkte, die in Kooperationen von Markenartikelherstellern produziert 
werden, sind eine Torte von COPPENRATH & WIESE, die mit Whiskey der Marke BAILEYS 
aromatisiert ist, sowie ein Frischkäse der Marke PHILADELPHIA, der mit MILKA-Schokolade 
angereichert ist
211
. Am Beispiel des Frischkäseprodukts wird im Folgenden der Prozess des 
Lernens, der im Rahmen einer Kompetenzbündelung der beteiligten Markenartikelproduzen-
ten erforderlich ist, erläutert. 
Die beiden Unternehmen, die jeweils den Frischkäse PHILADELPHIA und die Schokolade MIL-
KA herstellen, verfügen über Kompetenzen in der Käseherstellung bzw. in der Schokoladen-
produktion. Die Kompetenzen zeigen sich darin, dass es sich sowohl bei PHILADELPHIA als 
auch bei MILKA um Markenprodukte handelt, d. h. um Produkte, mit denen der Konsument 
eine gleichbleibend hohe Qualität assoziiert. Um eine solche Qualität auch im Hinblick auf 
die Produktkombination aus Frischkäse und Schokolade garantieren zu können, ist eine In-
tegration der Kompetenzen erforderlich, die zur Ausbildung einer neuen, gemeinsamen Kom-
petenz führt. Die Durchführung einer derart verstandenen Bündelung erfordert ein wechselsei-
tiges Lernen der Kooperationspartner, welches im Anschluss skizziert wird.  
                                                          
207  Ähnlich verweist JURK (2003), S. 35, auf die gemeinsame Entwicklung neuer Fähigkeiten als Merkmal 
virtueller Unternehmen. 
208  Als integrierenden Vorgang fassen auch PIETSCHMANN (2011), S. 74, JURK (2003), S. 31, SCHOLZ (2003), 
S. 469, SCHUH/EISEN/DIERKES (2000), S. 70, WIRTZ (2000), S. 101, Tab. 2, MEFFERT (1999c), S. 497, 
WAGNER (1999), S. 88, sowie SCHOLZ (1996), S. 207, Tab. 2, die Bündelung von Kompetenzen in virtuel-
len Unternehmen auf.  
209  Darüber hinaus resultiert das Erfordernis des wechselseitigen Lernens aus der in virtuellen Unternehmen 
durchzuführenden Selbstorganisation der Kooperationspartner. Die Selbstorganisation, in deren Zuge die 
gebündelten Kompetenzen für die Auftragsbearbeitung genutzt werden, stellt einen Lernprozess dar (vgl. 
Kapitel 5.6.4) und bedingt somit ebenfalls den wechselseitigen Erwerb neuen Wissens durch die Koopera-
tionspartner. 
210  Vgl. auch VOGEL (2012), S. 1, welcher derartige Unternehmenskooperationen als Markenallianzen be-
zeichnet. 
211  Zu weiteren Beispielen vgl. VOGEL (2012), S. 1. 
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Zur Herstellung eines Frischkäses mit Schokoladengeschmack genügt es nicht, wenn der Kä-
sehersteller und der Schokoladenproduzent lediglich ihre herkömmlichen Produkte vermi-
schen. Vielmehr ist eine Anpassung der Rezepturen erforderlich, damit aus der anschließen-
den Mixtur ein Produkt entsteht, das den von den Kunden gestellten Qualitätsanforderungen 
gerecht wird. Würden die beiden Kooperationspartner zwei Produkte kombinieren, die jeweils 
nach der bislang verwendeten Rezeptur hergestellt wurden, so könnte beispielsweise ein 
Frischkäse entstehen, der zwar eine schokoladenähnliche Farbe hätte, jedoch nicht nach 
Schokolade schmeckte. Ebenso könnte das Ergebnis der Produktion ein Frischkäse sein, des-
sen Geschmack zwar einwandfrei wäre, der sich aber nur schwer verstreichen ließe. Um zu 
gewährleisten, dass beide Produkte in der angestrebten Produktkombination ihre bekannten 
Qualitätsmerkmale entfalten, sind die Rezepturen der beiden Produkte aneinander anzupassen. 
Zum Zwecke dieser Modifikation ist es nötig, dass die Hersteller der beiden Produkte Wissen 
über das jeweils andere Produkt erlangen, das zur Überarbeitung des jeweils eigenen Rezeptes 
erforderlich ist. Beispielsweise könnte es sich auf Seiten des Schokoladenproduzenten als not-
wendig erweisen, der Schokolade mehr Kakao als bisher zuzusetzen, damit das fertige Misch-
produkt auch tatsächlich nach Schokolade schmeckt. Der Käsehersteller dagegen könnte sich 
veranlasst sehen, die Konsistenz seines Frischkäses zu verändern, damit die dem Molkerei-
produkt beigemischte Schokolade den Frischkäse nicht zu fest werden lässt, was seine 
Streichfähigkeit beeinträchtigen würde. Um den Anpassungsbedarf der jeweils eigenen Re-
zeptur ermitteln zu können, ist ein Wissenstransfer zwischen den Kooperationspartnern von-
nöten, in dessen Zuge jenes Wissen übertragen wird, das für die Veränderung der Rezepturen 
unerlässlich ist. So benötigt der Schokoladenfabrikant Wissen über die Zusammensetzung des 
Frischkäses, um den erforderlichen Kakaogehalt seiner Schokolade berechnen zu können. Der 
Käsehersteller dagegen braucht Wissen über das Schmelz- und Erstarrungsverhalten der 
Schokolade, um die Konsistenz seines Frischkäses auf dieses Verhalten abstimmen zu kön-
nen.  
Über die angeführten Beispiele hinaus werden vermutlich weitere Wissenstransferprozesse 
erforderlich sein, um das für die Herstellung des Endprodukts erforderliche Wissen auszutau-
schen. Erst wenn sämtliche produktrelevanten Wissensbestandteile jeweils übertragen und 
erworben wurden, kann das Endprodukt – hier: ein Frischkäse mit Schokolade – in der ge-
wünschten Qulität hergestellt werden. Ende des Beispiels. 
Das vorangestellte Beispiel zeigt, dass die Bündelung von Kompetenzen, wie sie in virtuellen 
Unternehmen angestrebt wird, das wechselseitige Lernen der Kooperationspartner erfordert. 
Erst auf der Grundlage eines derart entstehenden, kollektiven Wissensbestands können neue 
Kompetenzen ausgebildet werden. Lernen bildet also die Voraussetzung für die Bündelung 
der Kompetenzen in virtuellen Unternehmen. Somit ist in dem wechselseitigen Lernen der 
Kooperationspartner eine wesentliche Bedingung der Realisierung der strategischen Flexi-
bilität virtueller Unternehmen zu sehen
212
.  
                                                          
212  Vgl. JÄRISCH/PREISSLER/ROEHL (2001), S. 110, welche auf die generelle Notwendigkeit des Lernens als 
Voraussetzung für die Flexibilität von Organisationen hinweisen. 
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2.4.5  Einfluss organisationaler Beziehungsfähigkeiten auf die Realisierung der strategi-
schen Flexibilität virtueller Unternehmen 
In Kapitel 2.4.1 wurde deutlich, dass die in der wissenschaftlichen Literatur vielfach als we-
sentliches Merkmal virtueller Unternehmen angeführte Flexibilität Potenzialcharakter hat. 
Virtuelle Unternehmen verfügen über das Potenzial, die strategischen Erfolgsfaktoren in einer 
im Vergleich zu konkurrierenden Einzelunternehmen überlegenen Weise zu bedienen und da-
mit nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu schaffen. Zur Ausschöpfung dieses Potenzials benöti-
gen die Mitglieder virtueller Unternehmen allerdings spezifische Fähigkeiten. 
Die verfügbaren Kompetenzen als Ausdruck der strategischen Flexibilität virtueller Unter-
nehmen bilden die Voraussetzung für eine individuelle und schnelle Auftragsbearbeitung. Im 
Zuge der Realisierung der strategischen Flexibilität sind diese Kompetenzen zu bündeln
213
 
und einer Anwendung zuzuführen. Die Bündelung und die gemeinsame Nutzung der gebün-
delten Kompetenzen verlangen von den Kooperationspartnern, dass sie zueinander in Bezie-
hung treten
214
. Um die notwendigen Beziehungen zu knüpfen und zu erhalten, sind bestimmte 
Fähigkeiten der Kooperationsmitglieder vonnöten, die in dieser Arbeit als organisationale 
Beziehungsfähigkeiten
215
 bezeichnet werden
216
.  
Mit der Fähigkeit des wechselseitigen Lernens wurde in Kapitel 2.4.4 bereits eine zentrale Ei-
genschaft angesprochen, die die Kooperationspartner benötigen, um ihre strategische Flexibi-
lität realisieren zu können. Die Fähigkeit des Lernens bildet eine wesentliche Voraussetzung 
für die in virtuellen Unternehmen angestrebte Kompetenzbündelung. Um die gebündelten 
Kompetenzen jedoch auch nutzen zu können, sind die Kooperationspartner auf eine weitere 
Fähigkeit angewiesen, nämlich die Fähigkeit, den Anwendungsprozess zu organisieren. Das 
wechselseitige Lernen sowie die Fähigkeit der Organisation bilden also die Bedingungen da-
für, dass der den Kooperationsmitgliedern zur Verfügung stehende Handlungsspielraum – der 
Kompetenzpool in Form des langfristigen Beziehungsnetzwerks – überhaupt in der intendier-
ten Weise genutzt werden kann, d. h., dass die zur Verfügung stehenden Kompetenzen gebün-
delt und die entstandenen Kompetenzbündel zur Bearbeitung eines Kundenauftrags eingesetzt 
werden können. Der Zeitraum, in dem der Handlungsspielraum ausgeschöpft wird, d. h. die 
Zeit, welche die Teilnehmer virtueller Unternehmen benötigen, um ihre Kompetenzen zu 
bündeln und im Rahmen der Auftragsbearbeitung anzuwenden, bestimmt die Handlungsge-
schwindigkeit der Kooperationspartner. Die Geschwindigkeit, mit der die für die Kompetenz-
bündelung nötigen Lernprozesse sowie die anschließend für den Einsatz der Kompetenzbün-
del erforderliche Organisation durchgeführt werden, entscheidet also über die Handlungsge-
schwindigkeit der Kooperationspartner. Insgesamt determinieren die Fähigkeiten des Lernens 
und des Organisierens die Realisierung der strategischen Flexibilität virtueller Unterneh-
men
217
.  
                                                          
213  Zum Vorgang der Kompetenzbündelung vgl. Kapitel 2.4.4. 
214  Zum Begriff der Beziehung vgl. Kapitel 5.3.1. 
215  Der Begriff wurde von PFOHL/BUSE (1999), S. 272, übernommen. Zum Gegenstand organisationaler Bezie-
hungsfähigkeiten vgl. Kapitel 5.3.1. 
216  Vgl. ähnlich auch SCHUH/EISEN/DIERKES (2000), S. 73. 
217  Da der Vorgang der Organisation selbst einen Lernprozess darstellt (vgl. Kapitel 5.6.4), wird mit der Ein-
ordnung des Lernens und des Organisierens als Bestimmungsfaktoren der Realisierung der strategischen 
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Lernen und Organisieren werden im vorliegenden Kontext im Rahmen von Beziehungen zwi-
schen verschiedenen Unternehmen ausgeführt. Insbesondere erweisen sich die beiden Fähig-
keiten als notwendig, um diese Beziehungen zwischen den Organisationen zu knüpfen und 
aufrechtzuerhalten. Lernen und Organisieren determinieren die Realisierung der strategischen 
Flexibilität, beeinflussen also die Nutzung der zentralen erfolgsbestimmenden Eigenschaft 
virtueller Unternehmen und entscheiden damit letztlich über den Kooperationserfolg. Insofern 
steuern die Fähigkeiten zu lernen und zu organisieren den zeitlichen Bestand der Zusammen-
arbeit. Wegen ihrer Wirkung auf die Begründung und Weiterführung der Beziehungen zwi-
schen den Mitgliedern virtueller Unternehmen können die Lernfähigkeit und die Organisati-
onsfähigkeit der Kooperationsmitglieder als organisationale Beziehungsfähigkeiten bezeich-
net werden. 
Zwar handelt es sich bei der Lernfähigkeit und der Organisationsfähigkeit um vorläufige, 
noch nicht konkretisierte organisationale Beziehungsfähigkeiten
218
. Jedoch wird bereits an 
dieser Stelle die Bedeutung organisationaler Beziehungsfähigkeiten für virtuelle Unternehmen 
deutlich: Der Kompetenzbestand, auf den virtuelle Unternehmen zugreifen, bildet eine not-
wendige, aber noch keine hinreichende Bedingung für das Vermögen dieser Kooperations-
form, die strategischen Erfolgsfaktoren und damit den stetigen Wandel zu beherrschen. Das 
Kompetenzreservoir virtueller Unternehmen stellt lediglich ein Potenzial dar, das es durch 
den Einsatz organisationaler Beziehungsfähigkeiten zu aktivieren gilt
219
. 
Die Zusammenhänge zwischen der Realisierung der strategischen Flexibilität
220
 virtueller 
Unternehmen und den organisationalen Beziehungsfähigkeiten der Mitglieder dieser Koope-
rationsform verdeutlicht Abb. 3. 
 
 
 
                                                                                                                                                                                     
Flexibilität virtueller Unternehmen die zuvor aufgestellte These, dass Lernen eine wesentliche Determinan-
te der Realisierung strategischer Flexibilität darstelle (vgl. Kapitel 2.4.4), zu der Aussage verdichtet, dass es 
sich beim wechselseitigen Lernen der Kooperationspartner um die zentrale Einflussgröße der Realisierung 
der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen handelt. 
218  Mit der Lernfähigkeit und der Organisationsfähigkeit werden die in virtuellen Unternehmen erforderlichen 
organisationalen Beziehungsfähigkeiten vorerst nur skizziert, um deren Bedeutung für den Erfolg virtueller 
Unternehmen zu verdeutlichen. Die Entwicklung des konkreten Konzeptes organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten, das dieser Arbeit zugrunde gelegt wird, erfolgt in Kapitel 5. 
219  HENDERSON/COCKBURN sprechen in diesem Zusammenhang von der „architectural competence“ [HENDER-
SON/COCKBURN (1994), S. 65] als jenen Fähigkeiten, welche notwendig seien, um die Ressourcen eines 
Unternehmens zu nutzen. Vor dem Hintergrund der Definition von HENDERSON/COCKBURN handelt es sich 
bei den hier betrachteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten um jene spezifische Klasse von Fähigkei-
ten, die durch die Aufnahme und die Erhaltung von Beziehungen zu Kooperationspartnern die verfügbaren 
Ressourcen in Form von Kompetenzen (zu Kompetenzen als spezifischer Form von Ressourcen vgl. Kapi-
tel 4.5) zu nutzen verstehen. Vgl. zu einer ebensolchen Auffassung organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
PFOHL/BUSE (1999), S. 275. 
220  Im Folgenden wird vereinfachend auch auf den Zusatz „strategisch“ verzichtet und lediglich von der Flexi-
bilität virtueller Unternehmen gesprochen. 
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Abb. 3: Organisationale Beziehungfähigkeiten und Realisierung strategischer Flexibilität
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2.5 Koordination des langfristigen Beziehungsnetzwerks 
Während die Leistungserstellung in den virtuellen Unternehmen dem Prinzip der Selbstorga-
nisation folgt
222
, erfordert die Koordination der Aktivitäten des langfristigen Beziehungsnetz-
werks alternative Instrumente. Die auf dieser Ebene zu treffenden Entscheidungen tangieren 
sämtliche Fragestellungen, die den virtuellen Unternehmen vorgeordnet sind, wie etwa die 
Aufnahme neuer Unternehmen in das langfristige Beziehungsnetzwerk, die Akquisition von 
Kundenaufträgen und Haftungsfragen
223
. Insbesondere sind, wie sich an späterer Stelle dieser 
Arbeit zeigen wird, auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks Vorkehrungen zur 
Entwicklung der für die virtuellen Unternehmen erforderlichen organisationalen Beziehungs-
fähigkeiten zu treffen
224
. 
Zur Wahrnehmung des Koordinationsbedarfs im langfristigen Beziehungsnetzwerk ist der 
Einsatz eines Gremiums denkbar, das von ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF als „Steuer-
kreis“225 bezeichnet wird. Ein solcher Steuerkreis fungiert als oberste Entscheidungsinstanz 
des langfristigen Beziehungsnetzwerks und setzt sich aus Mitgliedern dieses relativ stabilen 
Netzwerks zusammen.  
                                                          
221  Quelle: eigene Darstellung. 
222  Vgl. Kapitel 2.2. 
223  Zu den auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks abzustimmenden Sachverhalten vgl. ausführ-
lich ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 33-36. 
224  Zur Lokalisierung der Entwicklung organisationaler Beziehungsfähigkeiten auf der Ebene des langfristigen 
Beziehungsnetzwerks vgl. insbesondere Kapitel 5.4.6.5.5 und 5.5.2.7. 
225  ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 39. Die Verfasser verweisen mit dem Einsatz eines Kernun-
ternehmens [vgl. ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 38], der Etablierung einer zentralen Un-
terstützungseinheit [vgl. ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 39] sowie der Nutzung von Ar-
beitsgruppen [vgl. ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 41] auf weitere optionale Instrumente 
der Koordination. Während ein Kernunternehmen im Sinne der Verfasser nicht mit der hier behandelten 
Struktur virtueller Unternehmen übereinstimmt, mangelt es der zentralen Unterstützungseinheit sowie den 
Arbeitsgruppen gemäß der Definition der Verfasser an der zur Koordination notwendigen Entscheidungs-
befugnis, sodass sich die geschilderten Maßnahmen im vorliegenden Kontext nicht als effektiv erweisen 
würden. 
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Unterstützt werden kann die Arbeit des Steuerkreises durch die Vergabe von Rollen zur Be-
wältigung der Aufgaben, die bei der Erfüllung eines Kundenauftrags anstehen. Virtuelle Un-
ternehmen verfolgen das Ziel, die Wettbewerbsposition ihrer Teilnehmer durch eine Bünde-
lung der Kompetenzen der Kooperationspartner zu verbessern. Zur Bearbeitung eines Kun-
denauftrags sollen jeweils die Unternehmen zusammenarbeiten, welche über die zur Erfüllung 
der Auftragsbedingungen nötigen Kompetenzen verfügen. Um die Realisierung des definier-
ten Ziels zu gewährleisten, sind auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks die fol-
genden Aufgaben zu erfüllen: 
1. Zunächst ist die Erlangung eines Kundenauftrags erforderlich.  
2. Anschließend ist festzustellen, ob die zur Bearbeitung des Kundenauftrags benötigten 
Kompetenzen grundsätzlich verfügbar sind, d. h. ob Unternehmen im Besitz der erforder-
lichen Kompetenzen dem langfristigen Beziehungsnetzwerk angehören. Ist dies nicht der 
Fall, so sind passende Unternehmen als neue Mitglieder des langfristigen Beziehungs-
netzwerks zu akquirieren.  
3. Die Unternehmen mit den notwendigen Kompetenzen sind sodann zu einem virtuellen 
Unternehmen zusammenzuführen.  
Werden für die drei zu erfüllenden Aufgaben drei Rollen an drei Personen verteilt, so ergibt 
sich beispielsweise folgendes Bild
226
: 
1. Der Broker akquiriert einen Kundenauftrag227. 
2. Der Coach stellt fest, ob sich Unternehmen mit den benötigten Kompetenzen im langfris-
tigen Beziehungsnetzwerk befinden. Andernfalls akquiriert er neue Unternehmen mit den 
erforderlichen Kompetenzen
228
. 
3. Der Initiator stellt die Unternehmen mit den nötigen Kompetenzen zu einem virtuellen 
Unternehmen zusammen
229
. 
Broker und Coach sollten ständigen Kontakt zueinander halten, damit einerseits der Broker 
darüber informiert ist, welche Kundenanforderungen durch die virtuellen Unternehmen – de-
ren Mitglieder aus dem langfristigen Beziehungsnetzwerk rekrutiert werden – erfüllt werden 
können
230
. Andererseits benötigt der Coach Informationen über die Kundenpräferenzen, damit 
er gezielt neue Unternehmen für das langfristige Beziehungsnetzwerk akquirieren kann. 
                                                          
226  Die folgende Rollenverteilung lehnt sich an den Vorschlag von FLADNITZER (2006), S. 137, an. Zu einer 
weiteren möglichen Rollenverteilung vgl. auch WÜTHRICH/PHILIPP/FRENTZ (1997), S. 152. 
227  Zur Rolle des Brokers vgl. ausführlich FAISST/BIRG (1997). 
228  Dabei ist der Coach an die Entscheidung des Steuerkreises gebunden. Vgl. zum Steuerkreis die Erläuterun-
gen zu Beginn dieses Kapitels. 
229  Die Arbeit des Initiators kann durch die Ausschreibung des jeweiligen Kundenauftrags auf der Ebene des 
langfristigen Beziehungsnetzwerks unterstützt werden, in deren Rahmen sich Unternehmen um die Bear-
beitung des Auftrags bewerben. Weiterhin besteht auch die Möglichkeit, dass sich Unternehmen in Eigen-
initiative zu einem virtuellen Unternehmen zusammenfinden. Vgl. dazu die Ausführungen zu einer Kom-
munikationsplattform in Kapitel 2.4.2. 
230  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 137. 
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Die Arbeit des Steuerkreises unterstützt die Leistungserstellung in den virtuellen Unterneh-
men und ist daher als Ergänzung zu der in den virtuellen Unternehmen praktizierten Selbstor-
ganisation
231
 zu betrachten. 
 
2.6 Zusammenfassung der Ergebnisse des zweiten Kapitels 
Bei virtuellen Unternehmen handelt es sich um temporäre Unternehmensnetzwerke, die von 
den Mitgliedern eines auf lange Sicht angelegten Unternehmensnetzwerks, dem langfristigen 
Beziehungsnetzwerk, gegründet werden, um durch die Bündelung ihrer Kompetenzen eine 
sich bietende Marktchance wahrnehmen zu können.  
Virtuellen Unternehmen wird seit den 1990er Jahren von Seiten der Wissenschaft eine be-
trächtliche Aufmerksamkeit zuteil. Ursächlich für die Popularität dieser Kooperationsform ist 
das Vermögen virtueller Unternehmen, den neuen Anforderungen der Märkte effektiv zu be-
gegnen. Die strategische Flexibilität virtueller Unternehmen bietet die Möglichkeit, die stra-
tegischen Erfolgsfaktoren effektiv zu bedienen und nachaltige Wettbewerbsvorteile zu schaf-
fen. 
Mit den im langfristigen Beziehungsnetzwerk vorhandenen Kompetenzen verfügen die Koo-
perationspartner über die Basis der strategischen Flexibilität. Dieses Potenzial wird ausge-
schöpft, wenn es den Kooperationsmitgliedern gelingt, die vorhandenen Kompetenzen derge-
stalt einzusetzen, dass Kundenanforderungen in einer den Konkurrenten überlegenen Weise 
und zudem schneller, als es den Wettbewerbern möglich ist, befriedigt werden. 
Zur Realisierung der strategischen Flexibilität benötigen die Mitglieder virtueller Un-
ternehmen spezifische Fähigkeiten, die hier als organisationale Beziehungsfähigkeiten be-
zeichnet werden. Die geschilderte Bedeutung organisationaler Beziehungsfähigkeiten für die 
Realisierung der strategischen Flexibilität weist bereits darauf hin, dass diese Fähigkeiten im 
Hinblick auf die Schaffung von Wettbewerbsvorteilen nicht unwesentlich sind. Ob es sich bei 
organisationalen Beziehungsfähigkeiten sogar um Fähigkeiten handelt, die als ursächlich für 
die Generierung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile zu betrachten sind, die also strategische 
Relevanz aufweisen, wird in Kapitel 6 geklärt. 
 
3. Lernen 
3.1 Einführung in das dritte Kapitel 
Prozesse des Lernens erweisen sich für die in dieser Arbeit betrachteten virtuellen Unterneh-
men in zweifacher Hinsicht als relevant. Im Zentrum virtueller Unternehmen steht die Bünde-
lung der Kompetenzen der Kooperationspartner. Diese Kompetenzbündelung zielt darauf, 
                                                          
231  Vgl. Kapitel 5.6. 
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komplementäre Kompetenzen zu neuen Kompetenzen zusammenzufügen
232
. Eine solche Zu-
sammenführung der Kompetenzen setzt voraus, dass die Kooperationspartner voneinander 
jenes Wissen erwerben, das notwendig ist, um die beschriebene Integration der Kompetenzen 
durchführen zu können
233
. Darüber hinaus werden die organisationalen Beziehungsfähigkei-
ten – welche den Lernvorgang im Zuge der Kompetenzbündelung unterstützen – ebenfalls  
mit Hilfe von Lernprozessen entwickelt. 
Im Laufe des vorliegenden Kapitels werden zunächst mit dem Gegenstand und den Impulsen 
des Lernens (Kapitel 3.2) sowie den Theorien des Lernens (Kapitel 3.3) grundlegende Fragen 
im Kontext von Lernprozessen erörtert. Anschließend wird die Beziehung zwischen Lernen 
und Wissenstransfer (Kapitel 3.4) thematisiert und auf das organisationale Lernen als spezifi-
scher Form des Lernens eingegangen (Kapitel 3.5). Die Ausführungen zum Lernen schließen 
mit einer Zusammenfassung der wesentlichen Untersuchungsergebnisse (Kapitel 3.6). 
 
3.2 Gegenstand und Impulse des Lernens 
In einer ersten Annäherung kann Lernen als die Veränderung des Wissensbestands
234
 eines 
Individuums
235
 verstanden werden. Unter dem Aspekt, dass durch Lernprozesse Wissen er-
worben wird
236
, zielt diese Aussage auf eine Verbreiterung
237
 der Wissensbasis
238
 des Lernen-
                                                          
232  Vgl. Kapitel 2.4.4. Unter der Komplementarität von Kompetenzen wird deren Eigenschaft verstanden, sich 
gegenseitig in ihrer Wirkung zu verstärken. Zur Komplementarität von Ressourcen vgl. auch die Ausfüh-
rungen zu cospecialized assets in Kapitel 4.4.2.3.1.2.   
233  Vgl. GRANT (1996), S. 114, und ähnlich auch OELSNITZ (2003a), S. 517. Auch JÖRGES/SÜSS sehen in der 
„gegenseitigen Partizipation am eigenen Wissen“ [JÖRGES/SÜSS (2000), S. 80] eine maßgebliche Anforde-
rung an die Mitglieder virtueller Unternehmen. Das wechselseitige Lernen, wie es die Mitglieder virtueller 
Unternehmen zwecks Kompetenzbündelung betreiben, bezeichnen OELSNITZ/TIBERIUS (2007), S. 135-136, 
als relationales Lernen. Zu dieser und weiteren Formen des Lernens im Rahmen von Unternehmenskoope-
rationen vgl. OELSNITZ/TIBERIUS (2007), S. 128-137. 
234  Vgl. OELSNITZ (2003a), S. 518. 
235  Lernen kann sich auch auf mehrere Individuen beziehen. Bei der Definition des Lernens wird zunächst von 
nur einer lernenden Person ausgegangen, weil Einzelpersonen die Basis jeglicher, auch kollektiver Lernpro-
zesse bilden. Vgl. dazu die Ausführungen zum organisationalen Lernen in Kapitel 3.5. Dieses Vorgehen be-
einträchtigt die Aussagekraft der Definition in keiner Weise, weil die Begriffsbestimmung problemlos auf 
mehrere Individuen übertragen werden kann, indem von einer Veränderung der Wissensbestände sämtli-
cher betrachteten Individuen ausgegangen wird. 
236  Vgl. PRANGE/PROBST/RÜLING (1996), S. 12. 
237  Vgl. PROBST/BÜCHEL (1994), S. 17. Dem könnte entgegengehalten werden, dass der Erwerb neuen Wis-
sens nicht zwangsläufig zu einer Verbreiterung der Wissensbasis führen muss, weil mit der Erlangung neu-
en Wissens die Aufgabe überholten Wissens verbunden sein kann. Jedoch kann die Erkenntnis, dass sich 
ein bestimmtes Wissen mittlerweile als obsolet darstellt, ebenfalls als Lernprozess aufgefasst werden, der 
zu neuem Wissen führt, nämlich dem Wissen über die Veralterung des angeführten Wissens. Vgl. OELS-
NITZ (2003a), S. 518. Dementsprechend sehen ARGYRIS/SCHÖN in der von ihnen als „Umlernen“ [ARGY-
RIS/SCHÖN (2002), S. 19]  bezeichneten Aufgabe veralteten Wissens eine „Sonderform des Lernens“ [AR-
GYRIS/SCHÖN (2002), S. 19]. Somit führt Lernen grundsätzlich zu einer Verbreiterung der Wissensbasis. 
Dabei wird der Begriff „Verbreiterung“ im vorliegenden Kapitel lediglich im Sinne einer Vergrößerung be-
nutzt. Die Bezeichnung „Verbreiterung“ ist nicht an die im Bereich des Marketing zu findenden Termini 
der Sortimentsbreite und Sortimentstiefe angelehnt und gibt insofern keinerlei Aufschluss über den Inhalt 
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den. Wissen entfaltet aber nur dann einen Wert für den Lernenden, wenn es in irgendeiner 
Form genutzt wird
239
. Die Anwendung des erworbenen Wissens durch ein Individuum zeigt 
sich in einem bestimmten, neuen Verhalten dieses Individuums. Demzufolge kann Lernen 
auch als Erweiterung des Verhaltensrepertoires eines Individuums bezeichnet werden
240
. Un-
ter dem Aspekt der Nutzung des erworbenen Wissens lernen Individuen letztlich, um Proble-
me lösen zu können. Insofern stellt Lernen eine Erhöhung der Problemlösungsfähigkeit von 
Individuen dar
241
.  
Die zu bearbeitenden Problemstellungen können akuter Natur sein. In diesem Fall beginnt das 
Individuum unmittelbar zu lernen, wenn es mit einem Problem konfrontiert wird, das es mit 
seinem vorhandenen Wissen nicht zu lösen vermag
242
. Resultiert aus einem Problem eine 
deutliche Leistungsstörung – etwa in Form einer Verfehlung der Zielsetzung einer Aufgabe243 
–, so bietet dies einen Anlass, die Wissensbasis zu erweitern, um das neuartige Problem lösen 
zu können. Das betreffende Individuum lernt in diesem Fall reaktiv
244
. 
Lernprozesse werden jedoch nicht nur durch akute Probleme ausgelöst. Vielmehr kann ein In-
dividuum auch präventiv lernen, um für möglicherweise in der Zukunft auftretende Probleme 
gewappnet zu sein, d. h. über die für die künftige Problemlösung notwendigen Fähigkeiten zu 
verfügen
245
. Einem solch vorbeugenden Lernen wird in erster Linie dann Bedeutung zukom-
                                                                                                                                                                                     
des Lernens. Zum Gegenstand der Begriffe Sortimentsbreite und Sortimentstiefe vgl. HOMBURG (2012), S. 
287-288. 
238  Vgl. ARGYRIS/SCHÖN (2002), S. 19. ARGYRIS/SCHÖN verwenden statt des Begriffs Wissensbasis die Be-
zeichnung „Informationsstand“ [ARGYRIS/SCHÖN (2002), S. 19]. Allerdings umfassen Informationen im 
Verständnis von ARGYRIS/SCHÖN „Wissen, Verständnis, Know-how, Techniken oder Praktiken“ [ARGY-
RIS/SCHÖN (2002), S. 19], sodass davon ausgegangen werden kann, dass das bei ARGYRIS/SCHÖN als Infor-
mationsstand titulierte Konstrukt die hier thematisierte Wissensbasis einschließt.  
239  Vgl. DE LONG/FAHEY (2000), S. 123. 
240  Vgl. ähnlich HUBER (1991), S. 89, welcher allerdings in einem weiter gefassten Verständnis von einer Ver-
änderung des Verhaltensrepertoires spricht und damit auch eine Verkleinerung dieses Verhaltensrepertoires 
[vgl. HUBER (1991), S. 104] zulässt. Vgl. für den Spezialfall organisationalen Lernens auch RICHTA 
(2012), S. 212. Zum organisationalen Lernen vgl. Kapitel 3.5. 
241  Vgl. PROBST (1994), S. 301. ARGYRIS/SCHÖN sehen den Grund des Lernens, allgemeiner formuliert, „darin, 
daß eine Organisation ihre Aufgaben im Zeitablauf besser erfüllt“ [ARGYRIS/SCHÖN (2002), S. 19]. Diese 
Formulierung impliziert jedoch die Erhöhung der Problemlösungsfähigkeit als Gegenstand des Lernens. 
Kann eine Aufgabe nicht zufriedenstellend erfüllt werden – gleich, welche Kriterien zur Messung einer be-
friedigenden Aufgabenerfüllung angelegt werden –, so liegt offenbar ein Problem in Form einer Abwei-
chung des Ist-Ergebnisses vom Soll-Ergebnis der Aufgabenerfüllung vor. Vgl. ARGYRIS/SCHÖN (2002), S. 
31. Um die Aufgabe zufriedenstellend erfüllen zu können, muss das Problem behoben werden. Eine Ver-
besserung der Aufgabenerfüllung, d. h. der Übergang von der nicht zufriedenstellenden zur zufriedenstel-
lenden Aufgabenerfüllung, erfordert somit eine Erhöhung der Problemlösungsfähigkeit. 
242  Vgl. ähnlich BORGATTI/CROSS (2003), S. 434, für den Fall sozialer Netzwerke. 
243  Vgl. PROBST/BÜCHEL (1994), S. 49. 
244  Vgl. STEINMANN/SCHREYÖGG (2005), S. 509. PRAHALAD/BETTIS (1986), S. 498, sprechen in diesem Kon-
text von substantiellen Problemen oder Krisen, welche die Implementierung neuer Problemlösungsverfah-
ren initiieren. 
245  Vgl. PROBST (1994), S. 305. 
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men, wenn sich anbahnende Probleme rechtzeitig erkannt werden und daraus ein Lernbedarf 
abgeleitet wird
246
.  
Neben den beschriebenen Arten des Lernens, welche beide eine entsprechende Intention des 
betreffenden Individuums voraussetzen, kann Lernen auch ohne eine solche Absicht, etwa als 
Nebenprodukt bestimmter betrieblicher Aktivitäten, erfolgen
247
. Ein solch unbeabsichtigtes 
Lernen wird allerdings im Folgenden nicht berücksichtigt, da in virtuellen Unternehmen in-
tendierten Lernprozessen eine weitaus größere Bedeutung zukommt
248
. 
Die geschilderten Lernimpulse sowie die daraus resultierenden Formen des Lernens stellt 
Abb. 4 im Überblick dar. 
 
Abb. 4: Lernformen in Abhängigkeit von Lernimpulsen
249
 
                                                          
246  Vgl. GRESCHNER (1996), S. 161. Neben den Fällen akuter Problemstellungen sowie sich abzeichnender 
Probleme, die einen Lernbedarf begründen und damit das Lernen von Individuen anregen, sieht GRESCH-
NER (1996), S. 162-163, weiterhin die Möglichkeit gegeben, dass bestimmte Menschen Lernprozesse auslö-
sen. Als Beispiel nennt er Mitarbeiter eines Unternehmens, die für andere Unternehmensangehörige eine 
Vorbildfunktion einnehmen und infolgedessen bei diesen Personen das „Lernen am Modell“ [GRESCHNER 
(1996), S. 163] anregen. Vgl. dazu die Erläuterungen zum Beobachtungslernen in Kapitel 3.3. Sofern diese 
Art von Lernen tatsächlich unabhängig von aktuellen oder künftigen Problemen erfolgt, kann hier von ei-
nem intrinsisch motivierten Lernprozess gesprochen werden, der aus reiner Freude am Lernen initiiert 
wird. Zum Begriff der intrinsischen Motivation vgl. FREY/OSTERLOH (1997), S. 308. Die vorliegende Ar-
beit richtet sich jedoch ausschließlich auf jenes Lernen, das der Lösung akuter oder künftiger Problemstel-
lungen dient, weil diesen Lernvorgängen im Rahmen virtueller Unternehmen eine höhere Relevanz zu-
kommt.  
247  Vgl. HUBER (1991), S. 94. 
248  Zwar kommt es sicher auch in virtuellen Unternehmen zu unintendierten Lernprozessen, beispielsweise im 
Zuge der Selbstorganisation der Kooperationspartner. Zum Charakter der Selbstorganisation als Lernpro-
zess vgl. Kapitel 5.6.4. Jedoch werden diese unbeabsichtigten Lernprozesse in der vorliegenden Arbeit 
nicht primär thematisiert, da die Teilnehmer virtueller Unternehmen um das notwendige Lernen wissen o-
der zumindest wissen sollten und insofern eine bewusste Initiierung von Lernprozessen im Vordergrund 
des Forschungsinteresses steht. 
249  Quelle: eigene Darstellung. 
reaktives Lernen 
Auftreten eines 
Problems, das mit 
dem aktuellen Wis-
sen nicht lösbar ist 
akutes 
Problem 
präventives Lernen 
Erwartung eines 
Problems, das mit 
dem aktuellen Wis-
sen nicht lösbar ist 
künftiges 
Problem 
45 
 
Im Hinblick auf die in virtuellen Unternehmen angestrebte Kompetenzbündelung und Nut-
zung der gebündelten Kompetenzen sind zwei Formen des Lernens von Bedeutung. Bereits 
auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks sind Lernprozesse zu initiieren, in de-
nen den Netzwerkmitgliedern jenes Wissen vermittelt wird, das für die spätere Zusammenar-
beit in den virtuellen Unternehmen erforderlich ist, nämlich das hier als organisationale Be-
ziehungsfähigkeiten bezeichnete Wissen. Das frühzeitige Erlernen organisationaler Bezie-
hungsfähigkeiten erweist sich als notwendig, um einen eingehenden Kundenauftrag unmittel-
bar im Rahmen eines virtuellen Unternehmens ausführen zu können. Die zur individuellen 
Auftragsbearbeitung erforderliche Realisierung der strategischen Flexibilität
250
 kann nur dann 
gewährleistet werden, wenn das Wissen, das für die Zusammenarbeit in virtuellen Unterneh-
men notwendig ist – die organisationalen Beziehungsfähigkeiten251 – größtenteils bereits vor 
der Gründung des virtuellen Unternehmens von dessen Teilnehmern erworben wurde. Die im 
Zuge dieses präventiven Lernens erworbenen organisationalen Beziehungsfähigkeiten ermög-
lichen es den Teilnehmern virtueller Unternehmen, ihre Kompetenzen zu bündeln, indem sie 
den für diesen Bündelungsvorgang erforderlichen Prozess des wechselseitigen Lernens unter-
stützen, und versetzen sie zudem in die Lage, die gebündelten Kompetenzen zur Bearbeitung 
eines Kundenauftrags zu nutzen. Das im Rahmen der Kompetenzbündelung erforderliche 
Lernen, welches die Integration der verschiedenen Kompetenzen erlaubt
252
, ist im Gegensatz 
zum Erlernen der organisationalen Beziehungsfähigkeiten reaktiver Natur, denn die Kompe-
tenzbündelung erweist sich in dem Zeitpunkt als nötig, in dem ein virtuelles Unternehmen 
zwecks Bearbeitung eines Kundenauftrags gegründet wird. Die in virtuellen Unternehmen 
durchzuführenden Aktivitäten der Kompetenzbündelung sowie der Nutzung der gebündelten 
Kompetenzen bedingen damit sowohl präventives Lernen als auch Prozesse des reaktiven 
Lernens. 
 
3.3 Theorien des Lernens 
Die in diesem Kapitel thematisierten Theorien des Lernens können eine Antwort auf die Frage 
liefern, in welcher Weise Individuen ihre Problemlösungsfähigkeit erhöhen
253
, d. h. welche 
Formen menschliche Lernprozesse annehmen können.  
Zur Erklärung von Lernprozessen auf der intrapersonellen Ebene
254
 können diverse Ansätze 
herangezogen werden. Im Wesentlichen lassen sich dabei zwei konträre Theorien unterschei-
den: die behavioristischen Theorien sowie die kognitiven Theorien
255
. Die behavioristisch 
ausgerichtete Forschung versucht, Gesetzmäßigkeiten zwischen Stimuli und den darauf fol-
genden Reaktionen von Individuen zu erkennen
256
. Vertreter dieser Forschungsrichtung gehen 
davon aus, dass das individuelle Verhalten weitgehend durch Umweltreize bestimmt wird. 
                                                          
250  Zum Begriff der strategischen Flexibilität vgl. ausführlich Kapitel 2.4.1. 
251  Zum Einfluss organisationaler Beziehungsfähigkeiten auf die Realisierung der strategischen Flexibilität 
virtueller Unternehmen vgl. Kapitel 2.4.5. 
252  Vgl. Kapitel 2.4.4. 
253  Vgl. Kapitel 3.2. 
254  Vgl. STRAUSS (1996), S. 20. 
255  Vgl. HILGARD/BOWER (1966), S. 8. 
256  Vgl. HERKNER (1987), S. 40. 
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Das lernende Individuum wird als Black Box betrachtet, auf welche beobachtbare Umweltrei-
ze (Stimuli) wirken, die zu beobachtbaren Reaktionen (Responses) führen
257
 und auf diese 
Weise Änderungen im Verhalten des Individuums sichtbar machen.  
Kognitive Lerntheorien analysieren im Gegensatz zu den behavioristischen Theorien primär 
die Vermittlungsprozesse zwischen Umweltreizen und Reaktionen
258
, d. h. die nicht beob-
achtbaren Prozesse, die zu Verhaltensänderungen führen
259
. Grundlegend für kognitive Theo-
rien ist die Annahme, dass das Verhalten eines Individuums nicht dessen Reaktion auf eine 
objektive Situation darstellt, sondern vielmehr als Reaktion des Individuums auf seine kogniti-
ve Repräsentation dieser Situation aufzufassen ist
260
. Objektive Sachverhalte werden mit Hil-
fe kognitiver Prozesse in individuelle Verhaltensweisen übersetzt. Im Zuge dieser kognitiven 
Prozesse werden bestimmte Attribute einer konkreten Situation identifiziert und interpretiert. 
Das Individuum reflektiert die Resultate seiner Handlungen in einer bestimmten Situation und 
modifiziert auf dieser Basis seine Verhaltensweisen. Bei der Reflexion nutzt das Individuum 
bevorzugt Attribute der betrachteten Handlungsergebnisse, die sich mit seinen bereits beste-
henden kognitiven Strukturen vereinbaren lassen
261
.  
Über den präzisen Inhalt kognitiver Strukturen herrscht in der einschlägigen Literatur keine 
Einigkeit
262
. MARKUS/ZAJONC identifizieren jedoch eine Reihe von Eigenschaften, die allen 
Konzepten gemein sind. Demnach lassen sich kognitive Strukturen als „organizations of con-
ceptually related representations of objects, situations, events, and of sequences of events and 
actions“263 auffassen. In ähnlicher Weise spricht KUNDA in diesem Kontext von “mental re-
presentations of a category, that is, a class of objects that we believe belong together”264. In 
diesem Sinne können kognitive Strukturen als Schemata verstanden werden, „regarding spe-
cific concepts […] used by individuals to encode und represent incoming information effi-
ciently”265. Mit dem Blick auf den Inhalt kognitiver Strukturen als das einer Person eigene 
Wissen über die zuvor beschriebenen Objekte
266
 bezeichnen IRELAND/HITT/BETTIS/PORRAS 
die kognitiven Strukturen eines Individuums als sein „pre-existing knowledge system“267. 
                                                          
257  Vgl. STRAUSS (1996), S. 17-18. Demzufolge werden die behavioristischen Theorien auch als S-R-Theorien 
bezeichnet, wobei S für Stimulus und R für Response steht. Vgl. HERKNER (1987), S. 40. 
258  Vgl. GLEITSMANN (2007), S. 69-70. 
259  Vgl. FREY (1987), S. 50. 
260  Vgl. FREY (1987), S. 51. 
261  Vgl. FREY (1987), S. 52. Der Grund für dieses Vorgehen ist darin zu sehen, dass ein Individuum Vorgänge 
nur insoweit wahrnehmen kann, wie ihm die entsprechenden Elemente in seiner kognitiven Struktur bereits 
zur Verfügung stehen oder durch entsprechende Lernprozesse bereitgestellt werden können. Vgl. SEILER 
(1973), S. 12. Kognitive Strukturen zeichnen insofern verantwortlich für „selectivity in information proces-
sing“ [MARKUS/ZAJONC (1985), S. 144]. 
262  Vgl. dazu den Überblick über verschiedene Definitionen kognitiver Strukturen bei FREY (1987), S. 53-55. 
263  MARKUS/ZAJONC (1985), S. 143.  
264  KUNDA (1999), S. 16. 
265  HARRIS (1994), S. 310. Zu den hier genannten sowie weiteren Funktionen von Schemata vgl. ausführlich 
TAYLOR/CROCKER (1981), S. 94-114.  
266  Vgl. KUNDA (1999), S. 16. 
267  IRELAND/HITT/BETTIS/PORRAS (1987), S. 470. Ähnlich beschreibt SCHREYÖGG die kognitiven Strukturen 
eines Individuums als „ein vernetztes System von Wissensbestandteilen“ [SCHREYÖGG (2001), S. 5]. 
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Neues Wissen wird demnach durch den Rückgriff auf bereits vorhandes Wissen generiert
268
: 
Das Individuum macht eine Erfahrung in einer bestimmten Situation, setzt dieses Erfah-
rungswissen im Rahmen der Reflexion in Beziehung zu seiner bestehenden Wissensbasis
269
 
und erzeugt auf diese Weise neues Wissen
270
, das durch eine Verhaltensänderung sichtbar 
wird. Lernen im Sinne kognitiver Lerntheorien kann unter den genannten Aspekten auch als 
Erfahrungslernen bezeichnet werden
271
. 
Ein Individuum kann aber nicht nur aus eigenen Erfahrungen lernen, sondern ebenfalls die Er-
fahrungen anderer Individuen zum Lernen nutzen. Diesen Gedanken greifen die kollektiven 
Ausrichtungen der kognitiven Lerntheorien auf. Anders als die auf isolierte Individuen fokus-
sierten kognitiven Lerntheorien, betrachten die kollektiven Ansätze dieser Forschungsströ-
mung Individuen nicht losgelöst von ihrer Umwelt
272
, sondern betten sie in einen sozialen 
Kontext ein. Sozial-kognitive Lerntheorien weisen darauf hin, dass ein Individuum, das einem 
Kollektiv angehört, nicht nur durch eigene Erfahrungen, sondern darüber hinaus durch die 
Beobachtung der übrigen Gruppenmitglieder lernen kann. 
Das Lernen durch Beobachtung eines Modells, das sog. Beobachtungslernen, richtet sich im 
Gegensatz zum Erfahrungslernen nicht auf die Folgen der eigenen, sondern auf die Auswir-
kungen der Handlungen anderer Individuen273. Gemäß dieser Theorie beobachtet ein Indivi-
duum die Handlungen anderer Personen, identifiziert auf dieser Basis Regeln und übernimmt 
diese Regeln schließlich
274
. Durch Beobachtungslernen kann der Lernprozess im Vergleich 
zum Erfahrungslernen beschleunigt werden, weil die Notwendigkeit, selbst vielfältige und 
zeitaufwändige Erfahrungen zu sammeln, entfällt
275
. Allerdings entbindet das Beobachten den 
Lernenden nicht von der Notwendigkeit der Reflexion, denn die beobachteten Sachverhalte 
sind einer Bewertung zu unterziehen, die darüber entscheidet, welches Fazit der Beobachten-
de aus seinen Beobachtungen für sein eigenes Verhalten zieht. So stellt die Imitation von be-
obachteten Verhaltensweisen lediglich ein mögliches Ergebnis des Beobachtungslernens dar. 
                                                          
268  Vgl. DIXON (2002), S. 36, PRANGE (1999), S. 160, sowie DOSI/TEECE/WINTER (1992), S. 191. Vgl. dazu 
auch die Ausführungen zur Absorptionsfähigkeit, insbesondere im Hinblick auf das assoziative Lernen, in 
Kapitel 4.6.3.1.  
269  Vgl. AMELINGMEYER (2002), S. 104. 
270  HERBST beschreibt diese Art des Lernens als einen Vorgang, bei dem „die Vergangenheit mit der Zukunft 
verbunden wird“ [HERBST (2000), S. 98]. Das aus diesem Lernvorgang resultierende Wissen betrachten DE 
LONG/FAHEY als “a product of human reflection and experience” [DE LONG/FAHEY (2000), S. 114]. 
271  Vgl. RINGLSTETTER/KAISER (2008), S. 200. 
272  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 54. 
273  Vgl. RINGLSTETTER/KAISER (2008), S. 200.  
274  Vgl. ähnlich auch AL-LAHAM (2003a), S. 54. Dies setzt erstens voraus, dass die beobachteten Individuen 
selbst ihre Erfahrungen reflektieren und daraus neues Wissen ableiten, denn ansonsten würden sich keine 
Lerneffekte einstellen. Zweitens erfordert das Beobachtungslernen, dass sich das neue Wissen der beobach-
teten Individuen in modifizierten Verhaltensweisen niederschlägt. Andernfalls könnte der Beobachter keine 
Verhaltensregeln übernehmen.  
275  Vgl. STRAUSS (1996), S. 21. Die Vorteile des Lernens am Modell sind nicht nur in der Einsparung von 
Lernmühen zu sehen, die im Rahmen des individuellen Lernens entstehen würden, sondern Individuen kön-
nen durch die Beobachtung anderer Individuen auch vermeiden, selbst bedrohliche Erfahrungen sammeln 
zu müssen. Schließlich sind einige Lernprozesse, wie etwa der Erwerb einer Sprache, nur sehr einge-
schränkt auf der individuellen Ebene durchführbar, sodass ein sozialer Lernkontext hier in besonderem 
Maße erforderlich ist.  
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Alternativ können Beobachtungen dazu führen, dass gerade das gegenteilige Verhalten an den 
Tag gelegt wird, nämlich dann, wenn die Reflexion der Beobachtungen ergibt, dass das Ver-
halten des Beobachteten in einer spezifischen Situation nicht zielführend ist
276
. 
Im Rahmen kollektiver Lernprozesse lernen Individuen aber nicht nur aus Erfahrungen ande-
rer Individuen, indem sie fremde Verhaltensmuster lediglich unverändert übernehmen. Die 
Tatsache, dass ein lernwilliges Individuum in einer Gruppe häufig mit vollkommen verschie-
denen Handlungsmustern bezüglich einer bestimmten Situation konfrontiert wird, führt oft-
mals dazu, dass das beobachtende Individuum verschiedene, wahrgenommene Aspekte mit-
einander zu einem neuen Verhaltensmuster verschmilzt
277
. Darüber hinaus besteht die Mög-
lichkeit, dass Individuen, die einer Gruppe angehören, gemeinsam Erfahrungen sammeln und 
diese reflektieren
278
. Da sich gemeinsame Erfahrungen letztlich aber aus individuellen Erfah-
rungen zusammensetzen und jedes Gruppenmitglied seine eigenen Reflexionen durchführt, 
stellt ein solch kollektives Erfahrungslernen lediglich eine Variante des bereits erläuterten Er-
fahrungslernens dar. 
Die Struktur des Lernens im Sinne der kognitiven Lerntheorien verdeutlicht Abb. 5. 
 
 
 
Abb. 5: Lernprozess im Sinne kognitiver Lerntheorien
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276  Vgl. ESSER (1999), S. 383. 
277  Vgl. STRAUSS (1996), S. 21. 
278  Gemeinsame Erfahrungen spielen beispielsweise bei der Entwicklung einer Kultur eine Rolle. Vgl. SCHEIN 
(2004), S. 73. Zur Schaffung einer Kooperationskultur für virtuelle Unternehmen vgl. Kapitel 5.5. 
279  Quelle: eigene Darstellung. 
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Lernen im Sinne der kognitiven Lerntheorien umfasst, wie die vorangegangenen Ausführun-
gen verdeutlichen, zwei Aspekte: eine kognitive Veränderung sowie einen Wandel im Verhal-
ten des lernenden Individuums. Eine Modifikation im Verhalten eines Individuums als sicht-
barer Ausdruck seines Lernens ist allerdings an bestimmte Bedingungen geknüpft. 
Eine Verhaltensänderung setzt zunächst voraus, dass das lernende Individuum bereits ein be-
stimmtes Verhalten in dem betrachteten Kontext zeigen konnte. Diese Anforderung ist im Fal-
le des Erfahrungslernens per definitionem erfüllt, weil das Individuum bei dieser Art des Ler-
nens selbst mit bestimmten Situationen konfrontiert wird, in denen es ein spezifisches Verhal-
ten an den Tag legt. Dagegen ist mit dem Beobachtungslernen nicht grundsätzlich eine Aus-
bildung eigener, modifizierbarer Verhaltensweisen des lernenden Individuums verbunden, 
weil das Individuum lediglich die Erfahrungen anderer Individuen beobachtet und nicht selbst 
in das Geschehen eingreift. Insofern kann beim Beobachtungslernen eine Verhaltensänderung 
des Lernenden im Sinne einer Verhaltensmodifikation in einem bestimmten Kontext nur dann 
stattfinden, wenn das beobachtende Individuum bereits selbst Erfahrungen in einer ähnlichen 
Situation gesammelt hat und aufgrund seiner Beobachtungen seine Verhaltensweisen ändert. 
In der vorliegenden Arbeit wurde Lernen als Erhöhung der Problemlösungsfähigkeit defi-
niert
280
. Dieses Vermögen umfasst sowohl die Fähigkeit zur Lösung aktueller Probleme als 
auch die Fähigkeit, künftige Problemstellungen zu bearbeiten. In diesem Sinne wird hier auch 
die aus einem Lernprozess resultierende Verhaltensänderung verstanden. Eine Verhaltensän-
derung bezieht sich im Verständnis dieser Arbeit nicht auf die Modifikation des Verhaltens in 
einem konkreten Kontext, denn dies würde das präventive Lernen teilweise ausschließen. 
Vielmehr wird die Verhaltensänderung in einer weniger restriktiven Begriffsbestimmung als 
Erweiterung des Verhaltensrepertoires
281
 aufgefasst. Diese Definition der Verhaltensände-
rung erweist sich als kompatibel mit dem präventiven Lernen, welches neuartige Sachverhalte 
umfassen kann, bezüglich derer das lernende Individuum selbst noch kein Erfahrungswissen 
besitzt. In diesem Sinne umfasst Lernen nicht nur eine Veränderung bestehender, sodern 
ebenfalls den Erwerb neuartiger Verhaltensweisen, die im Bedarfsfall, insbesondere bei künf-
tigen Problemen der zuvor bei anderen Individuen beobachteten Art, ausgeführt werden kön-
nen. 
Mit der erwähnten zukünftigen Anwendung erlernter Verhaltensweisen wird ein weiterer As-
pekt der Verhaltensproblematik im Rahmen des Lernens angesprochen. Eine Modifikation des 
Verhaltens wird hier als sichtbares Resultat des Wissenserwerbs verstanden. Dabei wird der 
Auffassung von FIOL/LYLES gefolgt, welche die im Zusammenhang mit Lernprozessen zu 
beobachtenden Verhaltensänderungen als „behavioral outcomes that reflect the […] cognitive 
associations that have developed“282 beschreiben. Jedoch wird die Ansicht vertreten, dass Ler-
nen nicht grundsätzlich mit einer tatsächlichen Verhaltensänderung verbunden ist
283
. Dement-
sprechend stellen auch FIOL/LYLES fest, dass „knowledge may be gained without any acccom-
panying [sic] change in behavior“284. Es ist vorstellbar, dass ein Individuum zwar das für eine 
                                                          
280  Vgl. Kapitel 3.2. 
281  Vgl. Kapitel 3.2. 
282  FIOL/LYLES, S. 806. 
283  Vgl. auch HUBER (1991), S. 89. 
284  FIOL/LYLES (1985), S. 806. 
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Verhaltensänderung notwendige Wissen erworben hat, dieses Wissen aber aus verschiedenen 
Gründen nicht in ein entsprechendes Verhalten umsetzt
285
. So ist es zunächst denkbar, dass 
die Verhaltensänderung nicht unmittelbar auf den Wissenserwerb folgt, weil sich die Gele-
genheit zur Nutzung des erworbenen Wissens nicht direkt im Anschluss an den Wissenser-
werb einstellt
286
. An einer Gelegenheit, erworbenes Wissen anzuwenden, kann es beispiels-
weise im Zuge des präventiven Lernens mangeln, wenn ein prognostiziertes Problem, für des-
sen Lösung vorsorglich gelernt wurde, nicht eintritt. Das betreffende Individuum verfügt zwar 
in diesem Fall über die erlernte Fähigkeit, das erwartete Problem zu lösen, kann diese Fähig-
keit aber nicht anwenden, weil die entsprechende Situation nicht eintritt. In diesem Fall liegt 
eine verzögerte Wissensanwendung vor. Darüber hinaus besteht sogar die Möglichkeit, dass 
das betrachtete Individuum im Verlauf der Zeit überhaupt keine Chance erhält, das erlangte 
Wissen anzuwenden, und demzufolge eine Verhaltensänderung völlig ausbleibt. In diesem 
Fall erfolgt keine Wissensanwendung. Lernprozesse beinhalten somit lediglich eine potenziel-
le Verhaltensänderung
287
.  
Allerdings setzt das Lernen in jedem Fall eine kognitive Veränderung eines Individuums vo-
raus
288
. Eine derartige Modifikation resultiert aus der Reflexion, die ein lernendes Individuum 
vornimmt. Die Reflexion von Erfahrungen bildet also einen wesentlichen Bestandteil des Ler-
nens. Zwar ist der Begriff der Reflexion nicht mit einer universal gültigen Definition belegt. 
Vielmehr ergeben sich, je nachdem, welche wissenschaftliche Disziplin zu Rate gezogen 
wird, differierende Auffassungen der reflektierenden Tätigkeit
289
. FINK sieht allerdings we-
sentliche Übereinstimmungen in den verschiedenen Ansätzen: „Eine grundlegende Gemein-
samkeit lässt sich darin erkennen, dass sie [= die diversen Ansätze, S. H.] in dem Vorgang des 
Reflektierens ein Nachdenken über das Erfahrene […] mit einbeziehen. Dieses Nachdenken 
bezieht sich auf das eigene Verhalten, die gemachten Beobachtungen und Erfahrungen sowie 
die erzielten Ergebnisse. […] Aus den gewonnenen Selbsteinsichten kann dann im Idealfall 
                                                          
285  Vgl. INKPEN/CROSSAN (1995), S. 600. Zum präventiven Lernen vgl. Kapitel 3.2. 
286  Auch ESSER (1999), S. 382, weist darauf hin, dass erworbenes Wissen für spätere Verwendungen vorgehal-
ten werden könne. 
287  Vgl. AMELINGMEYER (2002), S. 104, welche ebenfalls darauf verweist, dass sich neu erworbenes Wissen 
nicht grundsätzlich in unmittelbar zu beobachtenden Handlungen zeigt, sowie PROBST (1994), S. 301, der 
als Resultate des Lernens nicht nur Handlungen, sondern auch Handlungsmöglichkeiten zulässt, und damit 
offensichtlich ebenfalls auf den Potenzialcharakter von Verhaltensänderungen zielt. Dass der Erwerb von 
Wissen ein Verhaltensänderungpotenzial birgt, unterstreichen ferner auch NONAKA/KROGH mit der Formu-
lierung „knowledge is the capacity to act“ [NONAKA/KROGH (2009), S. 638].  
288  ULRICH (1998), S. 37, vertritt im Gegensatz dazu die Ansicht, dass Lernen nicht grundsätzlich aus einer 
Veränderung des Wissensbestands resultiere. Vielmehr könne Lernen ebenso aus der Umsetzung bereits 
vorhandenen Wissens in konkrete Handlungen resultieren. Diese Aussage spiegelt die Auffassung ULRICHS 
wider, nach der Lernen als zentralen Aspekt eine Verhaltensmodifikation umfasst. Allerdings kommt auch 
die von ULRICH beschriebene grundsätzliche Verhaltensänderung nicht ohne die Verbreiterung des Wis-
sensbestands des betreffenden Individuums, d. h. ohne eine kognitive Veränderung, aus. Wird berücksich-
tigt, dass der Wissensbestand eines Individuums zu jedem Zeitpunkt das Ergebnis eines kumulativen Pro-
zesses ist, in dessen Zuge sukzessiv Wissen angesammelt wird, dann folgt daraus, dass auch das Wissen, 
das aktuell angewendet wird, zu einem früheren Zeitpunkt erworben wurde. Die Veränderung des Wissens-
bestands liegt also zeitlich vor der Verhaltensänderung. Damit entspricht der von ULRICH beschriebene 
Vorgang dem zuvor geschilderten Sachverhalt der verzögerten Wissensanwendung. 
289  Vgl. dazu die Übersicht bei FINK (2010), S. 51-52. 
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das eigene Verhalten teleologisch modifiziert werden.“290 Gegenstand dieses Nachdenkens ist 
die Interpretation der gewonnenen Erfahrungen. Im Zuge einer Interpretation ordnet ein Indi-
viduum einem beobachteten Sachverhalt eine Bedeutung zu: „Interpretation is the process of 
translating […] events, of developing models for understanding, of bringing out meaning 
…“291. Die Interpretation verfolgt letztlich den Zweck, eine Reaktion auf einen beobachteten 
Sachverhalt festzulegen
292
.  
Lernen umfasst also einen Sinnstiftungprozess
293
 mit den Phasen der Wahrnehmung und der 
Interpretation
294
. Zunächst wird im Rahmen der Wahrnehmung der Gegenstand eines zu beob-
achtenden Sachverhalts geklärt
295
, d. h. Wissen über den Sachverhalt erworben. Bei der an-
schließenden Interpretation
296
 ordnet das Individuum dem beobachteten Sachverhalt eine Be-
deutung zu. Ein Sinnstiftungsprozess führt zur Ableitung einer bestimmten Reaktion und de-
terminiert damit die Verhaltensweise eines Individuums in einer konkreten Situation. Sofern 
sich diese geplante Reaktion von dem vorherigen Verhalten des Individuums in ähnlichen Si-
tuationen unterscheidet, hat ein Lernprozess stattgefunden.   
Die kognitive Änderung als Folge der Reflexion muss sich zwar nicht, wie bereits zuvor er-
läutert, in einer tatsächlichen Verhaltensänderung des Individuums niederschlagen. Jedoch er-
fordert das Lernen, dass das Individuum im Zuge der Reflexion seiner Erfahrungen zu neuen 
Erkenntnissen gelangt. Ein Individuum, das über seine Erfahrungen nachdenkt, dabei aber 
keine neuen Einsichten erhält, lernt nicht. Ebenso kann nicht von Lernen die Rede sein, wenn 
sich zwar das Verhalten eines Individuums ändert, nicht aber seine kognitive Disposition
297
. 
Lernen erfordert grundsätzlich eine kognitive Veränderung, welche in die Generierung neuen 
Wissens – im Sinne eines neuen Bewusstseins, d. h. einer neuen Überzeugung oder Einsicht298 
– mündet. Lernen erfordert also nicht nur die Aufnahme neuen Wissens im Sinne einer bloßen 
Speicherung, sondern gleichfalls die Akzeptanz dieses neuen Wissens. Damit werden die Wer-
te, die ein Individuum hält, zu einer entscheidenden Determinante des Lernens
299
. 
                                                          
290  FINK (2010), S. 52. FINK bezieht sich zwar in seiner Erörterung offensichtlich auf das Erfahrungslernen. 
Dies mindert jedoch nicht den Aussagegehalt seiner Ausführungen, da sich Reflexionsvorgänge im Prinzip 
nicht in Abhängigkeit von der konkreten Form des Lernens verändern, sondern stets dem gleichen Vorge-
hensmuster folgen.  
291  DAFT/WEICK (1984), S. 286. 
292  Vgl. HARRIS (1994), S. 315. 
293  Vgl. DIXON (2002), S. 36. 
294  Vgl. SACKMANN (1992), S. 141. 
295  Vgl. HARRIS (1994), S. 315. 
296  ISABELLA (1990), S. 10, betont, dass die Interpretation eines Ereignisses stets im Anschluss an das Ereignis, 
und nicht während des Ereignisses, durchgeführt werde. 
297  Vgl. INKPEN/CROSSAN (1995), S. 599-596. Auch FIOL/LYLES betonen: „Changes in behavior may occur 
without any cognitive association development“ [FIOL/LYLES (1985), S. 806]. Eine bloße Verhaltensände-
rung ohne die entsprechende kognitive Modifikation – wie sie beispielsweise der von INKPEN/CROSSAN als 
„forced learning“ [INKPEN/CROSSAN (1995), S. 599] bezeichnete Sachverhalt umfasst – stellt somit kein 
Lernen im Sinne der vorliegenden Arbeit dar. 
298  FIOL spricht in diesem Zusammenhang von dem zu entwickelnden „new understanding“ [FIOL (1994), S. 
404]. KROGH/NONAKA/RECHSTEINER verbinden mit neuem Wissen „a new view of the world“ [KROGH/ 
NONAKA/RECHSTEINER (2012), S. 241]. 
299  Vgl. PROBST/BÜCHEL (1994), S. 20. Zum Begriff des Wertes vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
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Unter Berücksichtigung der zuvor geschilderten Aspekte wird der Begriff des Lernens in der 
vorliegenden Arbeit wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
3.4 Lernen und Wissenstransfer 
In Kapitel 3.2 wurde Lernen als die Vergrößerung des Wissensbestands eines Individuums de-
finiert. Dieses Verständnis des Lernens, welches das Lernen eines Individuums mit seinem 
Wissen verknüpft, lässt die Frage nach dem Verhältnis des Lernens zu dem in der wissen-
schaftlichen Literatur häufig thematisierten Wissenstransfer aufkommen. Die Bezeichnung 
Wissenstransfer legt die Vermutung nahe, dass es sich bei dem mit diesem Titel versehenen 
Vorgang um die reine Übertragung von Wissen handelt, d. h. dass von einem Erwerb und ei-
ner Anwendung des transferierten Wissens – Aspekten, die im Zuge des Lernens Berücksich-
tigung finden – abstrahiert wird. Im Folgenden wird exemplarisch der Wissenstransferansatz 
von KROGH/KÖHNE untersucht, um Aufschluss über die tatsächliche Struktur des Wissens-
transfers, insbesondere über die Beziehung des Wissenstransfers zum Lernen, zu erhalten. 
KROGH/KÖHNE verstehen Wissenstransfer als einen aus drei Schritten bestehenden Prozess
300
: 
1. Initiierung, 
2. Wissensfluss und 
3. Integration. 
 
Die Phase Initiierung umfasst die Festlegung des zum Transfer bestimmten Wissens nach Art 
und Umfang, die Identifikation der Wissensträger sowie die Fixierung der Form des Trans-
fers
301
. Im Anschluss wird das transferrelevante Wissen in der Phase Wissensfluss von dem 
besitzenden Individuum, dem Wissenssender, auf jenes Individuum übertragen, welches die-
ses Wissen zur Deckung seines Wissensbedarfs benötigt
302
, im Folgenden als Wissensempfän-
ger bezeichnet. Dazu werden Prozesse der Kommunikation
303
 und Interaktion
304
 durchgeführt. 
Im Zuge der Integration wird das übertragene Wissen schließlich in die Wissensbasis des 
Wissensempfängers eingeordnet und im spezifischen Kontext des Empfängers angewandt.  
 
Ein Vergleich des Wissenstransfermodells von KROGH/KÖHNE mit dem in Kapitel 3.3 ge-
schilderten Verlauf eines Lernprozesses ergibt folgendes Bild: Der potenzielle Wissensemp-
                                                          
300  Vgl. KROGH/KÖHNE (1998), S. 238-239.  
301  Vgl. KROGH/KÖHNE (1998), S. 239. Neben diesem planvollen Ablauf können allerdings auch ungeplante 
Wissenstransfers stattfinden. Vgl. KROGH/KÖHNE (1998), S. 242. 
302  Vgl. KROGH/KÖHNE (1998), S. 239-240. 
303  Zum Begriff der Kommunikation vgl. Kapitel 5.5.2.2.1.  
304  Zum Begriff der Interaktion vgl. Kapitel 5.3.1. 
Ein Individuum erlangt im Zuge des Lernens neues Wissen durch die Reflexion eigener 
oder fremder Erfahrungen und erweitert auf diese Weise sein Verhaltensrepertoire. Ler-
nen umfasst damit den Erwerb neuen Wissens sowie die potenzielle Anwendung dieses 
Wissens.  
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fänger bestimmt in der Phase Initiierung das transferrelevante Wissen. Dazu benötigt der po-
tenzielle Wissensempfänger zuvor die Einsicht, dass ein Transfer erforderlich ist, dass er also 
neues Wissen benötigt. Einen derartigen Bedarf könnte der potenzielle Wissensempfänger et-
wa dann feststellen, wenn er ein gegebenes Problem mit seinem vorhandenen Wissen nicht zu 
lösen vermag oder die Notwendigkeit sieht, für künftig möglicherweise eintretende Probleme 
neues Wissen zu erwerben. Damit wird der Wissenstransfer durch die in Kapitel 3.2 ge-
schilderten Impulse des Lernens ausgelöst. Das bewusste Suchen nach Wissen, das der Lö-
sung des eigenen Problems dienen könnte, bei anderen Individuen weist weiterhin auf die Ab-
sicht des betrachteten Individuums hin, Wissen nicht durch die Reflexion eigener Erfahrungen 
zu generieren, sondern von anderen Individuen zu erwerben. So könnte der potenzielle Wis-
sensempfänger beispielsweise bestrebt sein, neues Wissen durch die Beobachtung anderer In-
dividuen zu erhalten. Hier zeigen sich Parallelen zu dem bereits erläuterten Beobachtungsler-
nen.  
 
In der zweiten Phase, dem Wissensfluss, erfolgt die tatsächliche Übertragung des selektierten 
Wissens. Dabei bieten sich verschiedene Transfermöglichkeiten an. Die von KROGH/KÖHNE 
aufgestellte Liste der Transferwege schließt den bereits erwähnten Wissenserwerb durch Be-
obachtung ein
305
, bietet aber darüber hinaus weitere Optionen des Transfers an, wie etwa die 
Vermittlung des gewünschten Wissens in persönlichen Gesprächen
306
.  
 
Die letzte Phase des Wissenstransfers nach KROGH/KÖHNE umfasst die Eingliederung des 
übertragenen Wissens in den Wissensbestand des Wissensempfängers sowie die Anwendung 
des übertragenen Wissens. Diese Nutzung beinhaltet, da es sich um die Anwendung neuen 
Wissens handelt, auch ein neuartiges Verhalten des Wissensempfängers. Hierin zeigt sich eine 
weitere Gemeinsamkeit zum Prozess des Lernens, welcher durch die Erweiterung des Verhal-
tensrepertoires des Lernenden gekennzeichnet ist und damit zur Ausbildung neuer Verhaltens-
weisen führt. 
 
In ähnlicher Weise wie KROGH/KÖHNE definieren auch andere Wissenschaftler den Prozess 
des Wissenstransfers
307
. Allen Ansätzen gemeinsam ist die Berücksichtigung des anwen-
dungsbezogenen Aspekts
308
. Wissenstransfer wird nicht als reine Übertragung von Wissen be-
trachtet. Vielmehr setzen die Verfasser voraus, dass das transferierte Wissen von dem Emp-
                                                          
305  So nennen KROGH/KÖHNE explizit die Möglichkeit der Beobachtung als Methode des Wissenstransfers. 
Vgl. KROGH/KÖHNE (1998), S. 240, Tabelle 1. 
306  Vgl. KROGH/KÖHNE (1998), S. 238. Zu verschiedenen Formen des Wissenstransfers, klassifiziert nach der 
Art des zu übertragenden Wissens, vgl. KROGH/KÖHNE (1998), S. 240, Tabelle 1. 
307  Zu sehr ähnlichen Definitionen des Wissenstransfers vgl. SESSING (2006), S. 160-163, PRANGE/PROBST/ 
RÜLING (1996), S. 13, sowie SZULANSKI (1996), S. 28-29. 
308  Die Nutzung neuen Wissens sehen auch VAARA/SARALA/STAHL/BJÖRKMAN (2012), S. 6, sowie GOODER-
HAM/MINBAEVA/PEDERSEN (2011), S. 136, als Bestandteil eines Wissenstransferprozesses an. Mit der Fest-
stellung, dass sich der Transfer von Wissen in „changes in the knowledge bases or performance of recipi-
ents“ [WIJK/JANSEN/LYLES (2008) S. 832] manifestiere, berücksichtigen auch WIJK/JANSEN/LYLES den 
anwendungsorientierten Aspekt eines Wissenstransferprozesses. 
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fänger auch genutzt wird
309
. Da die Anwendung neuen Wissens stets dessen Erwerb im Sinne 
des Lernens voraussetzt, beinhaltet Wissenstransfer sowohl den Erwerb als auch die Anwen-
dung neuen Wissens. Unter diesem Aspekt entspricht also der Prozess des Wissenstransfers 
weitgehend der in dieser Arbeit vertretenen Auffassung eines Lernprozesses.  
 
Allerdings bestehen zwischen dem Prozess des Wissenstransfers und dem Vorgang des Ler-
nens, wie er im Rahmen der Ausführungen zu den Lerntheorien geschildert wurde
310
, auch 
Unterschiede. Ein wesentliches Differenzierungsmerkmal zwischen dem Prozess des Wis-
senstransfers einerseits und dem Lernen andererseits ergibt sich aus der Art und Weise, in wel-
cher der Lernende an neues Wissen gelangt. Wie erläutert, ist die Übertragung von Wissen in 
dem Wissenstransfermodell von KROGH/KÖHNE mit Prozessen der Kommunikation und der 
Interaktion verbunden. Zumindest eine Interaktion setzt voraus, dass der Wissensträger mit 
dem Wissensempfänger Kontakt aufnimmt. Anders als beim Erfahrungslernen, bei dem der 
Lernende auf sich allein gestellt ist, oder dem Beobachtungslernen, bei dem Wissen ohne das 
Zutun des Wissensträgers erlangt wird, wird das Wissen im Falle des hier beschriebenen Vor-
gangs mit der Unterstützung des Wissensträgers von dem Wissensträger auf den Wissensemp-
fänger übertragen. Der Wissensträger wird dadurch zum Wissenssender. Eine derartige Ein-
bindung des Wissensträgers in den Lernprozess führt zum Begriff des Instruktionslernens. 
 
Die in Kapitel 3.3 behandelten Lerntheorien erläutern, dass das lernende Individuum neues 
Wissen durch die Reflexion eigener oder fremder Erfahrungen erwirbt. Im Zuge des Wissens-
transferprozesses hat der Wissensempfänger als Lernender dagegen die Möglichkeit, bereits 
reflektiertes Wissen, d. h. Wissen, das ein anderes Individuum durch seine Reflexionen er-
zeugt hat, zu erlangen. Dieses Wissen wird ihm durch seinen Transferpartner systematisch 
vermittelt, der Wissensempfänger wird also durch den Wissenssender instruiert
311
. Das instru-
ierende Individuum nimmt die Rolle eines Lehrenden ein. Wissenstransfer in der beschriebe-
nen Form stellt eine Erweiterung des Rahmens dar, den die kognitiven Lerntheorien vorge-
ben, indem neben der Möglichkeit, eigene oder fremde Erfahrungen zu reflektieren und da-
durch neues Wissen zu generieren, die Option zugelassen wird, bereits reflektiertes Wissen zu 
erlangen. Allerdings entbindet der Zugriff auf bereits reflektierten Wissens den Wissensemp-
fänger nicht von der Notwendigkeit, das erhaltene Wissen in eigener Person einer Reflexion 
zu unterziehen, denn nur durch die Herstellung einer Beziehung zu seinem bereits vorhande-
nen Wissen kann es dem Wissensempfänger gelingen, das Wissen einer fremden Person in 
seinen eigenen Wissensbestand zu integrieren und damit seine Wissensbasis zu vergrößern, d. 
h. neues Wissen zu erwerben. Der Erwerb von Wissen durch Instruktionen schließt also aus-
drücklich die Reflexion des übertragenen Wissens durch den Wissensempfänger ein. Damit 
handelt es sich auch bei einem Erwerb von Wissen durch Instruktionen um einen Lernprozess 
im Sinne der kognitiven Lerntheorien. Deshalb werden in dieser Untersuchung die Formen 
                                                          
309  Vgl. auch TORTORIELLO/REAGANS/MCEVILY (2012), S. 1025. Dabei setzt die Nutzung des neuen Wissens, 
wie bereits im Rahmen der Ausführungen zum Lernen erläutert, voraus, dass der Wissensempfänger eine 
Gelegenheit zur Anwendung des übertragenen Wissens erhält. Vgl. Kapitel 3.3. 
310  Vgl. Kapitel 3.3. 
311  Vgl. STEINMAN/SCHREYÖGG (2005), S. 513. Allerdings entbindet dieser Umstand das lernende Individuum 
nicht von der Notwendigkeit, eigene Reflexionsprozesse durchzuführen. Vgl. dazu Kapitel 3.3. 
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des Lernens im Sinne kognitiver Lerntheorien
312
 um die Option des Wissenserwerbs durch 
Instruktion ergänzt
313
. In Anlehnung an die als Erfahrungslernen und Beobachtungslernen be-
zeichneten Formen des Lernens wird der Erwerb von Wissen durch Instruktionen im Folgen-
den auch als Instruktionslernen bezeichnet.  
 
Abb. 6 zeigt die möglichen Formen des Lernens im Überblick.  
 
 
 
Abb. 6.: Lernformen in Abhängigkeit von der Art des Wissenserwerbs
314
 
 
Die vorangegangenen Ausführungen haben verdeutlicht, dass die Begriffe Wissenstransfer 
und Lernen gleichgesetzt werden könnten, sofern es sich bei dem betrachteten Vorgang um 
das Instruktionslernen handelt. Das Instruktionslernen nimmt in virtuellen Unternehmen eine 
führende Rolle unter den drei dargestellten Lernformen ein. Das Lernen in virtuellen Unter-
nehmen ist, da es in erster Linie die Kompetenzbündelung der Kooperationspartner ermögli-
chen soll
315
, wechselseitiger Natur. Die Kooperationspartner lernen also voneinander. Unter 
diesem Gesichtspunkt kommt dem Erfahrungslernen in virtuellen Unternehmen – zumindest 
in Bezug auf die Kompetenzbündelung – keine nennenswerte Bedeutung zu. Das Beobach-
                                                          
312  Vgl. Kapitel 3.3. 
313  Als mögliche Form des Lernens fassen auch STEINMANN/SCHREYÖGG den Wissenserwerb durch Instruktio-
nen auf, wenn sie diesen Vorgang als „Lernen als Folge von Instruktionen [STEINMANN/SCHREYÖGG 
(2005), S. 513; Hervorhebung durch die Verfasserin, S. H.]“ bezeichnen. Entsprechend dem Begriffsver-
ständnis dieser Arbeit fasst SPENDER die möglichen Formen des Lernens wie folgt zusammen: „Learning is 
the process of experiencing and analyzing, or the process of communicating the knowledge previously ge-
nerated by others“ [SPENDER (1996), S. 48]. Unter dem Aspekt, dass Beobachtungslernen ebenso wie Ins-
truktionslernen einen kommunikativen Prozess darstellt – diese Annahme ist durch die nonverbalen Ele-
mente der Kommunikation gerechtfertigt [zu verbaler und nonverbaler Kommunikation vgl. BLOM (2004), 
S. 276-280, sowie STÜDLEIN (1997), S. 95-99] –, schließt SPENDERS Definition des Lernens im Sinne die-
ser Arbeit das Erfahrungslernen ebenso ein wie das Beobachtungslernen und das Instruktionslernen. 
314  Quelle: eigene Darstellung. 
315  Organisationale Beziehungsfähigkeiten, welche sowohl die Kompetenzbündelung als auch die Nutzung der 
Kompetenzbündel unterstützen, werden ebenfalls durch Lernvorgänge erworben. Allerdings finden die zum 
Erwerb organisationaler Beziehungsfähigkeiten nötigen Lernprozesse auf der Ebene des langfristigen Be-
ziehungsnetzwerks statt. Die Entwicklung organisationaler Beziehungsfähigkeiten wird in den Kapiteln zu 
den einzelnen organisationalen Beziehungsfähigkeiten gesondert behandelt. 
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Wissenserwerb durch 
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Erfahrungen 
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Wissenserwerb durch 
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tungslernen spielt in virtuellen Unternehmen ebenfalls keine tragende Rolle, weil die Mitglie-
der dieser Kooperationsform in der Regel geographisch verteilt sind und infolgedessen für 
einen einzelnen Teilnehmer keine Möglichkeit besteht, die Verhaltensweisen seiner Koopera-
tionspartner in ihrem alltäglichen Arbeitskontext in Augenschein zu nehmen. Damit stellt 
lediglich das Instruktionslernen eine dem Charakter virtueller Unternehmen angemessene 
Lernform dar. Das Instruktionslernen ist zum einen nicht an die Präsenz der Lernpartner ge-
bunden und berücksichtigt zum anderen das Prinzip der Wechselseitigkeit.  
 
Allerdings wird im Folgenden nicht von der Option Gebrauch gemacht, den zwischen den 
Kooperationspartnern stattfindenden Wissenstransfer begrifflich mit ihrem Lernen gleichzu-
setzen. Dieser Verzicht gründet sich auf den Umstand, dass die hier behandelten organisatio-
nalen Beziehungsfähigkeiten teilweise auf bestimmte Subprozesse des Wissenstransfers bzw. 
des Lernens fokussieren und demzufolge eine begriffliche Abgrenzung dieser Teilprozesse 
geboten scheint. Um diesem Erfordernis gerecht zu werden, werden in der weiteren Analyse 
die Begriffe Wissenstransfer und Lernen in unterschiedlichen Bedeutungen verwendet. Im 
Folgenden wird der Begriff Wissenstransfer enger gefasst als in den zuvor vorgestellten An-
sätzen. Bezugnehmend auf das Wissenstransfermodell von KROGH/KÖHNE umfasst der Wis-
senstransfer im hier verwendeten Sinne ausschließlich den Wissensfluss. Der Wissenstransfer 
ist damit die Aufgabe des Wissenssenders oder Lehrenden. Um zu verdeutlichen, dass dieser 
Wissensfluss von dem Wissenssender initiiert wird, wird der Wissenstransfer im Weiteren 
auch als Wissensübermittlung bezeichnet. Als Lernen wird dagegen der Erwerb neuen Wis-
sens durch die Übermittlung eines Wissenssenders und die potenzielle Anwendung dieses 
Wissen bezeichnet. Damit entspricht Lernen dem Vorgang der Integration in dem Modell von 
KROGH/KÖHNE. Lernen ist die Aufgabe des Wissensempfängers oder Lernenden. Der Prozess 
des Instruktionslernens beinhaltet also den Wissenstransfer in Form der Instruktion auf Seiten 
des Wissenssenders und das Lernen auf Seiten des Wissensempfängers. Da in virtuellen Un-
ternehmen wechselseitig gelernt wird und das Instruktionslernen die vorherrschende Lernform 
darstellt, gilt in dieser Kooperationsform die Aussage: Jedes Kooperationsmitglied ist zu-
gleich Wissenssender und Wissensempfänger bzw. Lehrender und Lernender.  
 
Abb. 7 verdeutlicht den Prozess des Instruktionslernens. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 7: Prozess des Instruktionslernens
316
 
 
 
                                                          
316  Quelle: eigene Darstellung. 
Wissenssender 
Wissenstransfer: Instruktion 
Wissensempfänger 
Wissenserwerb: Lernen 
Wissen 
57 
 
3.5 Organisationales Lernen 
3.5.1 Gegenstand organisationalen Lernens 
In den vorangegangenen Kapiteln wurden Lernprozesse auf der Ebene von Individuen be-
trachtet. Die hier behandelten virtuellen Unternehmen beinhalten jedoch die Zusammenarbeit 
von Unternehmen. Damit richtet sich auch der Fokus des Lernens, das in den virtuellen Unter-
nehmen zwecks Kompetenzbündelung sowie auch jenes Lernens, das zum Erwerb organisati-
onaler Beziehungsfähigkeiten auf der Vorstufe des langfristigen Beziehungsnetzwerks erfol-
gen soll, auf Unternehmen. Das Lernen von Unternehmen wird üblicherweise als or-
ganisationales Lernen bezeichnet
317
.  
Die Problematik der Trägerschaft organisationaler Lernprozesse wird in der wissenschaftli-
chen Literatur kontrovers diskutiert. Unbestritten ist vermutlich die Tatsache, dass jedwedes 
Lernen auf Individuen zurückgeht. Demzufolge lernt eine Organisation nicht an sich, sondern 
durch ihre Mitglieder
318
. Unterschiedliche Auffassungen bestehen jedoch hinsichtlich des 
Ausmaßes derartiger Lernprozesse. So wird einerseits organisationales Lernen als das Lernen 
sämtlicher Mitglieder einer Organisation aufgefasst
319
. Organisationales Lernen beinhaltet in 
diesem Sinn eine Zunahme des von allen Organisationsangehörigen geteilten Wissens
320
. Da-
mit verbunden ist die Vergrößerung der Problemlösungsfähigkeit der kompletten Organisati-
on
321
. Andererseits wird die Meinung vertreten, dass auch wenige Mitglieder der Organisation 
– im Extremfall sogar ein einziges Mitglied322 – Träger organisationaler Lernprozesse sein 
können
323
. 
Um zu einer Entscheidung für die eine oder andere Auffassung zu gelangen, erscheint es emp-
fehlenswert, nach dem Kontext des jeweiligen Lernens zu fragen und auf diese Weise die 
Sinnhaftigkeit der verschiedenen Ansichten zu beleuchten. Insbesondere ist zu klären, ob in 
einem konkreten Kontext ein organisationales Lernen in Form des Lernens sämtlicher Organi-
sationsmitglieder als zielführend erachtet werden kann
324
.  
                                                          
317  Vgl. CROSSAN/LANE/WHITE (1999), S. 522, sowie FIOL/LYLES (1985), S. 803. Zum Organisationsbegriff 
vgl. ausführlich Kapitel 5.6.2. 
318  Vgl. PROBST (1994), S. 301, SIMON (1991), S. 125, sowie auch MARCH (1991), S. 73. 
319  Vgl. SCHÜPPEL (1996), S. 19. 
320  Vgl. STRAUSS (1996), S. 26.  
321  Vgl. PROBST/BÜCHEL (1994), S. 17. 
322  Vgl. HUBER (1991), S. 89. 
323  Vgl. STRAUSS (1996), S. 24. 
324  GRESCHNER (1996), S. 111, betrachtet ein als Lernen sämtlicher Organisationsangehöriger aufgefasstes or-
ganisationales Lernen grundsätzlich kritisch. Diese Skepsis wird hier geteilt, denn, abgesehen von grundle-
genden, fachübergreifenden Aspekten, wie z. B. unternehmensspezifischen Umgangsformen oder sonstigen 
unternehmenskulturellen Elementen (zur Unternehmenskultur vgl. Kapitel 5.5.2.5), ist kaum ein Lerninhalt 
vorstellbar, der tatsächlich sämtlichen Mitglieder einer Organisation vermittelt werden sollte. Vielmehr 
wird es sich bei dem zu erwerbenden Wissen häufig um fachspezifisches Wissen handeln, das ausschließ-
lich für bestimmte Unternehmensmitglieder oder -abteilungen von Bedeutung ist. Allerdings steht die Frage 
nach der grundsätzlichen Ausprägung organisationalen Lernens hier nicht zur Debatte, sodass im Weiteren 
lediglich auf die kontextspezifische Eignung der vorgestellten Auffassungen organisationalen  Lernens ein-
gegangen wird. 
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Im vorliegenden Fall virtueller Unternehmen richtet sich das Lernen auf die im Rahmen der 
gemeinsamen Auftragsbearbeitung notwendige Kompetenzbündelung. Allerdings erfordert der 
Erwerb organisationaler Beziehungsfähigkeiten als Voraussetzung der Kompetenzbündelung 
in den temporären Kooperationsnetzwerken das Lernen der Kooperationspartner bereits auf 
der Vorstufe des langfristigen Beziehungsnetzwerks. In diesem Kapitel wird vornehmlich die 
Frage nach der Reichweite jener Lernprozesse erörtert, die sich auf die Kompetenzbündelung 
beziehen. Die Struktur des zum Erwerb organisationaler Beziehungsfähigkeiten erforderlichen 
Lernens ergibt sich unmittelbar aus der Lösung der ersten Fragestellung, da das Lernen im 
Zuge der Kompetenzbündelung den Erwerb organisationaler Beziehungsfähigkeiten voraus-
setzt.  
Hinsichtlich der in virtuellen Unternehmen durchzuführenden Kompetenzbündelung zeigt 
sich folgendes Bild. Virtuelle Unternehmen werden nicht durch die kompletten Belegschaften 
der an dem langfristigen Beziehungsnetzwerk beteiligten Unternehmen gebildet, sondern je-
weils durch eine Teilmenge der gesamten Unternehmensmitglieder. Diese „Abgesandten“325 
führen wechselseitige Lernprozesse durch, um im Rahmen der auftragsspezifisch zu gründen-
den virtuellen Unternehmen die notwendigen Kompetenzen bündeln zu können.  
Abb. 8 verdeutlicht den beschriebenen, selektiven Charakter virtueller Unternehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
325  SEITER/ISENSEE (2008), S. 251, bezeichnen die Menge der aus den einzelnen Unternehmen in die Koopera-
tion entsandten Mitarbeiter als interorganisationales Team. 
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    langfristiges Beziehungsnetzwerk 
  Unternehmen A  Unternehmen B  Unternehmen C 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
      
virtuelles Unternehmen 
 
Abb. 8: Selektiver Charakter virtueller Unternehmen
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Im Prinzip könnten die Unternehmensmitglieder, die an den beschriebenen Lernprozessen 
teilgenommen haben, im Anschluss an diese kooperationsinternen Lernprozesse das erhaltene 
Wissen in ihre angestammten Unternehmen transportieren und dort ein organisationales Ler-
nen im Sinne eines Lernens sämtlicher Organisationsmitglieder initiieren
327
. Allerdings stellt 
sich die Frage nach der Sinnhaftigkeit eines solchen Vorgehens. Konkret ist zu erörtern, in-
wiefern das innerhalb der Kooperation erworbene Wissen jeweils Relevanz auf der Gesamt-
unternehmensebene der betreffenden Organisationen entfalten würde.  
Einige Arten von Unternehmenskooperationen, wie z. B. bestimmte Formen strategischer Al-
lianzen
328
, werden gegründet, damit die Beteiligten durch das Lernen von ihren jeweiligen 
Kooperationspartnern ihre eigenen Kompetenzen ergänzen und in der Folge den Wissensbe-
stand ihrer Mutterunternehmen aufstocken können
329
. Die Integration des von den jeweiligen 
                                                          
326  Quelle: eigene Darstellung. 
327  COHEN/LEVINTHAL bezeichnen Personen, die eine solch vermittelnde Tätigkeit ausüben, als „gatekeeper“ 
[COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 132]. TSANG tituliert die in eine Kooperation entsandten, lernenden Organi-
sationsmitglieder als „agents of learning“ [TSANG (1997), S. 224]. 
328  Zum Begriff strategischer Allianzen vgl. MORSCHETT (2003), S. 389-390, WIRTZ (2003), S. 15, SCHMOLL 
(2001), S. 35, JANSEN (1998), S. 105, sowie BRONDER (1992), S. 17. 
329  So sieht OELSNITZ das primäre Ziel der Kooperationspartner in „closing gap alliances“ [OELSNITZ (2003a), 
S. 517] darin, voneinander zu lernen, das erhaltene Wissen in den jeweils eigenen Wissensbestand einzu-
Mitarbeiter des Unternehmens A 
Mitarbeiter des Unternehmens B 
Mitarbeiter des Unternehmens C 
60 
 
Kooperationsmitgliedern erworbenen Wissens in die Wissensbasen ihrer Mutterunternehmen 
stellt allerdings nicht das primäre Ziel virtueller Unternehmen dar. Vielmehr besteht die Inten-
tion des wechselseitigen Lernens in virtuellen Unternehmen in erster Linie darin, verschie-
dene Kompetenzen innerhalb der Kooperation bündeln zu können. Unter diesem Aspekt 
ergibt die Verteilung des in der Kooperation erlangten Wissens an sämtliche Mitglieder des 
jeweiligen Mutterunternehmens keinen Sinn. Seinen Primärzweck erfüllt das erworbene Wis-
sen, indem es für die Zusammenarbeit in den virtuellen Unternehmen verwendet wird. In-
sofern erweist es sich als empfehlenswert, das als organisationales Lernen bezeichnete Lernen 
auf einen ausgewählten Personenkreis zu begrenzen, der vor allem aus den potenziellen Mit-
gliedern der verschiedenen virtuellen Unternehmen, d. h. den in das langfristige Beziehungs-
netzwerk entsandten Unternehmensmitgliedern, besteht.  
Aus der Beschränkung des zwecks Kompetenzbündelung erforderlichen Lernens auf eine be-
stimmte Gruppe von Kooperationsmitgliedern ergibt sich unmittelbar eine Eingrenzung jener 
Personen, für die ein Erwerb organisationaler Beziehungsfähigkeiten notwendig ist. Organisa-
tionale Beziehungsfähigkeiten bilden die Voraussetzung für das Lernen im Rahmen der Kom-
petenzbündelung
330
. Insofern beschränkt sich das Erfodernis, organisationale Beziehungsfä-
higkeiten auszubilden, auf jene Menge von Personen, die für das Lernen zum Zwecke der 
Kompetenzbündelung vorgesehen sind, d. h. auf die potenziellen Mitglieder der diversen vir-
tuellen Unternehmen. 
Insgesamt erscheint es dem spezifischen Kontext virtueller Unternehmen angemessen, organi-
sationales Lernen in dieser Kooperationsform als das Lernen einer Teilmenge von Mitarbei-
tern der in dem langfristigen Beziehungsnetzwerk zusammengeschlossenen Unternehmen zu 
definieren. Organisationales Lernen wird also im vorliegenden Zusammenhang nicht als das 
Lernen der gesamten Mitglieder jener Unternehmen betrachtet, die an dem langfristigen Be-
ziehungsnetzwerk partizipieren, sondern als das Lernen ausgewählter Unternehmensangehö-
riger. Um dem Attribut „organisational“ Rechnung zu tragen, können jene Unternehmensmit-
glieder, die in der Kooperation Wissen erwerben, auch als Repräsentanten ihres jeweiligen 
Mutterunternehmens angesehen werden, die stellvertretend für die komplette Belegschaft ler-
nen
331
. 
 
3.5.2 Formen organisationalen Lernens nach ARGYRIS/SCHÖN 
ARGYRIS/SCHÖN gehen davon aus, dass das Wissen von Organisationen durch sog. Aktions-
theorien verkörpert wird. Diese Theorien umfassen insbesondere Strategien zur Lösung be-
stimmter Aufgaben, mithin Problemlösungsverfahren. Eine Aktionstheorie lässt sich in allge-
meiner Form wie folgt definieren: Um in der Situation S das Ergebnis E zu erreichen, ist die 
Strategie A auszuführen. In die Aktionstheorie gehen außer den drei genannten noch zwei 
                                                                                                                                                                                     
gliedern und das neue Wissen unternehmensintern weiterzuentwickeln, um es im Anschluss an die zwi-
schenbetriebliche Zusammenarbeit nutzen zu können. Vgl. OELSNITZ (2003a), S. 517. 
330  Vgl. Kapitel 5.3.2. 
331  Da die Mitarbeiter, die an der Kooperation beteiligt sind, im Gegensatz zu den übrigen Mitarbeitern der ko-
operierenden Unternehmen einen exklusiven Zugang zu neuem Wissen erhalten, können Erstere auch als 
„Elite“ [STRAUSS (1996), S. 24] bezeichnet werden.  
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weitere Elemente ein: die Werte
332
, die dafür verantworlich zeichnen, dass das Ergebnis E 
präferiert wird, sowie die Annahmen über Kausalzusammenhänge, die es plausibel erscheinen 
lassen, dass mit der Strategie A in der Situation S das Ergebnis E tatsächlich erzielt wird.  
Aktionstheorien können gemäß ARGYRIS/SCHÖN in zwei Formen auftreten: Die espoused the-
ory verkörpert die Aktionstheorie, die von einer Organisation benutzt wird, um ein be-
stimmtes Aktivitätsmuster explizit zu erklären oder zu rechtfertigen. Die theory-in-use bein-
haltet dagegen die Aktionstheorie, die den Aktivitätsmustern implizit zugrunde gelegt wird. 
Die theory-of-use einer Organisation muss nicht mit der espoused theory der Organisation 
übereinstimmen. 
Die theory-in-use ist nicht fest vorgegeben. Im Fall einer Organisation resultiert sie aus dem 
Interaktionsmuster, das von den einzelnen Mitgliedern der Organisation erzeugt wird. Jedes 
Mitglied einer Organisation erstellt sich ein individuelles Bild von der theory-in-use der Orga-
nisation. Die einzelnen Bilder der Organisationsmitglieder werden im Rahmen ihrer Interakti-
onen miteinander verknüpft und bilden somit die theory-in-use der jeweiligen Organisation 
ab. 
Organisationales Lernen wird ausgelöst, wenn einzelne Mitglieder einer Organisation mit ei-
nem Problem konfrontiert werden, d. h. wenn sie feststellen, dass das tatsächliche Ergebnis 
einer realisierten Strategie in einer bestimmten Situation nicht mit dem erwarteten Ergebnis 
übereinstimmt. Organisationales Lernen findet statt, wenn die Mitglieder dieses Problem un-
tersuchen und in der Folge ihre Strategie dergestalt verändern, dass das tatsächliche und das 
erwartete Ergebnis übereinstimmen
333
, sodass das aufgetretene Problem gelöst werden kann. 
Durch die beschriebene Modifikation der Strategie wird die ursprüngliche theory-in-use der 
Organisation modifiziert.  
Wird die theory-in-use dergestalt verändert, dass die mit der darin enthaltenen Strategie ver-
bundenen Werte erhalten bleiben, so handelt es sich um single-loop learning. Kommt es da-
gegen zu einem Wertewechsel in der theory-in-use, so liegt double-loop learning vor
334
. Das 
deutero learning umfasst schließlich das Lernen auf einer Meta-Ebene
335
. Gegenstand dieser 
letzten Lernform ist die Verbesserung jener Lernprozesse, die im Rahmen des single-loop 
learning und des double-loop learning ablaufen. Im Rahmen des deutero learning analysieren 
die Mitglieder eines Unternehmens jene Faktoren, die vergangene Lernprozesse unterstützt 
oder behindert haben, und entwickeln vor diesem Hintergrund neue Lernstrategien
336
. 
Die Ausprägungen organisationalen Lernens nach ARGYRIS/SCHÖN fasst Abb. 9 zusammen. 
                                                          
332  Zum Begriff des Wertes vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
333  Gemäß den kognitiven Lerntheorien findet hier eine Reflexion von Erfahrungen mit einer anschließenden 
Verhaltensänderung statt. Vgl. Kapitel 3.3. 
334  HUBER spricht im Hinblick auf das single-loop learning von einem “learning within a frame of references” 
[HUBER (1991), S. 93], wogegen er das double-loop learning als “learning a new frame of references” [HU-
BER (1991), S. 93] bezeichnet. 
335  Vgl. STRAUSS (1996), S. 36. 
336  Vgl. STÜDLEIN (1997), S. 370, sowie ähnlich PROBST (1994), S. 309.  
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  Abb. 9: Formen organisationalen Lernens nach ARGYRIS/SCHÖN
337
 
Lernen gemäß ARGYRIS/SCHÖN umfasst, entsprechend der in Kapitel 3.2 vorgestellten Defini-
tion des Lernens, eine Erhöhung der Problemlösungsfähigkeit von Individuen. Weiterhin las-
sen die Ausführungen der Verfasser einen Schluss auf ihre Auslegung des Begriffs organisa-
tionales Lernen zu. ARGYRIS/SCHÖN sprechen bereits von organisationalem Lernen, wenn 
einzelne Mitglieder einer Organisation ihre Problemlösungsfähigkeit erhöhen. Insofern teilen 
die Verfasser offenbar das dieser Arbeit zugrundeliegende Begriffsverständnis organisationa-
len Lernens, welches organisationales Lernen als das Lernen einer Teilmenge von Organisati-
onsangehörigen betrachtet. Darüber hinaus liefern ARGYRIS/SCHÖN eine Beschreibung der 
Struktur des organisationalen Lernens. Dabei ist insbesondere die Feststellung bemerkens-
wert, dass die einzelnen lernenden Organisationsmitglieder neues organisationales Wissen 
durch die Verknüpfung ihrer individuellen Wissensbestände schaffen. Dies entspricht den 
Aussagen, die im Rahmen der Erörterungen zu kollektiven Lernprozessen getroffen wur-
den
338
. Schließlich stellen ARGYRIS/SCHÖN mit der Einführung des Wertebegriffs in die Theo-
rie des organisationalen Lernens eine Beziehung des organisationalen Lernens zu der Kultur 
einer Organisation her. Dieser Aspekt erscheint insbesondere vor dem Hintergrund der fol-
genden Analyse interessant, da auch im Rahmen der Ausführungen zur Akkulturationsfähig-
keit der Mitglieder virtueller Unternehmen dem Einfluss der Kultur auf das Lernen von Indi-
viduen eine größere Aufmerksamkeit zuteil wird
339
. 
 
3.5.3 Steuerbarkeit organisationalen Lernens 
In bestimmten Situationen stellt sich die Frage, inwieweit Prozesse organisationalen Lernens, 
beispielsweise durch das Management eines Unternehmens, beeinflusst werden können. Die 
Steuerbarkeit von Lernprozessen erweist sich etwa dann als relevant, wenn die Implementie-
rung neuer Strategien das Lernen der Organisationsmitglieder erfordert. 
Anhaltspunkte zur Beantwortung der eingangs gestellten Frage bieten die bereits erläuterten 
Lernimpulse
340
. Wenn Lernprozesse im Falle des Auftretens bestimmter Stimuli initiiert wer-
                                                          
337  Quelle: eigene Darstellung. 
338  Vgl. Kapitel 3.3. 
339  Vgl. Kapitel 5.5.2.2.2. 
340  Vgl. Kapitel 3.2. 
Formen organisationalen Lernens nach ARGYRIS/SCHÖN 
single-loop learning 
Veränderung der theory-in-use 
ohne Wertewandel 
double-loop learning 
Veränderung der theory-in-use 
mit Wertewandel 
deutero learning 
Verbesserung von single-loop  
und double-loop learning 
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den, dann liegt der Gedanke nahe, sich eben dieser Stimuli zu bedienen, um das Lernen von 
Organisationsmitgliedern gezielt zu beeinflussen. 
Besondere Bedeutung kommt hierbei dem präventiven Lernen zu, weil es sich im Rahmen 
dieser Lernform für das Management problemloser gestaltet, Maßnahmen zur Förderung des 
Lernens zu implementieren. Im Gegensatz zum Lernen, das durch das Auftreten akuter Prob-
lemstellungen ausgelöst wird, erfolgt das vorbeugende Lernen ohne zeitlichen Druck. Im Fall 
des präventiven Lernens können die Lernprozesse ohne die Berücksichtigung zeitbezogener 
Vorgaben für die Lösung von Problemstellungen durchgeführt werden. Entsprechende zeitli-
che Spielräume stehen auch dem Management zur Verfügung, um lernfördernde Maßnahmen 
zu planen und umzusetzen.  
Im Hinblick auf lernfördernde Maßnahmen kommt dem Management zum einen die Aufgabe 
zu, durch die Bereitstellung zeitlicher, sachlicher und finanzieller Ressourcen Lerngelegenhei-
ten für die Organisationsmitglieder zu schaffen
341
. Zum anderen sind Anreize zu setzen, um 
die Lernmotivation der Organisationsmitglieder zu fördern.  
Gemäß der Beschreibung organisationaler Lernprozesse nach ARGYRIS/SCHÖN
342
 ist aller-
dings nicht davon auszugehen, dass Lernprozesse einer umfassenden Steuerung durch das 
Management einer Organisation zugänglich sind. Insbesondere ist das Resultat der initiierten 
Lernprozesse nicht komplett zu beeinflussen. Organisationales Lernen ist das Ergebnis indivi-
dueller Reflexionen und des Zusammenspiels der Reflexionsergebnisse
343
. Unter dem Aspekt 
der zahlreichen Reflexionsvarianten auf der individuellen Ebene sowie der vielfältigen Bün-
delungsmöglichkeiten der mit den individuellen Reflexionen erzielten Ergebnisse  auf der or-
ganisationalen Ebene erscheint die Annahme einer vollständigen Kontrolle des Lernens der 
Organisationsmitglieder unrealistisch.  
Die zuvor genannten Aspekte führen zu dem Schluss, dass das Management einer Organisati-
on zwar die Aufnahme von Lernprozessen durch das Setzen von Rahmenbedingungen be-
günstigen, das Resultat der initiierten Lernprozesse aber letztlich nicht beeinflussen kann. Or-
ganisationale Lernprozesse können somit als nur bedingt steuerbar betrachtet werden. 
 
3.5.4 Interorganisationales Lernen als spezifische Form organisationalen Lernens 
An den in den virtuellen Unternehmen sowie auf der Vorstufe des langfristigen Beziehungs-
netzwerks ablaufenden Lernprozessen beteiligen sich Unternehmen, oder präzise: eine Aus-
wahl von Mitarbeitern der jeweiligen Unternehmen als Repräsentanten der betrachteten Un-
ternehmen
344
. Damit rückt das interorganisationale Lernen in den Blickpunkt. Interorganisa-
tionales Lernen stellt gemäß den vorangegangenen Ausführungen zum organisationalen Ler-
nen keine eigenständige Form des Lernens dar, sondern umfasst eine spezifische Ausprägung  
                                                          
341  Vgl. GRESCHNER (1996), S. 161. 
342  Vgl. Kapitel 3.5.2. 
343  Vgl. Kapitel 3.5.2.  
344  Vgl. Kapitel 3.5.1.  
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des organisationalen Lernens
345
. Auch im Falle interorganisationalen Lernens findet organi-
sationales Lernen statt. Allerdings lernt hier eine Organisation von einer anderen Organisati-
on
346, was durch das Präfix „inter“ im Begriff „interorganisational“ zum Ausdruck kommt. 
Der originäre Träger des durch das jeweils betrachtete Unternehmen zu erwerbenden Wissens 
ist in diesem Fall also kein Individuum, sondern ein anderes Unternehmen.  
 
3.6 Zusammenfassung der Ergebnisse des dritten Kapitels 
Lernen umfasst im vorliegenden Verständnis die Verbreiterung der Wissensbasis eines Indivi-
duums, die aufgrund der Anwendbarkeit des neuen Wissens gleichzeitig zu einer Erhöhung 
der Problemlösungsfähigkeit des Individuums führt. Gelernt werden kann grundsätzlich reak-
tiv oder präventiv, wobei im Hinblick auf die in virtuellen Unternehmen angestrebte Kompe-
tenzbündelung dem reaktiven Lernen die größere Bedeutung zukommt. Präventives Lernen 
findet dagegen auf der Vorstufe virtueller Unternehmen – dem langfristigen Beziehungsnetz-
werk – zwecks Erwerbs organisationaler Beziehungsfähigkeiten statt. 
 
Im Zuge des Lernens wird durch die Reflexion von Sachverhalten neues Wissen erworben. 
Der Wissenserwerb kann in Form des Erfahrungslernens, des Beobachtungslernens und des 
Instruktionslernens stattfinden. Lernen erfordert – abgesehen vom Erfahrungslernen eines In-
dividuums – die Kommunikation zwischen den an dem Lernprozess beteiligten Personen. In 
virtuellen Unternehmen steht das Instruktionslernen im Vordergrund. Bei dieser Form des 
Lernens wird Wissen durch Instruktionen eines Kooperationsmitglieds – des Wissenssenders 
oder Lehrenden – auf ein anderes Kooperationsmitglied – den Wissensempfänger oder Ler-
nenden – transferiert. Der Wissensempfänger erhält durch die Instruktion Wissen, das er im 
Anschluss an dessen Reflexion in seine bestehende Wissensbasis einfügt und damit sein Ver-
haltensrepertoire erweitert. 
 
Organisationales Lernen wird im vorliegenden Kontext nicht als Lernen sämtlicher Mitglie-
der der an dem langfristigen Beziehungsnetzwerks beteiligten Unternehmen aufgefasst, son-
dern zweckmäßigerweise als das Lernen jener Unternehmensmitglieder, die von ihren Unter-
nehmen mit der Wahrnehmung der Kooperationsaufgaben betraut wurden. ARGYRIS/SCHÖN 
unterscheiden verschiedene Arten des organisationalen Lernens, wobei als Differenzierungs-
merkmal insbesondere die Kontinuität der Werte dient, die dem Verhalten der Lernenden zu-
grunde liegen. Organisationale Lernprozesse sind nur bedingt steuerbar. Das Management ei-
ner Organisation kann zwar die Initiierung von Lernprozessen durch das Setzen bestimmter 
Rahmenbedingungen fördern, jedoch das Resultat der angestoßenen Lernvorgänge letztlich 
nicht beeinflussen. Beim interorganisationalen Lernen, das im Rahmen der hier behandelten 
virtuellen Unternehmen zum Tragen kommt, handelt es sich nicht um eine eigenständige 
Form des Lernens, sondern um eine spezifische Ausprägung des organisationalen Lernens.  
 
                                                          
345  Zu einer ähnlichen Auffassung vgl. HÜLSMANN/LOHMANN (2009), S. 89-90.  
346  Vgl. GRUNWALD (2003), S. 49-50, sowie HOLMQVIST (2003), S. 102. 
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4.  Theoretische Basis der Analyse: Der Resource-Based View 
4.1 Einführung in das vierte Kapitel  
Die vorliegende Arbeit verfolgt das Ziel, die strategische Relevanz organisationaler Bezie-
hungsfähigkeiten theoretisch fundiert zu untersuchen. In diesem Kapitel wird mit dem Re-
source-based View die theoretische Basis der angestrebten Analyse dargestellt.  
Ein für die durchzuführende Untersuchung geeigneter theoretischer Ansatz muss Kriterien zur 
Überprüfung der strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten zur Verfü-
gung stellen, gleichzeitig aber auch den Charakter organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
hinreichend berücksichtigen. Da es sich bei Fähigkeiten um Ressourcen, präzise: um wissens-
basierte Ressourcen handelt
347
, liegt es nahe, die intendierte Analyse auf eine Theorie zu stüt-
zen, welche die strategische Relevanz von Ressourcen thematisiert: den Resource-Based 
View. 
Das zentrale Problem des Strategischen Managements besteht darin, Wege zur Erlangung 
nachhaltiger Wettbewerbsvorteile und damit zur Sicherung der langfristigen Existenz eines 
Unternehmens
348
 aufzuzeigen. Bei der Lösung dieser Problemstellung werden im Wesentli-
chen zwei Positionen eingenommen. Der Market-Based View, der seine Wurzeln in der Indus-
trieökonomik hat und in den 1980er Jahren die Erforschung der Ursachen von Wettbewerbs-
vorteilen dominierte, macht die Branchenstruktur für den Erfolg eines Unternehmens verant-
wortlich
349
. Ausgehend von der Annahme, dass infolge vollkommener Faktormärkte die Un-
ternehmen einer Branche über homogene Ressourcenausstattungen verfügen, betrachtet der 
Market-Based View unternehmensexterne Faktoren, wie z. B. den Grad der Unternehmens-
konzentration in einer Branche oder die Höhe der Markteintrittsbarrieren, als Determinanten 
des Wettbewerbserfolgs
350
. Der Market-Based View vertritt das sog. structure-conduct-per-
formance-Paradigma
351
. Demnach bestimmt die Struktur einer Branche (structure) das Ver-
halten der in dieser Branche ansässigen Unternehmen (conduct), welches letztendlich über 
den Wettbewerbserfolg der Unternehmen (performance) entscheidet. 
Kritik an der Struktur des marktorientierten Ansatzes – insbesondere an seiner einseitigen 
Perspektive, die lediglich auf unternehmensexterne Faktoren als Einflussgrößen von Wettbe-
werbsvorteilen zielt
352
 – förderte in den 1990er Jahren die Entwicklung einer Forschungsrich-
tung, die ihren Fokus auf die Innenperspektive von Unternehmen richtet, um die Ursachen 
von Wettbewerbsvorteilen zu ergründen
353
.  
                                                          
347  Vgl. Kapitel 4.2.1. 
348  Vgl. PADBERG (2000), S. 74. 
349  Vgl. JENNER (1999), S. 1495, BAMBERGER/WRONA (1996), S. 130, sowie BARNEY (1986b), S. 792. 
350  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 130. 
351  Vgl. PADBERG (2000), S. 37. 
352  Vgl. BARNEY (1991), S. 100.  
353  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 130-131.   
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Die Vertreter des Resource-Based View sehen ein Unternehmen als ein Bündel unternehmens-
spezifischer Ressourcen an
354
. Die Heterogenität der Ressourcenausstattungen verschiedener 
Unternehmen führt dieser Ansatz auf die Existenz unvollkommener Faktormärkte
355
 und die 
daraus resultierende eingeschränkte Mobilität von Ressourcen
356
 zurück. In der Argumentati-
on des Resource-Based View ist der Wettbewerbserfolg eines Unternehmens das Resultat sei-
ner einzigartigen Ressourcenausstattung. Gemäß den Aussagen dieses Ansatzes befinden sich 
einige Unternehmen im Besitz von Ressourcen, mit deren Hilfe Wettbewerbsvorteile geschaf-
fen werden können
357
, welche ihren Ausdruck in der Realisierung überdurchschnittlicher Ge-
winne finden
358
. Die strategische Relevanz solcher Ressourcen, d. h. ihr Vermögen, einen 
Beitrag zur Erlangung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile zu leisten, wird in der Argumentati-
onslinie dieser Theorie durch eine Reihe verschiedener Charakteristika begründet, die für der-
maßen erfolgskritische Ressourcen kennzeichnend sind. Ob die mit Hilfe dieser Ressourcen 
erlangten Wettbewerbsvorteile einen nachhaltigen Charakter aufweisen, hängt in erster Linie 
davon ab, ob es dem Unternehmen gelingt, die für seinen Wettbewerbserfolg ursächlichen 
Ressourcen vor dem Zugriff von Konkurrenten zu schützen
359
.  
Ressourcen, die ein Potenzial zur Erlangung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile im Sinne des 
Resource-Based View darstellen, werden im Folgenden als strategisch relevante Ressourcen 
bezeichnet
360
, weil sie zur Sicherung der langfristigen Existenz eines Unternehmens beitra-
gen
361
 und damit der Zielsetzung des strategischen Managements entsprechen. 
Als grundlegend für die Entwicklung des Resource-Based View kann der Beitrag BARNEYS 
aus dem Jahre 1991 angesehen werden, in dem der Verfasser vier wesentliche Kriterien für 
                                                          
354  Vgl. MELLEWIGT (2002), S. 61. Vgl. dazu beispielhaft PENROSE, die ein Unternehmen als „a collection of 
productive resources“ [PENROSE (1963), S. 24] beschreibt und aus der Heterogenität der Ressourcenbestän-
de unterschiedlicher Unternehmen [vgl. PENROSE (1963), S. 75] die „uniqueness of each individual firm“ 
[PENROSE (1963), S. 25]“ ableitet.  
355  Vgl. RASCHE (1993), S. 425. 
356  Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2008), S. 92. BARNEY (1991), S. 103, sieht diese Prämissen des Resource-Based 
View als begründet an, da in der Realität die meisten Branchen zumindest graduell durch Ressourcenhete-
rogenität und –immobilität gekennzeichnet seien.  
357  BARNEY (1991), S. 102, betont, dass nicht sämtliche Ressourcen eines Unternehmens strategische Relevanz 
aufweisen, sondern lediglich eine Teilmenge dieser Ressourcen.  
358  Vgl. HUNT/MORGAN (1997), S. 78, sowie BAMBERGER/WRONA (1996), S. 135. 
359  Vgl. AL-LAHAM (2003b), S. 88. BARNEY spricht von einem Wettbewerbsvorteil, wenn ein Unternehmen ei-
ne wertschaffende Strategie implementiert, die nicht gleichzeitig von einem aktuellen oder potenziellen 
Konkurrenten implementiert wird. Einen nachhaltigen Wettbewerbsvorteil sieht er als gegeben an, wenn 
außerdem kein aktueller oder potenzieller Konkurrent in der Lage ist, mit dieser Strategie den gleichen 
Wert zu schaffen. Vgl. BARNEY (1991), S. 102. Letztlich sind wertschaffende Strategien eine Funktion der 
Ressourcen, die zur Implementierung der jeweiligen Strategie eingesetzt werden [vgl. COLLIS (1991), S. 
51], sodass Ressourcen den zentralen Ansatzpunkt für die Beurteilung der Nachhaltigkeit eines Wettbe-
werbsvorteils bilden. 
360  Im Gegensatz dazu erfasst GRILL (2011), S. 61, Ressourcen, die „zur Aufrechterhaltung des täglichen Ge-
schäfts einer Unternehmung zwar wichtig, für die Schaffung von nachhaltigen Wettbewerbsvorteilen dage-
gen irrelevant [sind]“ [GRILL (2011), S. 61], mit dem Begriff Commodity-Ressourcen.  
361  Vgl. BÜRKI (1996), S. 199. BARNEY (1991), S. 102, bezeichnet Ressourcen, die zur Schaffung eines nach-
haltigen Wettbewerbsvorteils beitragen, ebenfalls als strategisch relevante Ressourcen. Verkürzt werden 
derartige Ressourcen auch als strategische Ressourcen tituliert. Vgl. MELLEWIGT (2003), S. 65. 
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die strategische Relevanz von Ressourcen aufstellt und damit erstmals einen geschlossenen, 
ressourcenorientierten Ansatz des Unternehmenserfolges vorlegt
362
. 
Die zuvor dargelegte Argumentation des Resource-Based View verdeutlicht Abb. 10. 
 
Abb. 10: Argumentation des Resource-Based View
363
 
In den folgenden Kapiteln wird die Argumentationslinie des Resource-Based View im Einzel-
nen dargestellt. Dazu wird zunächst mit Ressourcen das zentrale Analyseobjekt dieser Theorie 
näher betrachtet (Kapitel 4.2). Das folgende Kapitel erörtert die konstituierenden Prämissen 
des Resource-Based View (Kapitel 4.3). Im Anschluss wird ein Katalog mit charakteristi-
schen Eigenschaften strategisch relevanter Ressourcen erarbeitet, welcher die Basis für die in 
dieser Arbeit durchzuführende Untersuchung der strategischen Relevanz organisationaler Be-
ziehungsfähigkeiten bildet (Kapitel 4.4). Weiterhin wird mit den sog. Kernkompetenzen eine 
spezifische Art von Ressourcen beleuchtet, die insbesondere auf Wissen beruht (Kapitel 4.5). 
Dem wissensbasierten Charakter von Kernkompetenzen folgend, betrachtet das anschließende 
Kapitel die strategische Relevanz der Ressource „Wissen“ (Kapitel 4.6). Den Abschluss der 
Darstellung des Resource-Based View bilden eine Zusammenfassung der wesentlichen Unter-
suchungsergebnisse sowie ein kurzer Einblick in neuere Ansätze der ressourcenorientierten 
Forschung (Kapitel 4.7). 
 
                                                          
362  Vgl. BARNEY (1991). Der Arbeit BARNEYS gehen allerdings schon Beiträge aus den 1980er Jahren voraus, 
in denen sich Ansätze zu einer ressourcenorientierten Betrachtung des Unternehmenserfolges finden, so z. 
B. bei WERNERFELT (1984). Als Vorreiter sämtlicher Erklärungsversuche des Unternehmenserfolgs aus ei-
ner unternehmensinternen Perspektive ist jedoch der Beitrag von PENROSE (1963) zu betrachten. 
363  Quelle: eigene Darstellung. 
unvollkommene Faktormärkte 
heterogene Ressourcenausstattungen 
wertschaffende und schützbare Ressourcen 
nachhaltiger Wettbewerbsvorteil 
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4.2 Ressourcen 
4.2.1 Arten von Ressourcen 
Unter Ressourcen können sämtliche Faktoren verstanden werden, die ein Unternehmen im 
Zuge seines Produktionsprozesses nutzen kann
364
. In der einschlägigen Literatur finden sich 
vielfältige Ansätze zur Klassifikation von Ressourcen. Die einfachste, im vorliegenden Kon-
text aber ausreichende Möglichkeit zur Unterscheidung verschiedener Ressourcenarten ist die 
Einteilung von Ressourcen in materielle und immaterielle Ressourcen
365
. Die Gruppe der ma-
teriellen Ressourcen – auch als tangible366 oder physische367 Ressourcen bezeichnet – umfasst 
Produktionsmittel, wie technische Anlagen und Rohstoffe
368
, aber auch finanzielle Mittel in 
Form von Bargeld
369
. Zu den immateriellen oder intangiblen
370
 Ressourcen zählen dagegen 
sämtliche Ressourcen, die Ausdruck des Wissens der Unternehmensangehörigen sind, wie die 
Fähigkeiten der Mitarbeiter, weiterhin Patente, Copyrights und die Reputation des Unterneh-
mens
371
.  
Wissensressourcen repräsentieren verschiedene Formen des Wissens. Sie umfassen sowohl 
theoretisches Wissen als auch handlungsbezogenes Wissen
372
. Während theoretisches Wissen 
das Wissen über Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge (know what) der übrigen Ressourcen 
beinhaltet, richtet sich handlungsbezogenes Wissen auf das Wissen über die Anwendung die-
ser Ressourcen (know how)
373
. Wissen der letzten Kategorie kann weiterhin in personenab-
hängiges Wissen und personenunabhängiges Wissen unterteilt werden. Handlungsbezogenes 
                                                          
364  Vgl. NOLTE/BERGMANN (1998), S. 12, HUNT (1997), S. 436, sowie BAMBERGER/WRONA (1996), S. 132. 
Eine sehr ausführliche Auseinandersetzung mit dem Begriff der Ressource findet sich bei FREILING 
(2001a), S. 81-87. LAVIE (2006), S. 641, unterstreicht den Aspekt der möglichen Nutzung. Der Verfasser 
betont, dass es nicht nötig sei, an den in den Produktionsprozess eingehenden Faktoren Eigentumsrechte zu 
begründen. Ausreichend sei vielmehr das Recht, diese Faktoren zu benutzen. Dementsprechend definiert 
auch HUNGENBERG Ressourcen als jene Faktoren, über die ein Unternehmen verfügt. Vgl. HUNGENBERG 
(2011), S. 148. Diese differenzierte Betrachtung entfaltet im Hinblich auf die hier untersuchten virtuellen 
Unternehmen Relevanz, weil die Mitglieder dieser Kooperationsform ihre Kompetenzen bündeln und damit 
letztlich – bei der Nutzung der gebündelten Kompetenzen – wechselseitig Faktoren zur Erlangung nachhal-
tiger Wettbewerbsvorteile verwenden, die nicht in ihrem Eigentum stehen. Zum Gegenstand virtueller Un-
ternehmen vgl. Kapitel 2.2. 
365  Vgl. PADBERG (2000), S. 81. Zu einer sehr detaillierten Übersicht verschiedener Arten von materiellen und 
immateriellen Ressourcen vgl. KNAESE (1996), S. 17.  
366  Vgl. z. B. HALL (1997), S. 40. 
367  Vgl. z. B. MELLEWIGT (2002), S. 59, und BAMBERGER/WRONA (1996), S. 132. 
368  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 133. 
369  Vgl. PADBERG (2000), S. 81. 
370  Vgl. NOLTE/BERGMANN (1998), S. 12. 
371  Vgl. HALL (1992), S. 136-139, weiterhin auch PADBERG (2000), S. 81, sowie BAMBERGER/WRONA (1996), 
S. 133. 
372  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 43. 
373  Vgl. KOGUT/ZANDER (1992), S. 386. 
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Wissen, das an eine Person gebunden ist, wird als Fähigkeiten bezeichnet
374
. Bei handlungs-
bezogenem, personenunabhängigen Wissen handelt es sich dagegen um Routinen
375
.  
Abb. 11 zeigt die verschiedenen Ressourcenarten im Überblick. 
 
Abb. 11: Ressourcenarten
376
 
4.2.2 Fähigkeiten als spezifische Ressourcenart 
Da sich die vorliegende Analyse mit organisationalen Beziehungsfähigkeiten befasst, kommt 
Fähigkeiten in dieser Arbeit eine besondere Relevanz zu. Daher wird diese Ressourcenart im 
aktuellen Kapitel gesondert behandelt.   
Fähigkeiten repräsentieren eine spezifische Form von Wissen
377
. Sie stellen das Wissen um 
Regeln des praktischen Handelns dar. Fähigkeiten versetzen das sie besitzende Individuum in 
die Lage, Ressourcen zielorientiert zu verwenden
378
. Gleichzeitig stellen Fähigkeiten selbst 
                                                          
374  Vgl. NELSON/WINTER (1982), S. 73, weiterhin auch AL-LAHAM (2003a), S. 43, sowie OELSNITZ (2003b), 
S. 187. 
375  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 146. Mit Bezug auf das Wissen einer Organisation, welches durch Routinen 
repräsentiert wird, bezeichnen NELSON/WINTER Routinen als „organizational memory“ [NELSON/WINTER 
(1982), S. 99]. Routinen werden, da sie sich auf das handlungsbezogene, personenunabhängige Wissen von 
Organisationen richten, auch als „organizational capabilities“ betitelt. Vgl. KNYPHAUSEN-AUFSEß (1995), 
S. 93. Der Begriff der organisationalen Fähigkeiten bringt zum Ausdruck, dass Routinen das Gegenstück 
zu individuellen Fähigkeiten darstellen. Vgl. NELSON/WINTER (1982), S. 73. Allerdings wird in der ein-
schlägigen Literatur auch die Meinung vertreten, dass Routinen sich nicht grundsätzlich auf eine komplette 
Organisation bezögen, sondern ebenso lediglich einen Teil der Organisation betreffen könnten. Demzufolge 
werden Routinen auch als „[k]ollektive Fähigkeiten“ [OELSNITZ (2003b), S. 187] bezeichnet. Zu einer de-
taillierten Auseinandersetzung mit dem Charakter von Routinen vgl. Kapitel 5.4.6.5.2. 
376  Quelle: eigene Darstellung. 
377  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 43. 
378  Vgl. FRUNZKE (2004), S. 27, sowie AMIT/SHOEMAKER (1993), S.35. HOMP beschreibt individuelle Fähig-
keiten als „alle an die Person gebundenen Leistungspotentiale“ [HOMP (2000), S. 10].  
Ressourcen 
immateriell 
theoretisches 
Wissen 
("know what") 
handlungsbezogenes Wissen 
("know how") 
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abhängig: 
Fähigkeiten 
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Ressourcen dar
379
. In ihrer Eigenschaft als das Wissen um zielorientierte Handlungen werden 
sie eingesetzt, um Problemstellungen im Rahmen von Unternehmensaktivitäten zu lösen
380
. 
Fähigkeiten als Wissen um Regeln des praktischen Handelns können ausschließlich durch das 
Sammeln von Erfahrungen in der Anwendung des jeweiligen Wissens, d. h. durch wiederhol-
tes Ausprobieren und Üben erlangt werden
381
. Der Erwerb von Fähigkeiten verlangt also das 
Sammeln von anwendungsbezogenen Erfahrungen (Ausprobieren), die Reflexion dieser Er-
fahrungen und schließlich die sukzessive Modifikation der mit der Ausübung der Fähigkeiten 
verbundenen Verhaltensweisen (Üben)
382
. Damit stellt der Erwerb von Fähigkeiten einen 
Lernprozess dar, denn Lernen umfasst im vorliegenden Verständnis sowohl den Erwerb von 
Wissen als auch die Entwicklung des Vermögens, das erworbene Wissen anzuwenden
383
. Fä-
higkeiten können weiterhin durch Lernprozesse verändert werden und weisen insofern einen 
dynamischen Charakter auf
384
. 
Der Umstand, dass Fähigkeiten im Zuge von Lernprozessen erworben und modifiziert werden 
können, erweist sich als relevant für die vorliegende Arbeit. Zum einen wird in dieser Arbeit 
nicht nur die strategische Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten untersucht, son-
dern es werden außerdem Methoden zur Bildung und Weiterentwicklung dieser Fähigkeiten 
aufgezeigt. Derartige Prozesse der Ausbildung und Fortentwicklung von Fähigkeiten setzen 
die zuvor beschriebenen, lernorientierten und dynamischen Eigenschaften dieser Ressourcen-
art zwingend voraus. Zum anderen wird sich an späterer Stelle zeigen, dass die den Fähigkei-
ten inhärente Dynamik zu einem wesentlichen Teil auch für deren strategische Relevanz ur-
sächlich ist
385
.  
 
                                                          
379  Vgl. Kapitel 4.2.1. 
380  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 43. 
381  Vgl. SCHULZ (2005), S. 219, sowie ferner auch GRANT (1991), S. 123. 
382  Zu den verschiedenen Phasen des Erwerbs von Fähigkeiten, in deren Verlauf die Präzision und Geschwin-
digkeit der Ausführung der Fähigkeiten zunimmt, vgl. ANDERSON (1988), S. 219-220. Es sei darauf hinge-
wiesen, dass ANDERSON den Begriff Fertigkeiten verwendet. Fertigkeiten werden in der wissenschaftlichen 
Literatur teilweise als eine spezifische Klasse von Fähigkeiten, nämlich als statische Fähigkeiten im Sinne 
stereotyper Aktivitäten, aufgefasst. Vgl. KNAESE (1996), S. 17. ANDERSON verwendet den Begriff Fertig-
keiten allerdings für das Vermögen von Personen, Schach zu spielen oder Computer zu programmieren 
[vgl. ANDERSON (1988), S. 219]. Insofern kann davon ausgegangen werden, dass ANDERSON mit dem Be-
griff Fertigkeiten dem in dieser Arbeit verwendeten Terminus der Fähigkeiten entsprechend jedwedes Ver-
mögen zur zielorientierten Anwendung von Wissen bezeichnet und den Begriff Fertigkeiten nicht im Sinne 
KNAESES für eine bestimmte Klasse von Fähigkeiten reserviert. 
383  Vgl. Kapitel 3.3. 
384  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 145. Zu einer (seltenen) gegenteiligen Meinung vgl. FRUNZKE (2004), S. 27. 
FRUNZKE sieht in Fähigkeiten statische Konstrukte. Der Verfasser begründet seine Ansicht mit dem Argu-
ment, dass die Weiterentwicklung des Wissens, welches einer bestimmten Fähigkeit zugrundeliege, zur 
Ausbildung einer neuen Fähigkeit führe. Insofern könnten Fähigkeiten nicht als dynamisch betrachtet wer-
den. Ohne die Diskussion an dieser Stelle fortführen zu wollen, soll festgehalten werden, dass die Frage, ob 
Fähigkeiten statischer oder dynamischer Natur sind, offensichtlich davon abhängt, in welcher Weise der in-
novative Charakter einer Fähigkeit definiert wird.  
385  Vgl. Kapitel 6.3.2.1.  
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4.3 Prämissen 
Der Resource-Based View ist durch zwei Prämissen charakterisiert, die als Gegensatz zu den 
Prämissen des marktorientierten Ansatzes
386
 formuliert sind und die Basisvoraussetzungen für 
die Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile in einer Branche darstellen
387
:  
1. Die Unternehmen einer Branche verfügen über heterogene Ressourcenausstattungen. 
Wären alle Unternehmen einer Branche mit den gleichen Ressourcen ausgestattet, so 
könnten sämtliche Unternehmen die Ressourcen in der gleichen Weise nutzen
388
. Im End-
effekt wäre keines der Unternehmen in der Lage, mit seinen Ressourcen einen Vorteil ge-
genüber seinen Konkurrenten zu erlangen, weil jegliche Einsatzart der Ressourcen unmit-
telbar durch die Wettbewerber imitiert werden könnte
389
. 
2. Die wertschaffenden Ressourcen sind immobil390. 
Ein Wettbewerbsvorteil, den ein Unternehmen mit Hilfe seiner – im Vergleich zu den 
Konkurrenten – andersartigen Ressourcen erlangt, könnte grundsätzlich von den Wettbe-
werber durch die Akquisition der nötigen Ressourcen über den Faktormarkt aufgeholt 
werden
391
. Ein solches Vorgehen wird durch die Prämisse der Immobilität der wertschaf-
fenden Ressourcen verhindert. 
Die Immobilität der wertschaffenden Unternehmensressourcen resultiert aus der Annahme un-
vollkommener oder nicht existenter Faktormärkte. Im Prinzip können Ressourcen auf dem 
Faktormarkt gehandelt werden
392
. Wäre dieser Markt vollkommen, so würde der Preis einer 
jeden Ressource exakt ihren zukünftig zu erwartenden Erträgen entsprechen
393
. Die Erzielung 
dauerhafter Wettbewerbsvorteile in Form überdurchschnittlicher Gewinne ist unter der Vo-
raussetzung eines solchen Faktormarktes ausgeschlossen.  
In der Realität weisen jedoch die meisten Faktormärkte Unvollkommenheiten auf
394
. Diese 
Unvollkommenheiten resultieren beispielsweise aus der hohen Unternehmensspezifität
395
 ei-
niger Ressourcen. Hochgradig unternehmensspezifische Ressourcen entfalten in ihrem ange-
                                                          
386  Vgl. BARNEY (1991), S. 100. 
387  Vgl. BARNEY (1991), S. 101. 
388  Vgl. BARNEY (1991), S. 104. 
389  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 124. 
390  Das Kriterium der Immobilität bezieht sich nicht auf sämtliche, sondern ausschließlich auf die wertschaf-
fenden Ressourcen eines Unternehmens, da nur diese Ressourcen zur Bildung eines Wettbewerbsvorteils 
beitragen können. Da nicht alle Ressourcen eines Unternehmens als wertschaffend charakterisiert werden 
können [vgl. BARNEY (1991), S. 102], ist diese differenzierende Anmerkung erforderlich. 
391  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 124. 
392  Vgl. MELLEWIGT (2003), S. 63. 
393  Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2003), S. 262. Ursächlich für die Gleichheit von Preis und Ertrag ist die in voll-
kommenen Märkten herrschende symmetrische Informationsverteilung. Diese informationsbezogene Sym-
metrie bewirkt, dass jeder Marktteilnehmer über den künftigen Ertrag einer Ressource genau informiert ist. 
Infolgedessen wird kein Kunde einen Preis zahlen, der über dem zu erwartenden Ertrag der betrachteten 
Ressource liegt. Umgekehrt wird kein Anbieter einen Preis akzeptieren, der unter dem künftigen Ertrag der 
Ressource liegt. Vgl. dazu auch die Erläuterungen zu den Merkmalen vollständiger Konkurrenz bei 
SCHMIDT (2005), S. 5-6. 
394  Vgl. PADBERG (2000), S. 88, sowie BARNEY (1991), S. 103. 
395  Zur Unternehmensspezifität von Ressourcen vgl. ausführlich Kapitel 4.4.2.3.1.3. 
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stammten Unternehmen einen höheren Wert als in einer alternativen Umgebung
396
. Derartige 
Ressourcen sind zwar theoretisch mobil, doch der mit einem Transfer verbundene Wertverlust 
führt zur faktischen Immobilität dieser Ressourcen
397
 und schließt damit deren Handelbarkeit 
aus
398
. Zu dieser Klasse nicht handelbarer Ressourcen gehören Marken oder auch Mitarbeiter 
eines Unternehmens, deren Produktivität durch eine Veränderung ihrer Arbeitsumgebung sin-
ken würde
399
. 
Neben Ressourcen, die auf unvollkommenen Faktormärkten gehandelt werden, gibt es auch 
Ressourcen, für die überhaupt keine Faktormärkte existieren
400
. Der Grund für nicht existente 
Faktormärkte liegt in den unzureichend abgrenzbaren Eigentumsrechten einiger Ressour-
cen
401
. Derartige Ressourcen können nicht über den Markt erworben werden
402
 und sind somit 
ebenfalls immobil
403.
 Als Beispiele für diese Art von Ressourcen können die Reputation eines 
Unternehmens
404
, die Loyalität seiner Kunden
405
 und die Beziehungen des Unternehmens zu 
seinen Stakeholdern
406
 genannt werden. 
Die Immobilität von Ressourcen, d. h. der Umstand, dass bestimmte Ressourcen nicht handel-
bar sind
407
, führt im Zeitablauf zu heterogenen Ressourcenausstattungen der Unternehmen 
einer Branche. Weiterhin sorgt die Immobilität dafür, dass diese Heterogenität über einen 
längeren Zeitraum stabil bleibt
408
.  
 
4.4 Kriterien der strategischen Relevanz von Ressourcen 
4.4.1 Generierung eines Wettbewerbsvorteils – Wertschaffung  
4.4.1.1 Stiftung eines besonderen Nutzens 
Ressourcen können einen Wettbewerbsvorteil begründen, wenn sie für das sie besitzende Un-
ternehmen einen Wert schaffen
409
. Dies ist der Fall, wenn das Unternehmen mit Hilfe der Res-
sourcen Produkte auf dem Absatzmarkt anbieten kann, die für die Abnehmer einen besonde-
ren – d. h. einen im Vergleich zu den Angeboten der Konkurrenten höheren und damit zusätz-
                                                          
396  Vgl. GRANT (1991), S. 126. 
397  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1505. 
398  Vgl. PETERAF (1993), S. 184. 
399  Vgl. GRANT (1991), S. 126. 
400  Vgl. MELLEWIGT (2003), S. 64. 
401  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 137, sowie DIERICKX/COOL (1989), S. 1505. 
402  Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2008), S. 92-93. 
403  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 137. 
404  Vgl. DAS/TENG (2000), S. 40. 
405  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1505. 
406  Vgl. MELLEWIGT (2003), S. 66. 
407  Vgl. PETERAF (1993), S. 183. 
408  Vgl. BARNEY (1991), S. 100, der im Gegensatz dazu auf die Kurzlebigkeit der Heterogenität im Falle mobi-
ler Ressourcen hinweist.  
409  Vgl. BARNEY (1991), S. 106. Der Begriff Wert wird hier im Sinne überdurchschnittlicher Gewinne verstan-
den. Vgl. BAMBERGER /WRONA (1996), S. 130. 
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lichen – Nutzen stiften410. Dieser Zusatznutzen kann sich beispielsweise in einem – im Ver-
gleich zu konkurrierenden Produkten – niedrigeren Preis oder einer höheren Qualität äu-
ßern
411
. Um das Kriterium der Wertschaffung zu erfüllen, müssen Ressourcen also nicht nur 
die Herstellung von Produkten ermöglichen, die einen Nutzen stiften. Vielmehr ist die Schaf-
fung eines besonderen Nutzens erforderlich. Die Besonderheit des Nutzens ergibt sich aus der 
Einzigartigkeit
412
 der betrachteten Ressourcen. Nur wenn der Konsument das nutzenstiftende 
Produkt nicht ebenfalls bei einem konkurrierenden Unternehmen erwerben kann, erweist sich 
der Nutzen des Produkts als besonders
413
. Die Wertschaffungseigenschaft von Ressourcen 
bedingt somit das Vermögen der Ressourcen zur Nutzenstiftung
414
 sowie die Einzigartigkeit 
der nutzenstiftenden Ressourcen
415
. 
4.4.1.2 Einzigartigkeit als Determinante der Wertschaffung 
Wie bereits ausgeführt
416
, trägt die Einzigartigkeit von Ressourcen zu deren Fähigkeit bei, für 
das sie besitzende Unternehmen einen Wert zu schaffen. In der einschlägigen Literatur wird 
die eingeschränkte Verfügbarkeit von Ressourcen, die einen Wettbewerbsvorteil generieren 
können, allerdings in der Regel mit weiter gefassten Begriffen wie „Seltenheit“417 oder 
„Knappheit“418 belegt419.  
                                                          
410  Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2001), S. 261. MELLEWIGT sowie BAMBERGER/WRONA fordern lediglich die 
Schaffung eines Nutzens. Vgl. MELLEWIGT (2002), S. 66, und BAMBERGER/WRONA (1996), S. 135. Aus-
schlaggebend für die Begründung eines Wettbewerbsvorteils ist jedoch die Schaffung eines zusätzlichen 
Nutzens beim Kunden. Nur ein Zusatznutzen kann für das Unternehmen einen Wert in der hier verwende-
ten Bedeutung, nämlich im Sinne der Realisierung überdurchschnittlicher Gewinne, generieren. Würde ein 
Unternehmen ein Produkt anbieten, das den Nutzen der Konkurrenzprodukte nicht übersteigt, so würde das 
Unternehmen allenfalls durchschnittliche, aber keinesfalls überdurchschnittliche Gewinne erzielen, da für 
die Konsumenten kein größerer Anreiz bestünde, von der Konkurrenz abzuwandern.  
411  Vgl. MELLEWIGT (2003), S. 66. 
412  Vgl. Kapitel 4.4.1.2. 
413  Zu einer ähnlich Argumenation vgl. auch JENNER (1999), S. 1496. 
414  Die Nutzenstiftung ist präzise nicht den Ressourcen, sondern dem Produkt zuzurechnen, das mit Hilfe der 
Ressourcen hergestellt wird. Vereinfachend wird im Folgenden jedoch auch von der Nutzenstiftung der 
Ressourcen gesprochen. 
415  Um tatsächlich einen Wert zu realisieren, d. h. überdurchschnittliche Gewinne zu erzielen, ist es allerdings 
erforderlich, dass der Konsument den besonderen Nutzen eines Produkts, das mit Hilfe wertschaffender 
Ressourcen erstellt wurde, wahrnimmt. Insofern obliegt dem betreffenden Unternehmen die Aufgabe, dem 
Konsumenten mit Hilfe eines effektiven Marketingkonzepts den Zusatznutzen zu vermitteln. Vgl. JENNER 
(1999), S. 1497. Weiterhin zeigt sich an dieser Stelle, dass Resource-based View und Market-based View 
keine sich gegenseitg ausschließenden, sondern komplementäre Ansätze darstellen. Vgl. HUNGENBERG 
(2011), S. 150, RASCHE (1993), S. 426, sowie MAHONEY/PANDIAN (1992), S. 371. Die Bewertung von 
Ressourcen als nutzenstiftend erfordert eine Analyse des Marktes, insbesondere der Kundenpräferenzen, 
und bezieht somit marktorientierte Aspekte bei der Identifikation strategisch relevanter Ressourcen ein. 
Vgl. VERDIN/WILLIAMSON (2000), S. 78. Den Einfluss des Marktes auf die Wertschaffungseigenschaft von 
Ressourcen konstatieren auch PRIEM/BUTLER (2001), S. 29-30, sowie BARNEY (2001), S. 42.  
416  Vgl. Kapitel 4.4.1.1. 
417  Vgl. BARNEY (1991), S. 106-107, sowie auch HUNGENBERG (2011), S. 149, und NOLTE/BERGMANN 
(1998), S. 17. NOLTE/BERGMANN sprechen von relativer Seltenheit, lassen jedoch offen, worauf sich der 
Zusatz „relativ“ bezieht. Seltenheit weist naturgemäß einen relativen Charakter auf, denn ein Objekt kann 
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Die Seltenheit von Ressourcen wird als ein charakteristisches Merkmal ihrer strategischen Re-
levanz angesehen. Wenn eine Ressource zur Schaffung eines nachhaltigen Wettbewerbsvor-
teils beitragen soll, so wird argumentiert, dann dürfe sie nur begrenzt verfügbar sein
420
. Je 
größer die Zahl der Konkurrenten sei, welche sich ebenfalls im Besitz der jeweiligen Res-
source befände, desto schwerer würde es dem einzelnen Unternehmen fallen, sich von den 
Wettbewerbern abzuheben
421
 und einen Wettbewerbsvorteil zu generieren. Diese Formulie-
rungen sind allerdings problematisch, da sie den Charakter jener Ressourcen, die zur Bildung 
eines nachhaltigen Wettbewerbsvorteils beitragen können, nicht präzise erfassen. 
Die Seltenheit einer Ressource impliziert, dass das Vorkommen dieser Ressource zwar be-
grenzt ist, die Ressource aber dennoch in mehrfacher Ausfertigung existieren kann. Die Frage, 
welches Ausmaß die geforderte Seltenheit haben darf, damit die betreffende Ressource die 
Grundlage eines Wettbewerbsvorteils bilden kann, ist nach Ansicht BARNEYS nicht mit abso-
luten Zahlen zu beantworten. Der Verfasser sieht die Seltenheit einer Ressource dann noch als 
gegeben an, wenn die Zahl der Unternehmen, die sich im Besitz dieser Ressource befinden, 
geringer ist als die Anzahl der Unternehmen, die notwendig wäre, um einen vollkommenen 
Wettbewerb zu begründen
422
.  
Mit dieser Aussage zielt BARNEY offensichtlich auf die Unvollkommenheit des Absatzmark-
tes, dessen Intransparenz den Konsumenten einen Vergleich sämtlicher angebotener Produkte 
erschwert oder gar unmöglich macht. Auf einem solchen Markt können mehrere Unterneh-
men mit den gleichen Ressourcen für verschiedene Konsumenten einen (scheinbar) besonde-
ren Nutzen schaffen, weil die Konsumenten über die Angebote der Konkurrenz nicht vollstän-
dig informiert sind und demzufolge davon ausgehen, dass das betreffende Produkt ausschließ-
lich bei einem einzigen Anbieter erhältlich ist. Unter der Prämisse unvollkommener Absatz-
märkte erweist sich BARNEYS Auslegung der Seltenheit somit als plausibel. 
Weniger realistisch ist allerdings die Annahme, die heutigen Absatzmärkte würden ein derar-
tiges Ausmaß an Unvollkommenheit aufweisen, dass die Konsumenten nur über begrenzte In-
formationen hinsichtlich der angebotenen Produkte verfügten. BARNEYS vielzitierter Beitrag 
über den Resource-Based View ist im Jahre 1991 erschienen. Seit dieser Zeit hat die Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie bedeutende Fortschritte erzielt, die zu einer stetigen 
                                                                                                                                                                                     
nur im Vergleich mit anderen Objekten seiner Gattung als selten eingestuft werden. Insofern erschließt sich 
die Bedeutung der Begriffswahl von NOLTE/BERGMANN dem Leser nicht unmittelbar. 
418  Vgl. MELLEWIGT (2002), S. 67, der den Begriff der Knappheit mit dem Attribut „relativ“ versieht. Zur Ein-
schätzung dieser Begrifflichkeit vgl. die Anmerkungen zum Beitrag von NOLTE/BERGMANN in Fn. 417. 
Von knappen Ressourcen sprechen weiterhin auch BAMBERGER/WRONA (1996), S. 135. 
419  Die Begriffe „Seltenheit“ und „Knappheit“ werden in dieser Arbeit inhaltlich nicht voneinander abge-
grenzt, da eine solche Differenzierung für die Analysezwecke dieser Arbeit nicht erforderlich ist. Im Fol-
genden wird der Einfachheit halber nur noch die Bezeichnung „Seltenheit“ benutzt.   
420  Vgl. MELLEWIGT (2002), S. 67, und in ähnlicher Weise BAMBERGER/WRONA (1996), S. 135. Die genann-
ten Verfasser treffen im Rahmen ihrer Ausführungen nicht immer eine explizite Unterscheidung zwischen 
kurzfristigen und nachhaltigen Wettbewerbsvorteilen. Ihren Erläuterungen ist jedoch zu entnehmen, dass 
sie sich im vorliegenden Kontext auf nachhaltige Wettbewerbsvorteile beziehen. 
421  Vgl. NOLTE/BERGMANN (1998), S. 17, SIMANEK (1998), S. 27, und in ähnlicher Weise auch BARNEY 
(1991), S. 106. 
422  Vgl. BARNEY (1991), 107.  
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Reduzierung des Unvollkommenheitsgrades der Absatzmärkte geführt haben. Während Kon-
sumenten vor zwanzig Jahren vermutlich tatsächlich Schwierigkeiten hatten, vollständige In-
formationen über die Angebotspalette konkurrierender Unternehmen zu erlangen, so genügt 
heute zumeist ein Blick in das world wide web, um einen kompletten Überblick über die offe-
rierten Produkte zu erhalten. 
Unter der Annahme einer solch weitgehenden Transparenz kann nicht davon ausgegangen 
werden, dass trotz der mehrfachen Verfügbarkeit von Ressourcen, die zur Produktion eines 
nutzenstiftenden Produkts verwendet werden können, ein Unternehmen im Besitz derartiger 
Ressourcen einen Wettbewerbsvorteil gegenüber seinen Konkurrenten erzielen kann. Ein 
Wettbewerbsvorteil kann nur durch die Generierung eines besonderen Nutzens entstehen. 
Sind die Ressourcen, die von einem Unternehmen zur Herstellung eines nutzenstiftenden Pro-
dukts eingesetzt werden, auch für andere, in dem betrachteten Markt agierende Unternehmen 
zugänglich, so entfällt diese Besonderheit, weil der Konsument ein identisches Produkt bei al-
ternativen Anbietern erwerben kann und über diese Option höchstwahrscheinlich auch infor-
miert ist. Die Besonderheit resultiert in diesem Fall also allein aus der Einzigartigkeit der Nut-
zenstiftung.  
Die im Vergleich zur Einzigartigkeit schwächere Anforderung der Seltenheit nutzenstiftender 
Ressourcen könnte unter einem weiteren Aspekt hinreichend sein, um einen Wettbewerbsvor-
teil zu begründen. Ressourcen können in verschiedenen Einsatzgebieten verwendet werden
423
. 
Folglich wäre es denkbar, dass die gleichen nutzenstiftenden Ressourcen, die sich im Besitz 
verschiedener Unternehmen befinden, in unterschiedlicher Weise eingesetzt werden, und ih-
ren Besitzern in diesen diversen Verwertungsformen jeweils zu einem Wettbewerbsvorteil 
verhelfen. Dabei müssten diese unterschiedlichen Anwendungen in die Herstellung von Pro-
dukten münden, die auf demselben Absatzmarkt angeboten würden, da im vorliegenden Kon-
text Unternehmen betrachtet werden, die in einem Markt agieren. Unter den genannten Vo-
raussetzungen wäre die Seltenheit von Ressourcen hinreichend, um einen Wettbewerbsvorteil 
zu generieren. BARNEY geht jedoch, entgegen den zuvor geäußerten Gedanken einer unter-
schiedlichen Verwertung der gleichen Ressourcen, davon aus, dass Unternehmen, die über die 
gleichen Ressourcen verfügen, diese Ressourcen auch zur Implementierung der gleichen Stra-
tegie verwenden
424
. Mit der Strategie wird aber die Art der Nutzung der Ressourcen be-
stimmt
425
. Die gleiche Strategie impliziert somit die gleiche Anwendungsweise. Insofern 
kommt das schwächere Kriterium der Seltenheit auch hier nicht zum Tragen. 
Unter den zuvor genannten Aspekten wird in dieser Arbeit die Ansicht vertreten, dass eine 
Ressource, die zur Generierung eines Wettbewerbsvorteils führen soll, neben dem Kriterium 
                                                          
423  Vgl. PENROSE (1963), S. 25. 
424  Vgl. BARNEY (1991), S. 104. Offensichtlich richten sich BARNEYS Überlegungen ausschließlich auf Res-
sourcen, für die keine äquivalente Nutzungsmöglichkeit besteht, d. h. auf transaktionsspezifische Ressour-
cen. Vgl. PETERAF (1993), S. 184. 
425  Vgl. Kapitel 2.4.1. 
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der Nutzenstiftung die Anforderung der Einzigartigkeit in dem betrachteten Markt erfüllen 
muss
426
. Wertschaffende Ressourcen sind somit nutzenstiftend und einzigartig. 
Abb. 12 fasst die wesentlichen Merkmale wertschaffender Ressourcen zusammen. 
 
Abb. 12: Merkmale wertschaffender Ressourcen
427
 
Die Einzigartigkeit von Ressourcen trägt jedoch nicht nur zur Schaffung eines Wettbewerbs-
vorteils bei, sondern stellt – wie die Ausführungen im folgenden Kapitel verdeutlichen – den 
zentralen Aspekt bei der Sicherung der Nachhaltigkeit des generierten Wettbewerbsvorteils 
dar.  
 
4.4.2 Sicherung der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils 
4.4.2.1 Einzigartigkeit als Determinante der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils 
Ist es einem Unternehmen gelungen, mit Hilfe wertschaffender Ressourcen einen Wettbe-
werbsvorteil zu begründen, so gilt es, diesen Wettbewerbsvorteil zu erhalten, d. h. seine 
Nachhaltigkeit zu sichern. Im Hinblick auf den Schutz eines Wettbewerbsvorteils spielt wie-
derum der einzigartige Charakter der Ressourcen, die diesen Wettbewerbsvorteil begründen, 
eine wesentliche Rolle. Die Einzigartigkeit von Ressourcen bildet nicht nur einen Aspekt der 
                                                          
426  Dementsprechend stellt auch COLLIS (1991), S. 51, fest, dass ausschließlich einzigartige (unique) Ressour-
cen für das sie besitzende Unternehmen einen Wert schaffen können. Von der Prämisse einzigartiger Res-
sourcen gehen außerdem SPENGLER (2009), S. 127, METZENTHIN (2002), S. 125, ausdrücklich auch BRUCK 
(1996), S. 245, und weiterhin RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 503, sowie RAICH/SCHOBER (2006), S. 443, 
aus. Schließlich verweisen auch SANCHEZ (1997), S. 942, sowie DE LEO (1994), S. 43, auf unique resources 
als Quelle von Wettbewerbsvorteilen. MACHARZINA/WOLF (2012), S. 334, vertreten die Ansicht, dass die 
nutzenstiftenden Ressourcen im Idealfall ausschließlich dem betrachteten Unternehmen zur Verfügung ste-
hen sollten, und zielen damit ebenfalls auf die Einzigartigkeit wertschaffender Ressourcen. Die Verfasser 
führen weiterhin aus, dass die betrachteten Ressourcen, sofern sie nicht einzigartig seien, dem betrachteten 
Unternehmen zumindest die Möglichkeit einräumen sollten, für die Konsumenten einen im Wettbewerbs-
vergleich überlegenen Nutzen zu schaffen. Ein solch besonderer Nutzen resultiert jedoch, wie in Kapitel 
4.4.1.2 erläutert, gerade aus der Einzigartigkeit der nutzenstiftenden Ressourcen. 
427  Quelle: eigene Darstellung. 
Merkmale wertschaffender Ressourcen  
Nutzenstiftung 
Stiftung eines Nutzens für 
die Konsumenten 
Einzigartigkeit 
kein weiteres Vorkommen 
der Ressourcen in dem 
betrachteten Markt 
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Wertschaffung von Ressourcen
428
. Vielmehr stellt die Einzigartigkeit von Ressourcen, präzi-
se: die Erhaltung dieser Einzigartigkeit, auch eine wesentliche Bedingung der Nachhaltigkeit 
eines auf diesen Ressourcen beruhenden Wettbewerbsvorteils dar. Der Zusammenhang zwi-
schen der Einzigartigkeit wertschaffender Ressourcen und der Nachhaltigkeit eines auf diesen 
Ressourcen beruhenden Wettbewerbsvorteils wird im Folgenden verdeutlicht. Insbesondere 
wird dabei auch die Frage geklärt, wie lange ein Wettbewerbsvorteil Bestand haben muss, um 
als nachhaltig gelten zu können. 
BARNEY weist darauf hin, dass die Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils nicht als kalen-
darisch zu bestimmende Zeitspanne angesehen werden könne, in deren Verlauf ein Unterneh-
men einen Wettbewerbsvorteil besäße
429
, denn die Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils 
werde durch die Fähigkeit der Konkurrenten determiniert, diesen Wettbewerbsvorteil zu du-
plizieren
430
. Demzufolge bezeichnet BARNEY einen Wettbewerbsvorteil dann als nachhaltig, 
wenn der Wettbewerbsvorteil auch noch besteht, nachdem die Konkurrenten ihre Bemühun-
gen, den Wettbewerbsvorteil aufzuholen,  aufgegeben haben
431
. Den Fall, dass ein Wettbe-
werbsvorteil durch tiefgreifende Veränderungen der Marktstruktur – sog.  Schumpeterian 
Shocks
432
 – zunichte gemacht wird, in deren Folge eine Ressource ihren wertschaffenden Cha-
rakter verliert, betrachtet BARNEY dagegen nicht als Determinante der Nachhaltigkeit
433
. Ins-
besondere aber lässt BARNEY die Frage offen, zu welchem Zeitpunkt die Konkurrenten ihre 
Kompensationsversuche abbrechen. 
In der Argumentation des Resource-Based View müssten sich Konkurrenten, die einen Wett-
bewerbsvorteil einholen möchten, auf jene Ressourcen konzentrieren, die diesem Wettbe-
werbsvorteil zugrunde liegen. Erforderlich wäre es, die originären Ressourcen nachzubilden 
                                                          
428  Zur Bedeutung der Einzigartigkeit von Ressourcen für die Schaffung eines Wettbewerbsvorteils vgl. Kapi-
tel 4.4.1.2. 
429  Vgl. BARNEY (1991), S. 102. 
430  Der Begriff „duplizieren“ ist in diesem Kontext irreführend, da er suggeriert, zwei konkurrierende Unter-
nehmen könnten parallel den gleichen Wettbewerbsvorteil besitzen. Dies ist jedoch nicht möglich, weil der 
Begriff „Vorteil“, mithin auch der Begriff „Wettbewerbsvorteil“ einen exklusiven Charakter aufweist. Das 
bedeutet, dass sich jeweils nur ein Unternehmen im Besitz eines bestimmten Wettbewerbsvorteils gegen-
über seinen Konkurrenten befinden kann. Würde ein Konkurrent versuchen – etwa durch Imitation der Res-
sourcen, die diesem Wettbewerbsvorteil zugrunde liegen – dieselbe Wettbewerbsposition zu erlangen und 
wäre dieses Unterfangen erfolgreich, so hätte im Endeffekt keines der beiden Unternehmen einen Wettbe-
werbsvorteil zu verbuchen. Um einen tatsächlichen Vorsprung und nicht nur eine Angleichung zu erlangen, 
müsste der Konkurrent eine Differenzierung seines Produkts gegenüber dem ursprünglichen Produkt vor-
nehmen, um den für einen Wettbewerbsvorteil notwendigen besonderen Konsumentennutzen des Produkts 
im Vergleich zu Konkurrenzprodukten zu schaffen. Vgl. Kapitel 4.4.1.1. Würde der Konkurrent ein identi-
sches Produkt zum selben Preis anbieten, so ergäbe sich für ihn kein Wettbewerbsvorteil, weil die Konsu-
menten bereits über ein solches Produkt verfügen könnten und somit keinen besonderen Nutzen zu ver-
zeichnen hätten. Zu einer ähnlichen Einschätzung gelangt auch MÜSER (2000), S. 67. Im Folgenden wird 
angenommen, dass die Konkurrenten danach streben, den betrachteten Wettbewerbsvorteil zumindest zu 
kompensieren. Dementsprechend wird im Weiteren nicht von der Duplikation oder Nachahmung [vgl. PAD-
BERG (2000), S. 86] eines Wettbewerbsvorteils gesprochen, sondern von seiner Kompensation. In der glei-
chen  Bedeutung wie das Verb „kompensieren“ werden die Begriffe „aufholen“ und „einholen“ benutzt.   
431  Vgl. BARNEY (1991), S. 102. 
432  Vgl. BARNEY (1991), S. 103. 
433  Vgl. BARNEY (1991), S. 103. 
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oder andersartige Ressourcen zu verwenden, die zum gleichen Ziel führen
434
. Damit stehen 
mögliche Konkurrenzaktionen in Form von Imitationen bzw. Substitutionen hinsichtlich der 
vorteilsbegründenden Ressourcen im Zentrum von BARNEYS Definition.  
Konkurrenzseitige Maßnahmen in Form von Imitationsversuchen betrachten ebenfalls REED/ 
DEFILLIPPI als zentrale Einflussgröße der Nachaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils
435
. Demzu-
folge sehen die Verfasser die Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils als gegeben an, wenn 
es dem erfolgreichen Unternehmen gelingt, Imitationsbemühungen von Rivalen abzuwehren. 
Imitationen und Substitutionen der Konkurrenten stellen auch für METZENTHIN wesentliche 
Einflussfaktoren der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils dar
436
. 
Konkurrenzaktionen zur Erlangung wertschaffender Ressourcen sehen gleichfalls BAMBER-
GER/WRONA als zentrale Bestimmungsgröße der Nachhaltigkeit an
437
. Nach Ansicht der bei-
den Verfasser hängt die Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils von dem Vermögen kon-
kurrierender Unternehmen ab, den Nutzen der Strategie, die dem Wettbewerbsvorteil zugrun-
de liegt, zu kopieren. Folglich werde die Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils insbeson-
dere von der Möglichkeit der Nachahmung durch Konkurrenten bestimmt
438
. Die Nachah-
mung einer Strategie, die zu einem Wettbewerbsvorteil führt, erfordert die Verfügbarkeit der 
Ressourcen, die zur Implementierung dieser Strategie von dem erfolgreichen Unternehmen 
eingesetzt werden. Die von BAMBERGER/WRONA bezeichnete Nachahmung bezieht sich dem-
zufolge auf die Imitation der Ressourcen, die den betrachteten Wettbewerbsvorteil begrün-
den
439
.  
Neben der Imitation sehen BAMBERGER/WRONA eine weitere Bedrohung der Nachhaltigkeit 
eines Wettbewerbsvorteils in der Substitution
440
 der wertschaffenden Ressourcen durch Riva-
len
441
 sowie in einem Erwerb der erfolgskritischen Ressourcen durch einen Konkurrenten, 
von BAMBERGER/WRONA mit dem Begriff der Transferierbarkeit erfasst
442
. Die zur Übertra-
gung von Ressourcen nötige Mobilität wird jedoch bereits durch die grundlegenden Prämissen 
                                                          
434  Vgl. Kapitel 4.4.2.2. Die Akquisition der originären Ressourcen ist in BARNEYS Argumentation nicht ent-
halten. Dies ist plausibel, weil im Falle eines käuflichen Erwerbs der für den betrachteten Wettbewerbsvor-
teil relevanten, einzigartigen Ressourcen von dem Unternehmen, das sich im Besitz der Ressourcen befin-
det, der Wettbewerbsvorteil nicht kompensiert, sondern lediglich eliminiert werden könnte. Im Übrigen ist 
die Akquisition wertschaffender Ressourcen durch die Prämisse der Ressourcenimmobilität ausgeschlos-
sen. Vgl. Kapitel 4.3. 
435  Vgl. REED/DEFILLIPPI (1990), S. 98.  
436  Vgl. METZENTHIN (2000), S. 126 und S. 122. 
437  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 135-139. 
438  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 135. 
439  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 138. 
440  Vgl. Kapitel 4.4.2.2. 
441  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 138-139. 
442  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 136-137. Von der im vorliegenden Kontext behandelten Transferier-
barkeit, welche die Übertragung der wertschaffenden Ressourcen auf ein konkurrierendes Unternehmen 
meint, ist die Transferierbarkeit von Ressourcen innerhalb jenes Unternehmens, welches sich ursprünglich 
im Besitz der wertschaffenden Ressourcen befindet,  – innerhalb des angestammten Unternehmens – zu un-
terscheiden. Vgl. zu letzterem Sachverhalt die Ausführungen zu Kernkompetenzen in Kapitel 4.5. 
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des Resource-Based View ausgeschlossen
443
, sodass diese Möglichkeit hier nicht weiterver-
folgt wird. 
Als letzte Faktoren, die die Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils beeinträchtigen, nennen 
BAMBERGER/WRONA die Abnutzbarkeit und Veralterung der Ressourcen, auf denen der Wett-
bewerbsvorteil beruht
444
. Allerdings weisen die Verfasser darauf hin, dass die Abnutzbarkeit 
allein kein hinreichendes Kriterium für die Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils sei, son-
dern eher eine verstärkende Wirkung ausübe
445
. Auf die Rolle der Veralterung gehen die Ver-
fasser nicht gesondert ein, sodass hier – analog zu der Abnutzbarkeit – von einer ebenfalls un-
tergeordneten Bedeutung ausgegangen wird. Insgesamt unterstreichen die Ausführungen von 
BAMBERGER/WRONA die zentrale Rolle von Konkurrenzaktionen im Hinblick auf die Nach-
haltigkeit eines Wettbewerbsvorteils.   
Eine ähnliche Position wie BAMBERGER/WRONA nehmen DIERICKX/COOL ein. Die Verfasser 
sehen zwar sowohl Konkurrenzaktionen in Form von Imitationen und Substitutionen als auch 
die Abnutzung von Ressourcen als Determinanten der Nachhaltigkeit an
446
. Jedoch räumen 
sie der Abnutzung von Ressourcen in Analogie zu BAMBERGER/WRONA eine den Konkur-
renzaktionen untergeordnete Stellung ein, indem sie die Abnutzung als eine Determinante der 
Imitierbarkeit von Ressourcen betrachten
447
. Somit zielen auch DIERICKX/COOL auf Konkur-
renzaktionen als wesentlicher Einflussgröße der Nachhaltigkeit von Wettbewerbsvorteilen.   
Für GRANT besteht eine wesentliche Ursache des Verfalls eines Wettbewerbsvorteils in der 
Imitation der Ressourcen, die den Wettbewerbsvorteil begründen, seitens konkurrierender Un-
ternehmen
448
. Darüber hinaus betrachtet er aber die Veralterung der Ressourcen als ebenso 
bedeutende Determinante der Beständigkeit des Wettbewerbsvorteils. Zusammen mit der Ver-
alterung nennt GRANT den Wertverlust von Ressourcen als Einflussfaktor der Nachhaltigkeit. 
Seinen weiteren Ausführungen zufolge bezieht sich dieser Wertverlust auf die Abnutzbarkeit 
von Ressourcen. GRANT zieht also im Gegensatz zu BAMBERGER/WRONA und DIERICKX/ 
COOL sowohl Konkurrenzaktionen in Form von Imitationen als auch die Abnutzbarkeit und 
Veralterung von Ressourcen als gleichrangige Determinanten der Nachhaltigkeit in Betracht. 
Tab. 2 fasst die Determinanten der Nachhaltigkeit, die in der wissenschaftlichen Diskussion 
genannt werden, zusammen. 
 
 
 
 
 
                                                          
443  Vgl. Kapitel 4.3. 
444  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 135. 
445  Im Hinblick auf die von BAMBERGER/WRONA angeführte verstärkende Wirkung wäre es plausibler, nicht 
von der Abnutzbarkeit, sondern von der Abnutzungsbeständigkeit der Ressourcen zu sprechen. 
446  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1507-1509. 
447  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1508. 
448  Vgl. GRANT (1991), S. 123. 
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Determinanten der    
  Nachhaltigkeit 
 
Verfasser 
Imitation Substitution Abnutzung  
oder 
Veralterung 
BARNEY (1991) ● ●  
REED/DEFILLIPPI (1990) ●   
METZENTHIN (2002) ● ●  
BAMBERGER/WRONA (1996) ● ● ○ 
DIERICKX/COOL (1989) ● ● ○ 
GRANT (1991) ●  ● 
● wesentlicher Einflussfaktor 
○ Einflussfaktor geringerer Bedeutung 
Tab. 2: Determinanten der Nachhaltigkeit
449
 
 
Unter Berücksichtigung der vorangegangenen Ausführungen kann zunächst festgehalten wer-
den, dass die Dauer eines Wettbewerbsvorteils offenbar in erster Linie von Konkurrenzaktio-
nen in Form von Imitationen und Substitutionen der wertschaffenden Ressourcen determini-
niert wird. Allerdings wurde bislang noch nicht die präzise Wirkung derartiger konkurrenzsei-
tiger Maßnahmen auf die einem Wettbewerbsvorteil zugrunde liegenden Ressourcen geklärt. 
Eine Analyse dieser Effekte könnte Aufschluss über den den präzisen Inhalt der Nachhaltig-
keit geben. 
Einen entscheidenden Hinweis zur Wirkungsweise von Imitationen und Substitutionen auf die 
wertschaffenden Ressourcen eines Unternehmens gibt METZENTHIN mit seiner Definition der 
Nachhaltigkeit
450
. METZENTHIN erläutert, dass eine Ressource, die die Schaffung eines nach-
haltigen Wettbewerbsvorteils unterstützen soll, ihre Einzigartigkeit im Wettbewerb so lange 
bewahren müsse, wie sie in der Lage sei, dem Unternehmen einen besonderen Wert zu schaf-
fen. Die Einzigartigkeit einer Ressource könne, wie METZENTHIN weiter ausführt, insbesonde-
re durch die Imitation oder Substitution dieser Ressource seitens der Konkurrenz beeinträch-
tigt werden
451
.  
Mit seinen Ausführungen zeigt METZENTHIN die Verbindung zwischen den Aktionen der 
Konkurrenz zur Kompensation eines Wettbewerbsvorteils sowie der Einzigartigkeit der die-
sem Wettbewerbsvorteil zugrunde liegenden Ressourcen auf und weist damit auf ein wesentli-
ches Merkmal der Nachhaltigkeit hin. Sowohl eine Imitation als auch eine Substitution der 
wertschaffenden Ressourcen dient dazu, den Wettbewerbsvorteil, der auf diesen Ressourcen 
beruht, zu kompensieren. Eine Imitation würde die wertschaffenden Ressourcen vervielfälti-
gen
452
 und ihnen damit ihre Fähigkeit zur besonderen Nutzenstiftung nehmen. Mit der Substi-
tution besteht die Möglichkeit, die erfolgskritischen Ressourcen durch andersartige Ressour-
cen zu ersetzen, die zum gleichen Ergebnis führen, d. h. ein aus der Perspektive der Konsu-
                                                          
449  Quelle: eigene Darstellung. 
450  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 126. 
451  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 122. 
452  Zum Begriff der Imitation vgl. Kapitel 4.4.2.2 sowie im Einzelnen Kapitel 6.3.2.1.1. 
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menten gleichwertiges Produkt entstehen lassen
453
. Auch durch eine Substitution wird also die 
Besonderheit des Nutzens, der aus den originären Ressourcen erwächst, zunichte gemacht. 
Die Besonderheit des Nutzens eines Produkts, das mit wertschaffenden Ressourcen erstellt 
wird, beruht aber auf dem singulären Charakter dieser Ressourcen. Imitationen und Substituti-
onen beseitigen also die Besonderheit der Nutzenstiftung, indem sie die Einzigartigkeit der 
wertschaffenden Ressourcen zunichte machen
454
. Die Einzigartigkeit wertschaffender Res-
sourcen stellt somit die erste Determinante der Nachhaltigkeit dar: Die Sicherung der Nach-
haltigkeit eines Wettbewerbsvorteils bedingt den Schutz der Einzigartigkeit jener Ressourcen, 
die diesen Wettbewerbsvorteil generieren.  
Zu klären ist allerdings noch die Frage, in welchem Zeitraum die Einzigartigkeit wertschaf-
fender Ressourcen zu erhalten ist, um die Nachhaltigkeit eines auf diesen Ressourcen beru-
henden Wettbewerbsvorteils zu garantieren. Zur Herleitung des zeitlichen Aspekts der Nach-
haltigkeit wird wiederum auf METZENTHINS Definition zurückgegriffen, weil sich in dieser 
Begriffsbestimmung – im Gegensatz zu den zuvor aufgeführten Nachhaltigkeitsdefinitionen 
anderer Verfasser – ein Hinweis auf die Dauer der Einzigartigkeit jener Ressourcen findet, auf 
denen ein Wettbewerbsvorteil beruht. METZENTHIN sieht den Zeitraum der möglichen Wert-
schaffung einer Ressource als ausschlaggebend für die Bemessung der gefragten Frist an.  
Tatsächlich besteht zwischen der Einzigartigkeit und der Wertschaffung von Ressourcen eine 
Abhängigkeitsbeziehung. Die Einzigartigkeit von Ressourcen unterstützt deren wertschaffen-
den Charakter
455
. Wird die Einzigartigkeit einer Ressource, etwa durch die beschriebenen Ak-
tionen der Konkurrenz, aufgehoben, so wird damit auch die Wertschaffung dieser Ressource 
zerstört. Insofern kann der Zeitraum der Wertschaffung kein Maßstab für die Zeitdauer sein, 
in der die Einzigartigkeit der Ressourcen, die einem Wettbewerbsvorteil zugrunde liegen, ge-
sichert werden sollte.  
Die Wertschaffungseigenschaft von Ressourcen beruht allerdings nicht nur auf deren einzig-
artigem Wesen, sondern ebenso auf ihrer Fähigkeit zur Nutzenstiftung
456
. Nutzenstiftung und 
Einzigartigkeit vereinen sich zur Wertschaffung: Die Einzigartigkeit von Ressourcen verleiht 
dem nutzenstiftenden Charakter der Ressourcen seine Besonderheit und führt damit zur Wert-
schaffung der nutzenstiftenden Ressourcen. Eine Erhaltung der Einzigartigkeit als erster De-
terminante der Nachhaltigkeit ist folglich – aus der Sicht des erfolgreichen Unternehmens – 
solange sinnvoll, wie die Ressourcen in der Lage sind, den Konsumenten einen Nutzen zu 
stiften.  
                                                          
453  Zur Substitution von Ressourcen aus der Sicht des Resource-Based View vgl. Kapitel 4.4.2.2 sowie im 
Detail Kapitel 6.1.  
454  Für den Fall von Imitationen bestätigen LIPPMAN/RUMELT (1982), S. 420, diese These. Unter Berücksichti-
gung der dargelegten Argumente kann allerdings die Einzigartigkeit von Ressourcen nicht allein dergestalt 
aufgefasst werden, dass keine Imitate dieser Ressourcen existieren. Vielmehr ist Einzigartigkeit im vorlie-
genden Kontext auch in dem Sinn zu verstehen, dass es keine Substitute gibt, mit deren Hilfe der Wettbe-
werbsvorteil eines Unternehmens aufgeholt werden kann. Zu einer gegenteiligen Ansicht vgl. NOLTE/ 
BERGMANN (1998), S. 21. 
455  Vgl. Kapitel 4.4.1.2. Die Einzigartigkeit stellt allerdings kein hinreichendes Kriterium dar, um die Werthal-
tigkeit einer Ressource zu erhalten, sondern übt auf den wertschaffenden Charakter einer Ressource ledig-
lich eine unterstützende Wirkung aus. 
456  Vgl. Kapitel 4.4.1.1. 
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Auch aus der Sicht von Wettbewerbern stellt die Nutzenstiftung der Ressourcen den wesentli-
chen Faktor eines Wettbewerbsvorteils dar. Konkurrenten greifen die Einzigartigkeit erfolgs-
kritischer Ressourcen nicht primär um der Einzigartigkeit willen an, sondern um in den Besitz 
der nutzenstiftenden Ressourcen zu gelangen. Wenn Rivalen Imitationen und Substitutionen 
durchführen, dann vernichten sie zwar damit die Einzigartigkeit der erfolgskritischen Res-
sourcen. Diese Zerstörung der Einzigartigkeit ist aber letztlich nur ein Ausdruck ihrer Bemü-
hungen, sich ebensolche nutzenstiftenden Ressourcen anzueignen. An dieser Stelle kann nun 
auch die zuvor im Zusammenhang mit BARNEYS Nachhaltigkeitsdefinition aufgeworfene Fra-
ge beantwortet werden: Konkurrenten eines Unternehmens, das sich im Besitz eines Wettbe-
werbsvorteils befindet, werden solange versuchen, die für den Wettbewerbsvorteil verant-
wortlichen Ressourcen zu imitieren oder zu substituieren, wie diese Ressourcen in der Lage 
sind, den Konsumenten einen Nutzen zu stiften.  
Mit der Nutzenstiftung jener Ressourcen, die einem Wettbewerbsvorteil zugrunde liegen, ist 
die zweite Determinante der Nachaltigkeit gefunden. GRANT unterstützt die These, dass die 
Zeitspanne, in der die bezeichneten Ressourcen ihren nutzenstiftenden Charakter erhalten, d. 
h. in der sie weder Abnutzungs- noch Veralterungserscheinungen aufweisen, einen Einfluss-
faktor der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils darstellt
457
. Weiterhin führt GRANT aus, 
dass diese – von ihm als durability bezeichnete – Zeitspanne der Nutzenstiftung in Abwesen-
heit von Konkurrenten gar die einzige Determinante der Nachhaltigkeit bilde
458
. 
Die Dauer der Nutzenstiftung von Ressourcen, die einen Wettbewerbsvorteil begründen, so-
wie die Zeitspanne, in der die Einzigartigkeit der nutzenstiftenden Ressourcen erhalten bleibt, 
bilden also die zentralen Elemente bei der Definition der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbs-
vorteils. Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten Aspekte wird die Nachhaltigkeit ei-
nes Wettbewerbsvorteils in der vorliegenden Arbeit wie folgt definiert
459
: 
 
 
 
 
 
                                                          
457  Vgl. GRANT (1991), S. 124. Vgl. dazu auch die weiter oben in diesem Kapitel aufgeführten Definitionen 
von BAMBERGER/WRONA sowie DIERICKXS/COOL, welche ebenfalls, wenn auch nicht in demselben Aus-
maß wie Konkurrenzaktionen, die Abnutzung und Veralterung als Determinante der Nachhaltigkeit eines 
Wettbewerbsvorteils betrachten. 
458  Im Gegensatz zur Einzigartigkeit entzieht sich die Nutzenstiftung von Ressourcen dem Einfluss der Kon-
kurrenz. Der nutzenstiftende Charakter von Ressourcen wird von deren Abnutzungsbeständigkeit sowie 
von den Präferenzen der Konsumenten bestimmt. Insofern stellen Abnutzungs- und Veralterungserschei-
nungen in Abwesenheit von Konkurrenzaktionen die einzigen Einflussfaktoren der Nachhaltigkeit eines 
Wettbewerbsvorteils dar. 
459  Diese Begriffsbestimmung lehnt sich sehr eng an die Nachhaltigkeitsdefinition METZENTHINS an. Vgl. 
METZENTHIN (2002), S. 126. Allerdings wird der von METZENTHIN verwendete Begriff der Wertschaffung 
durch den Begriff der Nutzenstiftung ersetzt, weil die Einzigartigkeit einen Teil der Wertschaffung bildet. 
Zum Verhältnis von Wertschaffung und Einzigartigkeit von Ressourcen vgl. Kapitel 4.4.1.2. 
Ein Wettbewerbsvorteil wird dann als nachhaltig bezeichnet, wenn die Ressourcen, die 
den Wettbewerbsvorteil begründen, ihre Einzigartigkeit so lange bewahren, wie sie in 
der Lage sind, zur Erstellung eines Produkts beizutragen, das den Konsumenten einen 
Nutzen stiftet.  
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REED/DEFILLIPPI folgen der hier aufgestellten Nachhaltigkeitsdefinition im Hinblick auf den 
für die Sicherung der Nachhaltigkeit notwendigen Erhalt der Einzigartigkeit wertschaffender 
Ressourcen. Allerdings vertreten sie ein von der hier präsentierten Begriffsbestimmung ab-
weichendes zeitliches Verständnis der Nachhaltigkeit.  
REED/DEFILLIPPI sind der Ansicht, dass “sustainability is linked to the planning horizons of 
the firm“460. Demzufolge wäre ein Wettbewerbsvorteil als nachhaltig zu bezeichnen, wenn es 
dem Unternehmen im Besitz des Wettbewerbsvorteils gelänge, seine Position zumindest für 
die Dauer seines jeweiligen Planungszeitraums zu sichern. Da der Planungszeitraum aber the-
oretisch jene Zeitspanne unterschreiten könnte, in der die vorteilsrelevanten Ressourcen in der 
Lage sind, ihre Nutzenstiftung zu entfalten, und davon auszugehen ist, dass ein Unternehmen 
in der Regel dieses Potenzial auszuschöpfen sucht, wird in dieser Arbeit eine Nachhaltigkeits-
definition bevorzugt, die sich an der potenziellen Nutzenstiftung der Ressourcen orientiert.  
Die Definition der Nachhaltigkeitsdauer von REED/DEFILLIPPI impliziert weiterhin die Steuer-
barkeit der Dauer eines Wettbewerbsvorteils. REED/DEFILLIPPI vertreten die Auffassung, dass 
Unternehmen durch gezielte Investionen in Imitationsbarrieren einen Wettbewerbsvorteil auf-
rechterhalten könnten
461
. Tatsächlich entziehen sich jedoch jene Faktoren, die für den Bestand 
eines Wettbewerbsvorteils als ursächlich angesehen werden können, einer vollständigen Kon-
trolle durch das sie besitzende Unternehmen, wie sich im weiteren Verlauf dieser Analyse zei-
gen wird
462
. Daher erweist sich der zeitliche Aspekt der Nachhaltigkeit, wie REED/DEFILLIPPI 
ihn definieren, als inkompatibel mit den realen Gegebenheiten. Auch aus diesem Grund wird 
der Nachhaltigkeitsdefinition von REED/DEFILLIPPI hier nicht gefolgt. 
Die Auffassung von REED/DEFILLIPPI könnte allerdings dann Relevanz gewinnen, wenn eine 
von der hier präsentierten, konkurrenzorientierten Nachhaltigkeitsdefinition abweichende 
Begriffsbestimmung angelegt wird. Neben konkurrenzseitigen Aktionen existiert ein Sach-
verhalt, der gleichfalls zum Verfall eines Wettbewerbsvorteils beitragen kann, in den vorab 
angeführten Beiträgen jedoch überwiegend nicht als maßgeblicher Einflussfaktor der Nach-
haltigkeit eines Wettbewerbsvorteils betrachtet wird. Die Veralterung von Ressourcen als 
Folge des technischen Fortschritts wird lediglich von GRANT als wesentliche Determinante 
der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils angesehen, wogegen die übrigen, zuvor zitier-
ten Verfasser diesem Aspekt – im Vergleich zu Angriffen der Wettbewerber auf die Nachhal-
tigkeit eines Wettbewerbsvorteils – keine oder allenfalls eine untergeordnete Bedeutung bei-
messen
463
. Veraltete Ressourcen können, ebenso wie entsprechende Maßnahmen von Wett-
bewerbern, die Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils, der auf diesen Ressourcen beruht, 
vereiteln. Wenn diesem Aspekt in der einschlägigen Literatur keine größere Beachtung zuteil 
wird, so mag dies darin begründet sein, dass revolutionäre technologische Neuerungen kein 
                                                          
460  REED/DEFILLIPPI (1990), S. 98. 
461  Auf der Annahme einer steuerbaren Nachhaltigkeit basiert offensichtlich auch HOFFMANNS Argumentation. 
Vgl. HOFFMANN (2006), S. 255. HOFFMANN bezeichnet nachhaltige Wettbewerbsvorteile als „verteidigbare 
Wettbewerbsvorteile“ [HOFFMANN (2006), S. 255] und konstatiert weiterhin, dass die Verteidigung von 
Wettbewerbsvorteilen gezielte Handlungen des erfolgreichen Unternehmens zur Aufrechterhaltung seines 
Wettbewerbsvorteils bedinge. Damit impliziert der Verfasser ebenfalls die Lenkbarkeit der Dauer eines 
Wettbewerbsvorteils.  
462  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.  
463  Vgl. dazu die vorangegangenen Ausführungen in diesem Kapitel. 
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alltägliches Phänomen darstellen, während konkurrenzseitige Maßnahmen zur Kompensation 
eines Wettbewerbsvorteils eine ständige Bedrohung für ein Unternehmen beinhalten, das sich 
im Besitz eines Wettbewerbsvorteils befindet, und insofern ein größeres Gewicht aufweisen.  
Eine weitere, in der einschlägigen Literatur weitgehend nicht berücksichtigte Determinante 
der Nachhaltigkeit stellt die Abnutzung jener Ressourcen dar, die einen Wettbewerbsvorteil 
begründen
464
. Abnutzungserscheinungen sind typischerweise ein Merkmal materieller Res-
sourcen. Vor dem Hintergrund, dass Wettbewerbsvorteile insbesondere auf Basis immateriel-
ler Ressourcen geschaffen werden
465
, erscheint die Vernachlässigung der Abnutzung als Ein-
flussfaktor der Nachhaltigkeit von Wettbewerbsvorteilen verständlich. 
Sofern die Veralterung sowie die Abnutzung dennoch als Einflussfaktoren der Nachhaltigkeit 
eines Wettbewerbsvorteils in die Nachhaltigkeitsdefinition einbezogen werden sollen, ist zu 
beachten, dass Veralterungserscheinungen und Abnutzungsprozesse, anders als konkurrenz-
seitige Maßnahmen zur Vereitelung der Nachhaltigkeit, nicht auf die Beseitigung der Einzig-
artigkeit der betrachteten Ressourcen zielen. Vielmehr verlieren die betreffenden Ressourcen 
im Falle eines entsprechenden technologischen Fortschritts bzw. mit zunehmendem Alter ihre 
Eigenschaft der Nutzenstiftung. Ausgehend von diesem Sachverhalt wäre jene Zeitspanne zu 
ermitteln, während der die Ressourcen ihre nutzenstiftenden Charakter behalten müssten, um 
die Nachhaltigkeit eines auf ihnen beruhenden Wettbewerbsvorteils zu gewährleisten. Die 
Frage nach dem angemessenen Zeitraum der Nutzenstiftung lässt sich jedoch schwerlich in 
allgemeingültiger Weise beantworten, sondern ist einzelfallabhängig zu betrachten. An dieser 
Stelle könnte daher auf die Nachhaltigkeitsdefinition von REED/DEFILLIPPI zurückgegriffen 
werden. Als maßgeblich für die Zeitspanne der Nutzenstiftung mag demzufolge der Pla-
nungszeitraum angesehen werden, den das jeweils betrachtete Unternehmen festgelegt hat.  
In der vorliegenden Arbeit wird die hier entwickelte Nachhaltigkeitsdefinition in erster Linie 
zur Prüfung der strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten benötigt. Da 
es sich bei diesen Fähigkeiten nicht um technologische Ressourcen handelt, spielt der Aspekt 
der Veralterung bei der Beurteilung der Nachhaltigkeit eines auf organisationalen Bezie-
hungsfähigkeiten basierenden Wettbewerbsvorteils keine Rolle. Ebenso wenig unterliegen 
organisationale Beziehungsfähigkeiten in ihrer Eigenschaft als Wissensressourcen einer zeit-
lich bedingten Abnutzung. Insofern erweist sich die hier präsentierte konkurrenzbezogene 
Definition der Nachhaltigkeit von Wettbewerbsvorteilen als dem Untersuchungsgegenstand 
angemessen. 
 
4.4.2.2  Konkurrenzseitige Maßnahmen zur Vereitelung der Nachhaltigkeit  
eines Wettbewerbsvorteils 
Bei dem Versuch, den Wettbewerbsvorteil eines Unternehmens aufzuholen, stehen den Kon-
kurrenten verschiedene Möglichkeiten offen. Ausgehend von der Annahme des Resource-
Based View, dass ein Wettbewerbsvorteil das Ergebnis wertschaffender Ressourcen ist, bil-
den die Ressourcen des erfolgreichen Unternehmens das zentrale Objekt in dem Bemühen der 
Konkurrenz, den Wettbewerbsvorteil zu kompensieren. Jeder Versuch, den Wettbewerbsvor-
                                                          
464  Vgl. dazu die vorangegangenen Ausführungen in diesem Kapitel. 
465  Vgl. Kapitel 4.6.1. 
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teil eines Unternehmens aufzuholen, muss demnach an jenen Ressourcen des erfolgreichen 
Unternehmens ansetzen, die für den Wettbewerbsvorteil verantwortlich sind. Das zentrale 
Ziel jeglicher Kompensationsversuche ist die Aufhebung der Einzigartigkeit der vorteilsschaf-
fenden Ressourcen
466
. Mit der Imitation und der Substitution wurden in Kapitel 4.4.2.1 bereits 
zwei Optionen zur Vereitelung der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils genannt. Darü-
ber hinaus wird in diesem Kapitel auch die Akquisition als Möglichkeit der Kompensation ei-
nes Wettbewerbsvorteils untersucht. 
Akquisition 
In der wissenschaftlichen Literatur wird teils die Forderung erhoben, die vorteilsschaffenden 
Ressourcen müssten sich, um die Nachhaltigkeit des auf ihnen beruhenden Wettbewerbsvor-
teils zu schützen, Akquisitionsversuchen der Konkurrenz widersetzen
467
. Es wird argumen-
tiert, dass ein Konkurrent, der den Wettbewerbsvorteil eines Unternehmens aufholen möchte, 
zunächst versuchen könne, einen Zugriff auf die Ressourcen zu erlangen, die für den Wettbe-
werbsvorteil ursächlich sind. Dieser Zugriff solle es dem Konkurrenten ermöglichen, die Res-
sourcen in der gleichen Weise zu nutzen wie das erfolgreiche Unternehmen
468
. Dabei müsse 
es sich um eine exklusive Nutzung der Ressourcen handeln, denn falls weitere potenzielle 
Nutzer nicht von der Verwertung der Ressourcen ausgeschlossen wären, dann könne der aktu-
elle Nutzer mit Hilfe der Ressourcen keine Wettbewerbsvorteile erzielen, weil in diesem Fall 
mehrere Unternehmen über identische Ressourcen verfügen könnten und damit die zur Erlan-
gung von Wettbewerbsvorteilen nötige Einzigartigkeit der eingesetzten Ressourcen nicht 
mehr gegeben wäre
469
. Um in den Genuss der exklusiven Nutzung der betreffenden Ressour-
cen zu kommen, sei es nötig, die Nutzung durch andere Personen ausschließen zu können, 
mithin die alleinigen Verfügungsrechte
470
 über die Ressourcen zu erwerben. Dies könne auf 
legalem Weg einzig durch den käuflichen Erwerb der Ressourcen, d. h. durch deren Akquisiti-
on
471
,
 
geschehen.  
Die Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils erfordert gemäß der geschilderten Argumenta-
tion die Widerstandsfähigkeit der ihn begründenden Ressourcen gegen Versuche der Konkur-
renz, diese Ressourcen zu akquirieren. Die Akquisition wertschaffender Ressourcen durch 
Wettbewerber ist jedoch bereits per definitionem nicht möglich. Einer Akquisition durch 
Konkurrenten sind nur handelbare, d. h. mobile Ressourcen zugänglich. Diese Mobilität ist 
aber für wertschaffende Ressourcen durch die zweite Prämisse des ressourcenorientierten An-
satzes – die Bedingung der Immobilität wertschaffender Ressourcen472 – ausgeschlossen473.  
                                                          
466  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 122-123, sowie Kapitel 4.4.2.1. 
467  Vgl. FREILING (2001a), S. 98. 
468  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 132. 
469  Vgl. BARNEY (1991), S. 104. 
470  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 132. 
471  Vgl. FREILING (2001a), S. 104, PADBERG (2000), S. 83, BAMBERGER/WRONA (1996), S. 136, sowie GRANT 
(1991), S. 126. Von einer Schenkung der Ressourcen kann aufgrund der Unwahrscheinlichkeit oder zumin-
dest Seltenheit dieses Vorgangs im hier betrachteten Zusammenhang abgesehen werden. Mit der Akquisiti-
on ist in der Regel auch ein Transfer der Ressourcen von deren angestammtem Unternehmen in das Unter-
nehmen des Konkurrenten verbunden. Demzufolge sprechen BAMBERGER/WRONA im vorliegenden Kon-
text von der „Transferierbarkeit“ [BAMBERGER/WRONA (1996), S. 136] der Ressourcen.  
472  Vgl. Kapitel 4.3. 
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Die Immobilität von Ressourcen resultiert insbesondere aus deren Unternehmensspezifität
474
. 
Ressourcen werden als spezifisch bezeichnet, wenn sie ihre volle Leistungskraft nur in einem 
bestimmten Kontext entfalten
475
. Der Einsatz spezifischer Ressourcen außerhalb dieses Um-
feldes führt oftmals zu hohen Produktivitätsverlusten
476
. Unternehmensspezifische Ressour-
cen sind auf das Unternehmen zugeschnitten, das über sie verfügt
477
. Als Folge ihrer intensi-
ven Anpassung an dieses Unternehmen entfalten die Ressourcen innerhalb des Unternehmens 
einen höheren Wert als bei ihrer Verwendung außerhalb dieses Umfeldes. Ein Transfer der 
Ressourcen in ein anderes Unternehmen wäre mit einem erheblichen Wertverlust verbun-
den
478
. Ressourcen, die einem bestimmten Unternehmen zur Schaffung eines nachhaltigen 
Wettbewerbsvorteils verhelfen, sind folglich dann als unternehmensspezifisch zu betrachten, 
wenn sie das Vermögen, diesen Wettbewerbsvorteil zu generieren, nur innerhalb des bezeich-
neten Unternehmens entfalten. Die Unternehmensspezifität von Ressourcen führt aufgrund 
des Wertverlustes, der mit einem Transfer verbunden wäre, zur faktischen Immobilität der 
Ressourcen
479
 und stellt somit einen effektiven Schutz gegen Akquisitionsversuche konkurrie-
render Unternehmen dar
480
. Mit Bezug auf die zuvor dargelegten Aspekte wird die in der wis-
senschaftlichen Diskussion teilweise diskutierte Möglichkeit der Akquisition wertschaffender 
Ressourcen als konkurrenzseitige Maßnahme zur Vereitelung der Nachhaltigkeit eines Wett-
bewerbsvorteils in dieser Arbeit nicht weiterverfolgt.  
Imitation 
Einem Konkurrenten, der bestrebt ist, den Wettbewerbsvorteil eines Unternehmens aufzuho-
len, steht weiterhin die Möglichkeit offen, die Ressourcen, auf denen dieser Wettbewerbsvor-
teil beruht, zu imitieren. Eine solche Nachbildung umfasst die interne Entwicklung der betref-
                                                                                                                                                                                     
473  FREILING wendet ein, dass die Immobilität einzelner Ressourcen durch den Kauf von Unternehmensteilen 
oder ganzen Unternehmen umgangen werden könne. Vgl. FREILING (2001a), S. 105. Dem ist entgegenzu-
halten, dass die Immobilität von Ressourcen großenteils auf deren Unternehmensspezifität beruht. Vgl. zur 
Unternehmensspezifität die weiteren Ausführungen im vorliegenden Kapitel sowie die Erörterungen in Ka-
pitel 4.4.2.3.1.3. Wird ein Unternehmensteil aus dem Unternehmen herausgelöst, so verflüchtigen sich mit 
dieser Transaktion möglicherweise auch jene Bedingungen, die zur Entfaltung des Wertes der betrachteten 
Ressourcen beitragen, wie beispielsweise die Unternehmenskultur (zum Begriff der Unternehmenskultur 
vgl. Kapitel 5.5.2.5). Eine derartige Wertminderung kann ebenfalls eintreten, wenn komplette Unternehmen 
akquiriert und in einen Konzern eingefügt werden. Auch hier können abweichende, konzernweit geltende 
Normen zu einem Wertverlust der Ressourcen beitragen. Zudem ist die Option des Unternehmenskaufs o-
der der Akqusition einzelner Geschäftsbereiche nicht grundsätzlich gegeben.  
474  Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2008), S. 93. 
475  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 133. Zur verschiedenen Formen der Ressourcenspezifität vgl. WILLIAMSON 
(1985), S. 526. Eine bestimmte Form der Ressourcenspezifität stellen gemäß WILLIAMSON (1985), S. 526, 
auch die in Kapitel 5.4.6.3.2 dieser Arbeit erläuterten  kooperationsspezifischen Investitionen dar.  
476  Vgl. SIMANEK (1998), S. 33. 
477  Vgl. FREILING (2001a), S. 105. FREILING spricht in diesem Zusammenhang von der „Organisationsspezifi-
tät“ [FREILING (2001a), S. 105; Hervorhebung durch die Verfasserin] der Ressourcen. 
478  Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2003), S. 264, sowie RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 505. 
479  Vgl. PETERAF (1993), S. 184. 
480  RASCHE/WOLFRUM weisen darauf hin, dass diese Schutzwirkung unternehmensspezifischer Ressourcen je-
doch auch mit einem Nachteil einhergehe. Vgl. RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 505-506. Dieser Nachteil trä-
te auf, wenn mit dem Besitz der unternehmensspezifischen Ressourcen eine extreme Spezialisierung des 
Leistungsangebots des besitzenden Unternehmens verbunden sei. Die aus der Spezialisierung resultierende 
Abhängigkeit von den Konsumenten, die die Leistungen beziehen, könne bei den Konsumenten opportunis-
tisches Verhalten hervorrufen, welches sich beispielsweise in der Forderung nach Preissenkungen äußere. 
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fenden Ressourcen
481
. Wenn ein Wettbewerbsvorteil nachhaltig sein soll, dann darf für die 
Konkurrenten keine Möglichkeit bestehen, die Ressourcen, die den Wettbewerbsvorteil be-
gründen, zu kopieren
482
. Die Nachahmung von Ressourcen, die zu einem Wettbewerbsvorteil 
führen, seitens der Konkurrenz würde die Einzigartigkeit dieser Ressourcen beseitigen und 
damit den Wettbewerbsvorsprung des erfolgreichen Unternehmens kompensieren.  
Substitution 
Gelingt es einem Konkurrenten nicht, die Ressourcen, auf denen der Wettbewerbsvorteil eines 
Unternehmens basiert, zu imitieren, so hat er schließlich die Möglichkeit, diese Ressourcen 
durch andere Ressourcen zu substituieren
483
. Im Rahmen einer Substitution werden die origi-
nären durch ähnliche oder aber völlig verschiedenartige Ressourcen ersetzt, um den Wettbe-
werbsvorteil eines Unternehmens aufzuholen
484
.  
 
Ebenso wie die Imitation beeinträchtigt die Substitution von Ressourcen deren Einzigartig-
keit
485
. Zwar erfolgt bei der Substitution keine Nachbildung jener Ressourcen, die zu einem 
Wettbewerbsvorteil führen, jedoch wird durch den Austausch der originären Ressourcen ge-
gen äquivalente Ressourcen
486
 faktisch die gleiche Wirkung erzielt: Die Einzigartigkeit der 
originären Ressourcen wird beseitigt, wodurch die Ressourcen ihren wertschaffenden Charak-
ter verlieren
487
. Die originären Ressourcen sind nicht mehr einzigartig in dem Sinne, dass es 
keine alternativen Ressourcen gibt, mit denen der Wettbewerbsvorteil aufgeholt werden kann, 
den die ursprünglichen Ressourcen bewirken.  
 
Abb. 13 zeigt die Möglichkeiten, die einem Konkurrenten zwecks Vereitelung der Nachhal-
tigkeit eines Wettbewerbsvorteils zur Verfügung stehen, im Überblick. 
 
                                                          
481  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 138, BARNEY (1991), S. 107, GRANT (1991), S. 127, sowie auch 
PADBERG (2000), S. 84. 
482  Vgl. auch Kapitel 4.4.2.1. 
483  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 138, sowie DIERICKX/COOL (1989), S. 1509. 
484  Vgl. BARNEY (1991), S. 111. Vgl. dazu auch GRILL (2011), S. 61, MELLEWIGT (2003), S. 72, PADBERG 
(2000), S. 86-87, HENNEMANN (1998), S. 84, BAMBERGER/WRONA (1996), S. 139, sowie RASCHE/WOLF-
RUM (1994), S. 506, die der Auffassung BARNEYS folgen. Aus der Option, verschiedenartige Ressourcen zu 
benutzen, resultiert eine Eigenschaft, die die Substitution von der Imitation unterscheidet. Wenn ein Kon-
kurrent Ressourcen einsetzt, die von den originären Ressourcen stark abweichen, dann besteht für ihn die 
Möglichkeit, den betrachteten Wettbewerbsvorteil nicht nur zu kompensieren, sondern das im Wettbewerb 
führende Unternehmen sogar zu überholen und einen eigenen Wettbewerbsvorteil zu begründen. Eine der-
artige Überkompensierung wird durch einen rapiden technologischen Wandel begünstigt. Vgl. RASCHE/ 
WOLFRUM (1994), S. 506. Die an Stelle der originären Ressourcen eingesetzten Ressourcen werden als 
Substitute bezeichnet. Vgl. BARNEY (1991), S. 112. 
485  Vgl. Kapitel 4.4.2.1. 
486  Vgl. BARNEY (1991), S. 111. 
487  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1509. 
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Abb. 13: Konkurrenzseitige Maßnahmen zur Vereitelung der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils
488
 
 
 
4.4.2.3 Isolationselemente zum Schutz der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils 
4.4.2.3.1 Kausale Ambiguität als Imitations- und Substitutionsschutz 
4.4.2.3.1.1 Gegenstand kausaler Ambiguität 
Den Konkurrenten eines Unternehmens, das sich im Besitz eines Wettbewerbsvorteils befin-
det, stehen verschiedene Möglichkeiten offen, um die Nachhaltigkeit dieses Wettbewerbsvor-
teils anzugreifen. Ausgehend von der Annahme des Resource-Based View, dass ein Wettbe-
werbsvorteil das Ergebnis wertschaffender Ressourcen ist, bilden die Ressourcen des erfolg-
reichen Unternehmens das zentrale Objekt in dem Bemühen, den Wettbewerbsvorteil zu kom-
pensieren
489
. Jeder Versuch, den Wettbewerbsvorteil eines Unternehmens einzuholen, muss 
folglich bei der Identifizierung der Ursache dieses Wettbewerbsvorteils, d. h. den nutzenstif-
tenden und einzigartigen Ressourcen des erfolgreichen Unternehmens, ansetzen
490
. Eine sol-
che Ursachenanalyse erfordert allerdings, dass der Gegenstand des Wettbewerbsvorteils, den 
das erfolgreiche Unternehmen hält, bekannt ist. Erst wenn es den Wettbewerbern gelungen ist, 
die Ursache-Wirkungs-Kette lückenlos aufzustellen, d. h. sowohl den Wettbewerbsvorteil 
selbst als auch die Quelle dieses Wettbewerbsvorteils ausfindig zu machen, können Maßnah-
men zur Kompensation des Wettbewerbsvorteils eingeleitet werden.  
Die Analyse der Struktur eines Wettbewerbsvorteils erstreckt sich im Einzelnen auf drei Ebe-
nen: 
1. Zunächst ist es notwendig, aus der Angebotspalette des erfolgreichen Unternehmens jene 
Produkte zu selektieren, die Ausdruck des Wettbewerbsvorteils dieses Unternehmens 
                                                          
488  Quelle: eigene Darstellung. 
489  Vgl. Kapitel 4.4.2.1. 
490  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 137. 
Konkurrenzseitige Maßnahmen zur Vereitelung der 
Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils 
Imitation 
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wertschaffenden 
Ressourcen: Aufbau 
identischer Ressourcen 
Substitution 
Ersatz der originären, 
wertschaffenden 
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sind, d. h. die Produkte, die den Kunden einen besonderen Nutzen stiften
491
. Die  hetero-
gene Nachfragestruktur eines Marktes wird allerdings eine solche Identifikation erschwe-
ren
492
.  
2. Gelingt dennoch die Selektion der Produkte mit besonderer Nutzenstiftung, so ist im 
zweiten Schritt zu klären, welche Ressourcen zur Herstellung dieser Produkte eingesetzt 
werden. Da in der Regel nicht eine einzige Ressource zur Anfertigung eines Endprodukts 
benutzt wird, müssen Ressourcenbündel identifiziert werden
493
. Da es sich hierbei um un-
ternehmensinterne und noch dazu wertschaffende Faktoren handelt, wird sich die Identifi-
zierung dieser Ressourcenbündel durch außenstehende Personen nicht einfach gestal-
ten
494
. 
3. Konnte ein Konkurrent das für den Wettbewerbsvorteil eines Unternehmens verantwortli-
che Ressourcenbündel trotz der aufgeführten Hindernisse ausfindig machen, so ist im 
letzten Schritt die Struktur dieses Ressourcenbündels, d. h. die Art der Beziehungen zwi-
schen den Ressourcen
495
, zu entschlüsseln
496
.    
 
Ist es einem Konkurrenten gelungen, den ersten Schritt der beschriebenen Analyse erfolgreich 
zu absolvieren, mithin das Produkt zu identifizieren, welches für den Erfolg des betrachteten 
Unternehmens verantwortlich ist, so steht in den nächsten beiden Schritten die Entschlüsse-
lung des Ressourcenbündels an, das zur Herstellung dieses Produkts eingesetzt wird. Eine sol-
che Bestimmung des erfolgskritischen Ressourcenbündels setzt voraus, dass die für den Wett-
bewerbsvorteil verantwortlichen Ressourcen identifizierbar sind, dass also eine eindeutige 
Beziehung zwischen einem Wettbewerbsvorteil und jenen Ressourcen besteht, auf die sich 
der Wettbewerbsvorteil gründet. Kann die Quelle eines Wettbewerbsvorteils nicht zweifels-
frei identifiziert werden, so liegt  kausale Ambiguität vor
497
. Imitationen und Substitutionen 
                                                          
491  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 131, sowie die Ausführungen zur Wertschaffung von Ressourcen in Kapitel 
4.4.1.1. 
492  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 131. 
493  Vgl. FREILING (2001b), S. 112. Vgl. dazu insbesondere auch die Ausführungen zur Komplexität in Kapitel 
4.4.2.3.1.2. 
494  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 131.  
495  Vgl. FREILING (2001b), S. 114. 
496  Vgl. RIVKIN (2001), S. 278. 
497  In einer allgemeinen Definition beschreiben HEIMERIKS/SCHIJVEN/GATES (2012), S. 703, kausale Ambigui-
tät als den Umstand, dass die kausale Beziehung zwischen einer Handlung und dem mit dieser Handlung 
erzielten Resultat schwer zu ergründen ist. BAMBERGER/WRONA bezeichnen die kausale Ambiguität als 
„unvollkommene Information“ [BAMBERGER/ WRONA (1996), S. 137] oder benutzen in diesem Kontext 
den Begriff „Transparenz“ [BAMBERGER/WRONA (1996), S. 137]. Auch GRANT verwendet im vorliegenden 
Zusammenhang den Terminus „Transparency“ [GRANT (1991), S. 125]. FREILING bedient sich dagegen des 
konträren und treffenderen Begriffs „Intransparenz“ [FREILING (2001a), S. 127]. Interessanterweise impli-
ziert ein auf kausaler Ambiguität beruhender nachhaltiger Wettbewerbsvorteil den Umstand, dass selbst das 
Unternehmen, welches sich im Besitz der wertschaffenden Ressourcen befindet, den Zusammenhang zwi-
schen diesen Ressourcen und dem auf ihnen beruhenden Wettbewerbsvorteil nicht kennt. Vgl. BARNEY 
(1991), S. 109. Könnte das Unternehmen, das die Ressourcen besitzt, die Ursache des Wettbewerbsvorteils 
entschlüsseln, so wäre es  auch für Konkurrenten möglich, die Grundlage des Wettbewerbsvorteils aufzu-
decken, und die Nachhaltigkeit des Wettbewerbsvorteils wäre nicht mehr gewährleistet. Vgl. BARNEY 
(1991), S. 109. Beispielsweise könnten konkurrierende Unternehmen in diesem Fall, um die Ursache des 
Wettbewerbsvorteils zu enthüllen, Mitarbeiter des erfolgreichen Unternehmens abwerben, die über die 
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der für einen Wettbewerbsvorteil ursächlichen Ressourcen können durch eine solche Mehr-
deutigkeit verhindert werden
498
, da die Ursachen des Wettbewerbsvorteils und damit die Ob-
jekte der Imitations- oder Substitutionsbestrebungen im Dunkeln bleiben
499
. 
Bei der kausalen Ambiguität handelt es sich um kein originäres Isolationselement
500
. Viel-
mehr kann diese Form der Intransparenz über die Beziehungsstruktur zwischen einem Wett-
bewerbsvorteil und den ihn begründenden Ressourcen auf verschiedene Faktoren zurückge-
führt werden, welche die Entstehung und den Bestand kausaler Ambiguität begünstigen. Dazu 
gehören insbesondere die Komplexität
501
 sowie die Unternehmensspezifität
502
 von Ressour-
cen. 
4.4.2.3.1.2 Komplexität als Ursache kausaler Ambiguität 
Die kausale Ambiguität wird in der ressourcenorientierten Diskussion insbesondere auf die 
Interdependenz von Ressourcen zurückgeführt
503
. In der überwiegenden Zahl einschlägiger 
Beiträge wird dieser Sachverhalt als Komplexität oder soziale Komplexität bezeichnet
504
. 
                                                                                                                                                                                     
Struktur des Wettbewerbsvorteils informiert sind. Denkbar wäre auch die Durchführung einer systemati-
schen Studie zur Ergründung des Unternehmenserfolgs. BARNEY räumt ein, dass die Annahme, ein Unter-
nehmen kenne die Ursache seines Wettbewerbsvorteils nicht, auf den ersten Blick unwahrscheinlich wirke. 
Vgl. BARNEY (1991), S. 109. Die Komplexität der Ressourcen eines Unternehmens sowie der häufig impli-
zite Charakter der Ressourcen erhöhten jedoch die Plausibilität dieser These. Zum Begriff der Komplexität 
vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.2, zum Phänomen des impliziten Wissens vgl. Kapitel 4.6.2. 
498  In Bezug auf Imitationsbemühungen der Konkurrenz stellen auch LIPPMAN/RUMELT fest, dass „Ambiguity 
as to what factors are responsible for superior […] performance acts as a powerful block on […] imitation“ 
[LIPPMAN/RUMELT (1982), S. 420]. 
499  Vgl. PETERAF (1993), S. 182-183. COLLIS sieht dagegen in der kausalen Ambiguität kein Instrument zum 
Schutz der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils, weil die kausale Ambiguität die Veranlagung aufwei-
se, sich selbst zu zerstören. Vgl. COLLIS (1994), S. 147. Diese selbstzerstörerische Eigenschaft sei in dem 
Umstand begründet, dass die mit der kausalen Ambiguität bezeichnete Intransparenz nicht nur Konkurren-
ten träfe, sondern der Zusammenhang zwischen einem Wettbewerbsvorteil und den ihn generierenden Res-
sourcen auch dem Unternehmen, welches sich im Besitz des Wettbewerbsvorteils befände, verborgen blie-
be [vgl. BARNEY (1991), S. 109]. In Kapitel 4.4.2.1 wurde ein Wettbewerbsvorteil als nachhaltig bezeich-
net, wenn die Einzigartigkeit der ihn begründenden Ressourcen erhalten bleibt, solange die Ressourcen in 
der Lage sind, den Konsumenten einen Nutzen zu stiften. Unter diesem Aspekt kann die isolierende Wir-
kung der kausalen Ambiguität nicht generell in Frage gestellt werden. Der Schutzeffekt der kausalen Ambi-
guität kann durchaus die Dauer der Nutzenstiftung der Ressourcen abdecken. COLLIS ist aber insofern zuzu-
stimmen, als diese Wirkung nicht kontrollierbar und damit ein Verfall der kausalen Ambiguität nicht auf-
zuhalten ist. Folglich ist davon auszugehen, dass kausale Ambiguität nicht in jedem Fall die Nachhaltigkeit 
eines Wettbewerbsvorteils garantiert. Vielmehr birgt die kausale Mehrdeutigkeit das Potenzial zur Siche-
rung der Nachhaltigkeit. Ob dieses Potenzial realisiert wird, liegt allerdings nicht im Einflussbereich des 
Unternehmens, das den betrachteten Wettbewerbsvorteil besitzt. In diesem Sinne sind auch die hier aufge-
führten Erläuterungen zur kausalen Ambiguität zu verstehen. 
500  Vgl. FREILING (2001a), S. 131. 
501  Auf die imitationshemmende Wirkung der Komplexität weisen KOGUT/ZANDER (1993), S. 633, unmittelbar 
hin. 
502  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.3. 
503  Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2003), S. 263, MCEVILY/CHAKRAVARTHY (2002), S. 289, METZENTHIN (2002), 
S. 131, MÜSER (2000), S. 69, sowie BAMBERGER/WRONA (1996), S. 138.  
504  Daneben finden sich alternative Bezeichungen, wie „Interdependenz“ [WELGE/AL-LAHAM (2003), S. 263], 
„Bündelungsspezifität“ [METZENTHIN (2002), S. 133], „embeddedness“ [METZENTHIN (2002), S. 133], 
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Wenngleich weitestgehende Einigkeit darüber zu herrschen scheint, dass Komplexität aus der 
wechselseitigen Abhängigkeit einer Menge von Ressourcen resultiert, so bleibt doch die prä-
zise Struktur dieser Interdependenzbeziehungen unklar. 
Tab. 3 gibt einen Überblick über die in der ressourcenorientierten Literatur zu findenden Auf-
fassungen der Komplexität von Ressourcen und verwandten Begriffen. 
 
Verfasser Bezeichnung  Gegenstand oder Einflussfaktoren 
DIERICKX/COOL (1989) interconnectedness Interdependenz von Ressourcen 
REED/DEFILLIPPI (1990) complexity  Anzahl der Ressourcen 
 Beziehungen der Ressourcen 
BARNEY (1991) social complexity keine explizite Definition 
Beispiele: 
 Unternehmenskultur, 
 Beziehungen zwischen Managern 
und   
 Reputation eines Unternehmens 
GRANT (1991) complexity Interdependenz zahlreicher verschie-
dener Ressourcen 
RASCHE/WOLFRUM (1994) Interdependenz, inter-
connectedness, social 
complexity 
 Interaktion von Ressourcen 
 Zusammenwirken materieller und 
immaterieller Ressourcen 
BAMBERGER/WRONA (1996) social complexity, Kom-
plexität, Verbundenheit 
 hohe Anzahl von Ressourcen 
 Verbundenheit der Ressourcen 
HENNEMANN (1998) social complexity Interdependenz von Ressourcen 
NOLTE/BERGMANN (1998) 
Komplexität,  
soziale Komplexität 
Komplexität als Vielschichtigkeit und 
Vernetztheit von Ressourcen; soziale 
Komplexität als Teilmenge der Kom-
plexität 
SIMONIN (1999) complexity  Anzahl der Ressourcen 
 Interdependenz der Ressourcen 
MÜSER (2000) soziale Komplexität  Zusammwirken materieller und 
immaterieller Faktoren 
 Ausmaß und Struktur der Interde-
pendenzen 
 
 
 
                                                                                                                                                                                     
„Verbundenheit“ [FREILING (2001b), S. 112], und „Interconnectedness“ [DIERICKXS/COOL (1989), S. 
1508].  
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Verfasser Bezeichnung Gegenstand oder Einflussfaktoren 
PADBERG (2000) Interdependenz,  
social complexity 
 Verknüpfung von Ressourcen 
 Zusammenwirken materieller und 
immaterieller Ressourcen 
 komplementäre Interaktion von 
Ressourcen 
FREILING (2001b) Verbundenheit  
(umfasst sowohl inter-
connectedness als auch 
soziale Komplexität)  
 Netzwerke aus Inputgütern 
 komplementäre Beziehungen 
MCEVILY/CHAKRAVARTHY (2002) complexity  hohe Anzahl von Ressourcen 
 Beziehungen der Ressourcen 
METZENTHIN (2002) Bündelungsspezifität, 
embeddedness 
Interdependenz von Ressourcen 
MELLEWIGT (2003) soziale Komplexität, 
Interdependenz 
 mangelnde Steuerbarkeit von Res-
sourcen oder 
 komplexes Ressourcengeflecht 
WELGE/AL-LAHAM (2003)
 505
 Interdependenz Interaktion von Ressourcen 
 
Tab. 3: Komplexität und verwandte Begriffe
506
 
Als Interconnectedness bezeichnen DIERICKX/COOL den Umstand, dass die Akkumulation ei-
nes bestimmten Ressourcenbestands „may depend not just on the level of that stock, but also 
on the level of other stocks“507. 
REED/DEFILLIPPI führen complexity auf „having a large number of interdependent skills and 
assets”508 zurück. Als ursächlich sehen die beiden Verfasser „the interrelationship between 
skills, and between skills and assets“509 an.  
Auf die häufig zu beobachtende social complexity von Ressourcen verweist BARNEY
510
. Statt 
einer Definition des verwendeten Begriffs liefert BARNEY drei Beispiele für soziale Kom-
plexität. Dazu gehören die Kultur eines Unternehmens
511
, die Beziehungen zwischen den Ma-
nagern eines Unternehmens sowie die Reputation eines Unternehmens bei dessen Zulieferern 
und Kunden. 
                                                          
505  In der folgenden Auflage des Buches von WELGE/AL-LAHAM aus dem Jahre 2008 wird der Begriff Interde-
pendenz nicht mehr explizit benutzt. Stattdessen wird darauf verwiesen, dass der Wert einer strategischen 
Ressource von der Art der Kombination dieser Ressource mit den übrigen Ressourcen des betrachteten Un-
ternehmens bestimmt werde. Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2008), S. 95. 
506  Quelle: eigene Darstellung. 
507  DIERICKX/COOL (1989), S. 1508, Hervorhebung im Original. 
508  REED/DEFILLIPPI (1990), S. 89. 
509  REED/DEFILLIPPI (1990), S. 91. 
510  Vgl. BARNEY (1991), S. 110. 
511  Vgl. dazu auch BARNEY (1986a). In dem genannten Beitrag definiert BARNEY die Kultur eines Unterneh-
mens als „a complex set of values, beliefs, assumptions, and symbols“ [BARNEY (1986a), S. 657]. Aller-
dings verzichtet BARNEY wiederum darauf, das Attribut complex näher zu erläutern. Zum Begriff der Kul-
tur vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
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GRANT beschreibt complexity als „cooperation of many different resources“512 und stellt da-
mit, ebenso wie DIERICKX/COOL und REED/DEFILLIPPI, auf die Interdependenz von Ressour-
cen ab. 
RASCHE/WOLFRUM setzen die Interdependenz von Ressourcen mit deren interconnectedness 
oder social complexity gleich
513
. Die Verfasser bezeichnen Ressourcen in folgendem Fall als 
interdependent: „Einzelne Komponenten der unternehmensspezifischen Ressourcenbasis in-
teragieren miteinander und können somit kaum isoliert voneinander analysiert werden“514. 
Eine derartige Interaktion sei insbesondere dann zu beobachten, wenn „materielle und imma-
terielle Faktoren dergestalt zusammenwirken, daß aus deren Interaktion ein komplexes Er-
folgspotenzial resultiert“515. 
BAMBERGER/WRONA sprechen von social complexity, die zur unvollkommen Transparenz der 
Ursache eines Wettbewerbsvorteils führt, im Falle von „vielen, unter Umständen verbundenen 
Ressourcen“516, auf denen der Wettbewerbsvorteil beruht. 
SIMONIN stellt fest, dass complexity von „the number of interdependent technologies, rou-
tines, individuals, and resources linked to a particular knowledge or asset“517 abhängig sei.  
HENNEMANN bezieht sich mit ihrer Auslegung der sozialen Komplexität auf BARNEYS Aussa-
gen zur social complexity
518
. Allerdings präsentiert BARNEY, wie bereits erläutert, keine expli-
zite Definition dieses Begriffs, sodass in der Folge auch HENNEMANNS Auffassung der social 
complexity undeutlich bleibt. Lediglich mit dem Hinweis auf die Interdependenz sozial kom-
plexer Ressourcen liefert HENNEMANN eine knappe Erläuterung ihres Verständnisses sozialer 
Komplexität. 
NOLTE/BERGMANN lehnen sich mit ihrer Definition der Komplexität eng an die Ausführungen 
von REED/DEFILLIPPI an. Gemäß NOLTE/BERGMANN bezeichnet Komplexität „die Vielschich-
tigkeit und Vernetztheit von Ressourcen bzw. Ressourcenbündel“519. Soziale Komplexität be-
trachten NOLTE/BERGMANN als „Teilmenge von Komplexität […], wobei die Gesamtmenge 
„Komplexität“ nicht beschrieben werden kann.“520. 
MÜSER liefert keine explizite Definition der sozialen Komplexität, konstatiert aber, dass kom-
plexe soziale Beziehungen zwischen materiellen und immateriellen Faktoren einen Imitations-
schutz bewirkten
521. Dabei werde der Imitationsschutz durch das „Ausmaß und die Struktur 
der Interdependenzen zwischen Ressourcen beeinflußt“522. 
                                                          
512  GRANT (1991), S. 123. 
513  Vgl. RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 504. 
514  RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 504. 
515  RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 504. Die Definition von RASCHE/WOLFRUM ist im vorliegenden Kontext al-
lerdings wenig hilfreich, denn die Feststellung, dass Ressourcen dann als sozial komplex zu bewerten seien, 
wenn aus ihrer Interaktion ein komplexes Erfolgspotenzial resultiere, erweist sich als zirkulär und damit als 
nicht aussagekräftig. 
516  BAMBERGER/WRONA (1996), S. 137. 
517  SIMONIN (1999), S. 600. 
518  Vgl. HENNEMANN (1998), S. 82-83, sowie BARNEY (1991), S. 110. 
519  NOLTE/BERGMANN (1998), S. 19. 
520  NOLTE/BERGMANN (1998), S. 19; Hervorhebung im Original. 
521  Vgl. MÜSER (2000), S. 69. 
522  MÜSER (2000), S. 69. 
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PADBERGS Definition der Interdependenz oder social complexity von Ressourcen zeigt große 
Parallelen zu der Begriffsauffassung von RASCHE/WOLFRUM
523
. So beschreibt PADBERG die 
Interdependenz von Ressourcen folgendermaßen: „Einzelne Elemente der Ressourcenausstat-
tung eines Unternehmens können dabei so eng miteinander verknüpft sein, daß sie getrennt 
voneinander nicht sinnvoll analysiert und ihre strategischen Potentiale folglich kaum abge-
schätzt werden können“524. Dies sei insbesondere dann der Fall, „wenn materielle und imma-
terielle Komponenten der Faktorausstattung dergestalt zusammenwirken, daß aus ihrer kom-
plementären Interaktion ein kombiniertes, komplexes Ressourcenbündel entsteht, das die Ba-
sis für einen nachhaltigen Wettbewerbsvorteil bildet“525. 
In dem Konzept von FREILING, welches Verbunde aus Inputgütern und Ressourcen themati-
siert
526, „stehen […] „Netzwerke“ aus Inputgütern im Vordergrund, die sowohl vorübergehen-
den als auch dauerhaften Bestand haben können, wobei im letztgenannten Fall Modifikatio-
nen im Zeitablauf stattfinden“527. Darüber hinaus unterstreicht FREILING die für die Kombina-
tion von Inputgütern notwendige Komplementarität dieser Güter
528
. 
Eine hohe Anzahl verschiedener Ressourcen und ihrer Beziehungen zueinander – „a greater 
number of components, and relationships among them“529 – sehen MCEVILY/CHAKRAVARTHY 
als ursächlich für die Entwicklung von Komplexität an. 
Als Bündelungsspezifität oder embeddedness bezeichnet METZENTHIN den Umstand, „dass ei-
ne Ressource ihre volle Leistungskraft nur in einem spezifischen Umfeld mit anderen Res-
sourcen entfaltet“530. Damit stellt sich METZENTHIN in die Reihe jener Verfasser, die die In-
terdependenz von Ressourcen als ursächlich für die Entstehung kausaler Ambiguität betrach-
ten.  
MELLEWIGT erläutert, dass im Falle sozialer Komplexität
 „die mangelnde Steuerbarkeit der 
Ressource durch das Management oder ein komplexes Ressourcengeflecht“531 eine Imitation 
verhinderten
532
. Der Verfasser führt ergänzend an, dass neben der sozialen Komplexität ein-
zelner Ressourcen auch die Interdependenz von Ressourcen einen Schutz gegenüber Nachbil-
dungen darstellen könne
533
.   
                                                          
523  Vgl. PADBERG (2000), S. 85, sowie RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 504. 
524  PADBERG (2000), S. 85. 
525  PADBERG (2000), S. 85. Ebenso wie die Begriffsbestimmung von RASCHE/WOLFRUM besitzt auch PAD-
BERGS Definition einen zirkulären Charakter: Der Verfasser konstatiert, dass aus der Interaktion sozial 
komplexer Ressourcen ein komplexes Ressourcenbündel entstehe. 
526  Vgl. FREILING (2001b), S. 112. 
527  FREILING (2001b), S. 113; Hervorhebung im Original. 
528  Vgl. FREILING (2001b), S. 113. 
529  MCEVILY/CHAKRAVARTHY (2002), S. 291.  
530  METZENTHIN (2002), S. 133. Vgl. dazu auch die Ausführungen zur Unternehmensspezifität von Ressourcen 
in Kapitel 4.4.2.3.1.3. 
531  MELLWIGT (2003), S. 71. 
532  Vgl. MELLEWIGT (2003), S. 71. 
533  MELLEWIGTS Aussagen zur sozialen Komplexität lassen drei Fragen unbeantwortet: 1. Worauf beruht die 
angeführte mangelnde Steuerbarkeit von Ressourcen? 2. Was versteht der Verfasser unter einem kom-
plexen Ressourcengeflecht? 3. Worin besteht der Unterschied zwischen der sozialen Komplexität und der 
Interdependenz von Ressourcen? Zudem liefert MELLEWIGT mit der Feststellung, dass im Falle sozialer 
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WELGE/AL-LAHAM diagnostizieren Interdependenz, „wenn Ressourcen dergestalt zusammen-
wirken, dass nur aus ihrer Interaktion ein Wettbewerbsvorteil entsteht“534.  
Wie der vorangegangene Literaturüberblick verdeutlicht, steht die Interdependenz von Res-
sourcen in den meisten Beiträgen zum Thema Komplexität im Vordergrund, wenn es darum 
geht, die Einflussfaktoren komplexer Ressourcen zu erläutern. Damit spielen die Abhängig-
keitsbeziehungen von Ressourcen offenbar eine tragende Rolle bei der Begründung von Kom-
plexität. Während jedoch einige der dargestellten Konzepte auch die Anzahl der interagieren-
den Ressourcen als relevant für die Begründung kausaler Ambiguität ansehen
535
, begnügen 
sich alternative Auffassungen mit der Forderung der bloßen Existenz interdependenter Res-
sourcen
536
. Weiterhin äußern sich lediglich FREILING und PADBERG zu der Art der bestehen-
den Verbindungen, indem sie von komplementären Beziehungen ausgehen. Insofern bleiben 
die Fragen nach der Bedeutung von Zahl und Beziehungsform der betrachteten Ressourcen 
bei der Begründung von Komplexität unbeantwortet. 
Die Komplexität von Ressourcen stellt eine zentrale Komponente der Erklärung nachhaltiger 
Wettbewerbsvorteile durch den Resource-Based View dar. Die Argumentation des Resource-
Based View wird weiterhin in der vorliegenden Arbeit benutzt, um die strategische Relevanz 
organisationaler Beziehungsfähigkeiten zu prüfen. Für diese Analyse wird eine eindeutige De-
finition des Begriffs Komplexität benötigt. Unter den genannten Aspekten erscheint es not-
wendig, eine aussagefähige Begriffsbestimmung des Terminus‘ Komplexität zu entwickeln. 
Bei der Ableitung dieser Definition sind folgende Fragen zu beantworten: 
1. Welcher Art sind die Beziehungen zwischen interdependenten Ressourcen, die zur Aus-
bildung von Komplexität führen?  
2. Spielt die Anzahl der interdependenten Ressourcen eine Rolle bei der Entwicklung von 
Komplexität?  
3. Falls die zweite Frage bejaht wird: Wie viele interdependete Ressourcen sind nötig, um 
Komplexität zu schaffen? 
Ausgangspunkt der Überlegungen zu einer Definition der Komplexität ist die Tatsache, dass 
die interdependenten Ressourcen im Verständnis des Resource-Based View einerseits einen 
Wettbewerbsvorteil begründen und andererseits diesen Wettbewerbsvorteil vor Imitationen 
und Substitutionen schützen sollen, indem sie aus der Sicht von Konkurrenten kausale Ambi-
guität generieren.  
Der Umstand, dass die interdependenten Ressourcen zur Generierung eines Wettbewerbsvor-
teils beitragen, korrespondiert mit der Frage nach der Art der Beziehungen, die zwischen Res-
sourcen herrschen müssen, damit diese in der Lage sind, dem sie besitzenden Unternehmen zu 
einem kompetitiven Vorteil zu verhelfen.  
                                                                                                                                                                                     
Komplexität ein komplexes Ressourcenbündel eine Nachahmung verhindere, keine aussagekräftige Erklä-
rung zum Phänomen der sozialen Komplexität. 
534  WELGE/AL-LAHAM (2003), S. 263.  
535  Vgl. SIMONIN (1999), BAMBERGER/WRONA (1996), S. 137, GRANT (1991), S. 123, sowie REED/DEFILLIPPI 
(1990). 
536  Vgl. PADBERG (2000), S. 85, sowie DIERICKX/COOL (1989), S. 1508. 
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Beziehungen zwischen Ressourcen können zwei Formen annehmen. Erstens besteht die Mög-
lichkeit, dass Ressourcen eine Beziehung zueinander aufweisen, in der sie sich gegenseitig in 
ihrer Wirkung abschwächen, eine sog. „suppressing relationship“537. Dabei wird die Wirkung 
einer Ressource durch eine andere Ressource reduziert
538
. Einen Extremfall der suppressing 
relationships stellen kompensierende Beziehungen dar. Derartige „compensatory relation-
ships“539 sind dadurch gekennzeichnet, dass die Wirkung einer Ressource durch eine andere 
Ressource des betrachteten Bündels ausgeglichen wird
540
. Kompensierende Beziehungen kön-
nen symmetrisch oder asymmetrisch gestaltet sein
541
. Zweitens können sich Ressourcen in ei-
ner Beziehung gegenseitig verstärken. Derartige Beziehungen werden als „enhancing rela-
tionships“542 oder „complementary relationships“543 bezeichnet544. Im Falle der Bündelung 
komplementärer Ressourcen, entfalten diese Ressourcen, die auch „cospecialized assets“545 
genannt werden, eine höhere Wirkung als bei ihrem isolierten Einsatz
546
. Derartige Beziehun-
gen sind nach Ansicht von BLACK/BOAL nicht zwangsläufig durch einen bilateralen Charakter 
gekennzeichnet, sondern können ebenso ein einseitiges Abhängigkeitsverhältnis umfassen
547
. 
Zur Schaffung von Wettbewerbsvorteilen erweisen sich insbesondere jene Ressourcen als ge-
eignet, die sich wechselseitig in ihrer Wirkung verstärken, d. h. einen komplementären Cha-
rakter aufweisen
548
, weil derartige Komplementärressourcen ein hohes Potenzial zur Realisie-
rung von Synergieeffekten
549
 aufweisen
550
.  
                                                          
537  BLACK/BOAL (1994), S. 139. 
538  Vgl. BLACK/BOAL (1994), S. 139. 
539  BLACK/BOAL (1994), S. 138. 
540  SIMANEK bezeichnet diesen Sachverhalt als „rigidity“ [SIMANEK (1998), S. 32]. Die Verfasserin führt als 
Beispiel für eine solche Ressourcenbeziehung eine extrem konservative Unternehmenskultur an, die dem 
Erwerb neuen Wissens im Wege steht. 
541  Vgl. BLACK/BOAL (1994), S. 138. 
542  BLACK/BOAL (1994), S. 139. 
543  AMIT/SCHOEMAKER (1993), S. 39. 
544  BÜRKI nennt in diesem Kontext das Beispiel eines Unternehmens, dessen Aktivitäten in der Forschung und 
Entwicklung durch die Marketingabteilung unterstützt werden. Die Informationen aus dem Marketingbe-
reich, z. B. über die Präferenzen von Kunden, liefern der Forschung und Entwicklung wertvolle Hinweise 
zur Gestaltung marktnaher Produkte.Vgl. BÜRKI (1996), S. 138. 
545  PETERAF (1993), S. 183.  
546  PETERAF bezeichnet cospecialized assets als Ressouren, „which must be used in conjunction with one an-
other or which have higher economic value when employed together“ [PETERAF (1993), S. 183-184]. Diese 
Formulierung wird hier nicht übernommen, denn der Umstand, dass Ressourcen gemeinsam genutzt wer-
den müssen, lässt darauf schließen, dass ihre isolierte Anwendung zu einer geringeren Wirkung führen wür-
de. Dies entspricht aber genau dem zweiten Teil der von PETERAF vorgenommenen Fallunterscheidung, so-
dass sich eine solche Differenzierung erübrigt. 
547  Vgl. BLACK/BOAL (1994), S. 139. Ein solcher Fall könnte auch in dem zuvor aufgeführten Beispiel von 
BÜRKI vorliegen. Vgl. Fn. 544. Während die Marketingabteilung die Arbeit der Forschung und Entwick-
lung effektiv unterstützen kann, ist nicht zwangsläufig von der umgekehrten Konstellation auszugehen. 
548  Vgl. AMIT/SHOEMAKER (1993), S. 39. 
549  Der Begriff Synergie bezeichnet den Umstand, „daß das Ergebnis des Zusammenwirkens einzelner Teile 
die Summe der Einzelergebnisse dieser Teile übersteigt“ [OSSADNIK (1995), S. 5]. Zu Synergieeffekten, die 
aus der Kombination komplementärer Ressourcen resultieren, vgl. CORSTEN/REIß/BECKER (1999), S. 114. 
550  Vgl. FREILING (2001a), S. 108 und S. 136. Ein typisches Beispiel für derart wettbewerbsrelevante Ressour-
cen sind die Kompetenzen, die in den hier betrachteten virtuellen Unternehmen gebündelt werden. Vgl. Ka-
pitel 2.2. 
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Die erste Frage nach der Art der Beziehungen zwischen komplexitätsbegründenden, interde-
pendenten Ressourcen, ist somit beantwortet. Interdependete Ressourcen, die zur Schaffung 
eines Wettbewerbsvorteils beitragen, zeigen eine komplementäre Beziehungsstruktur. Damit 
wird die Auffassung FREILINGS und PADBERGS unterstützt, die für die betrachteten interdepen-
denten Ressourcen komplementäre Beziehungen fordern
551
. 
Der Schutz eines Wettbewerbsvorteils, der auf interdependenten Ressourcen beruht, wird da-
durch gewährleistet, dass Wettbewerber nicht in der Lage sind zu erkennen, welche Ressour-
cen und welchen Beziehungen zwischen diesen Ressourcen für den Wettbewerbsvorteil ur-
sächlich sind. 
Die Frage nach der Art der Beziehungen wurde mit dem Hinweis auf die Komplementarität 
der Beziehungen bereits zum Teil geklärt. Somit bleibt zu untersuchen, welche weiteren 
Merkmale der komplementären Ressourcen die Entschlüsselung der interdependeten Ressour-
cen durch Konkurrenten verhindern. Die weiter oben vorgestellten Definitionen liefern hierzu 
zwei explizite Ansatzpunkte. Erstens wird die jeweilige Anzahl der Ressourcen und ihrer Be-
ziehungen zueinander für die kausale Ambiguität verantwortlich gemacht
552
. Zweitens wird 
auf die Art der interagierenden Ressourcen fokussiert
553
. Einen weiteren, impliziten Hinweis 
auf die Ursache der erschwerten Identifikation interagierender Ressourcen liefert FREILING 
mit seiner Aussage, dauerhafte Verbünde seien im Zeitablauf durch Modifikationen gekenn-
zeichnet
554
. 
Zur Bewertung der gelieferten Anhaltspunkte scheint es geboten, eine wissenschaftliche Dis-
ziplin zu Rate ziehen, die sich intensiv mit der dargelegten Problematik auseinandersetzt und 
demzufolge bei der Beantwortung der aufgeworfenen Fragen eine Hilfestellung geben kann. 
Bei den hier behandelten Ressourcen handelt es sich um interdependente Ressourcen und da-
mit um ein Ressourcensystem. Unter diesem Aspekt liegt es nahe, zur Bewertung der vorge-
stellten Aussagen ein wissenschaftliches Gebiet zu betreten, das sich mit dem Verhalten von 
Systemen auseinandersetzt und demzufolge zur Präzisierung des hier relevanten Komplexi-
tätsbegriffs
555
 beitragen kann, nämlich die Systemtheorie. Die Systemtheorie soll im vorlie-
genden Zusammenhang die Frage beantworten, unter welchen Bedingungen ein System von 
Ressourcen sich einer Identifikation durch Konkurrenten entzieht und damit insbesondere ei-
nen Hinweis auf die zur Komplexitätsbegründung nötige Anzahl interdependenter Ressourcen 
liefern.  
Aus der systemtheoretischen Perspektive wird ein System dann als komplex bezeichnet, wenn 
seine Elemente über eine Fülle unterschiedlicher Handlungsweisen verfügen
556
 und das Sys-
tem demzufolge innerhalb eines gegebenen Zeitraums eine Vielzahl verschiedener Zustände 
                                                          
551  Vgl. FREILING (2001b), S. 113, sowie PADBERG (2000), S. 85. 
552  Vgl. MCEVILIY/CHAKRAVARTHY (2002), S. 291, NOLTE/BERGMANN (1998), S. 19, SIMONIN (1999), S. 
600, BAMBERGER/WRONA (1996), S. 137, GRANT (1991), S. 123, sowie REED/DEFILLIPPI (1990), S. 91. 
553  Vgl. PADBERG (2000), S. 85, sowie RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 504.  
554  Vgl. FREILING (2001b), S. 113. 
555  Im vorliegenden Kontext ist die Komplexität von Systemen von Interesse. Neben Systemen können auch 
Problemstellungen einen komplexen Charakter aufweisen. Vgl. KNYPHAUSEN-AUFSEß (1995), S. 329. 
Komplexität in letzterem Kontext bezeichnet die „unsolvability of models“ [SCHOEMAKER (1990), S. 
1188].  
556  Vgl. MILDENBERGER (1998), S. 80. 
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annehmen kann
557
. Dabei ist der konkrete Zustand des komplexen Systems in einem definier-
ten Zeitraum nicht prognostizierbar
558
. Mit diesem Mangel an Prognostizierbarkeit wird, ne-
ben der bereits erwähnten Komplementarität, ein weiteres Merkmal der Elemente eines kom-
plexen Systems genannt, welches deren spezifische Art ausmacht. 
Übertragen auf den hier untersuchten Sachverhalt kann festgehalten werden, dass interdepen-
dente Ressourcen dann als komplex zu betrachten sind, wenn 
 die betrachteten Ressourcen eine Vielzahl verschiedener Verhaltensweisen generieren 
können, wobei 
 diese Verhaltensweisen nicht prognostizierbar sind. 
Die fehlende Identifizierbarkeit eines Ressourcenbündels ist demnach nicht notwendigerweise 
an eine große Anzahl von Ressourcen gebunden. Vielmehr resultiert diese Intransparenz aus 
der hohen Zahl verschiedener Verhaltensweisen, die die Ressourcen zeigen und die die viel-
zähligen unterschiedlichen Zustände des Ressourcensystems ermöglichen. So ist es denkbar, 
dass System A eine höhere Anzahl von Ressourcen aufweist als System B, wobei System A 
jedoch eine geringere Zahl verschiedener Zustände generieren kann, weil die zu System A ge-
hörenden Ressourcen ein kleineres Potenzial zur Ausbildung unterschiedlicher Verhaltens-
weisen besitzen als die System B angehörenden Ressourcen. Dementsprechend stellen auch 
REED/DEFILLIPPI fest, dass bereits drei interdependente Ressourcen kausale Ambiguität – als 
Folge ihrer Komplexität – erzeugen könnten, ohne dass die Ressourcen ihr Potenzial unter-
schiedlicher Verhaltensweisen ausschöpfen müssten
559
. Es ist also weniger die Struktur eines 
Systems, das zu seiner Intransparenz beiträgt, als vielmehr die diesem System inhärente Dy-
namik. Dieser Umstand korrespondiert mit der von FREILING konstatierten, zeitabhängigen 
Modifikation der Ressourcenverbünde.  
Damit ist auch die zweite, eingangs aufgeworfene Frage geklärt. Allerdings resultiert aus den 
dargestellten Zusammenhängen nun eine neue Fragestellung. Während die mangelnde Pro-
gnostizierbarkeit der Verhaltensweisen komplexer Ressourcen keiner weiteren Erklärung be-
darf, besteht noch immer Klärungsbedarf hinsichtlich der Frage, welchen Umfang die Menge 
der zu generierenden Verhaltensweisen aufweisen muss, damit das betreffende System als 
komplex eingestuft werden kann. Die Feststellung, dass ein komplexes System eine Vielzahl 
von verschiedenen Verhaltensweisen und damit unterschiedlichen Zuständen ausbilden kön-
                                                          
557  Vgl. MILDENBERGER (1998), S. 80, sowie MALIK (1992), S. 186.  
558  Vgl. SCHOEMAKER (1990), S. 1188. Da es eine Prognostizierbarkeit im Sinne einer absolut sicheren Vor-
hersage nicht gibt, wird hier davon ausgegangen, dass SCHOEMAKER auf eine Prognose mit hoher Eintritts-
wahrscheinlichkeit des prognostizierten Sachverhalts zielt. In diesem Sinne wird Prognostizierbarkeit auch 
im Folgenden verstanden. Die im Falle der Komplexität fehlende Prognostizierbarkeit resultiert insbeson-
dere aus dem Umstand, dass das Systemverhalten keine linearen Kausalitäten aufweist. Vgl. BÜRKI (1996), 
S. 116. Die lineare Kausalität bezeichnet einen einfachen Ursache-Wirkungs-Zusammenhang der Form „A 
beeinflusst B“. Im Gegensatz dazu steht die zirkuläre Kausalität, die durch Rückkopplungseffekte gekenn-
zeichnet ist. Im Fall einer zirkulären Kausalität gilt nicht nur die Aussage „A beeinflusst B“, sondern 
gleichfalls die Feststellung „B beeinflusst A“. Zu den vorangegangenen Erläuterungen vgl. MASAK (2007), 
S. 311, sowie GESSLER (2010), S. 274-275. Während im Falle linearer Kausalität eine eindeutige Aussage 
hinsichtlich der Folgen eines bestimmten Verhaltens von A getroffen werden kann, ist eine solche Vorher-
sage bei zirkulärer Kausalität nicht grundsätzlich möglich. 
559  Vgl. REED/DEFILLIPPI (1990), S. 93. 
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ne, weist ohne eine ergänzende Erklärung noch keine hohe Aussagekraft auf, denn der Aus-
druck Vielzahl eröffnet einen breiten Interpretationsspielraum.  
SANCHEZ stellt an die Elemente eines komplexen Systems die Forderung, eine unbegrenzte 
Anzahl verschiedener Verhaltensweisen zu generieren
560
. Ein solches Ausmaß unterschiedli-
cher Verhaltensweisen ist für die Erzeugung kausaler Ambiguität jedoch offensichtlich nicht 
nötig. So bezeichnet EIGEN ein System dann als komplex, wenn „die Zahl der Alternativen so 
groß ist, daß sie nicht einzeln durchgemustert werden können“561 und liefert damit einen ent-
scheidenden Hinweis auf den Umfang der Menge verschiedener Verhaltensweisen, der zur 
Komplexitätsentwicklung des betrachteten Systems führt. Nach EIGENS Aussage weist ein 
komplexes System eine solch hohe Anzahl verschiedener Zustände auf, dass diese nicht mehr 
identifiziert werden können. Die Identifikation eines Sachverhalts ist aber die Aufgabe von 
Menschen und Menschen sind hinsichtlich ihres Vermögens, bestimmte Sachverhalte zu iden-
tifizieren, unterschiedlich veranlagt. Komplexität stellt in diesem Sinne keine absolute Größe 
dar, sondern ist von dem Identifikationsvermögen des jeweiligen Betrachters abhängig
562
. Die 
Frage, ob ein Ressourcensystem eine unüberschaubare Vielzahl verschiedener Verhaltenswei-
sen ausbilden kann und sich damit als komplex darstellt, unterliegt also der subjektiven Wahr-
nehmung des jeweiligen Betrachters
563
. Aus diesem Grund wird hier lediglich festgehalten, 
dass die Voraussetzung eines komplexen Ressourcensystems in der Ausbildung verschiedener 
Verhaltensweisen besteht
564
. 
Im vorliegenden Fall kommt die Aufgabe, Beziehungen zwischen Ressourcen zu identifizie-
ren, den Konkurrenten eines Unternehmens zu, das einen Wettbewerbsvorteil besitzt. In die-
sem Kontext ist ein Ressourcensystem dann als komplex zu bezeichnen, wenn die Zahl seiner 
möglichen Verhaltensweisen so groß ist, dass es Konkurrenten nicht gelingt, diese zu identifi-
zieren. Ein Ressourcenbündel kann unter diesem Aspekt dann als komplex bezeichnet wer-
den, wenn es dermaßen viele verschiedene Zustände generieren kann, dass es dem Konkur-
renten mit der am stärksten ausgeprägten Identifikationsfähigkeit nicht möglich ist, die zwi-
schen den Ressourcen herrschenden Beziehungen zu identifizieren. 
Neben der Wahrnehmungsfähigkeit der Konkurrenten sind zwei weitere Faktoren zu beach-
ten, die die konkurrenzseitigen Versuche, Ressourcenbündel zu identifizieren, determinieren. 
Beeinflusst werden die Entschlüsselungsversuche der Konkurrenten zum einen durch die feh-
lende Möglichkeit, die Verhaltensweisen der zu dem Bündel gehörenden Ressourcen vorher-
zusagen. Zum anderen entscheidet auch das Ausmaß, in dem die Konkurrenten Einblicke in 
die unternehmensinternen Abläufe des relevanten Unternehmens erlangen können, über den 
                                                          
560  Vgl. SANCHEZ (1997), S. 940. 
561  EIGEN (1983), S. 42, zitiert nach BELLMANN/MILDENBERGER (1996), S. 126. 
562  Auch KNYPHAUSEN-AUFSEß weist darauf hin, „daß Komplexität ein Beobachterphänomen ist“ [KNYPHAU-
SEN-AUFSEß (1995), S. 327]. 
563  Ein ähnliches, relatives Komplexitätsverständnis vertreten BELLMANN/MILDENBERGER, die in der Komple-
xität ein Resultat der begrenzten menschlichen Kognitionsfähigkeit sehen. Vgl. BELLMANN/ MILDENBER-
GER (1996), S. 126. Vgl. dazu auch die Ausführungen zum Lernen, insbesondere zum Einfluss der kogniti-
ven Strukturen auf die Wahrnehmung, in Kapitel 3.3. 
564 Vgl. dazu auch WOLF (2013), S. 425, welcher mit dem Begriff der Komplexität ebenfalls ein System verbin-
det, das durch die Variation der Beziehungen zwischen den interagierenden Elementen gekennzeichnet ist. 
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Erfolg der Identifikationsversuche. Eine fehlende Prognostizierbarkeit des Verhaltens der 
Ressourcen ist insbesondere dadurch gegeben, dass die Verhaltensweisen der Elemente eines 
komplexen Systems keinen linearen Kausalitäten unterliegen. Der in dieser Form begründete 
Mangel an Prognostizierbarkeit liegt also in der Natur der betrachteten Ressourcen und trifft 
aus diesem Grund sämtliche Wettbewerber gleichermaßen. Dagegen können hinsichtlich der 
Möglichkeit, Einsicht in die Unternehmensinterna zu nehmen, Unterschiede zwischen den 
Konkurrenten bestehen. Beispielsweise könnte eine Kooperation, die einer der Konkurrenten 
mit dem erfolgreichen Unternehmen unterhält, die Einsichtnahme in innerbetriebliche Ange-
legenheiten erleichtern. Die Möglichkeit, einen Einblick in die internen Unternehmensabläufe 
zu erlangen, erhöht offenbar das Vermögen von Konkurrenten, Ressourcenbeziehungen zu 
identifizieren. Insofern stellt die Option der Einsichtnahme in Unternehmensinterna keine ei-
genständige Determinante der Komplexität dar, sondern ist der Wahrnehmungsfähigkeit des 
jeweiligen Beobachters zuzuordnen. 
Ob ein Ressourcenbündel als komplex eingestuft werden kann, hängt unter den vorgenannten 
Aspekten von folgenden Determinanten ab:  
 
 dem komplementären Charakter der Ressourcen565, 
 dem Potenzial des Ressourcensystems, verschiedene Verhaltensweisen zu generieren566,  
 der Wahrnehmungsfähigkeit der Konkurrenten und 
 dem Ausmaß der Prognostizierbarkeit der künftigen Verhaltensweisen.  
Die Komplementarität von Ressourcen stellt die Bedingung für das Vermögen der Ressourcen 
dar, einen Wettbewerbsvorteil zu generieren, während die übrigen Faktoren die Nachhaltig-
keit dieses Wettbewerbsvorteils durch die Förderung kausaler Ambiguität bestimmen. Dabei 
wird die Entstehung von Komplexität und der daraus resultierenden kausalen Ambiguität 
durch ein zunehmendes Potenzial verschiedener Verhaltensweisen sowie eine abnehmende 
Prognostizierbarkeit dieser Verhaltensweisen gefördert. Hingegen sinkt die Tendenz zur Be-
gründung von Komplexität, wenn die Wahrnehmungsfähigkeit der Konkurrenten sich erwei-
tert. 
Komplexität in diesem allgemeingültigen Sinne stellt also einen relativen Begriff dar
567
. Ob 
hinsichtlich einer besimmten Ressourcenkonstellation Komplexität vorliegt, kann nur fallwei-
se, in Abhängigkeit von den konkreten Ausprägungen der oben angeführten Determinanten, 
entschieden werden.  
Die zuvor erläuterten Beziehunen führen zu der folgenden Definition komplexer Ressourcen: 
 
 
                                                          
565  Vgl. FREILING (2001b), S. 113, sowie PADBERG (2000), S. 85. 
566  Dieser Sachverhalt wird von FREILING in impliziter Form angesprochen, wenn er auf die Modifikationen 
hinweist, die Verbünde von Ressourcen im Zeitablauf aufweisen. Vgl. FREILING (2001b), S. 13. 
567  Diese Ansicht vertritt auch WILLKE, wenn er feststellt, „dass es keine Komplexität an sich gibt, sondern nur 
in Bezug auf ein bestimmtes Problem, welches für ein bestimmtes System in einer bestimmten Situation 
Entscheidungen erfordert“ [WILLKE (2006), S. 23]. 
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Wenngleich die Komplexität einen relativen Charakter aufweist, so lässt sich das Vorliegen 
von Komplexität jedoch in einem Fall zweifelsfrei feststellen, nämlich dann, wenn eine spezi-
fische Ressourcenart in den Mittelpunkt der Betrachtungen rückt. Die Eigenschaften komple-
xer Systeme – die Generierung einer nicht identifizierbaren Zahl verschiedener Verhaltens-
weisen sowie die mangelnde Prognostizierbarkeit des Systemverhaltens – lenken den Blick 
unmittelbar auf die Ressource Mensch. Das Vermögen materieller Ressourcen, verschiedenar-
tige und von zirkulärer Kausalität gekennzeichnete Verhaltensweisen zu generieren, lässt sich 
nicht allgemeingültig beurteilen. Dagegen verfügen interagierende Menschen über ein nahezu 
unbegrenztes Potenzial zur Entwicklung diverser Verhaltensweisen
568
. Infolgedessen kann ein 
System, das durch die Beteiligung von Menschen gekennzeichnet ist, eine schier unendliche 
Menge unterschiedlicher Zustände ausbilden. Weiterhin lässt sich nicht vorhersagen, in wel-
cher Weise sich die Beziehungen zwischen Menschen entwickeln werden, denn menschliches 
Verhalten ist durch nicht vorhersehbare Rückkopplungseffekte gekennzeichnet und führt da-
mit zur Unberechenbarkeit eines Systems, an dem Menschen partizipieren
569
. Die Generie-
rung einer unbegrenzten Zahl unterschiedlicher Zustände sowie die Tatsache, dass sich das 
Systemverhalten nicht prognostizieren lässt, begründen die Komplexität von Systemen, zu 
deren Elementen Menschen zählen. Die Identifikationfähigkeit der Konkurrenten ist in diesem 
Fall unerheblich, da die extreme Ausprägung der übrigen Determinanten – die Entwicklung 
verschiedener Verhaltensweisen sowie deren fehlende Prognostizierbarkeit – in jedem Fall 
zur Komplexität des betrachteten Systems führen
570
. Um den Aspekt der menschlichen Betei-
ligung hervorzuheben, werden komplexe Systeme, die durch die Partizipation von Menschen 
gekennzeichnet sind, im Folgenden als sozial komplex bezeichnet
571
. 
 
                                                          
568  Dieser Sachverhalt entspricht der an früherer Stelle dieses Kapitels aufgeführten Annahme von SANCHEZ, 
dass die Elemente eines komplexen Systems eine unendliche Anzahl verschiedener Verhaltensweisen ent-
wickeln können. 
569  Die Unberechenbarkeit eines Systems mit menschlicher Beteiligung kann mit Hilfe der bereits im Rahmen 
der Lerntheorien erörterten kognitiven Strukturen von Individuen erklärt werden. Vgl. dazu die Ausführun-
gen zu den kognitiven Lerntheorien in Kapitel 3.3. Kognitive Strukturen in ihrer Eigenschaft als Schemata 
determinieren die Wahrnehmung von Individuen [vgl. FISKE/TAYLOR (1984), S. 139] und steuern damit 
letztlich deren Verhalten [vgl. SEILER (1973), S. 10]. Wird weiterhin berücksichtigt, dass „there are count-
less schemas, each one referring to others“ [MARKUS/ZAJONC 1985), S. 164], so folgt daraus unmittelbar 
die Unberechenbarkeit des menschlichen Verhaltens und damit eines Systems, an dem Menschen partizi-
pieren.  
570  Vgl. auch MÜSER (2000), S. 69, welcher darauf hinweist, dass ein Imitationsschutz durch kausale Ambigui-
tät im Falle sozialer Phänomene regelmäßig gegeben sei. 
571  Die Wahl dieser Bezeichnung folgt dem Vorschlag BÜRKIS. Vgl. BÜRKI (1996), S. 119.  
Komplementäre Ressourcen, auf denen ein Wettbewerbsvorteil beruht, werden als 
komplex bezeichnet, wenn sie eine dermaßen hohe Zahl verschiedener und nicht vor-
hersehbarer Verhaltensweisen generieren können, dass sämtliche Konkurrenten des Un-
ternehmens, welches sich im Besitz des Wettbewerbsvorteils befindet, nicht in der Lage 
sind, die zwischen den Ressourcen herrschenden Beziehungen zu identifizieren. 
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Unter Berücksichtigung der vorangegangenen Ausführungen wird die soziale Komplexität 
von Ressourcen in dieser Arbeit wie folgt definiert: 
 
 
 
 
 
 
Die Definition sozialer Komplexität folgt im Kern der von RASCHE/WOLFRUM aufgestellten 
Begriffsbestimmung, nach der Komplexität insbesondere aus dem Zusammenwirken materiel-
ler und immaterieller Ressourcen resultiert
572
. 
4.4.2.3.1.3 Unternehmensspezifität als Ursache kausaler Ambiguität 
Eine weitere mögliche Ursache kausaler Ambiguität ist neben der sozialen Komplexität von 
Ressourcen in deren bereits erwähntem unternehmensspezifischen Charakter zu sehen
573
. Un-
ternehmensspezifische Ressourcen, auf denen ein Wettbewerbsvorteil beruht, entfalten ihren 
wertschaffenden Charakter ausschließlich innerhalb ihres angestammten Unternehmens
574
. Im 
Rahmen des Resource-Based View werden Unternehmen als Bündel von Ressourcen betrach-
tet
575
. Insofern sind unternehmensspezifische Ressourcen ein Teil des Ressourcenbündels 
„Unternehmen“.  Wenn unternehmensspezifische Ressourcen ihren vollen Wert nur innerhalb 
dieses Ressourcenbündels entfalten, dann müssen sie mit den anderen Ressourcen dieses Bün-
dels interagieren
576
 und zwar in dem Sinne, dass sie von den übrigen Ressourcen in ihrer Wir-
kung unterstützt werden. Mithin besteht zwischen unternehmensspezifischen Ressourcen und 
den übrigen Ressourcen des betrachteten Unternehmens eine komplementäre Beziehung
577
. 
Unter Berücksichtigung des Umstands, dass an einem Unternehmen regelmäßig interagieren-
de Menschen partizipieren, kann gefolgert werden, dass es sich bei der Unternehmensspezifi-
tät von Ressourcen um eine spezifische Ausprägung der bereits behandelten Komplexität von 
Ressourcen handelt
578
: Unternehmensspezifische Ressourcen sind sozial komplexe Ressour-
cen
579
. Damit sind unternehmensspezifische Ressourcen also nicht nur wegen ihrer faktischen 
Immobilität gegen Akquisitionen der Konkurrenz gefeit. Die Unternehmensspezifität von 
                                                          
572  Vgl. RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 504. 
573  Vgl. REED/DEFILLIPPI (1990), S. 89. Zur Unternehmensspezifität von Ressourcen vgl. auch die Erläuterun-
gen zur Akquisition wertschaffender Ressourcen in Kapitel 4.4.2.2. 
574  Vgl. MCEVILY/CHAKRAVARTHY (2002), S. 292, sowie für den Spezifall unternehmensspezifischer Fähig-
keiten auch CAMPBELL/COFF/KRYSCYNSKI (2012), S. 378. Zur Unternehmensspezifität der Ressource Wis-
sen vgl. auch den Beitrag von MÜLLER-STEWENS/OSTERLOH (1996).  
575  Vgl. Kapitel 4.1. 
576  Andernfalls wäre das Umfeld, genauer: das Bündel, für die Wertentfaltung der spezifischen Ressourcen oh-
ne Belang. 
577  Zu komplementären Ressourcen vgl. auch Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
578  Zu einer ähnlichen Einschätzung gelangen auch METZENTHIN (2002), S. 133, sowie CHI (1994), S. 276. Zur 
Komplexität von Ressourcen vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
579  Zum Begriff der sozialen Komplexität vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
Komplementäre Ressourcen, auf denen ein Wettbewerbsvorteil beruht, werden als sozial 
komplex bezeichnet, wenn an dem Ressourcensystem interagierende Menschen beteiligt 
sind. 
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Ressourcen stellt zudem aufgrund der aus ihr resultierenden kausalen Ambiguität einen effek-
tiven Schutz gegen Imitationen und Substitutionen seitens rivalisierender Unternehmen dar
580
. 
 
4.4.2.3.2 Pfadabhängigkeit als Imitationsschutz 
Die Fähigkeit von Konkurrenten, Ressourcen eines erfolgreichen Unternehmens zu imitieren, 
wird auch von historischen Aspekten determiniert. Die Situation eines Unternehmens ist stets 
das Resultat der historischen Entwicklung dieses Unternehmens
581
. Ein einmal eingeschlage-
ner Entwicklungspfad bestimmt die künftige Route des Unternehmens
582
. Dieser Sachverhalt 
wird mit dem Begriff der Pfadabhängigkeit erfasst
583
. 
Ein Wettbewerber, der die Ressourcen eines erfolgreichen Unternehmens exakt nachbilden 
möchte, müsste denselben historischen Entwicklungspfad beschreiten wie das Unternehmen, 
das sich im Besitz des Wettbewerbsvorteils befindet
584
. Die historische Entwicklung eines 
Unternehmens, in deren Verlauf es seine Ressourcenausstattung erwarb, weist jedoch einen 
einzigartigen Charakter auf
585
 und ist deshalb nicht wiederholbar
586
. Die Pfadabhängigkeit der 
Ressourcenakkumulation stellt insofern einen Imitationsschutz für das Unternehmen dar, das 
über den Wettbewerbsvorteil verfügt
587
. 
 
4.4.2.3.3 Zeitnachteile in der Entwicklung von Ressourcen als Imitationsschutz 
Eine weitere Barriere für Konkurrenten, die einen Wettbewerbsvorteil durch Imitation der für 
den Wettbewerbsvorteil ursächlichen Ressourcen aufholen möchten, stellen die mit derartigen 
Maßnahmen verbundenen Zeitnachteile des Wettbewerbers dar.  
Während das Unternehmen, das den Wettbewerbsvorteil besitzt, bereits einen gewissen Res-
sourcenbestand akkumuliert hat, befindet sich der Konkurrent hinsichtlich der Entwicklung 
seiner Ressourcen noch im Anfangsstadium. Darüber hinaus schreitet das erfolgreiche Unter-
nehmen, während der Konkurrent seinen Ressourcenbestand aufbaut, in der Akkumulation 
der betreffenden Ressourcen weiter voran
588
. Zwei Faktoren erschweren die Versuche des 
Konkurrenten, diese Zeitnachteile aufzuholen. Erfahrungsvorsprünge, die das erfolgreiche 
Unternehmen hinsichtlich der Ressourcenakkumulation besitzt, wirken sich in Form von Mul-
tiplikatoreffekten positiv auf den weiteren Verlauf seiner Akkumulation aus
589
. Neues Wissen 
                                                          
580  Vgl. MCEVILY/CHAKRAVARTHY (2002), S. 292. 
581  Vgl. FREILING (2001a), S. 147. 
582  Vgl. QUÉLIN (1997), S. 147. 
583  Zur Pfadabhängigkeit vgl. ausführlich Kapitel 6.3.2.1. 
584  Vgl. RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 504. 
585  MELLEWIGT bezeichnet demzufolge die historische Entwicklung eines Unternehmens als „[i]diosynkrati-
sche Unternehmensgeschichte“ [MELLEWIGT (2003), S. 68]. 
586  Vgl. PADBERG (2000), S. 84. 
587  Vgl. LEI/HITT/BETTIS (1996), S. 565.  
588  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 135. 
589  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 135, sowie FREILING (2001a), S. 133. Zu den auch als asset mass efficiencies 
bezeichneten Effekten vgl. Kapitel 6.3.2.1.2. 
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kann leichter und damit auch schneller erworben werden. Gerade durch diese Beschleunigung 
des Akkumulationsprozesses behindern Multiplikatoreffekte aber die Imitation der Ressour-
cen durch Konkurrenten. Der durch den Entwicklungsrückstand des Konkurrenten entstehen-
de Zeitdruck führt außerdem zu zeitbedingten Ineffizienzen in der Ressourcenakkumulati-
on
590
. Hintergrund dieser auch als time compression diseconomics bezeichneten Ineffizien-
zen
591
 ist der Umstand, dass ein Konkurrent, der seinen zeitlichen Rückstand aufzuholen ver-
sucht, für gewöhnlich zusätzliche Kosten in Kauf nehmen muss, um sein Ziel zu erreichen
592
. 
Diese Zusatzkosten resultieren beispielsweise aus der Tatsache, dass sich unter Zeitdruck stra-
tegische Fehlentscheidungen häufen
593
. 
Abb. 14 fasst jene Merkmale von Ressourcen zusammen, die die Nachhaltigkeit eines auf ih-
nen beruhenden Wettbewerbsvorteils schützen. 
 
Abb. 14: Schutz der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils – Ressourcenmerkmale594 
 
4.4.3  Fähigkeit zur Aneignung der aus nachhaltigen Wettbewerbsvorteilen  
resultierenden Gewinne 
Ob es einem Unternehmen gelingt, aus den von ihm geschaffenen Wettbewerbsvorteilen fi-
nanzielle Rückflüsse zu erzielen, wird von zwei Faktoren bestimmt
595
. Erstens müssen die 
Wettbewerbsvorteile einen nachhaltigen Charakter aufweisen, damit überhaupt derartige 
                                                          
590  Vgl. MELLEWIGT (2003), S. 68. 
591  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1507. 
592  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 136. 
593  Vgl. FREILING (2001a), S. 133. 
594  Quelle: eigene Darstellung. 
595  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 135, sowie GRANT (1991), S. 123. 
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Rückflüsse generiert werden. Zweitens muss das Unternehmen in der Lage sein, sich diese fi-
nanziellen Rückflüsse in Form überdurchschnittlicher Gewinne
596
 auch anzueignen
597
.  
Die Bedingungen der Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils wurden bereits in den voran-
gegangenen Kapiteln diskutiert
598
. Die Fähigkeit eines Unternehmens, sich die aus einem 
nachhaltigen Wettbewerbsvorteil resultierenden finanziellen Rückflüsse anzueignen, hängt 
davon ab, ob das Unternehmen an diesen Renten exklusive Verfügungsrechte besitzt. Im Falle 
materieller Ressourcen können derartige Rechte in der Regel problemlos geltend gemacht 
werden, wenn die Ressourcen von dem Unternehmen käuflich erworben wurden, bevor die 
Ressourcen zur Schaffung des nachhaltigen Wettbewerbsvorteils eingesetzt wurden. 
Schwieriger gestaltet sich der Fall, wenn an der Generierung von Renten Humanressourcen 
beteiligt sind
599
. Im Falle von Renten etwa, die durch den Einsatz von Kernkompetenzen er-
zielt werden, lässt sich häufig nicht klar abgrenzen, welchen Beitrag die Fähigkeiten der be-
treffenden Mitarbeiter zur Erlangung der überdurchschnittlichen Gewinne geleistet haben. In 
der Folge ergibt sich die Notwendigkeit von Verhandlungen zwischen dem Unternehmen und 
dem jeweiligen Mitarbeiter über die Verfügungsrechte an den betrachteten Renten. Insbeson-
dere besteht hierbei die Gefahr, dass der Mitarbeiter, der sich im Besitz des erfolgskritischen 
Wissens befindet, das Unternehmen verlässt und damit dem Unternehmen eine wesentliche 
Komponente des betrachteten Wettbewerbsvorteils entzieht. Jedoch kann ein Unternehmen 
versuchen, durch entsprechende Maßnahmen ein Commitment zu erzeugen, das die Mitarbei-
ter darin bestärkt, in der Organisation zu bleiben
600
.  
Eine Bindung von Mitarbeitern an eine Organisation resultiert aus einem Anreiz-Beitrags-
Gleichgewicht
601
. Ein solches Gleichgewicht liegt im Einzelfall dann vor, wenn ein Mitarbei-
ter der Überzeugung ist, dass die Anforderungen, die er im Rahmen seines Beschäftigungs-
verhältnisses zu erfüllen hat, und der Nutzen, den er aus seiner Beschäftigung zieht, ein an-
gemessenes Verhältnis zueinander aufweisen
602
. Das auf einem ausgeglichenen Anreiz-
Beitrags-Verhältnis basierende Commitment kann drei Formen annehmen. Beim effektiven 
Commitment wird die Bindung der Mitarbeiter durch emotionale Aspekte, wie Freude, Stolz 
oder Dankbarkeit, erzeugt. Die Mitarbeiter identifizieren sich mit der Organisation, für die sie 
tätig sind, und fühlen sich demzufolge an die Organisation gebunden. Das normative Com-
mitment wird wirksam, wenn sich die Mitarbeiter der Organisation verpflichtet fühlen. Dies 
ist beispielsweise dann der Fall, wenn das Beschäftigungsverhältnis auf verwandtschaftlichen 
Beziehungen beruht. Im Gegensatz zu den zuvor erläuterten, emotional geprägten Formen des 
Commitments, steht das kalkulative Commitment. Diese Art der Bindung beruht auf einem 
rationalen Kalkül der Mitarbeiter, in dessen Zuge die Vor- und Nachteile einer Beschäftigung 
bei der betrachteten Organisation in Erwägung gezogen werden. Einflussgrößen des kalkula-
tiven Commitments sind etwa finanzielle Größen, aber auch sicherheitsbezogene Aspekte 
                                                          
596  Vgl. Kapitel 4.1. 
597  Vgl. MACHARZINA/WOLF (2012), S. 335. 
598  Zur Nachhaltigkeit von Wettbewerbsvorteilen vgl. Kapitel 4.4.2. 
599  Vgl. BAMBERGER/WRONA (1996), S. 135. 
600  Zum Effekt des Commitment vgl. MEYER/TOMASCHEK (2011), S. 109. 
601  Vgl. GMÜR/THOMMEN (2011), S. 231. 
602  Vgl. GMÜR/THOMMEN (2011), S. 231-232. 
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oder kreative Freiräume, die im Rahmen der Beschäftigung gewährt werden. Welche Form 
des Commitment angebracht ist, um Mitarbeiter an ein Unternehmen zu binden, hängt von 
den spezifischen Bedingungen des Einzelfalls ab und kann nicht allgemeingültig beurteilt 
werden. 
 
4.5 Kernkompetenzen  
Die vorangegangenen Ausführungen zum Resource-based View haben verdeutlicht, dass die 
Quelle nachhaltiger Wettbewerbsvorteile in der spezifischen Ressourcenausstattung eines Un-
ternehmens zu suchen ist. Allerdings garantiert die Verfügungsmacht über strategisch relevan-
te Ressourcen allein nicht die Erzielung eines Wettbewerbsvorsprungs
603
. Strategisch relevan-
te Ressourcen weisen lediglich einen Potenzialcharakter auf
604
. Die Nutzung dieses Potenzials 
setzt das Vermögen des Unternehmens voraus, die vorhandenen Ressourcen einer produktiven 
Verwertung zuzuführen, d. h. sie dergestalt anzuwenden, dass sie für das Unternehmen nach-
haltige Wettbewerbsvorteile generieren
605
. Diese Anforderung wird durch  Kompetenzen er-
füllt
606
.  
Bei einer Kompetenz handelt es sich um eine Menge interdependenter Ressourcen, d. h. um 
einen Ressourcenverbund
607
. Insbesondere umfassen Kompetenzen immaterielle Ressourcen 
in Form von Fähigkeiten
608
. Diese Fähigkeiten dienen dazu, die übrigen Ressourcen des Bün-
dels zu koordinieren
609
 und begründen damit eine komplementäre Beziehung
610
 zu diesen 
Ressourcen. Kompetenzen können somit als die Fähigkeiten beschrieben werden, Ressourcen 
eines Unternehmens zielgerichtet zu kombinieren
611
 und zu verwerten
612
. Aufgrund der in ih-
                                                          
603  Vgl. TRÄGER (2006), S. 42. 
604  Vgl. MACHARZINA/WOLF (2012), S. 335, sowie zu wissensbasierten Ressourcen AL-LAHAM (2004), S. 
412. 
605  Vgl. ähnlich HELLELOID/SIMONIN (1994), S. 213. Bereits PENROSE unterstreicht, dass die Leistung, die eine 
Ressource erbringen kann, von der Art der Nutzung dieser Ressource bestimmt werde. Vgl. PENROSE 
(1963), S. 25. Konkret wird die mit einer Ressource erzielbare Leistung von dem Markt sowie von der Stra-
tegie determiniert, welche das betrachtete Unternehmen für den Einsatz der Ressource wählt. Vgl. COMBS/ 
KETCHEN/IRELAND/WEBB (2011), S. 1100. 
606  Vgl. REED/DEFILLIPPI (1990), S. 89-90, sowie auch WELGE/AL-LAHAM (2008), S. 101.  
607  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 114. 
608  Darüber hinaus können Kompetenzen auch materielle Ressourcen beinhalten. Vgl. OELSNITZ (2003b), S. 
188. Da Kompetenzen aber in jedem Fall Wissen in Form von Fähigkeiten enthalten, können sie zumindest 
als wissensbasierte Ressourcen bezeichnet werden. Vgl. RASCHE (1993), S. 426. Zu Fähigkeiten als Wis-
sensressourcen vgl. Kapitel 4.2.2. Zu unterschiedlichen Auffassungen bezüglich der Struktur von Kompe-
tenzen vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 152-155. 
609  Vgl. PRAHALAD/HAMEL (1990), S. 82. 
610  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
611  KOGUT/ZANDER bezeichnen derartige Fähigkeiten demzufolge als „combinative capabilities“ [KOGUT/ 
ZANDER (1992), S. 391]. 
612  Vgl. OELSNITZ (2003b), S. 187-188, METZENTHIN (2002), S. 114, SANCHEZ/HEENE/THOMAS (1996), S. 8, 
sowie ähnlich auch HUNGENBERG (2011), S. 148, und JOHNSON/SCHOLES/WHITTINGTON (2011), S. 132.  
107 
 
nen enthaltenen Fähigkeiten sind Kompetenzen stets personengebunden
613
. Da Fähigkeiten 
selbst zu den Ressourcen eines Unternehmens zählen
614
, sind Kompetenzen als spezifische 
Ressourcenart aufzufassen
615
. 
Einen Ressourcenverbund von strategischer Relevanz stellen Kernkompetenzen dar
616
. Kern-
kompetenzen weisen die in den vorangegangenen Kapiteln beschriebenen Merkmale strate-
gisch relevanter Ressourcen auf. Dabei entfalten sie aufgrund ihrer interdependenten, komple-
mentären Struktur und des in ihnen enthaltenen Sozialkapitals
617
 soziale Komplexität
618
 und 
damit eine hohe Resistenz gegenüber Imitations- und Substitutionsversuchen konkurrierender 
Unternehmen
619
. Über die grundlegenden Merkmale strategischer Relevanz hinaus besitzen 
Kernkompetenzen noch eine weitere Eigenschaft, die ihren besonderen Wert für das sie besit-
zende Unternehmen begründet. Kernkompetenzen können auf weitere Anwendungsfelder 
außerhalb ihres angestammten Einsatzgebietes übertragen werden
620
. Dabei kann es sich so-
wohl um andere Produkte als auch um alternative Märkte handeln. Diese Transferierbarkeit 
eröffnet dem Unternehmen, das sich im Besitz der Kernkompetenzen befindet, die Möglich-
keit, neue strategische Geschäftsbereiche zu erschließen
621
.  
Eine tragende Rolle bei der Generierung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile durch Kernkompe-
tenzen spielt das in den Kompetenzen in Form von Fähigkeiten enthaltene Wissen. Fähigkei-
ten als zentrale Elemente von Kernkompetenzen
622
 stellen sicher, dass die in einem Unterneh-
men vorhandenen Ressourcen in strategisch relevanter Weise gebündelt und verwendet wer-
den
623
. Diese Aspekte werfen unmittelbar die Frage nach der Bedeutung des Wissens für die 
Generierung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile auf. 
                                                          
613  Zur Personengebundenheit von Fähigkeiten vgl. Kapitel 4.2.2. Dabei ist zu beachten, dass Kompetenzen in 
der Regel nicht an eine Person gebunden sind, sondern sich aus den Fähigkeiten mehrerer Personen zusam-
mensetzen. Vgl. RAICH/SCHOBER (2006), S. 440-441. 
614  Vgl. Kapitel 4.2.1. 
615  Vgl. BELLMANN/HIPPE (1996), S. 70. 
616  Vgl. PRAHALAD/HAMEL (1990), S. 81. Bereits HOFER/SCHENDEL verweisen auf „distinctive competences“ 
[HOFER/SCHENDEL (1978), S. 25] als Quellen von Wettbewerbsvorteilen. Daneben existieren auch Kompe-
tenzen, die keine strategische Relevanz aufweisen. Vgl. GÜTTEL (2006), S. 415. Zu einer Klassifizierung 
von Kompetenzen nach dem Kriterium ihrer strategischen Relevanz vgl. KRÜGER/HOMP (1997), S. 26. 
617  Zum Begriff des Sozialkapitals vgl. Kapitel 5.1. 
618  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
619  Vgl. PRAHALAD/HAMEL (1990), S. 84. Zur isolierenden Wirkung sozial komplexer Ressourcen vgl. Kapitel 
4.4.2.3.1.2. Einen weiteren Imitationsschutz erfahren Kernkompetenzen durch die Tatsache, dass sie im 
Laufe der einzigartigen historischen Entwicklung eines Unternehmens gebildet werden. LEONARD-BARTON 
bezeichnet diesen Zusammenhang als „unique heritage“ [LEONARD-BARTON (1992), S. 114] der Kernkom-
petenzen. Zur Bedeutung der einzigartigen Historie von Unternehmen als Isolationselement vgl. Kapitel 
4.4.2.3.2. 
620  Vgl. VÖLKER/THOME/SCHAAF (2012), S. 41, KRÜGER/HOMP (1998), S. 530, sowie REIß/BECK (1995), S. 
37. 
621  Vgl. PRAHALAD/HAMEL (1990), S. 82.  
622  Vgl. REIß/BECK (1995), S. 36. 
623  Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2008), S. 101. Den Einfluss des Wissens auf die Ressourcenverwendung unter-
streicht bereits PENROSE, wenn sie feststellt, dass “there is a close connection between the type of know-
ledge possessed by the personnel of the firm and the services obtainable from its material resources” [PEN-
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4.6 Strategisch relevante Eigenschaften der Ressource Wissen 
4.6.1 Bedeutung der Ressource Wissen für die Unternehmensführung 
Dem Wissen eines Unternehmens kommt hinsichtlich der Schaffung nachhaltiger Wettbe-
werbsvorteile eine herausragende Bedeutung zu
624
. Die These des Resource-Based View, dass 
Unternehmen aufgrund ihrer unterschiedlichen Ressourcenausstattungen Wettbewerbsvorteile 
erzielen, wird daher in der wissenschaftlichen Diskussion häufig auf die spezifische Ressour-
ce Wissen verengt: „[P]erformance differences across organizations can be attributed to asym-
metries in knowledge.“625 Diese Ressource birgt aufgrund ihrer spezifischen Charaktereigen-
schaften ein besonderes Potenzial zum Schutz eines auf ihr beruhenden Wettbewerbsvorteils 
gegenüber Imitations- und Substitutionsbestrebungen der Konkurrenz. Im Folgenden werden 
zwei spezifische, exklusiv mit der Ressource Wissen verbundene Phänomene erläutert, die 
sich insbesondere auf die Sicherung der Nachhaltigkeit von Wettbewerbsvorteilen signifikant 
auswirken. Dazu gehören zum einen der implizite Charakter von Wissensressourcen und zum 
anderen die Absorptionsfähigkeit von Individuen als Determinante des Erwerbs neuen Wis-
sens.  
 
4.6.2 Impliziter Charakter von Wissen 
4.6.2.1 Gegenstand impliziten Wissens 
„Codifiability refers to the ability of the firm to structure knowledge into a set of identifiable 
rules and relationships that can be easily communicated”626. Diese Definition von KOGUT/ 
ZANDER beschreibt jene Eigenschaft, die implizites Wissen gerade nicht besitzt: Kodifizier-
barkeit. Implizites Wissen bezeichnet die Diskrepanz zwischen dem tatsächlich vorhandenen 
und dem beschreibbaren Wissen eines Individuums
627
. Für den Träger impliziten Wissens ist 
es kaum möglich, sein Wissen in der eingangs erläuterten Weise zu kodifizieren
628
 und ihm 
                                                                                                                                                                                     
ROSE (1963), S. 76] und dass “increases in knowledge can always increase the range or amount of services 
available from any resources” [PENROSE (1963), S. 76]. 
624  Vgl. NAG/GIOIA (2012), S. 421, FANG/JIANG/MAKINO/BEAMISH (2010), S. 29, AL-LAHAM (2004), S. 405, 
COLE (1998), S. 18, sowie GRANT (1996), S. 110. 
625  THOMAS/SUSSMAN/HENDERSON (2001), S. 331. Die besondere Bedeutung des Wissens bei der Schaffung 
nachhaltiger Wettbewerbsvorteile hat zur Ausbildung des sog. Knowledge-Based View geführt. Vgl. AL-
LAHAM (2004), S. 405. Der wissensorientierte Ansatz stellt die Ressource Wissen in das Zentrum seiner 
Betrachtungen und führt die Möglichkeit eines Unternehmens, nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu generie-
ren, auf die spezifischen Eigenschaften dieser Ressource zurück. Die Konzentration auf eine spezifische 
Ressourcenart begründet allerdings noch keine neue Theorie. Insofern wird der Knowledge-Based View 
hier nicht als eigenständiger Ansatz, sondern als Erweiterung des Resource-Based View aufgefasst. Zu ei-
ner ähnlichen Ansicht vgl. YLI-RENKO/AUTIO/SAPIENZA (2001), S. 587. 
626  KOGUT/ZANDER (1992), S. 387. Ähnlich definiert auch LAM die Kodifizierbarkeit von Wissen als „the ex-
tent to which knowledge can be structured into a set of identifiable rules and procedures for communicati-
on“ [LAM (1997), S. 975]. Dabei wird an späterer Stelle in diesem Kapitel noch auf die Kommunizierbar-
keit eingegangen, die im Falle impliziten Wissens durchaus nicht eingeschränkt sein muss. 
627  Vgl. FREILING (2001a), S. 112. 
628  Vgl. FREILING (2001a), S. 116. 
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demzufolge Ausdruck zu verleihen. Dies liegt zum Teil daran, dass ihm sein Wissen gar nicht 
bewusst ist
629
.
 
 
Grundsätzlich kann ein Wissensträger sein Wissen ausdrücken, indem er es mündlich erläu-
tert, schriftlich niederlegt oder in Form von Zeichnungen darstellt
630
. Bestehen derartige Opti-
onen, so handelt es sich um explizites Wissen
631
. Im Falle impliziten Wissens ist jedoch die 
Nutzung der beschriebenen Ausdrucksmöglicheiten häufig mit großen Problemen behaftet. 
Dies hat zur Folge, dass das implizite Wissen eines Individuums für andere Personen teilwei-
se nur in seiner Anwendung
632
 sowie in den Leistungsergebnissen des Wissensträgers
633
 
sichtbar wird. Implizites Wissen erweist sich somit vielfach als personengebunden
634
.  
Hinsichtlich der Frage des Bewusstseins betont TSOUKAS, dass es sich bei implizitem Wissen 
nicht um Wissen handele, welches dem Wissensträger gänzlich unbekannt sei, wie etwa eine 
seltene Pflanze, die im Amazonasgebiet gefunden wurde
635
. Dem Wissensträger sei sein im-
plizites Wissen durchaus bewusst, jedoch ausschließlich in der Eigenschaft dieses Wissens, 
andere, explizite Wissensbestandteile des betrachteten Wissensträgers zu ergänzen
636
. Unter 
diesem Aspekt sei dem Wissensträger eine Absonderung des impliziten Wissens von den 
Wissensbestandteilen, die das implizite Wissen begleite, nicht möglich, weil das implizite 
Wissen im Augenblick seiner Separation seinen Sinn verlöre. Das Bewusstsein des jeweiligen 
Wissensträgers für sein explizites Wissen kann mit dem Begriff focal awareness, das Be-
wusstsein für sein implizites Wissen, das dieses explizite Wissen ergänzt, mit der Bezeich-
nung subsidiary awareness erfasst werden
637
. Als Beispiel für das Zusammenwirken explizi-
ten und impliziten Wissens nennt TSOUKAS das Klavierspiel einer Pianistin. Eine Pianistin 
richtet ihre Aufmerksamkeit in erster Linie auf das Stück, das sie spielt (focal awareness). Die 
Bewegungen ihrer Finger nehmen dagegen in ihrem Bewusstsein eine untergeordnete Rolle 
ein (subsidiary awareness). In dem Augenblick, in dem sich die Pianistin nicht mehr auf das 
Musikstück konzentriert, sondern ihre Aufmerksamkeit auf ihre Hände richtet, verlieren die 
Bewegungen ihrer Finger ihren Sinn und das Spiel wird konfus. Durch dieses Beispiel wird 
deutlich, dass implizites Wissen das Wissen um die Ausführung bestimmter Handlungen be-
                                                          
629  Vgl. FREILING (2001a), S. 112 und S. 115. Implizites Wissen umfasst häufig jene Phänomene, die gemein-
hin mit Begriffen wie Intuition oder Fingerspitzengefühl belegt werden. Vgl. KROGH/ERAT/VASSILIADIS 
(2000), S. 109.   
630  Vgl. HEDLUND (1994), S. 75. 
631  Vgl. NONAKA/KROGH (2009), S. 636. 
632  Vgl. GRANT (1996), S. 111. 
633  Vgl. AL-LAHAM (2004), S. 410. 
634  Vgl. SANCHEZ (2005), S. 3, FREILING (2001a), S. 113, sowie GRANT (1996), S. 111.  
635  Vgl. TSOUKAS (2009), S. 943. 
636  Den Ausführungen TSOUKAS‘ entsprechend, weisen NONAKA/KROGH darauf hin, dass explizites und impli-
zites Wissen zumeist in einer komplementären Beziehung zueinander stünden. Vgl. NONAKA/KROGH 
(2009), S. 638. DUGUID entspricht dieser Aussage mit der Feststellung, dass „[u]ncodified knowledge pro-
vides background context and warrants for assessing the codified“ [DUGUID (2005), S. 112]. 
637  Vgl. TSOUKAS (2002), S. 6. 
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inhaltet. Implizites Wissen ist damit ein Teil der Fähigkeiten eines Individuums
638
. Demzu-
folge wird implizites Wissen insbesondere im Zuge des Erfahrungslernens erworben
639
. 
Die begrenzte Kodifizierbarkeit impliziten Wissens schließt die effektive Anwendung durch 
seinen Träger nicht aus
640
. Die Schwierigkeiten der begrenzten Kodifizierbarkeit treten dage-
gen dann in Erscheinung, wenn der Träger impliziten Wissens beabsichtigt, sein Wissen mit 
anderen Personen zu teilen. Wie die eingangs zitierte Definition von KOGUT/ZANDER erken-
nen lässt, erhält die Möglichkeit, Wissen zu kodifizieren, erst im Zusammenhang mit dessen 
beabsichtigter Kommunikation
641
 ihre Bedeutung. Die Kommunizierbarkeit impliziten Wis-
sens umfasst die Möglichkeit seines Transfers auf andere Personen. Die eingeschränkte Kodi-
fizierbarkeit impliziten Wissens erschwert zwar eine solche Übertragung
642
, schließt sie aber 
nicht gänzlich aus
643
.  
NONAKA sieht die Möglichkeit, implizites Wissen anderen Individuen zu vermitteln, durch die 
Prozesse der Sozialisierung und der Explizierung gegeben
644
. Im Rahmen der Sozialisierung 
wird das implizite Wissen einer anderen Person durch Beobachtung und Nachahmung erwor-
ben, wobei der implizite Charakter des Wissens erhalten bleibt
645
. Der als Explizierung be-
zeichnete Vorgang zur Weitergabe impliziten Wissens beinhaltet die Überführung des impli-
ziten Wissens in explizites Wissen. Allerdings lässt NONAKA offen, in welcher konkreten 
Form sich eine solche Explizierung vollziehen kann. AMELINGMEYER sieht eine Möglichkeit 
der Explizierung impliziten Wissens in dem Einsatz spezieller Frage- und Beobachtungstech-
niken
646
. Hier stellt sich jedoch die Frage nach der Abgrenzung der Explizierung von der So-
zialisierung, da letztere ebenfalls auf Beobachtungen fußt. Die Nutzung von Beobachtungs-
techniken setzt in jedem Fall – ob nun auf Sozialisierung oder Explizierung ausgerichtet – die 
Existenz weitreichender Anschauungsmöglichkeiten voraus
647
, die den potenziellen Wissens-
                                                          
638  Vgl. dazu die Ausführungen von TSOUKAS (2002), S. 6. Zum Begriff der Fähigkeiten vgl. Kapitel 4.2.2. 
639  Vgl. ZOLLO/WINTER (2002), S. 341, GRANT (1996), S. 111, sowie HU (1995), S. 82. Zum Erwerb von Fä-
higkeiten durch Erfahrungen vgl. Kapitel 4.2.2. Zum Erfahrungslernen vgl. Kapitel 3.3. 
640  Vgl. FREILING (2001a), S. 113. 
641  Zum Begriff der Kommunikation vgl. im Einzelnen Kapitel 5.5.2.2.1. 
642  Vgl. COLE (1998), S. 17, sowie INKPEN (1996), S. 126. Ähnlich unterstreicht HEDLUND (1994), S. 76, die 
Bedeutung der Artikulierbarkeit von Wissen für dessen Transfer. Offenbar bildet die Kodifizierbarkeit von 
Wissen eine erforderliche Voraussetzung für dessen Kommunizierbarkeit. FREILING (2001a), S. 115, gibt 
allerdings zu bedenken, dass die vorhandene Kodifizierbarkeit von Wissen nicht zwangsläufig auch seine 
Kommunizierbarkeit garantiere. So könne es einem hochspezialisierten Experten durchaus möglich sein, 
sein Wissen mit Hilfe komplizierter Modelle zu kodifizieren. Dies bedeute jedoch nicht, dass dieses Wissen 
von dem Experten derart kommuniziert werden könne, dass andere Individuen das Wissen erwerben könn-
ten. Somit stellt die Kodifizierbarkeit von Wissen offenbar eine zwar notwendige, jedoch nicht hinreichen-
de Bedingung für dessen Kommunizierbarkeit dar. 
643  Vgl. FREILING (2001a), S. 113, sowie ZANDER/KOGUT (1995), S. 79. 
644  Vgl. NONAKA (2004), S. 549. 
645  Das Wesen eines Sozialisierungsprozesses nachzeichnend, stellen auch REAGANS/MCEVILY (2003), S. 243, 
fest, dass Individuen, die durch die Beobachtung anderer Individuen lernen, in der Folge häufig ihre eige-
nen Leistungen verbessern könnten, jedoch nicht in der Lage wären, das erworbene Wissen zu beschreiben. 
646  Vgl. AMELINGMEYER (2004), S. 47. 
647  Vgl. FREILING (2001a), S. 118. Ähnlich verweisen auch BHAGAT/KEDIAD/HARVESTON/TRIANDIS darauf, 
dass im Vergleich zu explizitem Wissen „[t]he transfer of  tacit knowledge requires richer context and rich-
er media“ [BHAGAT/KEDIAD/HARVESTON/TRIANDIS (2002), S. 207]. 
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empfänger in die Lage versetzen, sich durch eigene Versuche dem impliziten Wissen anzunä-
hern
648
. Weiterhin erfordern die Sozialisierung und die Explizierung impliziten Wissens die 
enge Zusammenarbeit von Wissensträger und Wissensempfänger
649
. 
Ob ein bestimmter Wissensbestand einen impliziten Charakter aufweist, kann letztlich nicht 
allgemeingültig entschieden werden. FREILING weist darauf hin, dass die Fähigkeit, ihr Wis-
sen zu artikulieren, bei manchen Menschen stärker ausgeprägt sei als bei anderen
650
. Demzu-
folge stellen NELSON/WINTER fest: „The same knowledge, apparently, is more tacit for some 
people than for others”651. In der Konsequenz ist zu konstatieren, dass es sich bei implizitem 
Wissen um keine absolute Größe handelt, sondern um ein individuell zu beurteilendes Kons-
trukt. 
4.6.2.2 Einfluss impliziten Wissens auf die Wettbewerbsposition von Unternehmen 
Der implizite Charakter von Wissen erweist sich als ein effektives Mittel, um einen Wettbe-
werbsvorteil, der auf dieser Wissensart beruht, vor Imitationen der Konkurrenz zu schüt-
zen
652
. Begründet wird dieser Abwehreffekt impliziten Wissens zum einen durch die aus dem 
impliziten Wesen resultierende kausale Ambiguität und zum anderen durch die beschränkte 
Transferierbarkeit impliziten Wissens. 
Wenn es bereits dem Träger impliziten Wissens nicht möglich ist, sein Wissen vollständig zu 
kodifizieren, dann werden erst recht Konkurrenten bei dem Versuch, das implizite Wissen zu 
entschlüsseln, auf Schwierigkeiten stoßen. Implizites Wissen verursacht kausale Ambiguität, 
in deren Folge Konkurrenten das Wissen, das einem Wettbewerbsvorteil zugrundeliegt, nicht 
identifizieren können
653
. Somit bildet implizites Wissen bereits zu Beginn eines Imitationsver-
suchs einen Schutz, indem es Konkurrenten das Auffinden der Ursache eines Wettbewerbs-
vorteils erschwert. Da auch Substitutionen auf die Entschlüsselung jener Ressourcen angewie-
sen sind, die einem Wettbewerbsvorteil zugrunde liegen, besteht die gleiche Schutzbarriere 
auch gegenüber Bestrebungen der Konkurrenz, die erfolgskritischen Ressourcen in Form im-
pliziten Wissens zu substituieren. 
Eine weitere isolierende Wirkung geht gemäß GRANT von der im vorangegangenen Kapitel 
bereits dargestellten eingeschränkten Transferierbarkeit
654
 impliziten Wissens aus
655
. Mit der 
                                                          
648  Vgl. JUSTUS (1999), S. 150. 
649  Vgl. THOBE (2003), S. 31, LANE/LUBATKIN (1998), S. 463, sowie HU (1995), S. 82. 
650  Vgl. FREILING (2001a), S. 113. 
651  NELSON/WINTER (1982), S. 78. 
652  Vgl. MCEVILY/CHAKRAVARTHY (2002), S. 290.  
653  Vgl. REED/DEFILLIPPI (1990), S. 91. 
654  Die Möglchkeit der Akquisition und die damit verbundene Transferierbarkeit von Ressourcen wurde auf-
grund der Prämisse immobiler Ressourcen, die dem Resource-Based View zugrunde liegt, aus den Betrach-
tungen zur Nachhaltigkeit von Wettbewerbsvorteilen ausgeschlossen. Vgl. Kapitel 4.4.2.2. Insbesondere ist 
auch eine  Akquisition von Wissen nicht möglich, da an Wissen keine unmittelbaren Verfügungsrechte be-
gründet werden können. Vgl. Kapitel 6.4. Der Erwerb neuen Wissen von einem Wissensträger vervielfältigt 
dieses Wissen und stellt deshalb eine Imitation und keine Akquisition dar. Betrachtungen über den Transfer 
oder den Erwerb von Wissen sind unter diesem Gesichtspunkt stets im Kontext einer Imitation zu sehen. 
655  Vgl. GRANT (1996), S. 111. 
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beschränkten Kodifizierbarkeit impliziten Wissens sowie dem damit verbundenen Umstand, 
dass diese Wissensart oft nur in den Leistungsergebnissen des Wissensträgers sichtbar wird, 
wurden schon jene Gründe genannt, die GRANT als ursächlich für die begrenzte Möglichkeit 
der Übertragung impliziten Wissens betrachtet. Die mangelhafte Kodifizierbarkeit erschwert 
die Übertragung des Wissens im Zuge eines Kommunikationsprozesses und behindert auf die-
se Weise den Wissenstransfer
656
. Die Entschlüsselung des Wissens durch die Beobachtung 
der Nutzung des Wissens und der aus der Wissensanwendung resultierenden Ergebnisse er-
fordert aufgrund der Personengebundenheit impliziten Wissens eine enge Zusammenarbeit 
des potenziellen Wissensempfängers mit dem Wissensträger. Weder die nötige Kommuikati-
on noch die intensive Kooperation können jedoch im Falle eines Konkurrenten vorausgesetzt 
werden. Insofern bieten beide Aspekte einen effektiven Schutz vor Zugriffen der Konkur-
renz
657
. Eine weitere Quelle der unvollständigen Mobilität nennt AL-LAHAM mit der hohen 
Komplexität impliziten Wissens
658
. Die Komplexität dieser Wissensart zeigt sich in Form 
ihrer Unternehmensspezifität
659
. Implizites Wissen ist in den sozialen Kontext eines Unter-
nehmens eingebettet
660
. Abgesehen von der kausalen Ambiguität, die durch diese Form der 
Spezfität begründet wird
661
, würde unternehmensspezifisches Wissen bei einem Transfer sei-
nen ursprünglichen Wert verlieren
662
. Insofern bildet die Unternehmensspezifität impliziten 
Wissens ebenfalls einen Schutz gegen konkurrenzseitige Akquisitionsbestrebungen. 
 
4.6.3 Absorptionsfähigkeit  
4.6.3.1 Gegenstand der Absorptionsfähigkeit 
Die Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile setzt die Verfügbarkeit von Ressourcen vo-
raus, mit deren Hilfe ein Produkt geschaffen werden kann, das den Konsumenten im Ver-
gleich zu den Leistungen der Wettbewerber einen besonderen Nutzen stiftet
663
. Wettbewerbs-
vorteile sind aus diesem Grunde stets mit Innovationen verbunden
664
. Die Innovationsfähig-
keit von Unternehmen wird maßgeblich durch ihre Fähigkeit bestimmt, neues Wissen zu er-
werben
665
. Zur Bezeichnung dieser Fähigkeit haben COHEN/LEVINTHAL den Begriff der „ab-
sorptive capacity“666 eingeführt. Diese Absorptionsfähigkeit umfasst das Vermögen eines Un-
ternehmens, neues Wissen zu identifizieren, es zu integrieren und das Wissen letztlich kom-
                                                          
656  Vgl. ähnlich AMBROSINI/BOWMAN (2001), S. 813. 
657  Vgl. auch SPENDER (1993), S. 39, der die beschränkte Möglichkeit von Individuen, sich das implizite Wis-
sen anderer Personen anzueignen, als ursächlich für die positive Wirkung impliziten Wissens auf die Nach-
haltigkeit eines Wettbewerbsvorteils betrachtet, der auf dieser Wissensart beruht. 
658  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 141-142. 
659  Zur Unternehmensspezifität von Ressourcen vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.3. 
660  Vgl. LANE/LUBATKIN (1998), S. 463. 
661  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.3. 
662  Vgl. MCEVILIY/CHAKRAVARTHY (2002) S. 292. 
663  Vgl. Kapitel 4.4.1.1. 
664  Vgl. auch Kapitel 2.4.4. 
665  Vgl. COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 128. Auch CUI/O’CONNOR (2012), S. 25, betonen, dass Innovationen 
stets auf neuartigem Wissen basieren.  
666  COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 128. 
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merziell zu verwerten
667
. Die Absorptionsfähigkeit eines Unternehmens wird weitestgehend 
durch sein bereits früher akkumuliertes Wissen, d. h. durch seinen Wissensbestand determi-
niert
668
.  
Da die Absorptionsfähigkeit eines Unternehmens auf die Absorptionsfähigkeiten der in die-
sem Unternehmen arbeitenden Individuen zurückgeht
669
, ist sie letztlich das Resultat der indi-
viduellen Wissensbestände der Mitarbeiter
670
. Der bei einem Individuum vorhandene Wis-
sensbestand beeinflusst zum einen die Fähigkeit dieses Individuums, neues Wissen zu erwer-
ben, zum anderen aber auch sein Vermögen, dieses Wissen anzuwenden
671
, d. h. einer kom-
merziellen Verwertung zuzuführen.  
Die Identifizierung und Integration neuen Wissens in seine Wissensbasis erfordern die Exis-
tenz von Wissensteilen im Wissensbestand des Wissensempfängers, die Ähnlichkeiten zu dem 
zu erwerbenden Wissen aufweisen
672
. Den Hintergrund dieser These bildet das assoziative 
Lernen. Im Rahmen eines assoziativen Lernprozesses wird neues Wissen aufgenommen, in-
dem eine Verbindung zu bereits vorhandenem Wissen hergestellt wird
673
.  
Die Wahrscheinlichkeit, dass der Wissensempfänger Teile in seinem Wissensbestand ent-
deckt, die eine Verbindung zu dem zu erwerbenden Wissen aufweisen, wird von der Diversi-
tät seines Wissensbestands beeinflusst
 674
. Ein weit gefächerter Wissensbestand erhöht die 
Wahrscheinlichkeit, dass das neu zu erwerbende Wissen eine Verbindung zu bereits vorhan-
denem Wissen aufweist. Im Umkehrschluss lässt sich feststellen: Wenn ein Individuum Wis-
sen, das ihm zur Verfügung gestellt wird, nicht oder nicht erschöpfend nutzt, so liegt dies häu-
fig daran, dass es dem betreffenden Individuum an dem zur Anwendung des neuen Wissens 
nötigen  Kontextwissen mangelt
675
.  
                                                          
667  In einer erweiterten Betrachtung des Konzepts der absorptive capacity unterscheiden ZAHRA/GEORGE zwi-
schen der potential absorptive capacity sowie der realized absorptive capacity. Dabei ordnen die Wissen-
schaftler die von der Absorptionsfähigkeit umfassten Teilfähigkeiten der Identifikation und  der Integration 
in die erste Kategorie, die Teilfähigkeit der Verwertung dagegen in die zweite Kategorie ein. Vgl. ZAHRA/ 
GEORGE (2002), S. 190. Die Tatsache, dass eine Fähigkeit – mithin auch die betrachtete Absorptionsfähig-
keit – naturgemäß einen Potenzialcharakter aufweist (vgl. Kapitel 5.4.2), lässt eine solche Differenzierung 
allerdings nicht nur redundant, sondern sogar sinnlos erscheinen. Dem Wesen von Fähigkeiten angemessen 
wäre allenfalls die Unterscheidung zwischen einer Fähigkeit sowie einer genutzten – oder in der Diktion 
von ZAHRA/GEORGE: realisierten – Fähigkeit. 
668  Zu weiteren, dem Beitrag von COHEN/LEVINTHAL zeitlich vorgelagerten Studien, die zu ähnlichen Ergeb-
nissen kommen, vgl. LANE/KOKA/PATHAK (2006), S. 836. 
669  Vgl. COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 131. 
670  Allerdings verweisen COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 131, darauf, dass die organisationale Absorptionsfähig-
keit die Summe der individuellen Absorptionsfähigkeiten überschreite.  
671  Vgl. COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 129.  
672  Zu einer ähnlichen Einschätzung vgl. COHEN (1991), S. 136.  
673  Vgl. LANE/LUBATKIN (1998), S. 463, sowie COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 129.  
674  Vgl. COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 131. 
675  Unter anderem lässt sich mit einem fehlenden Kontextwissen auch das Phänomen erklären, dass Individuen 
den Erwerb neuen Wissens verweigern. Zu diesem sog. not invented here-Syndrom vgl. BENDT (2000), S. 
54. COHEN/LEVINTHAL verweisen darauf, dass ein solches Verhalten darauf zurückführen sei, dass das neue 
Wissen keine Verbindung zu den existierenden Wissensbeständen der betrachteten Individuen aufweise. 
114 
 
Weiterhin spielt die Diversität des Wissens von Wissenssender und Wissensempfänger eine 
Rolle im Rahmen der kommerziellen Verwertung des erhaltenen Wissens. Wie eingangs aus-
geführt, soll das zu erwerbende Wissen die Innovationsfähigkeit des Unternehmens verbes-
sern, welches das Wissen empfängt, und auf diese Weise zur Bildung nachhaltiger Wettbe-
werbsvorteile beitragen. Innovationen können aber nicht auf der Basis ähnlichen Wissens ge-
schaffen werden, sondern sie benötigen neues Wissen, das kreativ genutzt werden kann
676
.  
Insgesamt ist festzuhalten, dass die Wissensbestände von Wissenssender und Wissensempfän-
ger teils Ähnlichkeiten, teils aber auch divergierende Merkmale aufweisen sollten, um der 
Absorption von Wissen, das zur Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile eingesetzt wer-
den soll, Rechnung tragen zu können. LANE/LUBATKIN führen aus, dass die Wissensbestände 
der Transferpartner hinsichtlich des grundlegenden Wissens ähnlich gestaltet sein, bezüglich 
des spezialisierten Wissens aber unterschiedlich ausfallen sollten
677
. Insgesamt kann also fest-
gehalten werden, dass die Absorptionsfähigkeit eines Individuums maßgeblich von der Struk-
tur seines Wissensbestandes determiniert wird
678
. 
 
4.6.3.2 Wissensabsorption und Lernen 
Mit der Definition der Wissensabsorption durch Individuen legen COHEN/LEVINTHAL ein 
Konzept vor, das inhaltlich dem Lernen im Sinne kognitiver Lerntheorien
679
 entspricht
680
. Die 
Identifikation neuen Wissens im Umfeld eines Individuums, die Integration neuen Wissens in 
seine Wissensbasis und schließlich die Verwertung des neuen Wissens zeichnen weitestge-
hend den Prozess des Lernens nach. Dabei deckt sich die Identifikation neuen Wissens mit der 
Wahrnehmung von Erfahrungen oder anderem Wissen. Die Reflexion dieses wahrgenomme-
nen Wissens und das daraus resultierende neue Wissen, welches den Wissensbestand des ler-
nenden Individuums vergrößert, werden bei COHEN/LEVINTHAL mit der Phase der Integration 
erfasst. Dabei heben die Verfasser mit dem Hinweis auf das assoziative Lernen die auch von 
den kognitiven Lerntheorien als notwendig erachtete Verbindung des wahrgenommenen Wis-
                                                                                                                                                                                     
Vgl. COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 137. Zu weiteren Ursachen des not invented here-Syndroms vgl. auch 
HANSEN/MORS/LØVÅS (2006), S. 778. 
676  Vgl. LANE/LUBATKIN (1998), S. 464. 
677  Vgl. LANE/LUBATKIN (1998), S. 464. Zur Verdeutlichung des Sachverhalts sei hier das plakative Beispiel 
genannt, dass ein Schüler im Fach Mathematik zunächst das kleine Einmaleins (grundlegendes Wissen) be-
herrschen muss, bevor er sich erfolgreich mit dem Gebiet der Analysis (spezialisiertes Wissen) befassen 
oder gar eigene Theorien aufstellen kann (kreative Nutzung des Wissens und Schaffung von Innovationen). 
Zu einem ähnlichen Beispiel aus dem Bereich der Chemie vgl. LANE/LUBATKIN (1998), S. 464. 
678  Neben der Struktur seines Wissens sehen COHEN/LEVINTHAL einen weiteren Einflussfaktor der Absorpti-
onsfähigkeit eines Individuums in der Mühe, die ein Individuum sich bei dem Erwerb neuen Wissens gibt. 
Vgl. COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 131. Dabei definieren die Verfasser die Mühe eines Individuums im 
Prozess des Wissenserwerbs als das Ausmaß der Verbindungen, die das Individuum zwischen seinem be-
reits vorhandenen Wissen und dem neu zu erwerbenden Wissen herstellt. Da die dermaßen definierte  Mü-
he, die ein Individuum zur Erlangung neuen Wissens aufwendet, eine Frage seiner Absorptionsbereitschaft 
ist, kann hier allerdings keine unmittelbare Beziehung zu der Absorptionsfähigkeit des Individuums festge-
stellt werden, sodass dieser Aspekt im Folgenden nicht berücksichtigt wird.  
679  Vgl. Kapitel 3.3. 
680  Vgl. ähnlich auch TSAI (2001), S. 997, welcher feststellt, dass die Absorptionsfähigkeit – dort bezogen auf 
eine Organisationseinheit – der Lernkapazität dieser organisatorischen Einheit entspräche. 
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sens mit dem bereits vorhandenen Wissen eines lernenden Individuums hervor. Die von den 
beiden Verfassern als Verwertung bezeichnete Stufe der Absorption zielt schließlich, analog 
zu Lernprozessen, auf die Anwendung des erworbenen Wissens. 
Die Aussage von COHEN/LEVINTHAL, dass die Absorptionsfähigkeit eines Unternehmens auf 
die individuellen Absorptionsfähigkeiten seiner Mitglieder zurückgehe, zieht ebenfalls Paral-
lelen zu den bereits behandelten Lernprozessen, insbesondere dem organisationalen Lernen
681
. 
Auch das Lernen einer Organisation basiert auf dem Lernen der einzelnen Organisationsmit-
glieder. Selbst die synergetischen Effekte, die aus der Gesamtheit des individuellen Lernens 
der Organisationsmitglieder zu erwarten sind, werden von COHEN/LEVINTHAL im Rahmen der 
akkumulierten Absorptionsfähigkeiten von Organisationsmitgliedern thematisiert. 
Insgesamt präsentiert das von COHEN/LEVINTHAL vorgelegte Konzept der Absorptionsfähig-
keit keine neuen Einsichten. Vielmehr entspricht der Ansatz weitestgehend den bereits von 
den kognitiven Lerntheorien vorgelegten Erkenntnissen zu Prozessen des menschlichen Ler-
nens. Insofern können die Absorption von Wissen, wie COHEN/LEVINTHAL sie verstehen, und 
der Erwerb neuen Wissens im Sinne kognitiver Lerntheorien als Konstrukte gleichen Inhalts 
betrachtet werden. 
 
4.6.3.3   Einfluss der Absorptionsfähigkeit auf die Wettbewerbsposition  
von Unternehmen 
Die Absorptionsfähigkeit von Individuen erweist sich in mehrfacher Hinsicht als bedeutend 
für die Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile. Zunächst unterstützt sie die von dem res-
sourcenorientierten Ansatz postulierte Prämisse heterogener Ressourcenausstattungen von 
Unternehmen einer Branche. Zum einen wurde die Entwicklung verschiedenartiger Ressour-
cenbestände bereits auf die Existenz unvollkommener Faktormärkte zurückgeführt
682
. Zum 
anderen übt aber auch die Absorptionsfähigkeit eines Unternehmens einen Einfluss auf die 
Struktur seiner Ressourcenbasis aus. Da die organisationale Absorptionsfähigkeit aufgrund 
der unterschiedlichen Wissensbestände der Unternehmensmitglieder
683
 von Unternehmen zu 
Unternehmen differiert, kommt es im Laufe der Zeit zu einer unterschiedlichen Ausstattung 
der Unternehmen mit Wissensressourcen. Insofern zeichnet die Absorptionsfähigkeit eines 
Unternehmens auch für seine Ausstattung mit wertschaffenden Ressourcen, die zur Generie-
rung eines Wettbewerbsvorteils genutzt werden können, verantwortlich. 
Weiterhin determiniert das jeweilige Ausmaß der Absorptionsfähigkeit der Konkurrenten ei-
nes Unternehmens, das sich im Besitz eines Wettbewerbsvorteils befindet, das Vermögen der 
Rivalen, das wertschaffende Wissen zu erlangen. GRANT erläutert, dass die naturgemäß be-
grenzte Absorptionsfähigkeit von Individuen
684
 zu einer Spezialisierung der Individuen bei 
                                                          
681  Vgl. Kapitel 3.5.1. 
682  Vgl. Kapitel 4.3. 
683  Vgl. Kapitel 4.6.3.1. 
684  Vgl. ähnlich auch GAVETTI (2005), S. 600. 
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der Produktion von Wissen
685
 führe. Konkurrenten, die einen Zugriff auf dieses Wissen zu er-
langen suchen, können an diesem Spezialisierungsgrad des Wissens scheitern. Der Grund 
liegt in der für den Erwerb des relevanten Wissens notwendigen spezifischen Struktur der 
Wissensbestände von Wissensträger und Lernendem. Der Erfolg eines Lernprozesses wird 
von der Anschlussfähigkeit des zu erwerbenden Wissens an das bereits vorhandene Wissen 
des Wissensempfängers determiniert
686
. GRANT bezeichnet diesen Aspekt als Aggregationsfä-
higkeit des zu erwerbenden Wissens
687
. Für die Zusammenführung der verschiedenen Wis-
senselemente benötigt der Wissensempfänger das entsprechende Kontextwissen
688
. Fehlt ihm 
dieses, so kann das zu erwerbende Wissen nicht an die Wissensbasis des Wissensempfängers 
angeschlossen und folglich auch nicht von diesem genutzt werden. Ein Konkurrent braucht 
also im vorliegenden Fall einen ähnlich spezialisierten Wissensbestand wie das erfolgreiche 
Unternehmen. Fehlt ihm das nötige Kontextwissen, so hat er keine Möglichkeit, das relevante 
Wissen aufzunehmen. Somit ist ihm eine wesentliche Voraussetzung für die Kompensation 
des Wettbewerbsvorteils durch den Erwerb jenes Wissens, auf dem der Wettbewerbsvorteil 
beruht, genommen. 
Weiterhin wirkt die Absorptionsfähigkeit in Verbindung mit der Pfadabhängigkeit von Lern-
prozessen isolierend auf einen Wettbewerbsvorteil
689
. Die Absorptionsfähigkeit eines Unter-
nehmens, mithin auch eines Unternehmens, das einen Wettbewerbsvorteil besitzt, wird von 
der Struktur der Wissensbestände der Mitarbeiter dieses Unternehmens bestimmt. Somit be-
gründet die Absorptionsfähigkeit eines Unternehmens Pfadabhängigkeiten bei der Akkumula-
tion neuen Wissens. Das Wissen, das letztlich zur Schaffung des betrachteten Wettbewerbs-
vorteils geführt hat, wurde im Zuge von Entwicklungsprozessen erworben, die durch die Ab-
sorptionsfähigkeit der Unternehmensangehörigen vorgezeichnet waren. Diese Prozesse müss-
te ein Konkurrent exakt wiederholen, um ebenfalls in den Besitz des wertschaffenden Wissens 
zu gelangen. Aufgrund der Einzigartigkeit historischer Prozesse ist eine solche Replikation al-
lerdings nicht möglich.  
Schließlich baut die begrenzte Absorptionsfähigkeit der Konkurrenten zeitbezogene Barrieren 
gegenüber der Entwicklung wertschaffenden Wissens auf. Konkurrierende Unternehmen 
                                                          
685  Zur Produktion von Wissen zählt GRANT die Erzeugung neuen Wissens, den Erwerb existierenden Wissens 
sowie außerdem die Speicherung von Wissen. Vgl. GRANT (1996), S. 112. In dieser Arbeit wird die Spei-
cherung von Wissen in Bezug auf Individuen allerdings mit dessen Erwerb gleichgesetzt, weil die Speiche-
rung eine Integration des neuen Wissens in die bestehende Wissensbasis erfordert. Außerdem ist der Er-
werb existierenden Wissens für ein Individuum mit der Erzegung neuen Wissens gleichbedeutend, weil das 
Erlernen neuer Sachverhalte, mithin auch der Erwerb existierenden Wissens, stets die Reflexion des zu er-
werbenden Wissens erfordert (vgl. Kapitel 3.4) und in diesem Sinne ebenfalls einen „Produktionsprozess“ 
voraussetzt. 
686  Vgl. Kapitel 3.3 und 4.6.3.1. GRANT spricht in diesem Zusammenhang von der Effizienz des Wissenser-
werbs. Vgl. GRANT (1996), S. 111. Der Umstand, dass er an dieser Stelle quantitative Aspekte ausklammert 
und stattdessen auf Determinanten, wie gemeinsame Sprache von Wissensträger und Lernendem sowie Ab-
sorptionsfähigkeit des Lernenden, hinweist, lassen jedoch vermuten, dass der Verfasser auf die Effektivität 
des Wissenserwerbs zielt. 
687  Vgl. GRANT (1996), S. 111. 
688  Vgl. dazu die Ausführungen zur Absorptionsfähigkeit in Kapitel 4.6.3.1. 
689  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 166. Zur Pfadabhängigkeit vgl. auch Kapitel 4.4.2.3.2 sowie ausführlich Kapi-
tel 6.3.2.1. 
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müssten, um einen Wettbewerbsvorteil aufzuholen, der auf Wissensressourcen basiert, das zur 
Kompensation des Wettbewerbsvorteils nötige Wissen in kürzerer Zeit akkumulieren als das 
erfolgreiche Unternehmen. Der Grund dafür liegt in den mit der Wissensakkumulation ver-
bundenen Multiplikatoreffekten, welche dem Unternehmen im Besitz des wissensbasierten 
Wettbewerbsvorteils die Akkumulation weiteren Wissens erleichtern
690
. Eine beliebige Kom-
primierung der für den Wissenserwerb nötigen Zeit ist aber aufgrund der beschränkten Ab-
sorptionsfähigkeiten von Individuen nicht möglich. Der Versuch, die Wissensentwicklung zu 
beschleunigen, wäre von time compression diseconomies
691
 begleitet und daher wenig frucht-
bar. In der Folge schreitet die Akkumulation neuen Wissens langsamer voran als bei dem er-
folgreichen Unternehmen. Unter diesen Bedingungen ist ein Wettbewerbsvorteil kaum aufzu-
holen.
692
  
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Imitation von Wettbewerbsvorteilen, 
die auf Wissen beruhen, durch die begrenzte Absorptionsfähigkeit der Konkurrenz und damit 
einhergehende zeitliche Ineffizienzen bei der Nachbildung des wertschaffenden Wissens so-
wie durch die Ausbildung von Pfadabhängigkeiten auf Seiten des erfolgreichen Unterneh-
mens effektiv unterbunden wird. 
4.7 Zusammenfassung der Ergebnisse des vierten Kapitels 
Gemäß der Argumentationslinie des Resource-Based View führen unvollkommene Faktor-
märkte zu heterogenen Ressourcenausstattungen von Unternehmen und damit zu jeweils ein-
zigartigen Ressourcenbasen der Unternehmen einer Branche. In diesen Ressourcenbeständen 
können sich wertschaffende, d. h. einzigartige und nutzenstiftende Ressourcen befinden, mit 
deren Hilfe das betreffende Unternehmen Wettbewerbsvorteile generieren kann. Bleibt die 
Einzigartigkeit der wertschaffenden Ressourcen – trotz Imitations- und Substitutionsversu-
chen der Konkurrenz – erhalten, solange die Ressourcen den Konsumenten einen Nutzen zu 
stiften vermögen, so entfaltet der durch die Ressourcen geschaffene Wettbewerbsvorteil 
Nachhaltigkeit. Ressourcen, mit deren Hilfe ein Unternehmen nachaltige Wettbewerbsvorteile 
erzielen kann, werden als strategisch relevante Ressourcen bezeichnet. 
Die Merkmale strategisch relevanter Ressourcen gemäß der Auffassung des Resource-Based 
View veranschaulicht Abb. 15. 
                                                          
690  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.3. 
691  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 171.  
692  Zu Multiplikatoreffekten und time compression diseconomies vgl. auch ausführlich Kapitel 6.3.2.2. 
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Abb. 15: Merkmale strategisch relevanter Ressourcen
693
 
Eine besondere Bedeutung im Hinblick auf die Generierung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile 
kommt der Ressource Wissen aufgrund ihrer spezifischen Charakteristika zu. So führt das im-
plizite Wissen von Unternehmensmitgliedern zur Begründung kausaler Ambiguität und ent-
zieht sich zudem einem Erwerb durch andere Individuen, sodass Konkurrenten die Imitation 
wertschaffenden, impliziten Wissens erheblich erschwert wird. Die Absorptionsfähigkeit von 
Individuen begründet insbesondere durch die Schaffung von Pfadabhängigkeiten bei dem er-
folgreichen Unternehmen und Zeitnachteilen der Konkurrenz bei der Wissensakkumulation 
ein weiteres Isolationselement. Insgesamt zeigt Wissen damit eine herausragende Eignung 
zum Schutz der Nachhaltigkeit von Wettbewerbsvorteilen, die sich auf dieses Wissen grün-
den. 
Eine bemerkenswerte Anregung zur Erweiterung des Resource-Based View findet sich bei 
MAURER/BANSAL/CROSSAN
694
. Die Verfasser vertreten die Ansicht, dass die Erzielung über-
durchschnittlicher Gewinne nicht nur durch die strategisch relevanten Ressourcen eines Un-
ternehmens determiniert wird, sondern dass darüber hinaus die Werthaltungen
695
 der mit dem 
Unternehmen in Beziehung stehenden Interessengruppen einen wesentlichen Einfluss auf die 
Gewinnsituation des Unternehmens ausüben. In dieser Arbeit wird die Berechtigung eines 
Culturally Informed Resource-Based View, wie er von MAURER/BANSAL/CROSSAN propagiert 
wird, nicht im Detail beleuchtet. Als Diskussionsimpuls sei an dieser Stelle nur die Frage ge-
stellt, ob kulturelle Aspekte möglicherweise zum Teil bereits in den Komponenten des res-
sourcenorientierten Ansatzes – insbesondere in den Qualitätsanforderungen der Konsumenten 
                                                          
693  Quelle: eigene Darstellung. 
694  Vgl. MAURER/BANSAL/CROSSAN (2011). 
695  Zu Werten als kulturkonstituierenden Elementen vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
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– enthalten sind oder tatsächlich eine kulturorientierte Modifizierung des Resource-Based 
View angebracht ist
696
. 
 
5  Gegenstand und Entwicklung organisationaler  
Beziehungsfähigkeiten 
5.1 Einführung in das fünfte Kapitel 
Beziehungen zwischen Individuen können verschiedenartiger Natur sein. Insbesondere kann 
zwischen privaten und geschäftlichen Beziehungen unterschieden werden. Ob es sich um die 
Beziehung zu einem Geschäftspartner oder zum Lebensgefährten handelt – in jedem Fall er-
fordert die Unterhaltung der betrachteten Beziehung spezifische Fähigkeiten von den Beteilig-
ten. Allerdings scheint es offenkundig, dass die Führung einer Beziehung auf geschäftlicher 
Ebene zumindest teilweise andere Fähigkeiten in den Vordergrund rückt als die Pflege einer 
privaten Beziehung. Der Grund für die Verschiedenartigkeit der bezeichneten Fähigkeiten ist 
zum einen darin zu suchen, dass mit unterschiedlichen Arten von Beziehungen differierende 
Ziele verfolgt werden
697
. Zum anderen sind Beziehungen aber auch durch die Existenz spezi-
fischer Rahmenbedingungen gekennzeichnet. Sowohl die Zielsetzungen als auch die Restrik-
tionen einer konkreten Beziehung determinieren die zur Führung dieser Beziehung not-
wendigen Fähigkeiten der an der Beziehung beteiligten Individuen.  
Im Kontext der hier betrachteten virtuellen Unternehmen verfolgen Unternehmen mit der 
Führung kooperativer Beziehungen zu anderen Unternehmen das Ziel, durch die Bündelung 
ihrer Kompetenzen nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu erzielen
698
. Derartige Beziehungen zu 
anderen Marktteilnehmern, mit deren Hilfe die Aktivitäten eines Unternehmens unterstützt 
                                                          
696  MAURER/BANSAL/CROSSAN beziehen in ihre Überlegungen zwar nicht nur Konsumenten, sondern ebenfalls 
Zulieferer, Mitarbeiter und Investoren ein. Diese Gruppierungen zeichnen letztendlich für die Verfügbar-
keit bestimmter Ressourcen verantwortlich. Die Frage, unter welchen Bedingungen Ressourcen von einem 
Unternehmen erlangt werden, stellt aber nicht die zentrale Thematik des Resource-Based View dar. Inso-
fern könnte eine Ergänzung des ressourcenorientierten Ansatzes um Aspekte des Aufbaus der Ressourcen-
basis gerechtfertigt sein. Allerdings wird der Prozess der Ressourcenakkumulation nicht nur von kulturel-
len, sondern beispielsweise auch von finanziellen Faktoren, beeinflusst. Insofern könnte ein allein kulturell 
orientierter Ansatz den Eigenschaften des Akkumulationsprozesses nicht gerecht werden. 
697  Während eine geschäftliche Beziehung auf die Realisierung finanzieller Zielsetzungen, wie z. B. den ge-
winnbringenden Verkauf von Produkten, gerichtet ist, verfolgt eine private Beziehung möglicherweise das 
Ziel einer baldigen Heirat. 
698  Vgl. Kapitel 2.2. Die betrachteten Unternehmen knüpfen Beziehungen zueinander, weil sie das Ziel, nach-
haltige Wettbewerbsvorteile zu begründen, gemeinsam leichter realisieren können, als wenn sie jeweils al-
lein auf sich gestellt wären. Vgl. dazu die Ausführungen zur wirtschaftlichen Interdependenz der Koopera-
tionsparter in Kapitel 2.2. Weiterhin ist zu beachten, dass die Entwicklung der für virtuelle Unternehmen 
nötigen Beziehungen bereits auf der Vorstufe virtueller Unternehmen – dem langfristigen Beziehungsnetz-
werk – beginnt. Vgl. dazu die Ausführungen zur Entwicklung der einzelnen organisationalen Beziehungs-
fähigkeiten im vorliegenden Kapitel 5. 
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werden
699
, werden auch als Sozialkapital
700
 bezeichnet
701
. Die spezifischen Rahmenbedin-
gungen virtueller Unternehmen können durch den lernorientierten Charakter dieser Koopera-
tionsform, die Selbstorganisation der Kooperationspartner und die Betonung des Faktors Ver-
trauen beschrieben werden
702
. Im Folgenden wird ein Konzept organisationaler Beziehungs-
fähigkeiten erarbeitet, das diesen Charakteristika virtueller Unternehmen Rechnung trägt. 
Über die reine Beschreibung der kooperationsspezifischen organisationalen Beziehungsfähig-
keiten hinaus werden Handlungsempfehlungen zur Entwicklung der für virtuelle Unterneh-
men nötigen organisationalen Beziehungsfähigkeiten gegeben.  
In der wissenschaftlichen Diskussion werden teilweise Zweifel an der Realisierbarkeit des 
Konzepts virtueller Unternehmen geäußert. Nicht nur SCHERM/SÜSS betrachten insbesondere 
die als notwendig erachteten Verhaltensweisen der Mitglieder virtueller Unternehmen – die 
sich hier in der Ausübung organisationaler Beziehungsfähigkeiten zeigen –  kritisch703. Nach 
Ansicht von JÖRGES/SÜSS beruhen virtuelle Unternehmen auf einem illusorischen Menschen-
bild
704
. Die an die Mitglieder virtueller Unternehmen zu stellenden Anforderungen seien in 
der Realität kaum zu erfüllen
705
. Insofern sei die Ineffizienz virtueller Unternehmen vorge-
zeichnet
706
. Verhaltenssteuernde Maßnahmen, die dazu angetan sind, dem möglicherweise 
nicht als ideal zu charakterisierenden Verhalten von Kooperationspartnern entgegenzuwirken 
und eine effektive Zusammenarbeit zu gewährleisten, betrachten JÖRGES/SÜSS mit Skepsis, da 
insbesondere die Entwicklung sozialer Qualifikationen – und damit auch der hier betrachteten 
organisationalen Beziehungsfähigkeiten – mit besonderen Schwierigkeiten verbunden sei707. 
Außerdem verstoße die Schulung von Mitarbeitern gegen die Prinzipien virtueller Unterneh-
men, da derartige Kooperationen definitionsgemäß die benötigten Mitglieder kurzfristig am 
Arbeitsmarkt beschafften
708
. Eine gezielte Verhaltenssteuerung, die zur Ausbildung des ge-
wünschten Verhaltens führen könnte, so argumentieren SCHERM/SÜSS, sei außerdem ange-
sichts des temporären Charakters virtueller Unternehmen kaum möglich
709
. Ob die beschrie-
                                                          
699  Eine solch unterstützende Wirkung zeigt sich insbesondere in dem Umstand, dass sich der Handlungsspiel-
raum des betrachteten Unternehmens vergrößert. Vgl. JANSEN (1999), S. 22. Ursächlich dafür ist der durch 
die betrachteten Beziehungen ermöglichte Zugriff auf bestimmte Ressourcen. Vgl. INKPEN/TSANG (2005), 
S. 150-151, und ähnlich auch MCFAYDEN/CANNELLA (2004), S. 736. 
700  YLI-RENKO/AUTIO/SAPIENZA (2001), S. 590, sprechen in diesem Kontext auch von relational resources. 
701  Vgl. ARREGLE/HITT/SIMON/VERY (2007), S. 75, PENNINGS/LEE/WITTELOOSTUIJN (1998), S. 426, und ähn-
lich auch MAURER/EBERS (2006), S. 262, ADLER/KWON (2002), S. 17, TSAI/GHOSHAL (1998), S. 464, 
BURT (1997), S. 339, sowie COLEMAN (1990), S. 304. In allgemeinerer Weise beschreiben KOSTOVA/ROTH 
(2003), S. 301, Sozialkapital als den Wert, der einem Akteur aus seinen sozialen Beziehungen erwächst.   
Unter den genannten Aspekten können organisationale Beziehungsfähigkeiten auch als Fähigkeiten be-
schrieben werden, kooperatives Sozialkapital zu bilden und weiterzuentwickeln. So verweisen auch PEN-
NINGS/LEE/WITTELOOSTUIJN (1998), S. 426, darauf, dass Sozialkapital in verschiedenen Kontexten, wie et-
wa im privaten Bereich oder durch Mitgliedschaften in Vereinen, insbesondere aber auch im Rahmen von 
Kooperationen, gebildet werden könne.  
702  Vgl. Kapitel 2.2. 
703  Vgl. SCHERM/SÜSS (2001) S. 39.  
704  Vgl. JÖRGES/SÜSS (2000), S. 80. 
705  Vgl. JÖRGES/SÜSS (2000), S. 84. 
706  Vgl. JÖRGES/SÜSS (2000), S. 83. 
707  Vgl. JÖRGES/SÜSS (2000), S. 80. 
708  Vgl. JÖRGES/SÜSS (2000), S. 81. 
709  Vgl. SCHERM/SÜSS (2001), S. 39. 
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benen Zweifel berechtigt sind, wird die Analyse organisationaler Beziehungsfähigkeiten in 
den folgenden Kapiteln zeigen. 
Im Anschluss wird zunächst ein Einblick in die einschlägige Literatur mit ihren Konzepten 
kooperativer Fähigkeiten gegeben (Kapitel 5.2). Da sich, wie der Literaturüberblick zeigen 
wird, in der wissenschaftlichen Diskussion derzeit kein Konzept findet, das auf die Erforder-
nisse der in dieser Arbeit behandelten virtuellen Unternehmen zugeschnitten ist, wird im an-
schließenden Kapitel ein eigenständiges Konzept organisationaler Beziehungsfähigkeiten ent-
wickelt, das dem spezifischen Charakter dieser Kooperationsform Rechnung trägt (Kapitel 
5.3). Der Untersuchung der einzelnen, in dieser Arbeit betrachteten organisationalen Bezie-
hungsfähigkeiten widmen sich die folgenden Kapitel. Die Darstellungen beginnen mit der 
Analyse der Vertrauensfähigkeit (Kapitel 5.4) und führen über die Erörterung der Akkulturati-
onsfähigkeit (Kapitel 5.5) bis hin zur Betrachtung der Selbstorganisationsfähigkeit (Kapitel 
5.6). Die Präsentation der organisationalen Beziehungsfähigkeiten schließt mit einer Zusam-
menfassung der wesentlichen Untersuchungsergebnisse (Kapitel 5.7). 
5.2 Konzepte kooperativer Fähigkeiten in der Literatur  
In der vorliegenden Arbeit sollen organisationale Beziehungsfähigkeiten hinsichtlich ihrer 
strategischen Relevanz geprüft werden. Dabei richtet sich das Interesse auf jene organisatio-
nalen Beziehungsfähigkeiten, die für die spezifische Kooperationsform virtueller Unterneh-
men erheblich sind. Angesichts der Vielzahl wissenschaftlicher Beiträge zu jenen Fähigkei-
ten, die Unternehmen für eine erfolgreiche Kooperation benötigen, liegt der Gedanke nahe, 
dass sich ein für virtuelle Unternehmen geeignetes Konzept organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten bereits in der einschlägigen Literatur finden könnte. Tab. 4 präsentiert daher einen 
Überblick über wissenschaftliche Beiträge, die sich – in unterschiedlichen Intensitäten –  mit 
den Fähigkeiten von Unternehmen auseinandersetzen, mit anderen Unternehmen zu kooperie-
ren, und zeigt deren jeweiliges Begriffsverständnis auf
710
. Da sich die hier aufgeführten Ver-
fasser zur Benennung der beschriebenen Fähigkeiten unterschiedlicher Begriffe bedienen, 
werden die aufgeführten Ansätze im Folgenden vereinfachend als Konzepte kooperativer Fä-
higkeiten bezeichnet.  
 
 
 
 
                                                          
710  Bei der überwiegenden Zahl der aufgeführten Quellen handelt es sich um Beiträge, die sich ausschließlich 
mit den Fähigkeiten von Unternehmen befassen, mit anderen Unternehmen zu kooperieren. In der Minder-
heit sind Abhandlungen, in denen derartige Fähigkeiten lediglich eine inhaltlich untergeordnete Position 
einnehmen. So befassen sich HINTERHUBER/STAHL (1996a) sowie ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF 
(2003) in ihren Beiträgen nicht primär, sondern neben anderen Problemstellungen mit den Fähigkeiten zu 
kooperieren. 
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Quelle Bezeichnung Definition Komponenten 
HINTERHUBER/STAHL 
(1996a) 
relationale  
Kompetenz 
 
„die Fähigkeiten von Personen, durch 
multipersonale Interaktionen zum Auf-
bau und Erhalt vielfältiger, langfristig 
angelegter interorganisationaler Bezie-
hungen beizutragen.“711   
 Rollenübernahme, 
 Ambiguitätstoleranz und 
 Selbstöffnung712 
 
REIß (1996b) Netzwerk-
kompetenz 
 Segmentierungskompetenz als Fähig-
keit zur „Bildung netzwerkfähiger 
Einheiten “713 von  Unternehmen 
 Integrationskompetenz als „Fähig-
keit, für ein konstruktives Zusam-
menwirken der Netzwerkmitglieder 
zu sorgen.“714  
 
HILLIG (1997) Kooperations-
kompetenz 
„spezielle Form organisationalen Wis-
sens […], macht den Erwerb inhaltli-
chen Wissens (z. B. technisches Know-
how) in und durch Kooperationen erst 
möglich.“715 
 Selbstorganisation, 
 Beobachung, 
 shared understanding, 
 Vertrauen und  
 Konfliktlösung716 
SIMONIN (1997) collaborative  
know-how 
„the extent to which firms have skill in 
identifying, negotiating, managing, mo-
nitoring, and terminating collaborations 
“717 
 
DYER/SINGH (1998) relational capability „a firm´s willingness and ability to part-
ner.”718 
 
HARBISON/PEKAR 
(1998) 
alliance skills,  
alliance capability 
 Schlüsselfaktoren, die die Institu-
tionalisierung der alliance capabi-
lity begünstigen: 
 best practice capture, 
 process discipline, 
 dissemination of best practices, 
 emphasis on training, 
 organisational solutions and 
embedding719 
 
 
 
 
                                                          
711  HINTERHUBER/STAHL (1996a), S. 105; Hervorhebung im Original hier unterlassen. 
712  Vgl. HINTERHUBER/STAHL (1996a), S. 106-107. 
713  REIß (1996b), S. 15. 
714  REIß (1996b), S. 15. 
715  HILLIG (1997), S. 1. 
716  Vgl. HILLIG (1997), S. 181-207. 
717  SIMONIN (1997), S. 1151. 
718  DYER/SINGH (1998), S. 672. 
719  Vgl. HARBISON/PEKAR (1998), S. 83-92. 
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Quelle Bezeichnung Definition Komponenten 
RITTER/GEMÜNDEN 
(1998) 
Netzwerk-
Kompetenz 
„das Ausmaß der Erfüllung der Aufga-
ben des Netzwerkmanagements und das 
Ausmaß der Qualifikationen der betei-
ligten Mitarbeiter für das Netzwerkma-
nagement“720 
 
 Verfügbarkeit von Ressourcen, 
 Netzwerkorientierung des 
Personalmanagements 
 Integrativität der Kommunika-
tionsstruktur und 
 Offenheit der Organisations-
kultur721 
WEBER/FRANKEN/ 
GÖBEL/MAIER (1998) 
Netzwerkfähigkeit   
LORENZONI/LIPPARINI 
(1999) 
relational capability „the capability to interact with other 
companies“722 
 
PFOHL/BUSE (1999) organisationale  
Beziehungs-
fähigkeiten 
organisationale Fähigkeiten „zur Ver-
knüpfung der individuellen Ressourcen 
von Unternehmen im Rahmen interor-
ganisationaler Beziehungen“723  
 
RITTER/GEMÜNDEN 
(1999) 
Netzwerk-
kompetenz   
 
„Ausmaß der Erfüllung der Aufgaben 
des Netzwerkmanagements und das 
Ausmaß der Qualifikationen der betei-
ligten Mitarbeiter für das Netzwerkma-
nagement“724 
Aufgabenerfüllung 
 beziehungsspezifisch: Gestal-
tung einer Geschäftsbeziehung 
und 
 beziehungsübergreifend:  Pla-
nung, Organisation, Personal-
einsatz und -führung sowie 
Kontrolle 
Qualifikation 
 fachlich 
 sozial725 
AMELINGMEYER/ 
SPECHT (2000) 
wissensorientierte  
Kooperations-
kompetenz 
  Erkennen eigener wissensrele-
vanter Stärken und Schwächen 
sowie Festlegung der mit der 
Kooperation verfolgten Wis-
sensziele, 
 zweckmäßige Vereinbarungen 
bzgl. der Kooperationsgestal-
tung mit dem Kooperations-
partner  und 
 effektive und effiziente Durch-
führung der Kooperation726 
ANAND/KHANNA 
(2000) 
alliance capability, 
alliance capabilities 
Fähigkeit „to manage alliances“727  
                                                          
720  RITTER/ GEMÜNDEN (1998), S. 262. 
721  Vgl. RITTER/GEMÜNDEN (1998), S. 262-264. 
722  LORENZONI/LIPPARINI (1999), S. 317. 
723  PFOHL/BUSE (1999), S. 272. 
724  RITTER/GEMÜNDEN (1999), S. 400. 
725  Vgl. RITTER/GEMÜNDEN (1999), S. 400. 
726  Vgl. AMELINGMEYER/SPECHT (2000), S. 330. 
727  ANAND/KHANNA (2000), S. 298. 
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Quelle Bezeichnung Definition Komponenten 
HÖBIG/KLEIN (2000) Kooperations-
fähigkeit 
„Fähigkeit eines Unternehmens, Koope-
rationsprozesse zu gestalten und zu be-
treiben.“728 
 
SPEKMAN/ISABELLA/ 
MACAVOY (2000) 
alliance competence  
 know-how, 
 supportive processes and struc-
ture, 
 mindset, 
 bench-depth and 
 learning729 
FLEISCH (2001) Netzwerkfähigkeit „Die Fähigkeit einer Geschäftseinheit, 
seine [sic] Wettbewerbsposition durch 
Vernetzung zu verbessern“730   
 
REIß (2001) Netzwerk-
kompetenz 
 
 Segmentierungskompetenz, 
 Vernetzungskompetenz, 
 Infrastrukturkompetenz und 
 Veränderungskompetenz731 
HARLAND (2002) Kooperations-
kompetenz 
„die Kompetenz zur Gestaltung, Len-
kung und Entwicklung von Kooperatio-
nen unter Berücksichtigung der ‚qua-
dratischenʼ Komplexität von Innovation 
und Kooperation.“732 
 
KALE/DYER/SINGH 
(2002) 
alliance capability   
LAMBE/SPEKMAN/ 
HUNT (2002) 
alliance competence „an organizational ability for finding, 
developing, and managing alliances.“733 
 alliance experience, 
 alliance manager development 
capability and 
 partner identification propensi-
ty734 
PEITZ (2002) Vernetzungs-
kompetenz 
 
„die Fähigkeit eines Unternehmens zur 
effektiven und effizienten Interaktion 
mit anderen Unternehmen in einem 
Netzwerkverbund“735 
 Lernkompetenz, 
 Handlungskompetenz und 
 organisationale Voraussetzun-
gen736 
ALBERS/BISPING/ 
TEICHMANN/WOLF 
(2003) 
Kooperations-
kompetenz 
 
„die Fähgkeit zum Transfer eigener 
Ressourcen an andere Unternehmen so-
wie zum Einbinden fremder Ressourcen 
in das eigene Unternehmen.“737 
 Wertschätzung der Partner, 
 Übernahme diverser Rollen, 
 Eigenverantwortung und 
 Motivation738 
                                                          
728  HÖBIG/KLEIN (2000), S. 43. 
729  Vgl. SPEKMAN/ISABELLA/MACAVOY (2000), S. 211. 
730  FLEISCH (2001), S. 208. 
731  Vgl. REIß (2001), S. 151. 
732  HARLAND (2002), S. 11; Anführungszeichen im Original. 
733  LAMBE/SPEKMAN/HUNT (2002), S. 142. 
734  Vgl. LAMBE/SPEKMAN/HUNT (2002), S. 145. 
735  PEITZ (2002), S. 243. 
736  Vgl. PEITZ (2002), S. 255. 
737  ALBERS/ BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 27. 
738  Vgl. ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 27. 
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Quelle Bezeichnung Definition Komponenten 
OELSNITZ (2003a) Kooperations-
kompetenz 
Entsprechend der Definition der relatio-
nal capability von DYER/SINGH (1998) 
wird Kooperationskompetenz von 
OELSNITZ als „a firm´s willingness and 
ability to partner”  bezeichnet739. 
Kooperationskompetenz umfasst  
„strukturelle, kulturelle und technolo-
gische Netzwerkfähigkeit sowie ein 
spezielles führungsbezogenes Koopera-
tions-Know-how.“740 
 
OELSNITZ (2003b) Kooperations-
kompetenz 
„Geschick bei der Herstellung und Er-
haltung einer gedeihlichen Zusammen-
arbeit mit anderen Unternehmen“741 
Vermögen zum Aufbau von 
Vertrauen742 
MEYER (2004) interkulturelle 
Kooperations-
kompetenz 
„die in einer internationalen Kooperati-
onsbeziehung vorhandenen Fähigkeiten 
der beteiligten Partnerunternehmen und 
ihrer Kooperationsträger zur Gestaltung 
angemessener und effektiver interkultu-
reller Interaktionen.“743 
 interkulturelles Bewusstsein, 
 interkulturelle Sensibilität und 
 interkulturelle Integrationsfähig-
keiten744 
HOFFMANN (2006) 
 
Allianz-
management-
kompetenz 
Fähigkeit „erfolgreich mit einer größe-
ren Zahl unterschiedlicher Partner zu 
kooperieren.“745 
„die organisationale Fähigkeit […], die 
Allianzmanagementaufgaben erfolg-
reich durchzuführen.“746 
„die organisationale Fähigkeit […], alle 
Allianzen des fokalen Unternehmens so 
zu konfigurieren und zu managen, dass 
gemeinsam mit den Partnern Wert 
(Nutzen) geschaffen wird, und dass sich 
das fokale Unternehmen auch einen 
fairen Anteil dieses Wertes aneignen 
kann.“747 
 strategische Analyse und Stra-
tegiekonzept, 
 Partnersuche und –bewertung, 
 Abwicklung der Transaktion, 
 Implementierung und laufendes 
Management 
 Überwachung des Allianzerfol-
ges und Rekonfiguration einer 
bestehenden Allianz sowie  
 Beendigung der Allianz748 
 
 
 
                                                          
739  Vgl. OELSNITZ (2003a), S. 519. 
740  OELSNITZ (2003a), S. 519. 
741  OELSNITZ (2003b), S. 201. 
742  Vgl. OELSNITZ (2003b), S. 202. 
743  MEYER (2004), S. 147. 
744  Vgl. MEYER (2004), S. 150-160. 
745  HOFFMANN (2006), S. 253. 
746  HOFFMANN (2006), S. 259. 
747  HOFFMANN (2006), S. 261. 
748  Vgl. HOFFMANN (2006), S. 260. 
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Quelle Bezeichnung Definition Komponenten 
OELSNITZ (2006) Kooperations-
Know-how,  
Kooperations-
kompetenz,  
Beziehungs-
kompetenz,  
Beziehungsfähigkeit 
Entsprechend der Definition der relatio-
nal capability von DYER/SINGH (1998) 
wird Beziehungsfähigkeit von OELS-
NITZ als „a firm´s willingness and abili-
ty to partner” bezeichnet749.  
 
Kooperationskompetenz 
 sozio-technische Netzwerkfäh-
igkeit (Partnerauswahl, Ziel-
festlegung, Gestaltung des 
Transferprozesses u. ä.)750 
 Beziehungsfähigkeit als spezi-
ell-führungsbezogenes Koope-
rations-Know-how (interkultu-
relle Kompetenz, Sachkunde, 
kompatible Unternehmens-
struktur u. ä.)751 
OELSNITZ/GRAF 
(2006) 
interorganisationale 
Kooperations-
kompetenz 
„Summe der in einer spezifischen Koo-
perationsbeziehung eingebrachten indi-
viduellen, teambezogenen und gesamt-
organisationalen Unternehmensfähig-
keiten“752 
 
gesamtorganisationale  
Fähigkeiten 
 funktionale Kernkompetenzen 
und übergreifendes Manage-
ment-Know-how, 
 kompatible Managementsyste-
me, Organisationsstrukturen und 
Kommunikationswege sowie 
 organisationale Reputation und 
Zentralität 
teambezogene Fähigkeiten 
 transaktives Gedächtnis und 
 kollektives „Kooperationsmind-
set“ 
individuelle Fähigkeiten 
 Kommunikationsfähigkeit und 
Konfliktfähigkeit/Ambiguitäts-
toleranz (behaviorale Ebene) 
 Kooperations-Mindset/ Motiva-
tion und Vertrauensfähigkeit 
(emotionale Ebene) 
 Empathie, Kompromissfähigkeit 
und Beobachtungsfähigkeit 
(kognitive Ebene)753 
WOJDA/HERFORT/ 
BARTH (2006) 
Kooperations-
fähigkeit 
„die Ganzheit der individuellen und so-
zialen Kompetenzen, welche die tat-
sächlichen oder potenziellen Akteure 
zur Gründung und zur Durchführung 
von Kooperationen benötigen …“754 
 fachliche Fähigkeiten, 
 methodische Fähigkeiten, 
 Phantasie, 
 kognitive Kompetenz, 
 emotionale Kompetenz und 
 interkulturelle Kompetenz755 
 
                                                          
749  Vgl. OELSNITZ (2006), S. 21. 
750  Vgl. OELSNITz (2006), S. 20. 
751  Vgl. OELSNITZ (2006), S. 21. 
752  OELSNITZ/GRAF (2006), S. 91. 
753  Vgl. OELSNITZ/GRAF (2006), S. 93-102. 
754  WOJDA/HERFORT/BART (2006), S. 34. 
755  Vgl. WOJDA/HERFORT/BART (2006), S. 34-35. 
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Quelle Bezeichnung Definition Komponenten 
HEIMERIKS/ DUYS-
TERS (2007) 
alliance capability „ability to internalize alliance manage-
ment knowledge.“756 
 identifying partners, 
 initiating relationships or 
 restructuring individual allian-
ces757 
SCHILKE (2007) Allianzfähigkeit „Allianzfähigkeit stellt eine spezifische 
dynamische Fähigkeit zur Veränderung 
der existierenden Ressourcen- und Fä-
higkeitenbasis im Rahmen strategischer 
Allianzen dar. Sie basiert auf den orga-
nisationalen Routinen der interorganisa-
tionalen Koordination, der Allianzport-
foliokoordination, des interorganisatio-
nalen Lernens, der Allianzproaktivität 
und der Allianzanpassung.“758 
 Koordination, 
 Lernen, 
 Wahrnehmung und  
 Anpassung759 
ZOBOLSKI (2008) Kooperations-
kompetenz 
 
 
 Koordination des Wissens-
flusses sowie der Verflechtung 
der organisationalen Einheiten 
(organisationaler Aspekt) 
 absorptive Fähigkeit des Un-
ternehmens (kognitiver As-
pekt) und 
 Aufbau sozialen Kapitals und 
vertrauensvoller Beziehungen 
zwischen den Kooperations-
partnern (sozialer Aspekt)760 
KUPKE (2009) Allianzfähigkeit „Allianzfähigkeit ist die Aggregation 
aller Prozesse und Strukturen eines 
Unternehmens, die in Zusammenhang 
mit strategischen Allianzen stehen. 
Allianzfähigkeit umfasst die Identifi-
kation geeigneter Partnerunternehmen, 
die Initiierung, die laufende Steue-
rung, die mögliche Restrukturierung 
und das Beenden strategischer Allian-
zen. Ein weiterer Bestandteil von Alli-
anzfähigkeit ist die Bildung und Steu-
erung multipler Allianzen als Portfo-
lio.“761 
 
 
 
 
                                                          
756  HEIMERIKS/DUYSTERS (2007), S. 30. 
757  Vgl. HEIMERIKS/DUYSTERS (2007), S. 30. 
758  SCHILKE (2007), S. 100. 
759  Vgl. SCHILKE (2007), S. 80-99. 
760  Vgl. ZOBOLSKI (2008), S. 305-306. 
761  KUPKE (2009), S. 224. 
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Quelle Bezeichnung Definition Komponenten 
LANDT (2009) Kooperations-
kompetenz 
 
 
 wissensorientierte, 
 lernbasierte, 
 strukturbezogene und 
 kulturelle 
Kooperationskompetenz762 
ROGHÉ/STRACK/ 
FRENSCH/BANNER/ 
GRÜN/KRÜGER/SULZ-
BERGER (2010) 
Kooperationskom-
petenz,  
Kooperationsfähig-
keit 
Fähigkeit, Maßnahmen durchzuführen, 
die die Kooperationsaktivitäten fördern, 
z. B. in den Bereichen Informations- 
und Wissensmanagement, bereichs-
übergreifende Zusammenarbeit sowie 
Netzwerke und virtuelle Organisatio-
nen763 
 
BOGENSTAHL (2012) Netzwerkmanage-
mentkompetenz 
 
 Koordination, 
 Kommunikation und  
 Evaluation764 
SCHÜßLER (2012) collaborative project 
capabilities 
„capabilities that enable efficient and 
effective project acquisition and con-
duct“765 
 communication, 
 repeated staffing, and 
 trust766 
Tab. 4: Konzepte kooperativer Fähigkeiten in der Literatur
767
 
Wie der Literaturüberblick in Tab. 4 zeigt, hält die wissenschaftliche Literatur eine reichhalti-
ge Auswahl an Konzepten bereit, die das Vermögen von Unternehmen, mit anderen Unter-
nehmen zu kooperieren, thematisieren
768
. Auffallend ist der Umstand, dass keine einhellige 
Begriffsauffassung hinsichtlich der genannten Fähigkeiten existiert. Vielmehr bestehen erheb-
liche Unterschiede in der Auffassung kooperativer Fähigkeiten. So spannen einige Verfasser 
bei der Beschreibung der bezeichneten Fähigkeiten einen weiten Bogen, der sowohl personel-
le als auch organisatorische und technologische Aspekte erfasst
769
. Im extremen Gegensatz 
dazu befassen sich manche Wissenschaftler mit den Fähigkeiten, die eine Kooperation zwi-
schen Unternehmen ermöglichen, ohne diese Fähigkeiten überhaupt inhaltlich zu benennen
770
. 
Insbesondere aber ist im Hinblick auf die Erfordernisse der vorliegenden Arbeit zu bemän-
geln, dass sich keines der aufgeführten Konzepte bei der Analyse kooperativer Fähigkeiten 
explizit an der Kooperationsform virtueller Unternehmen orientiert. Unter diesem Aspekt er-
scheint es geboten, in dieser Arbeit ein eigenständiges Konzept organisationaler Beziehungs-
                                                          
762  Vgl. LANDT (2009), S. 160-178. 
763  Vgl. ROGHÉ/STRACK/ FRENSCH/BANNER/GRÜN/KRÜGER/SULZBERGER (2010), S. 121. 
764  Vgl. BOGENSTAHL (2012), S. 59. 
765  SCHÜßLER/WESSEL/GERSCH (2012), S. 181. 
766  Vgl. SCHÜßLER/WESSEL/GERSCH (2012), S. 181. 
767  Quelle: eigene Darstellung. 
768  Zu einer ähnlichen Einschätzung gelangt auch LANDT (2009), S. 149. 
769  Vgl. beispielsweise OELSNITZ (2006), sowie RITTER/GEMÜNDEN (1998). 
770  Vgl. beispielsweise BOGENSTAHL (2012), LANDT (2009), ZOBOLSKI (2008), KALE/DYER/SINGH (2002), 
REIß (2001), SPEKMAN/ ISABELLA/MACAVOY (2000), sowie HARBISON/PEKAR (1998).  
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fähigkeiten zu entwickeln, welches die Charakteristika virtueller Unternehmen berücksich-
tigt
771
.  
 
5.3 Das Konzept organisationaler Beziehungsfähigkeiten in dieser Arbeit 
5.3.1  Definition organisationaler Beziehungsfähigkeiten und Begründung  
der Begriffswahl 
Für die in dieser Arbeit zu behandelnden kooperativen Fähigkeiten wird die Bezeichnung or-
ganisationale Beziehungsfähigkeiten gewählt. PFOHL/BUSE, die den Begriff in die wissen-
schaftliche Diskussion eingeführt haben, beschreiben organisationale Beziehungsfähigkeiten 
als organisationale Fähigkeiten „zur Verknüpfung der individuellen Ressourcen von Unter-
nehmen im Rahmen interorganisationaler Beziehungen“772. Die Definition von PFOHL/BUSE 
trägt dem Gegenstand virtueller Unternehmen, der Bündelung von Kompetenzen, durch die 
Auffassung organisationaler Beziehungsfähigkeiten als Voraussetzung der Ressourcenverbin-
dung, in grundlegender Weise Rechnung
773
. Gleichzeitig bietet sie einen breiten Spielraum für 
inhaltliche Konkretisierungen und Ergänzungen, und kann somit den Anforderungen gerecht 
werden, welche die Charakteristika virtueller Unternehmen an die begriffliche Erfassung or-
ganisationaler Beziehungsfähigkeiten stellen. Damit schafft die Begriffbestimmung von 
PFOHL/BUSE die Basis für die Entwicklung einer Definition organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten, die auf das spezifische Wesen virtueller Unternehmen zugeschnitten sind. Eine sol-
che Definition wird im Folgenden erarbeitet. 
Die Grundlage einer Beziehung zwischen Individuen sind Interaktionen
774
. Unter einer Inter-
aktion wird die Einwirkung verschiedener Personen aufeinander verstanden
775
. Interaktionen 
sind durch die Verhaltensinterdependenz der beteiligten Akteure gekennzeichnet
776
. Eine 
wiederholte Abfolge, d. h. eine Sequenz von Interaktionen
777
 führt zur Ausbildung einer Be-
ziehung
778
. Demzufolge können Beziehungsfähigkeiten als jene Fähigkeiten aufgefasst wer-
den, die notwendig sind, um wiederholte Interaktionen mit mindestens einem Interaktions-
partner durchführen zu können und damit eine Beziehung zu entwickeln. Die hier behandelten 
Beziehungen im Rahmen von Unternehmenskooperationen werden von geschäftlichen Inte-
ressen bestimmt. Derartige Geschäftsbeziehungen umfassen sämtliche von ökonomischen 
Zielen geleiteten Beziehungen zwischen einem Anbieter von Gütern und seinen Wertschöp-
                                                          
771  Vgl. dazu auch OELSNITZ, welcher feststellt, dass die Kooperationskompetenz eines Unternehmens eine 
große Zahl von Einzelfähigkeiten umfasse, die – je nach der betrachteten Kooperationsform – unterschied-
lich relevant seien [vgl. OELSNITZ (2003b), S. 201], und demzufolge hinsichtlich der Auswahl zu entwi-
ckelnder Fähigkeiten empfiehlt, „im Einzelfall kooperationsspezifische Belange zu berücksichtigen“ 
[OELSNITZ (2003b), S. 203; Hervorhebung im Original].  
772  PFOHL/BUSE (1999), S. 272. 
773  Vgl. dazu im Einzelnen die Ausführungen zur Realisierung der strategischen Flexibilität virtueller Unter-
nehmen mit Hilfe organisationaler Beziehungsfähigkeiten in Kapitel 2.4.5. 
774  Vgl. DILLER/KUSTERER (1988), S. 211, sowie auch  FELDMAN/RAFAELI (2002), S. 312. 
775  Vgl. NERDINGER/BLICKLE/SCHAPER (2008), S. 62. 
776  Vgl. GREMMINGER (1995), S. 51. 
777  Vgl. IRLE (1975), S. 398-399. 
778  Vgl. HÅKANSSON (1995), S. 25. Zu einer alternativen Definition vgl. ZELEWSKI/HÜGENS/PETERS/SCHÜTTE 
(2006) S. 332, welche bereits eine Interaktion als Beziehung ansehen. 
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fungspartnern
779
. Gegenständlich für Geschäftsbeziehungen sind Tauschhandlungen
780
, also 
wechselseitige Transaktionen. Den hier betrachteten virtuellen Unternehmen liegen Ge-
schäftsbeziehungen zwischen mehreren Unternehmen zugrunde, die wiederholte Interaktionen 
in Form der auftragsbezogenen Bündelung und Nutzung der Kompetenzen der Unternehmen 
umfassen. Damit bildet das wechselseitige Lernen oder der Austausch von Wissen ein wesent-
liches Element dieser Beziehungen
781
. Mit ihren Interaktionen verfolgen die Mitglieder virtu-
eller Unternehmen das Ziel, nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu erlangen
782
. Die Fähigkeiten 
von Mitgliedern virtueller Unternehmen, die erforderlich sind, um in der beschriebenen Weise 
zu interagieren, werden in der vorliegenden Arbeit als organisationale Beziehungsfähigkeiten 
bezeichnet.
 
 
 
 
 
 
 
 
Die eingangs vorgestellte Definition organisationaler Beziehungsfähigkeiten nach PFOHL/BU-
SE wurde mit der hier aufgestellten Definition im Hinblick auf die Anforderungen virtueller 
Unternehmen modifiziert. So wurden insbesondere die Verknüpfung der spezifischen Res-
sourcen von Unternehmen durch die Bündelung von Kompetenzen konkretisiert und die inter-
organisationalen Beziehungen als kooperative Beziehungen im Rahmen virtueller Unterneh-
men beschrieben. In Ergänzung der von PFOHL/BUSE präsentierten Begriffsbestimmung wur-
den darüber hinaus das konstituierende Merkmal von Beziehungen – die wiederholten Inter-
aktionen – sowie das ökonomische Ziel virtueller Unternehmen – die Erlangung nachhaltiger 
Wettbewerbsvorteile für die Mitglieder dieser virtuellen Unternehmen – aufgeführt.  
 
Der Begriff der organisationalen Beziehungsfähigkeiten eignet sich jedoch nicht nur, um die 
Erfordernisse virtueller Unternehmen widerzuspiegeln, sondern er wird darüber hinaus dem 
interpersonellen Charakter jener Fähigkeiten gerecht, die Gegenstand der vorliegenden Arbeit 
sind. Die in der einschlägigen Literatur vorgestellten Konzepte kooperativer Fähigkeiten zie-
                                                          
779  Vgl. DILLER (2007), S. 1. In einem weiter gefassten Verständnis des Begriffs Geschäftsbeziehungen wer-
den zu den Partnern einer Geschäftsbeziehung nicht nur die Wertschöpfungspartner eines Unternehmens 
gezählt, sondern beispielsweise auch seine Kunden, seine Aktionäre und politische Entscheidungsträger. 
Vgl. BRUHN/BUNGE (1994), S. 54-55. Im vorliegenden Kontext erweist sich die engere Begriffsauffassung 
von DILLER als hinreichend, da im Rahmen virtueller Unternehmen ausschließlich die Beziehungen zwi-
schen Anbietern und deren Wertschöpfungspartnern betrachtet werden. 
780  Vgl. FORD (1990), S. 12 
781  GUPTA/GOVINDARAJAN (1991), S. 770, unterscheiden insgesamt drei Arten von Transaktionen innerhalb 
von Netzwerken: den Fluss von Kapital, von Gütern und von Wissen. 
782  RITTER/GEMÜNDEN sehen das Ziel einer technologieorientierten Geschäftsbeziehung grundsätzlich in der 
Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen. Vgl. RITTER/GEMÜNDEN (1999), S. 388. 
Organisationale Beziehungsfähigkeiten im Rahmen virtueller Unternehmen umfassen 
die Fähigkeiten einer Gruppe von Unternehmensmitgliedern, wiederholte Interaktionen 
mit ausgewählten Mitgliedern eines oder mehrerer anderer Unternehmen in Form der 
auftragsbezogenen Bündelung und Nutzung von Kompetenzen durchzuführen, um 
nachhaltige Wettbewerbsvorteile für die Mitglieder dieser virtuellen Unternehmen zu 
schaffen. 
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len häufig auch auf technologische Aspekte der Unternehmenskooperation
783
. Die technolo-
gieorientierten Bedingungen einer zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit stehen jedoch nicht 
in Blickwinkel dieser Arbeit. Vielmehr richtet sich das vorliegende Interesse auf die unmittel-
bar zwischen den Kooperationspartnern ablaufenden, wiederholten Interaktionen. Für die zu 
untersuchenden Fähigkeiten wurde daher bewusst der Begriff „Beziehungsfähigkeiten“ ge-
wählt. 
Der Umstand, dass es sich bei dem von PFOHL/BUSE geprägten Begriff der organisationalen 
Beziehungsfähigkeiten nach der Definition der beiden Verfasser um ein Gebilde handelt, das 
dem zentralen Anliegen virtueller Unternehmen entgegenkommt, sowie der aus dem Termi-
nus hervorgehende Hinweis auf das interpersonelle Wesen der bezeichneten Fähigkeiten ha-
ben in ihrer Gesamtheit die Wahl des Begriffs organisationale Beziehungsfähigkeiten in der 
vorliegenden Arbeit motiviert. 
 
5.3.2 Komponenten organisationaler Beziehungsfähigkeiten in virtuellen Unternehmen 
Die für die Zusammenarbeit in virtuellen Unternehmen notwendigen organisationalen Bezie-
hungsfähigkeiten dienen dazu, die strategische Flexibilität dieser Kooperationsform zu reali-
sieren, mithin also die Kompetenzbündelung der Kooperationspartner sowie die Nutzung der 
Kompetenzbündel zu unterstützen
784
. Eine solche Aktivierung bedingt zum einen Fähigkeiten, 
die das wechselseitige Lernen der Kooperationspartner – als Voraussetzung der Kompetenz-
bündelung – ermöglichen. Zum anderen erfordert die Realisierung der strategischen Flexibili-
tät die Fähigkeit der Kooperationspartner, die gebündelten Kompetenzen einer Verwendung 
zuzuführen. In Kapitel 2.4.5 wurden die notwendigen Fähigkeiten in einer ersten Annäherung 
als die Fähigkeit zu Lernen sowie die Fähigkeit zu Organisieren bezeichnet. Im Folgenden 
werden die in virtuellen Unternehmen erforderlichen organisationalen Beziehungsfähigkeiten 
konkretisiert. 
Die für virtuelle Unternehmen relevanten organisationalen Beziehungsfähigkeiten werden 
insbesondere aus den charakteristischen Merkmalen dieser Kooperationsform abgeleitet. Die 
folgende Analyse wird zeigen, dass die Verwendung der Charakteristika virtueller Unterneh-
men als Basis der Entwicklung des hier relevanten Konzepts organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten im Hinblick auf die Funktion organisationaler Beziehungsfähigkeiten berechtigt ist. 
Bei den typischen Eigenschaften virtueller Unternehmen handelt es sich nicht um allgemein-
gültige Merkmale von Unternehmenskooperationen. Vielmehr unterstützen diese Attribute in 
erheblichem Maße die Umsetzung der Strategie gerade virtueller Unternehmen. Die Charakte-
ristika virtueller Unternehmen entsprechen dem Ansinnen dieser Kooperationsform, nachhal-
tige Wettbewerbsvorteile durch die Bündelung der Kompetenzen der Kooperationspartner zu 
schaffen oder mit anderen Worten: Sie tragen dem Erfordernis Rechnung, die strategische 
Flexibilität dieser Unternehmenskooperationen zu realisieren. Die aus den Charakteristika 
virtueller Unternehmen abgeleiteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten üben demzufol-
ge ebenfalls einen maßgeblichen Einfluss auf die genannte Aufgabenstellung aus, der bereits 
                                                          
783  Vgl. die Quellenangaben in Fn. 769. 
784  Vgl. Kapitel 2.4.5. 
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an früherer Stelle skizziert wurde und nun in den entsprechenden Kapiteln zu den einzelnen 
Fähigkeiten konkretisiert wird.  
Das zwecks Kompetenzbündelung durchzuführende Lernen in virtuellen Unternehmen zeigt 
sich in erster Linie in Form des Instruktionslernens, welches im vorliegenden Kontext wieder-
holte Interaktionen und damit eine Beziehung zwischen Individuen voraussetzt. Eine Bezie-
hungsfähigkeit, die diesem Gebot des Lernens Rechnung trägt, lässt sich unmittelbar aus den 
spezifischen Charakteristika virtueller Unternehmen ableiten. Die für virtuelle Unternehmen 
typische Vertrauenskultur erfordert das Vermögen der Kooperationspartner, sich wechselsei-
tig Vertrauen zu schenken. Im Folgenden wird dieses Vermögen in Anlehnung an HILLIG als 
Vertrauensfähigkeit
785
 bezeichnet
786
. Vertrauensfähigkeit umfasst im Rahmen des Instrukti-
onslernens die Bereitschaft der Kooperationspartner, sich gegenseitig zu instruieren, d. h. ein-
ander Wissen zu transferieren
787
. Die Wirkung der Vertrauensfähigkeit auf das wechselseitige 
Lernen in virtuellen Unternehmen, insbesondere auf die Realisierung der strategischen Flexi-
bilität, wird in Kapitel 5.4.5 eingehend erörtert. 
Ebenso wie die Vertrauensfähigkeit, fördert auch die Akkulturationsfähigkeit
788
 die Prozesse 
des wechselseitigen Lernens, indem sie den zum Instruktionslernen erforderlichen wechselsei-
tigen Wissenstransfer der Kooperationspartner unterstützt. Während die Vertrauensfähigkeit 
die zum Instruktionslernen nötige Bereitschaft zum Wissenstransfer steuert, wirkt sich die 
Akkulturationsfähigkeit positiv auf das Vermögen der Kooperationsmitglieder aus, ihr Wissen 
anderen Kooperationsteilnehmern zu transferieren. Die Notwendigkeit, die Akkulturationsfä-
higkeit zwecks Förderung des Wissenstransfers zu entwickeln, lässt sich, wie die Vertrauens-
fähigkeit, aus den Charakteristika virtueller Unternehmen ableiten, und zwar im Falle der Ak-
kulturationsfähigkeit aus dem hohen Kommunikationsbedarf der Kooperationsmitglieder. Ne-
ben der Unterstützung des Wissenstransfers kommt der Akkulturationsfähigkeit allerdings im 
Rahmen des Instruktionslernens noch eine weitere Funktion zu, die sich nicht via die Charak-
teristika virtueller Unternehmen erschließt, sondern vielmehr direkt aus der mit der Kompe-
tenzbündelung verbundenen Notwendigkeit des Lernens resultiert. So forciert die Akkulturati-
onsfähigkeit nicht nur die gegenseitige Instruierung der Kooperationspartner, sondern sie för-
dert gleichfalls die Lernbereitschaft und das Lernvermögen der Teilnehmer virtueller Unter-
nehmen. Die Wirkung der Kultur auf das wechselseitige Lernen der Kooperationspartner und 
auf die Realisierung der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen wird in Kapitel 2.2 
detailliert dargestellt. 
Mit der Vertrauensfähigkeit und der Akkulturationsfähigkeit wurden zwei Beziehungsfähig-
keiten genannt, die das zum Zwecke der Kompetenzbündelung erforderliche wechselseitige 
Lernen der Kooperationspartner in virtuellen Unternehmen lancieren. Damit sind Vertrauens-
fähigkeit und Akkulturationsfähigkeit auf einer der Kompetenznutzung vorgeordneten Stufe 
                                                          
785  Zur Vertrauensfähigkeit vgl. im Einzelnen Kapitel 5.4. 
786  Vgl. HILLIG (1997), S. 200. Den Begriff Vertrauensfähigkeit benutzen darüber hinaus auch OELSNITZ/GRAF 
(2006), S. 102.  
787  Vgl. dazu im Einzelnen die Ausführungen zum Einfluss der Vertrauensfähigkeit auf das Lernen in Kapitel 
5.4.5. Zum Verhältnis der Begriffe Fähigkeit und Bereitschaft im Zusammenhang mit dem hier als Vertrau-
ensfähigkeit bezeichneten Konstrukt wird in Kapitel 5.4.2 eingehend Stellung genommen. 
788  Zur Akkulturationsfähigkeit vgl. im Einzelnen Kapitel 5.5. 
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angesiedelt. Demgegenüber kann die Selbstorganisationsfähigkeit
789
 der Kooperationsteilneh-
mer – welche sich analog zur Vertrauensfähigkeit unmittelbar aus den Charakteristika virtuel-
ler Unternehmen ableiten lässt – direkt auf der Stufe der Kompetenznutzung lokalisiert wer-
den, denn sie versetzt die die Mitglieder dieser Kooperationsform in die Lage, mit Hilfe der 
gebündelten Kompetenzen einen konkreten Kundenauftrag auszuführen
790
. Inwiefern die Teil-
nehmer virtueller Unternehmen die Fähigkeit zur Selbstorganisation benötigen, um die Reali-
sierung der strategischen Flexibilität unterstützen zu können, wird in Kapitel 5.6.3 erläutert. 
Damit enthält das Konzept organisationaler Beziehungsfähigkeiten, das dieser Arbeit zugrun-
de gelegt wird, die folgenden drei Elemente: 
1. Vertrauensfähigkeit, 
2. Akkulturationsfähigkeit und 
3. Selbstorganisationsfähigkeit. 
Vertrauensfähigkeit, Akkulturationsfähigkeit und Selbstorganisationsfähigkeit stellen jene or-
ganisationalen Beziehungsfähigkeiten dar, die für die erfolgreiche zwischenbetriebliche Zu-
sammenarbeit in der spezifischen Kooperationsform virtueller Unternehmen als wesentlich 
angesehen werden. Dabei ist zu beachten, dass die aufgeführten Einzelfähigkeiten ihre Aufga-
be in dieser Kooperationsform ausschließlich gemeinsam, d. h. in der Kombination aller drei 
Fähigkeiten, erfüllen. Offenbar sind einzelne Komponenten dieses Verbunds auch für alterna-
tive Formen der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit von Belang. So mag etwa die Ver-
trauensfähigkeit in jeder Art der Unternehmenskooperation eine mehr oder weniger große Be-
deutung erlangen, die das wechselseitige Lernen der Partner in den Mittelpunkt stellt. Ebenso 
können auch die Akkulturationsfähigkeit oder die Selbstorganisationsfähigkeit jeweils in al-
ternativen Kooperationsformen als relevant erachtet werden. Maßgeblich für die Bewertung 
von Vertrauensfähigkeit, Akkulturationsfähigkeit und Selbstorganisationsfähigkeit als jene or-
ganisationalen Beziehungsfähigkeiten, die passgenau auf die Erfordernisse virtueller Unter-
nehmen zugeschnitten sind, ist die kombinierte Anwendung dieser drei Fähigkeiten. Nicht ei-
ne einzelne oder zwei der genannten Fähigkeiten entspricht bzw. entsprechen den Bedürfnis-
sen der Kooperationspartner virtueller Unternehmen, sondern der Verbund aus allen drei Fä-
higkeiten erweist sich als spezifische Notwendigkeit für eine erfolgreiche Kooperation in der 
Form virtueller Unternehmen. 
Weiterhin sei darauf hingewiesen, dass offenkundig weitere Fähigkeiten existieren, die als or-
ganisationale Beziehungsfähigkeiten eingestuft und für die Zusammenarbeit in virtuellen Un-
                                                          
789  Zur Selbstorganisationsfähigkeit vgl. im Einzelnen Kapitel 5.6. 
790  In der Praxis werden die Phase des wechselseitigen Lernens der Kooperationspartner im Rahmen der Kom-
petenzbündelung sowie die Phase der Kompetenznutzung häufig ineinander übergehen. Diese Vermischung 
der einzelnen Phasen ergibt sich schon aus den zeitlichen Restriktionen, die mit der Auftragsbearbeitung 
verbunden sind und eine Parallelisierung der beiden Phasen empfehlenswert erscheinen lassen. Darüber 
hinaus stellt die Selbstorganisation, in deren Zuge die Kompetenzen der Kooperationspartner einer Ver-
wendung zugeführt werden, selbst einen Lernprozess dar (vgl. Kapitel 5.6.4), sodass ein gleichzeitiger Ab-
lauf der Phasen des wechselseitigen Lernens im Rahmen der Kompetenzbündelung und der Phase der 
Kompetenznutzung naheliegend scheint. Wenn hier dennoch eine Trennung zwischen dem wechselseitigen 
Lernen der Kooperationspartner im Rahmen der Kompetenzbündelung sowie dem Prozess der Kompetenz-
nutzung vorgenommen wird, so geschieht dies, um die Transparenz der Ausführungen zu erhöhen.  
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ternehmen als notwendig erachtet werden können. Zahlreiche Beispiele für derartige Fähig-
keiten finden sich in dem in Kapitel 5.2 präsentierten Literaturüberblick. Wenn in dieser Ar-
beit die Wahl gerade auf die drei angeführten Fähigkeiten gefallen ist, dann deshalb, weil die-
sen Fähigkeiten im Kontext virtueller Unternehmen im Vergleich zu alternativen Fähigkeiten 
ein besonderes Gewicht zukommt. Die herausragende Bedeutung der hier ausgewählten orga-
nisationalen Beziehungsfähigkeiten ergibt sich aus dem Umstand, dass diese Fähigkeiten zum 
größten Teil unmittelbar aus den charakteristischen Merkmalen virtueller Unternehmen abge-
leitet und insofern als konstituierend angesehen werden können.  
Alle drei organisationalen Beziehungsfähigkeiten – Vertrauensfähigkeit, Akkulturationsfähig-
keit und Selbstorganisationsfähigkeit – tragen schließlich in ihrer Gesamtheit dazu bei, dass 
die Mitglieder virtueller Unternehmen im Zuge der Kompetenzbündelung sowie der Nutzung 
der Kompetenzbündel die strategische Flexibilität dieser Kooperationsform zu realisieren 
vermögen, um letztendlich die Zielsetzung virtueller Unternehmen, die Schaffung nachhalti-
ger Wettbewerbsvorteile, realisieren zu können. 
Abb. 16 verdeutlicht die Beziehung der drei organisationalen Beziehungsfähigkeiten zu der in 
virtuellen Unternehmen durchzuführenden Kompetenzbündelung und Kompetenznutzung. 
 
 
  
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 16.: Einfluss organisationaler Beziehungsfähigkeiten auf die Bündelung und Nutzung von Kompetenzen
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791  Quelle: eigene Darstellung. 
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Die in dieser Arbeit aufgeführten organisationalen Beziehungsfähigkeiten versetzen die Koo-
perationspartner virtueller Unternehmen in die Lage, ihre Kompetenzen zu bündeln und die 
entstandenen Kompetenzbündel zu nutzen. Eine solche Bündelung und Nutzung der Kompe-
tenzen stellt den zentralen Gegenstand der Realisierung der strategischen Flexibilität virtueller 
Unternehmen dar und bildet letztlich die Voraussetzung für die Erzielung nachhaltiger Wett-
bewerbsvorteile und damit für die Realisierung des Kooperationsziels virtueller Unternehmen. 
Unter Berücksichtigung dieser Beziehungen kann das hier vorgestellte Konzept organisatio-
naler Beziehungsfähigkeiten auch wie folgt charakterisiert werden: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beziehungen zwischen dem hier entwickelten Konzept organisationaler Beziehungsfähig-
keiten und dem Vermögen der Teilnehmer virtueller Unternehmen, nachhaltige Wett-
bewerbsvorteile zu erzielen, illustriert Abb. 17. 
 
Abb. 17: Wirkung organisationaler Beziehungsfähigkeiten auf die Wettbewerbsposition
792
 
 
                                                          
792  Quelle: eigene Darstellung. 
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Das in dieser Arbeit entwickelte Konzept organisationaler Beziehungsfähigkeiten, be-
stehend aus den Komponenten 
 Vertrauensfähigkeit, 
 Akkulturationsfähigkeit und 
 Selbstorganisationsfähigkeit, 
stellt jene Kombination von Fähigkeiten dar, mit deren Hilfe die Mitglieder virtueller 
Unternehmen die strategische Flexibilität der virtuellen Unternehmen realisieren und 
demzufolge nachhaltige Wettbewerbsvorteile erzielen können.  
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5.4 Vertrauensfähigkeit 
5.4.1 Einführung in die Thematik der Vertrauensfähigkeit 
Ebenso wie die Selbstorganisation bilden vertrauensvolle Beziehungen zwischen den Koope-
rationspartnern ein charakteristisches Merkmal virtueller Unternehmen
793
. Analog zur Akkul-
turationsfähigkeit bezieht die Vertrauensfähigkeit als Fähigkeit einer Person, anderen Perso-
nen Vertrauen entgegenzubringen, ihre Relevanz für virtuelle Unternehmen aus der im Zen-
trum dieser Kooperationsform stehenden Kompetenzbündelung und dem damit verbundenen 
Erfordernis des wechselseitigen Lernens
794
. Vertrauensfähigkeit erweist sich aufgrund ihres 
Einflusses auf den im Zuge des Instruktionslernens nötigen Wissenstransfer letztlich als not-
wendig, um die strategische Flexibilität virtueller Unternehmen zu realisieren und dadurch 
den Kooperationspartnern zu nachhaltigen Wettbewerbsvorteilen zu verhelfen. Der Begriff 
der Vertrauensfähigkeit als Fähigkeit einer Person, Vertrauen zu verschenken, bedarf einer 
kontextbezogenen Konkretisierung, die in den folgenden Kapiteln vorgenommen wird.  
 
5.4.2 Vertrauen und Vertrauensfähigkeit 
In der wissenschaftlichen Literatur findet sich eine Vielzahl von Vertrauensdefinitionen
795
. 
Wenngleich die Begriffsbestimmungen inhaltlich variieren, so enthält doch die überwiegende 
Zahl der Definitionen zwei Elemente, die als zentral für das Phänomen „Vertrauen“ angese-
hen werden: positive Erwartung und Risiko
796
.  
Der Vertrauensgeber erwartet, dass der Vertrauensempfänger ihm wohlwollend gesonnen 
ist
797
 und ihm demzufolge nicht absichtlich Schaden zufügen wird, d. h. er hegt eine positive 
Erwartung gegenüber dem Vertrauensempfänger
798
. Die Voraussetzung des wohlwollenden 
Handelns des Vertrauensempfängers impliziert aber auch das Wissen oder zumindest die Ver-
mutung des Vertrauensgebers, dass der Vertrauensempfänger durchaus imstande wäre, dem 
ihm vertrauenden Individuum zu schaden
799
, und damit das Wissen des Vertrauensgebers um 
seine eigene Verletzbarkeit
800
. Da die Erfüllung der Erwartung des Vertrauensgebers mit Un-
sicherheit behaftet ist
801
, umfasst die Entscheidung zu vertrauen stets ein Risiko
802
 auf Seiten 
                                                          
793  Vgl. Kapitel 2.2. 
794  Ähnlich stellt auch DODGSON (1993), S. 78, fest, dass effektives Lernen ein Vertrauensklima erfordere.  
795  Zu einem Überblick über verschiedene Vertrauensdefinitionen vgl. FLADNITZER (2006), S. 11-12. 
796  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 35, sowie HUMPHREY (2000), S. 216-217. OSTERLOH/WEIBEL führen 
als drittes Element des Vertrauens das Handeln des Vertrauensgebers auf. Vgl. dazu die Ausführungen wei-
ter unten in diesem Kapitel. 
797  Vgl. KUMAR (1996), S. 95. 
798  Vgl. LEWICKI/MCALLISTER/BIES (1998), S. 439, sowie ROUSSEAU/SITKIN/BURT/CAMERER (1998), S. 395. 
In ähnlicher Weise benutzen MCEVILY/PERRONE/ZAHEER auch den Begriff „positive assumption“ [MCEVI-
LY/PERRONE/ZAHEER (2003), S. 92]. 
799  Vgl. ähnlich GILBERT (1999), S. 32.  
800  Vgl. ZAND (1972), S. 230, sowie auch MAYER/DAVIS/SCHOORMAN (1995), S. 712. 
801  Vgl. STEINHEUSER (2006), S. 72, sowie GAMBETTA (1988), S. 218. 
802  In der klassischen Entscheidungstheorie wird der Begriff Risiko zumeist als „variation in the distribution of 
possible outcomes, their likelihoods, and their subjective values“ [MARCH/SHAPIRA (1987), S. 1404] aufge-
fasst. 
137 
 
des Vertrauensgebers
803
. Mit seiner Vertrauensgabe nimmt der Vertrauensgeber also bewusst 
die Möglichkeit in Kauf, durch den Vertrauensempfänger einen Schaden zu erleiden
804
. 
Ein Schaden entsteht dem Vertrauensgeber dann, wenn der Vertrauensempfänger zu seinem 
eigenen Vorteil
805
 und damit zum Nachteil des Vertrauensgebers handelt
806
. Eine solche Vor-
teilsnahme des Vertrauensempfängers kann mit dem Begriff des Opportunismus erfasst wer-
den
807
. Wenn also der Vertrauensgeber davon ausgeht, dass der Vertrauensempfänger auf eine 
                                                          
803  Vgl. SYDOW (2000), S. 35, GILBERT (1999), S. 31, sowie LEWIS/WEIGERT (1985), S. 968. Hinsichtlich des 
beschriebenen Risikos könnte der Gedanke aufkommen, zwischen verschiedenen Risikograden, etwa in 
Abhängigkeit von der Person des Vertrauensempfängers sowie der Phase der Beziehung zwischen Vertrau-
ensgeber und Vertrauensempfänger, zu unterscheiden. Zu verschiedenen Phasen einer Vertrauensbeziehung 
vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 65-70, sowie auch Kapitel 5.4.6.2 dieser Arbeit. So könnte beispielswei-
se argumentiert werden, dass das mit dem Vertrauen verbundene Risiko im Fall einer fortgeschrittenen Be-
ziehung und damit eines bekannten Vertrauensempfängers in der Regel geringer ausfallen werde als bei ei-
ner dem Vertrauensgeber fremden Person, weil das künftige Verhalten der bekannten Person präziser ein-
geschätzt werden könne als das einer unbekannten Person. Vgl. dazu die Ausführungen zum sog. know-
ledge-based trust in Kapitel 5.4.6.1. Vertrauenssituationen mögen sich durchaus hinsichtlich des Risikos 
auf Seiten der Vertrauensgeber unterscheiden. So stellt etwa HUSTED fest, dass „characteristic-based trust 
leaves the parties more vulnerable to exploitation than does process-based trust“ [HUSTED (1998), S. 241].  
Zur Unterscheidung verschiedener Vertrauensarten vgl. Kapitel 5.4.6.1. Das mit dem jeweiligen Vertrauen 
verbundene Risiko kann demnach als das Ausmaß der Verletzbarkeit des Vertrauensgebers aufgefasst wer-
den. So mag dem Vertrauensgeber A lediglich ein finanzieller Verlust drohen, während der Vertrauensge-
ber B um sein Leben bangen muss. Derartige Risikodifferenzen berühren jedoch nicht das Vertrauen selbst. 
Nach der hier verwendeten Definition umfasst Vertrauen die Erwartung, dass der Vertrauensempfänger 
dem Vertrauensgeber keinen Schaden zufügen wird. Unabhängig von der Höhe des Risikos in einer spezifi-
schen Vertrauenssituation wird demnach der Vertrauensgeber ein Wohlverhalten von dem Vertrauensemp-
fänger erwarten. Ein Individuum kann einem anderen Individuum nicht „ein bisschen“ vertrauen. Entweder 
ist der potenzielle Vertrauensgeber davon überzeugt, dass er keinen Schaden erleiden wird, oder er erwartet 
es nicht. Im ersten Fall wird er sein Vertrauen verschenken, im zweiten Fall dagegen nicht. Eine Differen-
zierung des Vertrauens lässt sich weiterhin hinisichtlich des Sachgebietes vornehmen, auf das sich das Ver-
trauen bezieht. Vgl. HANDY (1996), S. 98. 
804  Vgl. MAYER/DAVIS/SCHOORMAN (1995), S. 712.  
805  Vgl. HUMPHREY (2000), S. 217. 
806  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 43.
 
807  Vgl. SIEBERT (1999), S. 12, und ähnlich auch BARNEY/HANSEN (1994), S. 176. Der genannte Vorteil des 
Vertrauensempfängers bezieht sich ausdrücklich auf den Vertrauensgeber, d. h. als Vorteil im beschriebe-
nen Sinn ist ausschließlich ein Vorteil des Vertrauensempfängers zu verstehen, der einen Nachteil bei dem 
Vertrauensgeber bewirkt. Außerhalb dieser Konstellation kann der Vertrauensempfänger durchaus einen 
Vorteil realisieren, nämlich durch die Wahl einer Handlungsmöglichkeit, die seine übrigen Handlungsalter-
nativen in einem bestimmten Kontext hinsichtlich des Nutzens dominiert. Beispielsweise kann der Vertrau-
ensempfänger einen Vorteil erlangen, wenn er im Zuge einer Kooperation mit Person A deren Vertrauen 
honoriert, statt alternativ auf die Kooperation zu verzichten oder mit Person B zu kooperieren. Vgl. dazu 
auch PROVAN/SKINNER (1989), S. 204, welche ebenfalls darauf hinweisen, dass Opportunismus im Rahmen 
von Unternehmenskooperationen die Vorteilsnahme gegenüber einer anderen Organisation, d. h. gegen-
über einem Kooperationspartner, beinhalte. Vgl. weiterhin auch WILLIAMSON (1993), S. 458, welcher in 
dem unverhüllten Streben nach einer Realisierung der eigenen Interessen noch keinen Opportunismus sieht, 
sondern erst dann von opportunistischem Verhalten spricht, wenn die Vorteilsnahme mit Arglist durchge-
führt wird.
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Vorteilsnahme verzichtet, dann erwartet er, dass der Vertrauensempfänger sich nicht opportu-
nistisch verhält
808
.  
Die Option des Vertrauensempfängers, dem Vertrauensgeber Schaden zuzufügen, erfordert 
schließlich die Existenz einer Interdependenz zwischen Vertrauensgeber und Vertrauensemp-
fänger
809
. Diese Interdependenz umfasst jedoch nicht die Möglichkeit des Vertrauensgebers, 
den Vertrauensempfänger durch die Ausübung von Macht zu einem bestimmten Verhalten zu 
bewegen. Vertrauen ist durch die Abwesenheit von Macht auf Seiten des Vertrauensgebers ge-
kennzeichnet
810
. Das bedeutet, dass die Vertrauensgabe die Machtausübung auf den Vertrau-
ensempfänger sowohl durch den Vertrauensgeber selbst als auch durch eine den Vertrauens-
geber vertretende dritte Person ausschließt
811
. Der Vertrauensempfänger kann frei darüber be-
finden, ob er sich dem Vertrauensgeber gegenüber opportunistisch verhalten möchte oder 
nicht. Ebenso obliegt es aber auch dem freien Entschluss des Vertrauensgebers, ob er einer 
Person sein Vertrauen schenkt oder nicht
812
.
 
Die Freiheit der Entscheidung des Vertrauensge-
bers stellt demzufolge ein weiteres konstituierendes Merkmal – neben Risiko und positiver 
Erwartung – von Vertrauen dar813. 
Vertrauen ist nicht als bloßes Attribut eines Individuums zu verstehen, wie etwa blondes Haar 
oder eine Vorliebe für gutes Essen. Wenn der Vertrauensgeber, wie beschrieben, mit seinem 
Vertrauen eine Schädigung durch den Vertrauensempfänger risikiert, dann ist eine Aktivität 
                                                          
808  Vgl. VOGT (1997), S. 133, sowie auch THUY/QUANG (2005), S. 391. Entsprechend der Erwartungshaltung 
des Vertrauensgebers definiert JOHN opportunistisches Verhalten als “the […] violation of implicit or expli-
cit promises about one’s […] required […] behavior“ [JOHN (1984), S. 279]. 
809  Vgl. LANE (2000), S. 3, sowie ROUSSEAU/SITKIN/BURT/CAMERER (1998), S. 395.  
810  Dagegen verfügt der Vertrauensempfänger durchaus über Macht gegenüber dem Vertrauensgeber, welche 
aus der Abhängigkeitsbeziehung des Vertrauensgebers zu dem Vertrauensempfänger resultiert. Vgl. MC-
KNIGHT/CHERVANY (1996), S. 28. Zum komplementären Verhältnis von Macht und Abhängigkeit vgl. GE-
BERT (1995), S. 67. 
811  Dementsprechend heben MAYER/DAVIS/SCHOORMAN hervor, dass der Vertrauensempfänger „will perform 
a particular action important to the trustor, irrespective of the [trustorʼs; S. H.] ability to monitor or control 
that other party [= the trustee; S. H.]“ [MAYER/DAVIS/SCHOORMAN (1995), S. 712]. Im Gegensatz zum 
Vertrauensgeber verfügt der Vertrauensempfänger durchaus über Macht, denn er hat die Option, den Ver-
trauensgeber zu schädigen und damit eine Handlung durchzuführen, die nicht dem Interesse des Vertrau-
ensgebers entspricht [vgl. dazu auch die Ausführungen zur Macht eines Opportunisten bei PROVAN/SKIN-
NER (1989), S. 204]. Damit obliegt dem Vertrauensempfänger die Möglichkeit, eine Handlung gegen den 
Willen des Vertrauensgebers auszuführen, also Macht auszuüben. Das Verständnis von Macht, das dieser 
Arbeit zugrundeliegt, folgt der Machtdefinition von MAX WEBER. WEBER definiert Macht wie folgt: 
„Macht bedeutet jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Wider-
streben durchzusetzen, gleichviel worauf diese Chance beruht“ [WEBER (2008), S. 38]. Vgl. dazu auch die 
Anmerkungen zu unterschiedlichen Risikograden an früherer Stelle dieses Kapitels. 
812  RIPPERGER verweist in diesem Kontext auf die Freiwilligkeit der Handlungen sowohl des Vertrauensgebers 
als auch des Vertrauensempfängers: „Freiwilligkeit setzt hier [= im Hinblick auf eine Vertrauensgabe und 
die anschließende Reaktion des Vertrauensempfängers; S. H.] die freie Wahl von Handlungsalternativen 
auf beiden Seiten voraus: Der Vertrauensgeber muss frei wählen können zwischen einer Strategie des Ver-
trauens oder des Mißtrauens, der Vertrauensempfänger muß frei entscheiden können zwischen der Strategie 
‚Vertrauen honorierenʼ oder ‚Vertrauen enttäuschenʼ“ [RIPPERGER (1998), S. 45; Anführungszeichen im 
Original]. Vgl. dazu auch die Ausführungen zur Reziprozität von Vertrauensbeziehungen in Kapitel 5.4.4. 
813  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 167. 
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seitens des Vertrauensgebers erforderlich
814
 – ein sog. „risk-taking act“815 –, die ein entspre-
chendes Verhalten des Vertrauensempfängers auslöst, d. h. die den Vertrauensempfänger in 
die Lage versetzt, eine Wahl zwischen wohlwollendem und opportunistischem Verhalten tref-
fen zu müssen
816
. Um eine solche Vertrauenshandlung  durchzuführen, benötigt der Vertrau-
ensgeber allerdings eine entsprechende Bereitwilligkeit, die sog. Vertrauensintention
817
. Mit 
Betonung der Dependenz, in die sich ein Vertrauensgeber begibt, definieren MCKNIGHT/ 
CHERVANY diese Handlungsbereitschaft als „the extent to which one party is willing to de-
pend to the other party in a given situation“818. Vertrauen setzt sich folglich aus der Vertrau-
ensintention sowie aus der Vertrauenshandlung eines Individuums zusammen
819
. Die Vertrau-
ensintention bildet das Vertrauenspotenzial einer Person ab, mit der Vertrauenshandlung wird 
das Vertrauenspotenzial genutzt, d. h. die Bereitwilligkeit zu vertrauen in die Tat umgesetzt. 
Vertrauen erweist sich schließlich in der Regel als situationsspezifisch
820
. Das bedeutet, dass 
der Vertrauensgeber dem Vertrauensempfänger nicht in jeder Hinsicht vertraut, sondern sein 
Vertrauen auf bestimmte Bereiche beschränkt
821
.  
Unter den zuvor erläuterten Aspekten wird Vertrauen in dieser Arbeit wie folgt definiert: 
                                                          
814  Vgl. ähnlich MAYER/DAVIS/SCHOORMAN (1995), S. 724. Eine entsprechende Handlung verbinden ebenfalls 
PETERS (2008), S. 77, OSTERLOH/ WEIBEL (2006), S. 35, STEINHEUSER (2006), S. 72, INKPEN/CURRALL 
(2004), S. 588, CURRAL/INKPEN (2002), S. 484, MOORMAN/ZALTMAN/DESHPANDE (1992), S. 315, sowie 
LEWIS/WEIGERT (1985), S. 971, mit dem Begriff des Vertrauens. Auch DONEY/CANNON/MULLEN betonen, 
dass “expectations of a target’s trustworthiness drive a trustor’s behavior, and both are necessary for trust to 
be present” [DONEY/CANNON/MULLEN (1998), S. 604]. Demgegenüber wird in der wissenschaftlichen Dis-
kussion teilweise auch eine Vertrauensauffassung vertreten, die eine Handlung nicht notwendigerweise als 
Teil des Vertrauens sieht, sondern Vertrauen als bloße Erwartung oder Bereitschaft auffasst. Zu den Vertre-
tern dieses Vertrauensverständnisses gehören JONG/DIRKS (2012), S. 392, FINK/HATAK/SCHULTE/KRAUS 
(2011), S. 693-694, KIM/DIRKS/COOPER (2009), S. 402, WU (2008), S.130, CAVUSGIL/DELIGONUL/ZHANG 
(2004), S. 10, DYER/CHU (2003), S. 58, HAGEN/CHOE (1998), S. 589-590, ROUSSEAU/SITKIN/BURT/ CA-
MERER (1998), S. 395, TSANG (1997), S. 220, sowie ROBINSON (1996), S. 576. Letztlich dürfte aber kein 
Zweifel daran bestehen, dass Vertrauen, selbst wenn darunter ausschließlich eine Erwartung verstanden 
wird, bei gegebenem Anlass (vgl. dazu die Ausführungen zum Impuls der Vertrauensschenkung in Kapitel 
5.4.6.1) zu einem entsprechenden Verhalten gegenüber dem Vertrauensempfänger führt, d. h. eine Hand-
lung nach sich zieht, die dem Vertrauen in seiner Eigenschaft als Erwartung Ausdruck verleiht. 
MCEVILY/PERRONE/ZAHEER bezeichnen derartige Handlungen als „behavioral manifestations of trust“ 
[MCEVILY/PERRONE/ZAHEER (2003), S. 93]. Ob eine solche Vertrauenshandlung, wie in der vorliegenden 
Arbeit, als Teil des Vertrauens oder, wie in abweichenden Meinungen, als Folge des Vertrauens aufgefasst 
wird, ist somit im Grunde unerheblich. Im Rahmen der beiden Standpunkte werden lediglich verschiedene 
„Etikettierungen“ für denselben Sachverhalt verwendet.   
815  MCEVILY/PERRONE/ZAHEER (2003), S. 93. 
816  Vgl. ähnlich LUHMANN (1988), S. 100. Zur Motivation, eine solche Handlung auszuführen, vgl. Kapitel 
5.4.6.1. 
817  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 54. 
818  MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 27. 
819  Ähnlich ordnen MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 31, die Vertrauenshandlung (Trusting Behavior) ein.  
820  Vgl. MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 30.  
821  MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 30, führen als plakatives Beispiel für den situationsspezifischen Charak-
ter des Vertrauens das typische Vertrauensverhalten von Patienten auf. Ein Patient, so argumentieren die 
Verfasser, vertraue seinem Arzt im Hinblick auf die Diagnose und Behandlung von Krankheiten. Jedoch 
würde der Patient dem Arzt nicht in Bezug auf die Steuerung eines Linienflugzeuges vertrauen. SYDOW be-
zeichnet Vertrauen, das sich auf ein bestimmtes Gebiet bezieht, als „specific trust“ [SYDOW (2000), S. 35]. 
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Vertrauen wird in Situationen aufgebracht, die durch begrenztes Wissen über den Vertrauens-
empfänger charakterisiert sind
822
. Der Vertrauensgeber weiß nicht, welches Verhalten der 
Vertrauensempfänger künftig an den Tag legen wird. Somit geht er davon aus, dass sich der 
Vertrauensempfänger entsprechend der positiven Einschätzung des Vertrauensgebers verhal-
ten wird, d. h. er vertraut ihm. Würde der Vertrauensgeber über vollständiges Wissen bezüg-
lich des künftigen Verhaltens des Vertrauensempfängers verfügen, so bräuchte er ihm kein 
Vertrauen zu schenken
823
. Wesentlich ist in diesem Zusammenhang der Umstand, dass der 
Vertrauensgeber keine Macht über den Vertrauensempfänger besitzt und infolgedessen das 
künftige Verhalten des Vertrauensempfängers nicht beeinflussen kann. Vertrauen und Macht 
auf Seiten des Vertrauensgebers sind unvereinbar
824
. 
Die vorangegangenen Überlegungen zur Struktur des Vertrauens als einer Kombination aus 
Vertrauensintention und Vertrauenshandlung führen zum Begriff der Vertrauensfähigkeit. In 
der Einführung zum Thema Vertrauensfähigkeit wurde Vertrauensfähigkeit in einer ersten 
Annäherung als die Fähigkeit eines Individuums definiert, Vertrauen zu verschenken. Wie an 
früherer Stelle ausgeführt, spiegelt die Fähigkeit eines Individuums sein Vermögen wider, be-
stimmte Handlungen auszuführen
825
. Das Invididuum verfügt also über die Möglichkeit, die 
betreffende Handlung auszuführen. Fähigkeiten weisen demnach einen Potenzialcharakter 
auf. Dieses Charakteristikum weist unmittelbar auf den Inhalt des in dieser Arbeit verwende-
ten Begriffs Vertrauensfähigkeit hin. Vertrauensfähigkeit in dem hier zugrundegelegten Ver-
ständnis umfasst das Potenzial eines Individuums, Vertrauen zu verschenken, und entspricht 
damit der zuvor erläuterten Vertrauensintention. Demnach kann Vertrauensfähigkeit als die 
Bereitwilligkeit eines Individuums aufgefasst werden, sein Vertrauen zu verschenken. 
                                                          
822  Vgl. LANE (2000), S. 15. 
823  Vgl. LEWIS/WEIGERT (1985), S. 970, sowie ähnlich auch CHILD (2000), S. 244. SYDOW konstatiert dement-
sprechend, dass „Trust […] begins where knowledge ends“ [SYDOW (2000), S. 35; Kursivschrift im Origi-
nal]. 
824  HARDY/PHILLIPS/LAWRENCE bezeichnen eine Konstellation, in welcher der Anschein von Vertrauen er-
weckt, tatsächlich aber Macht eingesetzt wird, als „façade of ‘trust’“ [HARDY/PHILLIPS/LAWRENCE (2000), 
S. 65; Anführungszeichen im Original].  
825  Vgl. Kapitel 4.2.1. 
Vertrauen liegt vor, wenn ein Individuum – der Vertrauensgeber – die Erwartung 
hegt, dass eine andere Person – der Vertrauensempfänger – sich in einer bestimmten 
Situation nicht opportunistisch verhalten wird, demzufolge die Bereitwilligkeit auf-
weist, in dieser Situation gegenüber der anderen Person eine riskante Handlung 
durchzuführen (Vertrauensintention), und diese Handlung bei Eintritt der bezeichne-
ten Situation freiwillig ausführt (Vertrauenshandlung).  
Das mit der Vertrauenshandlung verbundene Risiko resultiert aus dem Umstand, dass 
der Vertrauensgeber gegenüber dem Vertrauensempfänger keine Machtposition be-
kleidet und daher mit seiner Vertrauenshandlung die Gefahr in Kauf nimmt, dass sich 
seine positive Erwartung nicht erfüllt. 
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Unter Berücksichtigung der vorangegangenen Ausführungen zum Wesen des Vertrauens und 
insbesondere der Defintion des Vertrauens wird Vertrauensfähigkeit in dieser Arbeit wie folgt 
definiert: 
 
 
 
 
 
 
Die hier vorgenommene inhaltliche Bestimmung des Begriffs Vertrauensfähigkeit bietet zwei 
Ansatzpunkte zur Diskussion. Erstens fällt bei näherer Betrachtung auf, dass die an früherer 
Stelle präsentierte Definition der Bezeichnung Fähigkeit, abgesehen von dem angeführten Po-
tenzialcharakter, nicht mit dem hier verwendeten Terminus Bereitwilligkeit vereinbar scheint. 
Auf diesen Konflikt geht Kapitel 5.4.6.5.1 näher ein. Zweitens stellt sich die Frage, aus wel-
chem Grund Vertrauensfähigkeit im vorliegenden Kontext lediglich auf die Vertrauensintenti-
on bezogen wird und nicht ebenfalls die Vertrauenshandlung umfasst, zumal, wie die folgen-
den Ausführungen zeigen werden, virtuelle Unternehmen auf Vertrauen und somit auch auf 
die Durchführung von Vertrauenshandlungen angewiesen sind. Diese Fragestellung wird in 
Kapitel 5.4.6.1 eingehend erörtert.  
In der einschlägigen Literatur wird zumeist keine Abgrenzung zwischen Vertrauensintention 
und Vertrauenshandlung vorgenommen, sondern vereinfachend von Vertrauen gesprochen. 
Da sich Vertrauen gemäß dem hier vertretenen Verständnis aus der Vertrauensintention – hier 
als Vertrauensfähigkeit bezeichnet – und der Vertrauenshandlung zusammensetzt, wird im 
Folgenden davon ausgegangen, dass in den als Vertrauen bezeichneten Konstrukten die Ver-
trauensfähigkeit jeweils enthalten ist. Insofern wird der Begriff Vertrauen an jenen Textstellen 
übernommen, die sich auf Aussagen der einschlägigen Literatur beziehen. Eine Differenzie-
rung zwischen Vertrauensintention und Vertrauenshandlung oder zwischen Vertrauen und 
Vertrauensfähigkeit erfolgt lediglich dann, wenn die Präzision der Darstellung eine solche 
Unterscheidung gebietet.  
 
5.4.3  Personenvertrauen und Systemvertrauen 
Bislang wurden die Begriffe „Vertrauensgeber“ und „Vertrauensempfänger“ ausschließlich in 
der personenbezogenen Ausprägung benutzt, ohne auf weitere mögliche Inhalte dieser Be-
zeichnungen einzugehen. Die begriffliche Präzisierung der genannten Termini ist Gegenstand 
des vorliegenden Kapitels. 
Zunächst kann es sich, wie bislang angenommen, bei dem Vertrauensgeber und dem Vertrau-
ensempfänger jeweils um ein bestimmtes Individuum handeln. Sofern „one person trusts 
Vertrauensfähigkeit liegt vor, wenn ein Individuum – der potenzielle Vertrauensgeber 
– die Erwartung hegt, dass eine andere Person – der potenzielle Vertrauensempfänger – 
sich in einer bestimmten Situation nicht opportunistisch verhalten wird, und demzufol-
ge die Bereitwilligkeit aufweist, in dieser Situation gegenüber der anderen Person eine 
riskante Handlung durchzuführen.  
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another specific person”826, kann Personenvertrauen konstatiert werden827. Ein relativ eng ge-
fasstes Verständnis von dem Vertrauen zwischen Personen vertritt GIDDENS. Personenvertrau-
en liegt laut GIDDENS dann vor, wenn die Vertrauensbildung auf die Präsenz des Vertrauens-
empfängers angewiesen ist
828
. Dieser Auffassung könnte entgegengehalten werden, dass zwar 
die Vertrauensentwicklung zwischen einzelnen Personen durch persönliche Kontakte unter-
stützt werde, weil derartige Gespräche – im Gegensatz etwa zu Telefonaten – den Kommuni-
kationspartnern ein vollständiges Bild der jeweils anderen Person einschließlich ihrer Mimik 
und Gestik vermitteln
829
, die Bildung von Vertrauen zwischen Personen jedoch nicht zwangs-
läufig die physische Anwesenheit dieser Personen erfordere. Hintergrund einer solchen Ein-
stellung könnte die Ansicht sein, dass der Einsatz bestimmter Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, wie etwa electronic mails oder Videokonferenzen
830
, die Vertrauensbil-
dung auch zwischen geographisch verteilten Personen ermögliche
831
. Eine nähere Betrachtung 
zeigt jedoch, dass selbst eine Videokonferenz als dasjenige Instrument, das am weitestgehen-
den die Präsenz eines Menschen nachbildet
832
, kein vollständiges Surrogat der körperlichen 
Anwesenheit einer Person darstellt
833
. Zwar vermittelt eine solche Konferenz die Gestalt und 
die Körpersprache eines Menschen ebenso wie seine Stimme. Allerdings können einzelne 
Aspekte, wie etwa die Bewegungen dieses Menschen, bei der Übertragung verfremdet wer-
den. Darüber hinaus fehlen manche Elemente, die das Bild eines Menschen vervollständigen, 
wie etwa sein Geruch
834
. Somit bietet nicht einmal eine Video-Konferenz einen kompletten 
Ersatz für die Gegenwart eines Menschen
835
. NOHRIA/ECCLES stellen dazu fest, dass „face-to-
face captures the entire bandwidth of human interaction. It covers all the senses – sight, hear-
                                                          
826  MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 8. 
827  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 45, sowie LOOSE/SYDOW (1994), S. 179, welche die Bezeichung personales 
Vertrauen wählen. Dieser Begriffswahl folgt auch GILBERT (2006), S. 121. 
828  Vgl. GIDDENS (1996), S. 144. Beziehungen, die aufgrund von Personenvertrauen entstehen, bezeichnet 
GIDDENS demzufolge als „gesichtsabhängige Bindungen“ [GIDDENS (1996), S. 112]. Eine ähnliche Auffas-
sung wie GIDDENS vertritt offenbar auch HANDY, wenn er feststellt: „Trust needs touch“ [HANDY (1995), S. 
46]. 
829  JONES/BOWIE (1998), S. 277, verweisen in diesem Kontext zusammenfassend auf die Körpersprache von 
Individuen, die vorwiegend im Rahmen persönlicher Kontakte deutlich werde.  
830  Vgl. ANDRES (2002), S. 39. 
831  Zu einer ähnlichen Einschätzung gelangen auch OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 209. WALTHER (1995), S. 
197, kommt im Zuge seiner empirischen Untersuchung ebenfalls zu dem Resultat, dass die Vertrauensbil-
dung zwischen Individuen nicht von der Wahl des Kommunikationsmittels beeinflusst wird. 
832  ANDRES bezeichnet derartige Instrumente wegen der Reichhaltigkeit der von ihnen übertragenen Informati-
onen als „‚richʼ media“ [ANDRES (2002), S. 41; Anführungszeichen im Original].   
833  Ähnlich verweisen auch JONES/BOWIE (1998), S. 280, darauf, dass internetbasierte Beziehungen überwie-
gend nicht als ausreichende Basis für die Entwicklung von Vertrauen angesehen werden. 
834  MEYER/TOMASCHEK/MÜLLER sprechen in diesem Zusammenhang von einer „‚Verarmungʼ der Kommuni-
kation“  [MEYER/TOMASCHEK/MÜLLER (2011), S. 240; Anführungszeichen im Original]. Ein Vergleich 
verschiedener Kommunikationsformen hinsichtlich des persönlichen Charakters der Kommunikationsform, 
der optischen Wahrnehmbarkeit des Kommunikationspartners u. ä. findet sich bei OLSON/OLSON (2000), S. 
39. 
835  JÄRISCH/PREISSLER/ROEHL (2001), S. 111, sowie SARBAUGH/THOMPSON/FELDMAN (1998), S. 696-697, 
vertreten ebenfalls die Meinung, dass elektronische Medien im Hinblick auf die Vertrauensbildung eine 
Face-to-Face-Kommunikation nicht vollkommen ersetzen können. Dementsprechend kommen CHARKI/ JO-
SSERAND (2008), S. 185-189, in ihrer Untersuchung zu dem Ergebnis, dass die Einführung elektronischer 
Medien das Vertrauen zwischen den Kommunikationspartnern vermindern kann. 
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ing, smell, taste, and touch – that provide the equipment through which individuals receive 
information. Not only does face-to-face interaction capture the full bandwidth of physical 
sense, it also captures the full range of psychoemotional reactions – such as discomfort, ease, 
attraction, and so on – that are so important to human interaction. No other communication 
medium has such a total bandwidth”836. In der Folge wird hier die Auffassung vertreten, dass 
eine Face-to-Face-Kommunikation hinsichtlich des Aufbaus von Vertrauensbeziehungen zwi-
schen einzelnen Personen der unpersönlichen Kommunikation überlegen ist
837
. Somit wird in 
dieser Arbeit der Ansicht GIDDENS‘ gefolgt, nach der die Bildung von Personenvertrauen die 
Präsenz des Vertrauensempfängers erfordert. 
Hinter einem Vertrauensgeber und einem Vertrauensempfänger verbergen sich aber nicht 
grundsätzlich einzelne Personen. Vielmehr besteht auch die Möglichkeit, dass Objekte in die 
Entwicklung einer Vertrauensbeziehung involviert sind. Der objektbezogene Charakter eini-
ger Vertrauensbeziehungen führt zum Begriff des Systemvertrauens
838
. Beim Systemvertrauen 
wird Vertrauen nicht mehr allein in einzelne Personen gesetzt, sondern das Vertrauen er-
streckt sich auf ein komplettes System
839
. Der Vertrauensgeber ist in diesem Fall eine Person, 
wogegen es sich bei dem Vertrauensempfänger um ein System handelt
840
. Allerdings ist anzu-
merken, dass sich soziale Systeme, wie die hier betrachteten virtuellen Unternehmen, aus Per-
sonen zusammensetzen
841
, sodass sich auch Systemvertrauen letztlich auf Personen richtet. 
Der entscheidende Unterschied zu der als Personenvertrauen definierten Vertrauensart ist je-
doch darin zu sehen, dass Systemvertrauen „eine intersubjektiv geteilte Form des Vertrauens 
[darstellt, S. H.], die unabhängig von einzelnen Individuen besteht und den gesamten Kontext 
eines Unternehmensnetzwerks adressiert.“842 Systemvertrauen erfasst also, anders als das Per-
sonenvertrauen, nicht nur einzelne Netzwerkmitglieder, sondern sämtliche an dem Netzwerk 
beteiligten Personen. Jedes Netzwerkmitglied vertraut dem System Unternehmensnetzwerk, d. 
h. sämtlichen anderen Netzwerkmitgliedern
843
. Damit vertrauen sich alle Netzwerkmitglieder 
gegenseitig. 
Abb. 18 stellt die Charakteristika von Personenvertrauen und Systemvertrauen im Überblick 
dar. 
 
                                                          
836  NOHRIA/ECCLES (1998), S. 293. 
837  Dieser Einschätzung folgen JÄRISCH/PREISSLER/ROEHL (2001), S. 111. KÖSZEGI (2001), S. 64-65, stützt 
diese These zumindest unter kurzfristigen Aspekten. 
838  Vgl. GIDDENS (1996), S. 107, sowie LOOSE/SYDOW (1994), S. 179. 
839  Vgl. GIDDENS (1996), S. 107. GIDDENS bezeichnet die Beziehungen, die aus der Entwicklung von System-
vertrauen resultieren, demzufolge als „gesichtsunabhängige Bindungen“ [GIDDENS (1996), S. 107; Hervor-
hebung durch die Verfasserin]. 
840  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 52, welche erläutert, dass im Falle des Systemvertrauens das System das direk-
te Vertrauensobjekt darstellt.  
841  Vgl. dazu auch GIDDENS (1996), S. 109, der hervorhebt, dass Systeme von Menschen betrieben würden. 
842  GILBERT (2006), S. 123. 
843  Neben der hier beschriebenen Form des Systemvertrauens, welche das Vertrauen zwischen den Angehöri-
gen eines Systems erfasst, kann Systemvertrauen auch als Vertrauen einer systemexternen Person in ein 
System sowie als Vertrauen eines Systems in systemexterne Personen aufgefasst werden. Vgl. LOOSE/SY-
DOW (1994), S. 179. 
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Abb. 18: Personenvertrauen und Systemvertrauen
844
 
 
5.4.4 Vertrauensbeziehungen in Unternehmensnetzwerken 
Das mit der Definition in Kapitel 5.4.2  beschriebene Vertrauen umfasst eine singuläre Ver-
trauensschenkung und beschränkt sich weitestgehend darauf, die Haltung des Vertrauensge-
bers zu betrachten. Unternehmenskooperationen, wie die hier untersuchten virtuellen Unter-
nehmen, erstrecken sich jedoch über zahlreiche Interaktionen der Kooperationspartner. So-
fern, wie in der vorliegenden Arbeit, Vertrauen als Grundlage dieser Interaktionen angesehen 
wird, erfordert die Zusammenarbeit in Unternehmenskooperationen damit wiederholte und 
gegenseitige Vertrauensschenkungen, d. h. wechselseitiges Vertrauen oder Vertrauensbezie-
hungen
845
. Die Analyse der Entwicklung derartiger Vertrauensbeziehungen gebietet eine Er-
weiterung der bisher vornehmlich auf den Vertrauensgeber ausgerichteten Betrachtungen um 
das Verhalten des Vertrauensempfängers
846
.  
                                                          
844  Quelle: eigene Darstellung. 
845  In der einschlägigen Literatur wird zumeist nicht von wechselseitigem Vertrauen oder Vertrauensbeziehun-
gen, sondern vereinfachend von Vertrauen in Netzwerken gesprochen. Sofern sich keine einschränkenden 
Hinweise finden, ist der Begriff Vertrauen – etwa in der Bezeichnung Systemvertrauen – im Folgenden als 
Synomym für Vertrauensbeziehungen aufzufassen. 
846  Dieses Erfordernis unterstreichen BECERRA/GUPTA mit ihrer Aussage, dass „[a] statement about trust […] 
always concerns at least two parties“ [BECERRA/GUPTA (2003), S. 33]. Dieser Ansicht entsprechend, stellen  
LEWIS/WEIGERT fest, dass “trust must be conceived as a property of collective units (ongoing dyads, 
groups, and collectivities), not of isolated individuals. Being a collective attribute, trust is applicable to the 
Personenvertrauen 
Vertrauensgeber: 
Person 
Vertrauens-
empfänger: Person 
Vertrauen erstreckt 
sich auf einzelne 
Personen. 
Systemvertrauen 
Vertrauensgeber: 
Person 
Vertrauens-
empfänger: System 
Vertrauen erstreckt 
sich auf ein komplettes 
System. 
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Die im Rahmen von Vertrauensbeziehungen nötige Wiederholung einer Vertrauensschenkung 
durch den Vertrauensgeber stellt keinen gänzlich unabhängigen Vorgang dar, sondern ist eine 
Funktion jenes Verhaltens, das der Vertrauensempfänger im Anschluss an den vorangegange-
nen Vertrauenserhalt an den Tag legt. Bringt eine Person erstmals Vertrauen auf
847
 – ergreift 
sie also die Vertrauensinitiative –, so muss der Vertrauensempfänger bestimmte Anforderun-
gen erfüllen, wenn der Vertrauensgeber weitere Vertrauensschenkungen in Betracht ziehen 
soll. Zunächst muss der Vertrauensempfänger das ihm angebotene Vertrauen annehmen
848
. 
Weiterhin hat der Vertrauensempfänger auf die Vertrauensschenkung in einer bestimmten 
Weise zu reagieren, um den Vertrauensgeber nicht zu enttäuschen
849
, nämlich in der Weise, 
die der positiven Erwartung des Vertrauensgebers entspricht. Der Vertrauensempfänger muss 
„sich des geschenkten Vertrauens ‚als würdigʼ“850 erweisen, oder mit anderen Worten: Er 
muss sich vertrauenswürdig zeigen
851
. Indem er das in ihn gesetzte Vertrauen nicht miss-
braucht, sich also nicht opportunistisch verhält, drückt der Vertrauensempfänger seine Wert-
schätzung für das erhaltene Vertrauen aus, d. h. er honoriert das ihm geschenkte Vertrauen
852
.
 
Mit der Vertrauenshonorierung ist zunächst die Erwartung des Vertrauensgebers erfüllt und 
damit der Weg für weitere Vertrauensschenkungen geebnet
853
. 
                                                                                                                                                                                     
relations among people rather than to their psychological states taken individually” [LEWIS/WEIGERT 
(1985), S. 968; Kursivschrift im Original]. Auch YAKOVLEVA/REILLY/WERKO betonen, dass es sich bei 
Vertrauen um ein „dyadic phenomenon“ [YAKOVLEVA/REILLY/WERKO (2010), S. 79] handele. 
847  Die erstmalige Aufbringung von Vertrauen wird auch als Vorleistung oder Vertrauensvorschuss bezeichnet. 
Vgl. GÖBEL/ORTMANN/WEBER (2007), S. 183. 
848  Vgl. implizit auch RIPPERGER (1998), S. 158. Allerdings ist diese Entscheidungsfreiheit in der Praxis nicht 
immer gegeben. So wird ein Vertrauensempfänger beispielsweise dann keinen Einfluss auf die Annahme 
des in ihn gesetzten Vertrauens ausüben können, wenn der Vertrauensgeber dem Vertrauensempfänger oh-
ne Ankündigung in mündlicher Form Informationen übermittelt, die letzterer zum Schaden des Vertrauens-
gebers verwenden könnte und deren Weitergabe demzufolge den Charakter einer Vertrauensschenkung auf-
weist. Relevanz entfaltet die Freiheit des Vertrauensempfängers hinsichtlich der Annahme von Vertrauen 
vorwiegend auf der Ebene von Ressourcentransfers, die Ausdruck von Vertrauen sind. Vgl. dazu Kapitel 
5.4.5. 
849  Vgl. GILBERT (2006), S. 124. 
850  RIPPERGER (1998), S. 43; Anführungszeichen im Original. 
851  Dazu stellen MCEVILY/PERRONE/ZAHEER fest: “Trustworthiness implies being worthy of having trust 
placed in one“ [MCEVILY/PERRONE/ZAHEER (2003), S. 93].  
852  Dieser Vorgang kann auch als Vertrauensbestätigung bezeichnet werden, weil er dem Vertrauensgeber 
zeigt, dass sein Vertrauen in den Vertrauensempfänger berechtigt war. 
853  Vgl. ähnlich BLAU (1964), S. 94. Hinsichtlich der erwiesenen Vertrauenswürdigkeit und ihrer Beziehung zu 
weiteren Vertrauensschenkungen sind einige weiterführende Anmerkungen vonnöten. Zunächst ist festzu-
stellen, dass der Vertrauensgeber dem Vertrauensempfänger bereits Vertrauenswürdigkeit [zum Begriff der 
Vertrauenswürdigkeit vgl. im Einzelnen Kapitel 5.4.6.1] zuschreibt, wenn er ihm erstmalig Vertrauen ent-
gegenbringt. Diese dem Vertrauensempfänger zugeordnete Vertrauenswürdigkeit stellt jedoch nicht 
zwangsläufig eine tatsächlich vorhandene Eigenschaft des Vertrauensempfängers dar, sondern beruht aus-
schließlich auf der Bewertung des Vertrauensgebers. Vgl. FLADNITZER (2006), S. 45. Erst im Anschluss an 
das erbrachte Vertrauen zeigt sich, ob die Beurteilung des Vertrauensgebers begründet war, d. h., ob sich 
der Vertrauensempfänger in der Tat als vertrauenswürdig erweist. Unter diesem Aspekt können die positi-
ven Erwartungen des Vertrauensgebers, da sie seine noch nicht bestätigte Einschätzung des Vertrauens-
empfängers widerspiegeln, als „tentative beliefs“ [STARBUCK (1982), S. 11] bezeichnet werden. Kann der 
Vertrauensempfänger seine Vertrauenswürdigkeit nicht nachweisen, so wird der Vertrauensgeber häufig 
die Entwicklung der Beziehung abbrechen [vgl. WURCHE (1994), S. 156], denn „after trust is violated […] 
146 
 
Vertrauensbeziehungen stellen sich als eine Folge wechselseitiger Vertrauensschenkungen 
dar. Das bedeutet, dass der Vertrauensempfänger im Anschluss an eine erhaltene Vertrauens-
schenkung selbst eine Vertrauensschenkung in Richtung des Vertrauensgebers durchzuführen 
hätte, sofern Ersterer an dem Aufbau einer Vertrauensbeziehung interessiert wäre
854
. Dies 
wirft die Frage nach dem Verhältnis der bereits erwähnten Vertrauenshonorierung zu der er-
forderlichen Vertrauensschenkung des Vertrauensempfängers, d. h. der Vertrauenserwide-
rung, auf. Sofern sich Vertrauenshonorierung und Vertrauenserwiderung als identisch dar-
stellten, wäre mit der Vertrauenshonorierung die Bedingung der Wechselseitigkeit der Ver-
trauensschenkungen erfüllt. Um zu einer Antwort auf die beschriebene Fragestellung zu ge-
langen, ist es nötig, den Gegenstand von Vertrauensschenkungen und Vertrauenshonorierun-
gen zu betrachten. 
Eine Person, die eine Vertrauensschenkung durchführt, überträgt dem Vertrauensempfänger 
die Kontrolle über Ressourcen
855
 oder Ereignisse, über die Letzterer nach eigenem Ermessen 
zum Nutzen oder Schaden des Vertrauensgebers verfügen kann
856
. Die vorliegende Arbeit 
richtet ihren Fokus auf virtuelle Unternehmen, in denen sich die Zusammenarbeit ausdrück-
lich auf Vertrauen gründet
857
. In derartigen Unternehmenskooperationen steht der Austausch 
                                                                                                                                                                                     
trustors are likely to advocate the belief that the trustee ist untrustworthy“ [KIM/COOPER/DIRKS/FERRIN 
(2013), S. 2]. Demzufolge sieht PETERMANN in einer Vertrauensgabe „einen Kredit im Rahmen einer zwi-
schenmenschlichen Beziehung“ [PETERMANN (1985), S. 123]. Dem beschriebenen Charakter des Vertrau-
ens entsprechend, bezeichnet BLEICHER geschenktes Vertrauen als „äußerst flüchtiges Gut“ [BLEICHER 
(1995), S. 214; Kursivschrift im Original]. Diese Bewertung des Vertrauens führt unmittelbar zu einer wei-
teren Anmerkung, welche die Beziehung der Vertrauenshonorierung zu erneuten Vertrauensschenkungen 
betrifft. Es besteht die Möglichkeit, dass der Vertrauensgeber im Falle einer Enttäuschung seiner positiven 
Erwartung die Beziehung nicht, wie zuvor dargelegt, unmittelbar abbricht, sondern dem Vertrauensempfän-
ger erneut Vertrauen entgegenbringt und ihm damit eine weitere Chance einräumt, sich als vertrauenswür-
dig zu erweisen. Diese Art von Vertrauen wird, im Gegensatz zu dem als fragil bezeichneten, flüchtigen 
Vertrauen, mit dem Attribut resilient versehen. Zu fragilem Vertrauen und resilientem Vertrauen vgl. RING 
(1996), S. 152 bzw. S. 156. SITKIN/ROTH (1993), S. 371, führen dazu aus, dass der Abbruch einer Vertrau-
ensbeziehung durch den Vertrauensgeber davon abhänge, ob das vertrauensunwürdige Verhalten des Ver-
trauensempfängers von dem Vertrauensgeber als einmaliges Vorkommnis oder aber als typische Verhal-
tensweise des Vertrauensempfängers eingeschätzt werde. Im ersten Fall sei eine Beendigung der Vertrau-
ensbeziehung durch den Vertrauensgeber nicht zwingend zu beobachten, im zweiten Fall dagegen wahr-
scheinlich. Der erste Fall bildet also die Bedingung für das Vorliegen resilienten Vertrauens, der zweite da-
gegen die Kondition für die Existenz fragilen Vertrauens ab. LOOSE/SYDOW gehen davon aus, dass durch 
die gezielte Herstellung vertrauensvoller Beziehungen, wie sie auch im Rahmen der hier betrachteten Un-
ternehmenskooperationen angestrebt wird, primär fragiles Vertrauen entsteht. Vgl. LOOSE/SYDOW (1994), 
S. 188. Diese Ansicht wird im Hinblick auf die hier behandelten virtuellen Unternehmen geteilt. Beziehun-
gen in dieser Art von Netzwerken gründen sich in erster Linie auf den Austausch strategisch relevanter und 
damit häufig existenziell bedeutsamer Faktoren. Vgl. dazu die Ausführungen weiter unten in diesem Kapi-
tel. In einer solchen Beziehung kann vertrauensunwürdiges Verhalten über die Wettbewerbspositionierung, 
im Extremfall sogar über das langfristige Überleben eines Unternehmens entscheiden. Unter diesem Aspekt 
erweist sich die Bildung resilienten Vertrauens als unwahrscheinlich. Daher wird im Folgenden resilientes 
Vertrauens nicht berücksichtigt. 
854  Ähnlich weisen auch SIX/SORGE  (2008), S. 859, darauf hin, dass die Unterlassung opportunistischen Ver-
haltens das Interesse des Vertrauensempfängers an dem Aufbau einer Vertrauensbeziehung voraussetze. 
855  Vgl. COLEMAN (1990), S. 100. 
856  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 85. 
857  Vgl. Kapitel 2.2. 
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von Ressourcen im Vordergrund
858
. Unter Berücksichtigung der genannten Aspekte stellen 
sich Vertrauensschenkungen in virtuellen Unternehmen in erster Linie als Leistungen in Form 
von Ressourcentransfers dar
859
. Der Vertrauensgeber gewährt dem Vertrauensempfänger Ver-
fügungsrechte über Ressourcen
860
. Ein auf Vertrauensbasis erfolgender Ressourcentransfer 
wird aufgrund des Prinzips der Gegenseitigkeit, das der angestrebte Austausch impliziert, in 
der Erwartung des Vertrauensgebers durchgeführt, von dem Vertrauensempfänger ebenfalls 
einen Ressourcentransfer zu erhalten
861
. Die Vorteilsnahme eines Vertrauensempfängers be-
stünde folglich darin, Ressourcen entgegenzunehmen, ohne eine entsprechende Gegenleistung 
dafür zu erbringen
862
. Dagegen läge eine Vertrauenshonorierung vor, wenn ein Ressourcen-
                                                          
858  Vgl. ARIÑO/TORRE/RING (1999), S. 2. 
859  Vgl. ähnlich GILBERT (2006), S. 129. 
860  Vgl. GILBERT (1999), S. 31. 
861  Dabei richtet sich die Erwartung auf einen gleichwertigen Ressourcentransfer. Vgl. dazu im Einzelnen Ka-
pitel 5.4.5. 
862  Nimmt der Vertrauensempfänger die ihm angebotenen Ressourcen an, so schließt er einen sog. impliziten 
Vertrag mit dem Vertrauensgeber, in dem er sich verpflichtet, die Erwartung des Vertrauensgebers zu erfül-
len. Vgl. RIPPERGER (1998), S. 158. Allerdings stellt die Obligation keine rechtlich bindende, sondern al-
lenfalls eine moralische Verpflichtung dar. Ähnlich verweist auch ZUCKER darauf, dass “[e]conomists typi-
cally define trust as “implicit contracting”, where one individual or firm trusts a second individual or firm 
to do what it has promised to do” [ZUCKER (1985), S. 69; Anführungszeichen im Original]. Vgl. dazu auch 
die Erläuterungen zu expliziten Verträgen in Kapitel 6.3.3.1.3.2. Im Rahmen der hier betrachteten virtuellen 
Unternehmen handelt es sich bei den zu transferierenden Ressourcen um Wissen. In diesem Kontext sind 
neben dem genannten „Trittbrettfahrerverhalten“ auch opportunistische Handlungen denkbar, die zu einer 
unerwünschten Wissensdiffusion führen. Dazu gehören etwa der Zugriff auf Wissen der Netzwerkpartner, 
das nicht für den Transfer freigegeben wurde [vgl. HAMEL/DOZ/PRAHALAD (1989), S. 136, welche die Not-
wendigkeit unterstreichen, Wissen gegen unbefugte Zugriffe zu schützen, und weiterhin auch BECER-
RA/LUNNAN/HUEMER (2008), S. 693, welche die Gefahr von Vertrauensbeziehungen zwischen Kooperati-
onspartnern darin sehen, Kernkompetenzen an die Netzwerkpartner zu verlieren], sowie die unbefugte Wei-
tergabe von Wissen, das im Rahmen der Unternehmenskooperation erlangt wurde, an Konkurrenten [vgl. 
BENKHOFF/HOTH/TOMASCHEK (2011), S. 117]. Im vorliegenden Fall virtueller Unternehmen kommt jedoch 
dem Wissensaustausch und damit der beschriebenen Gegenleistung in Form eines Wissenstransfers eine 
solch tragende Bedeutung zu (vgl. Kapitel 2.4.4), dass von weiteren Optionen opportunistischen Verhaltens 
abgesehen wird. Vgl. JONES/BOWIE (1998), S. 275, welche ebenfalls das sog. free riding als jene Form des 
Opportunismus ansehen, mit denen virtuelle Unternehmen in besonderer Weise konfrontiert werden. Die 
übrigen skizzierten Möglichkeiten der Vorteilsnahme setzen einen entsprechenden Nutzen für den Oppor-
tunisten voraus, der nicht generell beurteilt werden kann. Dagegen ist der Nutzen, den ein Trittbrettfahrer 
realisieren kann, unmittelbar einleuchtend. JONES/BOWIE erklären den hohen Anreiz des free ridings in vir-
tuellen Unternehmen mit dem Umstand, dass der Erfolg eines konkreten Projekts, d. h. die Erfüllung eines 
Kundenauftrags, auf die Beteiligung sämtlicher Mitglieder angewiesen sei. Die Kooperationspartner eines 
Trittbrettfahrers seien demzufolge gezwungen, den von dem Opportunisten einbehaltenen Beitrag auszu-
gleichen, um nicht das gesamte Projekt zu gefährden. Somit erleide der Opportunist im Hinblick auf den 
erzielten Gewinn keine Einbuße. Weiterhin könne opportunistisches Verhalten der beschriebenen Art 
schwerlich beobachtet werden. Wie JONES/BOWIE bemerken, ist die Enttarnung eines Opportunisten somit 
schwierig zu bewerkstelligen (vgl. dazu auch Kapitel 5.4.6.3.1). Die Annahme, dass die Kooperations-
partner eines Opportunisten die durch Letzteren entstandene Beitragslücke zu schließen vermögen, ist al-
lerdings differenziert zu betrachten. Wenn die Mitglieder virtueller Unternehmen typischerweise ihre spezi-
fischen Kompetenzen in die Kooperation einbringen, ist ein Ausgleich fehlender Kompetenzen nur dann 
möglich, wenn innerhalb des langfristigen Beziehungsnetzwerks kompetenzbezogene Redundanzen beste-
hen. Da in der vorliegenden Arbeit davon ausgegangen wird, dass ein solch cooperative slack (vgl. Kapitel 
6.2) im Kontext virtueller Unternehmen ohnehin erforderlich ist, um die strategische Flexibilität dieser Ko-
operationsform zu sichern, kann der Argumentation von JONES/BOWIE weitgehend zugestimmt werden.   
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transfer an den Vertrauensempfänger einen ebensolchen Transfer in Richtung des Vertrauens-
gebers nach sich zöge
863
. Im Hinblick auf Unternehmensnetzwerke können Vertrauensschen-
kung und Vertrauenshonorierung folglich als Leistung und Gegenleistung beschrieben wer-
den
864
. Bestätigt sich das Vertrauen, das der Vertrauensgeber dem Vertrauensempfänger in 
Form eines Ressourcentransfers entgegengebracht hat, stellt also der Vertrauensempfänger 
seine Vertrauenswürdigkeit durch einen entgegengesetzten Ressourcentransfer unter Beweis, 
so bietet diese Vertrauensbestätigung einen Anlass für eine erneute Vertrauensschenkung des 
Vertrauensgebers. Der Vertrauensempfänger kann folglich, indem er das erhaltene Vertrauen 
bestätigt, die begründete Erwartung bilden, von dem Vertrauensgeber einen abermaligen Res-
sourcentransfer zu erhalten
865
.  
Unter den geschilderten Aspekten ist die Vertrauenshonorierung des Vertrauensempfängers 
mit seiner Vertrauenserwiderung gleichzusetzen. Im Rahmen der Vertrauenshonorierung erwi-
dert der Vertrauensempfänger also das ihm entgegengebrachte Vertrauen
866
, d. h. der Vertrau-
ensempfänger schenkt seinerseits dem vormaligen Vertrauensgeber Vertrauen.  
Die zentralen Elemente einer Vertrauensbeziehung zeigt Abb. 19. 
                                                          
863  In Kontrast zum Opportunismus, welcher die Unterlassung der dargestellten Gegenleistung beinhaltet, kann 
die Erbringung einer Gegenleistung in Unternehmensnetzwerken als Kooperativität der Netzwerkmitglie-
der bezeichnet werden. WURCHE beschreibt Kooperativität als Bereitschaft eines Individuums, „die aus-
schließliche Orientierung an seinen eigenen Interessen zu transzendieren und seine Eingebundenheit in eine 
‚Kooperationʼ in Rechnung  zu stellen“ [WURCHE (1994), S. 149; Anführungszeichen im Original]. Unter 
diesem Aspekt kann Vertrauen im Rahmen von Unternehmenskooperationen auch als die Erwartung koo-
perativen Verhaltens definiert werden.  
864  Vgl. WURCHE (1994), S. 155. Eine nicht nur im kooperativen Bereich gültige, sondern prinzipiell festzu-
stellende vertrauenshonorierende Funktion schreibt STEGBAUER (2002), S. 54, der Gegenleistung zu. Vgl. 
dazu auch die Feststelllung von SCHRADER, dass die Gegenseitigkeit  „offensichtlich zu den wenigen inter-
kulturell und intertemporal gültigen Gesetzmäßigkeiten menschlichen Handelns gehört“ [SCHRADER 
(1990), S. 146]. Kurz und präzise erfasst GOULDNER  diese Allgemeingültigkeit mit den Worten „a norm of 
reciprocity is universal“ [GOULDNER (1960), S. 171]. 
865  RIPPERGER sieht in dem Umstand, dass der Vertrauensempfänger die Erwartung des Vertrauensgebers 
durch den Einsatz von Ressourcen erfüllt, die Begründung eines „moralischen Anspruchs“ [RIPPERGER 
(1998), S. 152] des Vertrauensempfängers, für seinen Ressourcentransfer zu einem späteren Zeitpunkt von 
dem Vertrauensgeber eine Kompensation zu erhalten. 
866  GILBERT vertritt im Hinblick auf die geschilderte Vertrauenserwiderung, die sich hier in Gestalt einer Ge-
genleistung zeigt, die Ansicht, dass sich Vertrauen als „zeitlich verzögerter Tausch“ [GILBERT (2006), S. 
125] auffassen ließe. Dementsprechend stellen auch LOOSE/SYDOW fest, dass Vertrauen „eine notwendige 
Bedingung zur Überwindung von Zeitdifferenzen in nicht simultan erfolgenden Austausch- und Leistungs-
prozessen“ [LOOSE/SYDOW (1994), S. 165] sei. In ähnlicher Weise charakterisieren COLQUITT/LEPINE/PIC-
COLO/ZAPATA/RICH Vertrauen, wenn sie konstatieren, dass „[t]rust is particular vital during periods where 
one party’s contributions outweigh the other’s, as trust provides some assurance that obligations will bal-
ance out over the long term“ [COLQUITT/LEPINE/PICCOLO/ZAPATA/RICH (2012), S. 4]. 
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Abb. 19: Elemente einer Vertrauensbeziehung
867
 
Wird die Sequenz der Vertrauensschenkung und Vertrauenserwiderung fortlaufend wieder-
holt, so kann sich eine Vertrauensbeziehung entwickeln
868
. Abb. 20 verdeutlicht die Entwick-
lung einer Vertrauensbeziehung
869
. 
 
Abb. 20: Entwicklung einer Vertrauensbeziehung
870
 
Erwidert ein Vertrauensempfänger das ihm entgegengebrachte Vertrauen, so wird er selbst 
zum Vertrauensgeber, denn die Vertrauenserwiderung stellt ihrer Natur nach ebenfalls eine 
Vertrauensschenkung dar. Insofern erfordert auch die Vertrauenserwiderung erneut eine Ver-
trauenserwiderung. Letztere zieht in ihrer Eigenschaft als Vertrauensschenkung wiederum ei-
ne Vertrauenserwiderung nach sich und so fort. Insgesamt stellt sich die Evolution einer Ver-
trauensbeziehung als ein Prozess fortlaufender, wechselseitiger Vertrauensschenkungen dar. 
                                                          
867  Quelle: eigene Darstellung. 
868  Vgl. GÖBEL/ORTMANN/WEBER (2007), S. 181, sowie auch GARRECHT (1998), S. 120. GIDDENS  bezeichnet 
diesen Vorgang als „einen wechselseitigen Prozeß der Selbstoffenbarung“ [GIDDENS (1996), S. 152]. Unter 
der Annahme, dass die Selbstoffenbarung mit der Bereitschaft des jeweiligen Vertrauensgebers verbunden 
ist, das Risiko einer Schädigung durch den Vertrauensempfänger einzugehen, sich also verletztlich zu zei-
gen [vgl. MAYER/DAVIS/SCHOORMAN (1995), S. 712], trifft diese Darstellung präzise das Wesen einer Ver-
trauensbeziehung. 
869  Die zunehmende Breite des Pfeils, der den Prozess der Entwicklung einer Vertrauensbeziehung symboli-
siert, entspricht der Zunahme des gegenseitigen Vertrauens im Verlauf des Prozesses. Vgl. dazu Kapitel 
6.3.2.1.3.  
870  Quelle: eigene Darstelllung. 
Vertrauenserwiderung 
Vertrauensschenkung 
Vertrauens-
schenkung  
Vertrauens-
erwiderung  
Vertrauens-
schenkung  
Vertrauens-
erwiderung  
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Reziprozität als Verhaltensregel in Tauschbeziehungen
871
 wie den hier behandelten Vertrau-
ensbeziehungen
872
 tritt in zwei Varianten auf. Die einfache Reziprozität
873
 richtet sich auf dy-
adische Beziehungen
874
 und erfordert jeweils eine Reaktion des direkten Leistungsempfängers 
in Form der Gegenleistung
875
. Die generalisierte Reziprozität
876
 erstreckt sich dagegen auf 
Beziehungen zwischen mindestens drei Personen und abstrahiert von einer Reaktion des un-
mittelbaren Leistungsempfängers
877
. Im Fall generalisierter Reziprozität besteht lediglich die 
Notwendigkeit, dass der jeweilige Leistungsgeber die erforderliche Gegenleistung von einer 
den betrachteten Beziehungen angehörenden Person erhält. Dabei ist es unerheblich, welche 
Person die Leistung erwidert
878
. Ausschlaggebend für die Schaffung von Austauschbeziehun-
gen ist allein, dass die Leistung des Leistungsgebers erwidert wird.  
Die Funktionsweisen der erörterten Reziprozitätsformen verdeutlicht Abb. 21. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
871  Vgl. WESTPHAL/ZAJAC (1997), S. 163, sowie BLAU (1964), S. 89.  
872  Vgl. GILBERT (2006), S. 124.  
873  Die einfache Reziprozität wird auch als direct reciprocity oder mutual reciprocity bezeichnet. Vgl. UEHARA 
(1990), S. 526. 
874  Vgl. GILBERT (2006), S. 125. 
875  Vgl. UEHARA (1990), S. 526. 
876  Diese Form der Reziprozität wird auch als indirect reciprocity oder unilateral reciprocity bezeichnet. Vgl. 
UEHARA (1990), S. 526. Weiterhin findet sich der Begriff univocal reciprocation. Vgl. EKEH (1974), S. 
205. 
877  Vgl. WILLER/FLYNN/ZAK (2012), S. 121, GILBERT (2006), S. 126, FLYNN (2005), S. 740, sowie EKEH 
(1974), S. 205.  
878  Vgl. DAS/TENG (2002), S. 449. Vgl. dazu auch die Ausführungen zum Systemvertrauen in Kapitel 5.4.3. 
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Abb. 21: Funktionsweise verschiedener Reziprozitätsformen
879
 
Während im Fall einfacher Reziprozität Person A eine Leistung gegenüber Person B erbringt 
und von Person B eine unmittelbare Gegenleistung erhält, wird die Leistung von Person A an 
Person B bei Vorliegen generalisierter Reziprozität von Person C erwidert
880
. 
Die Charakteristika der einfachen Reziprozität sowie der generalisierten Reziprozität stellt 
Abb. 22 im Überblick dar. 
                                                          
879  Quelle: eigene Darstellung. 
880  Vgl. UEHARA (1990), S. 526. 
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Abb. 22: Charakteristika verschiedener Reziprozitätsformen
881
 
Aspekte der Reziprozität von Austauschbeziehungen können auf die hier behandelten Ver-
trauensbeziehungen unmittelbar übertragen werden, da Letztere, wie zuvor erläutert, im vor-
liegenden Kontext die Gestalt von Austauschbeziehungen annehmen. 
 
5.4.5 Vertrauen in virtuellen Unternehmen – Realisierung der strategischen Flexibilität 
virtueller Unternehmen 
Im Zentrum virtueller Unternehmen steht die Bündelung der Kompetenzen der Kooperations-
partner. Dieser Bündelungsprozess setzt das wechselseitige Lernen der Partner voraus. In vir-
tuellen Unternehmen wird primär das Instruktionslernen verfolgt, welches einen Wissens-
transfer von dem Lehrenden zu dem Lernenden beinhaltet
882
. Damit entsteht die Notwendig-
keit des gegenseitigen Wissenstransfers der Netzwerkmitglieder. In der Folge ist das Prinzip 
der Reziprozität des Wissenstransfers in den virtuellen Unternehmen zu etablieren.  
Führt ein Netzwerkteilnehmer einen Wissenstransfer freiwillig sowie in der Erwartung durch, 
für seinen Transfer eine Kompensation in Form eines gleichwertigen Wissenstransfers
883
  zu 
                                                          
881  Quelle: eigene Darstellung. 
882  Zum Instruktionslernen vgl. Kapitel 3.4. 
883  Vgl. WURCHE (1994), S. 155, der auf die Notwendigkeit einer angemessenen Gegenleistung hinweist, so-
wie RIPPERGER (1998), S. 154, die das Erfordernis äquivalenter Leistungen unterstreicht. In einem Aus-
tauschprozess wie dem hier beschriebenen ist die Gleichwertigkeit des transferierten Wissens von erhebli-
chem Belang. Ein Kooperationsangehöriger, der seinem Lernpartner Wissen von strategischer Relevanz zu-
gänglich gemacht hat, wird Wissen von geringerer Qualität kaum als Kompensation anerkennen. Vgl. RA-
SCHE/WOLFRUM (1994), S. 508. Auf die Gefahr des moral hazard, die real wird, wenn einer der Kooperati-
onspartner qualitativ minderwertige Ressourcen in die betrachtete Austauschbeziehung einbringt, verwei-
sen auch BARNEY/HANSEN (1994), S. 176. Im vorliegenden Fall wird davon ausgegangen, dass der Wis-
senssender strategisch relevantes Wissen auf das System übertragen hat, sodass er ebenfalls die Übermitt-
dyadische Beziehungen 
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erhalten
884
, ohne dass der Transferierende die Erfüllung seiner positiven Erwartung durch die 
Ausübung eigener Macht oder die Inanspruchnahme der Macht Dritter forcieren könnte – ist 
die Erfüllung seiner Erwartung also unsicher –, so stellt der Wissenstransfer eine Vertrauens-
schenkung dar.  
Ein freiwilliger wechselseitiger Transfer von Wissen in einem virtuellen Unternehmen, d. h. 
die freiwillig ausgeübte Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers, bei der die Transferie-
renden jeweils die unsichere Erwartung der Kompensation hegen, repräsentiert somit das ge-
genseitige Vertrauen der Kooperationspartner, oder anders formuliert: Das wechselseitige 
Vertrauen der Kooperationspartner in einem virtuellen Unternehmen manifestiert sich in dem 
beschriebenen freiwilligen Austausch von Wissen
885
. Wechselseitiges Vertrauen unterstützt 
also die Ausbildung der notwendigen Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers virtueller 
Unternehmen. Aufgrund der Identität von Wissenstransfer und Vertrauensschenkung gilt 
schließlich die folgende Beziehung: Wird die Reziprozität des Wissenstransfers durch wech-
                                                                                                                                                                                     
lung von Wissen erwarten kann, das strategische Relevanz aufweist. Zur Problematik der Äquivalenz vgl. 
auch GOULDNER (1960), S. 172, der darauf hinweist, dass die Einstufung von Leistungen als gleichwertig 
nicht unbedingt die äußerliche Identität der Leistungen voraussetze. Die Äquivalenz der Leistungen könne 
ebenfalls dann konstatiert werden, wenn die Leistungen zwar eine unterschiedliche Gestalt hätten, aus der 
Sicht der Austauschpartner in der konkreten Austauschsituation aber den gleichen Wert umfassten. Zur 
Gleichwertigkeit der getauschten Leistungen vgl. auch Kapitel 6.3.3.1.3.2. 
884  Eine Verletzung dieser Erwartung käme dem bereits beschriebenen Opportunismus (vgl. Kapitel 5.4.2) 
gleich. Vgl. auch PROBST/KNAESE (1998), S. 28, welche in der Vorenthaltung von Wissen ebenfalls eine 
Form des Opportunismus sehen. Ausgehend von der Notwendigkeit des gegenseitigen Wissenstransfers in 
virtuellen Unternehmen und der durch die Kooperationsgründung bekundeten Zustimmung der Kooperati-
onspartner zum Wissensaustausch, kann Opportunismus in Form einer Verweigerung des Wissenstransfers 
als  „the […] violation of implicit or explicit promises about one’s appropriate or required […] behavior” 
[JOHN (1984), S. 279] aufgefasst werden. 
885  Vgl. ähnlich CURRALL/JUDGE (1995), S. 165. Vertrauen äußert sich in virtuellen Unternehmen also in erster 
Linie in einem Transfer von Wissen von dem Wissenssender zu dem jeweiligen Wissensempfänger. Grund-
sätzlich kann auch die Anwendung des im Zuge eines Transferprozesses erhaltenen Wissens durch den 
Wissensempfänger als Ausdruck des Vertrauens gewertet werden. Vgl. DIXON (2002), S. 38, sowie BOUTY 
(2000), S. 55-56. Der Wissensempfänger sieht sich im Zuge eines Wissenstransfers dem Risiko ausgesetzt, 
minderwertiges oder nutzloses Wissen zu erhalten. Vgl. EASTERBY-SMITH/LYLES/TSANG (2008), S. 680. 
Zur Gleichwertigkeit des in virtuellen  Unternehmen  auszutauschenden Wissens vgl. Kapitel 6.3.3.1.3.2. 
Vertrauen vermindert jedoch „the tendency to question the knowledge’s accuracy“ [ARGOTE/ 
MCEVILY/REAGANS (2003)  S. 577]. In der Folge vergrößert sich “the chance that the knowledge receiver 
will learn from the interaction” [LEVIN/CROSS (2004), S. 1479]. Dagegen wird der Wissensempfänger die 
Anwendung des neuen Wissens ablehnen, wenn er den Wissenssender als nicht vertrauenswürdig ein-
schätzt [vgl. BENDT (2000), S. 54] und demzufolge die Qualität des erhaltenen Wissens anzweifelt. Wie die 
vorangegangenen Ausführungen verdeutlichen, beeinflusst Vertrauen auch die Wissensnutzung. Im Rah-
men virtueller Unternehmen kommt allerdings dem Wissenstransfer als Ausdruck des Vertrauens die weit-
aus größere Bedeutung zu, weil die für virtuelle Unternehmen essentielle Kompetenzbündelung auf den 
wechselseitigen Transfer von Wissen angewiesen ist. Dabei erscheint die Annahme unrealistisch, ein Ko-
operationsmitglied könne bewusst „falsches“ Wissen weitergeben. Durch ein derartiges Verhalten würde 
sich der Wissenssender selbst schädigen, weil eine Bündelung der Kompetenzen in diesem Fall nicht ein-
wandfrei gelingen könnte und damit letztlich die Erfüllung des mit dem Bündelungsprozess korrespondie-
renden Kundenauftrags in Gefahr wäre. Die passgenaue Auftragsbearbeitung stellt aber die Voraussetzung 
für die Erlangung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile durch virtuelle Unternehmen dar. Vgl. Kapitel 2.1. Un-
ter diesen Aspekten wird dem Vertrauensbeweis in Form des Wissensempfangs im Weiteren keine Beach-
tung geschenkt.  
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selseitiges Vertrauen sichergestellt, so weisen auch die mit dem Wissensaustausch korrespon-
dierenden Vertrauensbeziehungen das Merkmal der Reziprozität auf. 
Gegenseitiges Vertrauen in den hier behandelten virtuellen Unternehmen erstreckt sich idea-
lerweise auf sämtliche Mitglieder des jeweiligen temporären Kooperationsnetzwerks. Die 
Schaffung eines solchen, das komplette Netzwerk umfassenden Vertrauens erweist sich im 
Hinblick auf die primäre Aufgabe des Vertrauens in virtuellen Unternehmen als notwendig. 
Vertrauensbeziehungen in virtuellen Unternehmen kommt die Aufgabe zu, die Realisierung 
der strategischen Flexibilität der Kooperation zu garantieren, indem sie den Wissensaustausch 
der Kooperationspartner im Zuge des wechselseitigen Lernens gewährleisten
886
. Vertrauen 
mit der beschriebenen Zielsetzung ist aber nur dann effektiv, wenn es die gesamte Kooperati-
on, d. h. das jeweilige virtuelle Unternehmen, einschließt. Andernfalls würden nicht alle po-
tenziellen Wissensquellen genutzt, wodurch die Realisierung der strategischen Flexibilität und 
damit letztlich die Nutzung jener Eigenschaft virtueller Unternehmen gefährdet werden könn-
te, die maßgeblich zur Erzielung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile beiträgt
887
. Kooperations-
weites Vertrauen trägt unter den genannten Aspekten zur Funktionsfähigkeit der virtuellen 
Unternehmen bei. Ein die gesamte Kooperation erfassendes Vertrauen kann aber in der Regel 
nicht allein durch die Etablierung von Personenvertrauen gesichert werden
888
. Wenn jedes 
dem jeweiligen virtuellen Unternehmen angehörende Individuum jedem anderen Mitglied 
dieses Netzwerks Vertrauen schenken soll, dann rückt vielmehr das Systemvertrauen
889
 in den 
Vordergrund
890
.  
Systemumspannende Vertrauensbeziehungen, wie sie durch das Systemvertrauen beschrieben 
werden, erfordern eine Wechselseitigkeit besonderer Art. Die einfache Reziprozität
891
 würde 
im Falle der hier betrachteten Unternehmensnetzwerke nicht genügen, da sie sich lediglich auf 
dyadische Beziehungen richtet, während virtuelle Unternehmen in ihrer Eigenschaft als Ko-
operationsnetzwerke jeweils eine Vielzahl von Beziehungen aufweisen
892
, die im Hinblick auf 
die notwendige Realisierung der strategischen Flexibilität sämtlich von Vertrauen geprägt 
sein sollten. Um ein netzwerkumfassendes Vertrauen mit Hilfe einfacher Reziprozität zu etab-
lieren, müsste ein jedes Netzwerkmitglied Beziehungen zu jedem anderen Netzwerkmitglied 
                                                          
886  Zum Einfluss des Lernens auf die Realisierung der strategischen Flexibilität vgl. Kapitel 2.4.4. Die Wir-
kung einer Vertrauensbeziehung auf das Lernen von Individuen sieht GEMÜNDEN darin, dass „processes of 
learning are accelerated and improved“ [GEMÜNDEN (1999), S. 178]. Den Einfluss der Beziehungsqualität 
auf den Wissenstransfer zwischen Individuen stellen auch ZELEWSKI/PETERS/DITTMANN (2004), S. 52, fest. 
ZAHN (2001), S. 22, konstatiert ebenfalls, dass Beziehungskapital den Wissenserwerb in einer Unterneh-
menskooperation unterstützt. Zum Begriff des Sozialkapitals vgl. Kapitel 5.1.  
887  Vgl. Kapitel 2.4.3. 
888  Im Sinne dieser Argumentation stellt auch GILBERT fest, dass personales Vertrauen ab einem bestimmten 
Differenzierungsgrad von sozialen Systemen nicht mehr genüge, um jenes Vertrauensniveau zu schaffen, 
welches im Hinblick auf die Funktionsfähigkeit des Systems erforderlich sei. Vgl. GILBERT (2006), S. 122.  
889  Vgl. Kapitel 5.4.3. 
890  Letztlich basiert die Funktionsfähigkeit eines Netzwerks also auf dem Vermögen der Kooperationspartner, 
ihr Vertrauen auch Unbekannten zu schenken. Vgl. BECKER (2001), S. 5. 
891  Zum Begriff der Reziprozität und zur Unterscheidung verschiedener Reziprozitätsformen vgl. Kapitel 
5.4.4. 
892  Dieser Argumentation entspricht auch GILBERT, wenn er feststellt, dass die einfache Reziprozität in Unter-
nehmensnetzwerken nicht ausreiche, da Unternehmensnetzwerke sich über dyadische Beziehungen hinaus 
erstreckten. Vgl. GILBERT (2006), S. 125-126.  
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unterhalten, in deren Verlauf jeweils wiederholte wechselseitige Vertrauensschenkungen in 
Form von Wissenstransfers erfolgten
893
. Angesichts der potenziell hohen Zahl von Netz-
werkmitgliedern in einem virtuellen Unternehmen und der demzufolge ebenfalls be-
trächtlichen Menge von Beziehungen, die ein einzelnes Netzwerkmitglied zu pflegen hätte, 
erweist sich die einfache Reziprozität als Mittel zur Schaffung von Vertrauensbeziehungen in 
den hier betrachteten virtuellen Unternehmen als ungeeignet. Erforderlich ist vielmehr die 
generalisierte Form der Reziprozität, bei der die gegenseitigen Vertrauensschenkungen von 
konkreten Personen abstrahieren. 
Die Konstituierung generalisiert reziproken Vertrauens sei am Beispiel eines einzelnen Netz-
werkangehörigen verdeutlicht. Gelingt es, eine Person davon zu überzeugen, einem System 
erstmalig ihr Vertrauen zu schenken, so kann diese Vertrauensgabe den Beginn einer vertrau-
ensvollen Beziehung zwischen der Vertrauen schenkenden Person und dem Vertrauen emp-
fangenden System markieren, d. h. eine Vertrauensbeziehung initiieren. Die Entwicklung ei-
ner Vertrauensbeziehung erfordert fortgesetzte wechselseitige Vertrauensschenkungen der 
Beteiligten
894
. Im Falle des Systemvertrauens bedeutet dies, dass das System, dem ein Indivi-
duum erstmalig sein Vertrauen schenkt, – präzise: eine dem System angehörende Person – 
dieses Vertrauen erwidern muss, wenn sich eine Vertrauensbeziehung zwischen dem Indivi-
duum und dem System ausbilden soll.  
Gemäß dem Prinzip der generalisierten Reziprozität ist das geschenkte Vertrauen von einem 
beliebigen Mitglied des Systems zu honorieren. Als beachtenswert erweisen sich dabei zwei 
Aspekte: Eine Vertrauensschenkung an ein System wie die hier behandelten Unternehmens-
netzwerke – ob in der Form von Anfangsvertrauen oder als Vertrauensschenkung in einer 
fortgeschrittenen Vertrauensbeziehung – kann angesichts der Struktur des Netzwerks nicht 
von jedem Systemmitglied beobachtet werden
895
. Wäre die Vertrauensschenkung für sämtli-
che Systemmitglieder unmittelbar ersichtlich, so würde sich weiterhin die Frage stellen, wel-
ches der Systemmitglieder die Vertrauensgabe erwidern soll.  
Obwohl Vertrauensschenkungen an das System nicht im Einzelnen identifizierbar sind, ist si-
cherzustellen, dass die Vertrauensgaben jeweils erwidert werden, damit sich die angestrebten 
Vertrauensbeziehungen innerhalb des Systems entwickeln können. Unter Berücksichtigung 
dieser Anforderung nimmt die generalisierte Reziprozität in einem System wie den hier be-
trachteten Unternehmensnetzwerken eine uneingeschränkte Form an, d. h., sie stellt sich als 
eine von vorangegangenen Vertrauensgaben an das System unabhängige generalisierte Rezi-
prozität dar. Bezogen auf das einzelne Systemmitglied bedingt diese Eigenschaft der uneinge-
schränkten Reziprozität dessen omnipräsente Vertrauens„erwiderung“. Da es sich bei Ver-
                                                          
893  Das Verhältnis der Anzahl der Beziehungen, die tatsächlich zwischen den Mitgliedern eines bestimmten 
Netzwerks unterhalten werden, zu der Anzahl der Beziehungen, die existieren würden, wenn jedes Netz-
werkmitglied mit jedem anderen Netzwerkmitglied verbunden wäre, misst die Dichte des betrachteten 
Netzwerks. Vgl. ROBERSON/WILLIAMSON (2012), S. 688. Wird die Netzwerkdichte mit D bezeichnet, so 
würde im Fall des netzwerkumfassenden Vertrauens auf der Basis einfacher Reziprozität die Bedingung D 
= 1 gelten.  
894  Vgl. Kapitel 5.4.4. 
895  Vgl. DAS/TENG (2002), S. 448. 
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trauenserwiderungen im Grundsatz um Vertrauensschenkungen handelt
896
, bedeutet die Regel 
der uneingeschränkten generalisierten Reziprozität faktisch, dass alle Systemangehörigen 
sämtlichen anderen Systemmitgliedern wiederholt Vertrauen schenken. Auf diese Weise wird 
gewährleistet, dass erbrachte Vertrauenshandlungen erwidert werden und jedes der Netzwerk-
mitglieder an den Vertrauenshonorierungen partizipiert. COLEMAN fasst die beschriebene 
Struktur des Systemvertrauens wie folgt zusammen: „In such a system [involving a greater 
number of actors; S. H.], unless each actor can directly and fully observe the actions of each 
other actor, each must trust to some degree that the other will do his part. Consequently, each 
is trustor of the others and trustee to the others”897.  
Ein Wissenstransfer in den hier behandelten virtuellen Unternehmen stellt unter Berücksichti-
gung der zuvor geschilderten Beziehungen einen Ausdruck des Vertrauens in das System dar, 
weil ein Wissenstransfer im vorliegenden Kontext mit einer Vertrauensschenkung identisch 
ist. Gleichzeitig wird durch einen Wissenstransfer aber auch der Beweis der Vertrauenswür-
digkeit des Transferierenden erbracht, weil der Wissenstransfer im zuvor beschriebenen Sinn 
als eine Vertrauenserwiderung für eine möglicherweise zuvor ausgeführte Vertrauensschen-
kung aufgefasst werden kann. Ein System der vorliegenden Art weist also die Besonderheit 
auf, dass “[t]he action in which an actor places trust and the action by which he maintains 
trustworthiness are one and the same”898.   
Unter Beachtung der zuvor erläuterten Zusammenhänge kann nun eine Begriffsbestimmung 
der Vertrauensfähigkeit in virtuellen Unternehmen vorgenommen werden: 
 
 
 
 
 
 
Nachdem geklärt wurde, welche Gestalt die Vertrauensfähigkeit in virtuellen Unternehmen 
annimmt, stellt sich schließlich die Frage nach den Einflussfaktoren der Vertrauensfähigkeit 
in dieser Kooperationsform. Die Antwort bietet das bereits erläuterte Prinzip der generalisier-
ten Reziprozität. Dabei handelt es sich nicht, wie auf den ersten Blick vermutet werden könn-
te, um eine Zirkularität in der Argumentation. Vielmehr resultiert der angesprochene Effekt 
aus der Wechselwirkung, die zwischen dem gegenseitigen Vertrauen der Kooperationspartner 
sowie der in der Kooperation bestehenden generalisierten Reziprozität besteht. 
Fasst ein Individuum Vertrauen zu dem hier betrachteten System „virtuelles Unternehmen“ 
und transferiert das Individuum demzufolge Wissen auf das System, so unterstützt es, wie 
                                                          
896  Vgl. Kapitel 5.4.4. 
897  COLEMAN (1990), S. 188. 
898  COLEMAN (1990), S. 189. 
Vertrauensfähigkeit in einem virtuellen Unternehmen ist gegeben, wenn sämtliche 
Mitglieder dieses temporären Kooperationsnetzwerks bereit sind, freiwillig dem Prinzip 
der generalisierten Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers zu folgen, d. h. ihren 
jeweiligen Kooperationspartnern während der Zusammenarbeit wiederholt auf freiwilli-
ger Basis Wissen zu transferieren, das zum Zweck der Kompetenzbündelung genutzt 
werden kann.  
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zuvor erläutert, mit seinem Transfer die Entwicklung generalisierter Reziprozität im Bereich 
des Wissenstransfers. Gleichzeitig erwartet es von dem System eine Kompensation seines 
Wissenstransfers. Befindet sich die Evolution generalisierter Reziprozität in dem System be-
reits in einem fortgeschrittenen Stadium, so besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass das 
Individuum für seinen Wissenstransfer tatsächlich entlohnt wird. Sein Vertrauen wird in die-
sem Fall bestätigt. Diese Vertrauenshonorierung hat zwei bemerkenswerte Effekte auf die 
Vertrauensbildung. Erstens bietet sie einen Anlass für das betrachtete Individuum, dem Sys-
tem wiederholt Vertrauen zu schenken
899
 und damit den Aufbau einer Vertrauensbeziehung 
zu unterstützen. Zweitens kann die Vertrauensbestätigung aufgrund des Reputationseffekts 
dazu führen, dass weitere Individuen Vertrauen zu dem System fassen, d. h. sie fördert die 
Bildung von Anfangsvertrauen.  
EKEH führt zu den beschriebenen Wirkungen der generalisierten Reziprozität im Einzelnen 
aus, dass im Falle etablierter generalisierter Reziprozität „an actor does benefit to another ac-
tor for which he does not expect immediate or direct reciprocation“900. Vielmehr erwarte der 
betrachtete Akteur, dass er „will be reciprocated from someone and somewhere else in the fu-
ture“901. Angewandt auf die die hier relevanten Vertrauensbeziehungen bedeutet dies: Sofern 
ein Individuum um die generalisierte Reziprozität in einem System weiß, wird es geneigt sein, 
diesem System sein Vertrauen zu schenken, denn es hegt aufgrund seines Wissens, dass in 
dem betrachteten System das Prinzip der generalisierten Reziprozität herrscht –  resultierend 
aus eigenen positiven Erfahrungen oder basierend auf der Reputation des Systems – die Er-
wartung, dass seine Vertrauensschenkung von dem System erwidert wird. In der Konsequenz 
wird es bereit sein, dem Netzwerk – erneut oder erstmalig – Vertrauen  entgegenzubringen.  
Eine weitgehend etablierte generalisierte Reziprozität sorgt damit sowohl für die Fortentwick-
lung als auch für die Initiierung von Vertrauensbeziehungen. Diese Einschätzung teilend, 
konstatiert GOULDNER, dass die beschriebene Reziprozität „is not only in some sense a stabili-
zing mechanism but is also what may be called a ‛starting mechanismʼ. That is, it helps to ini-
tiate social interaction“902. Zusammenfassend stellen DAS/TENG fest, dass „ generalized reci-
procity […] does provide the basis for a trustbuilding process“903.  
                                                          
899  Vgl. Kapitel 5.4.4.  
900  EKEH (1974), S. 205. Die Benevolenz des Akteurs besteht im Kontext der hier betrachteten Unternehmens-
netzwerke in einem Ressourcentransfer an das Netzwerk. Vgl. Kapitel 5.4.4. 
901  EKEH (1974), S. 205. Diese Erwartung richtet sich im vorliegenden Kontext auf einen Ressourcentransfer 
des Unternehmensnetzwerks an den betrachteten Akteur. Vgl. dazu Kapitel 5.4.4. 
902  GOULDNER (1960), S. 176; Anführungszeichen im Original. Dieser Auffassung GOULDNERS widerspre-
chend führt BLAU aus, „that the norm of reciprocity merely reinforces and stabilizes tendencies inherent in 
the character of social exchange itself and that the fundamental starting mechanism of patterned social in-
tercourse is found in the existential conditions of exchange, not in the norm of reciprocity” [BLAU (1964), 
S. 92]. Hintergrund dieser Einschätzung ist offensichtlich BLAUS Definition des Begriffs starting im Kon-
text von Vertrauensbeziehungen. BLAU spricht von dem Beginn einer Vertrauensbeziehung erst dann, wenn 
die erste Vertrauensgabe bereits erbracht ist und der Vertrauensempfänger in der Pflicht steht, diese Ver-
trauensgabe zu erwidern. Erwidert der Vertrauensempfänger das erhaltene Vertrauen zu diesem Zeitpunkt, 
so tut er es nach Ansicht BLAUS aus reinem Selbstinteresse. Durch die Vertrauenserwiderung erhofft er sich 
weitere, für ihn nützliche Vertrauensgaben. Erst im Laufe der fortschreitenden Vertrauensbeziehung, so 
BLAU, entwickelten sich Normen (zum Begriff der Norm vgl. Kapitel 5.5.2.1)  wie die der geschilderten 
Reziprozität, welche einen Teil des Selbstinteresses zugunsten kollektiver Interessen ersetzten. In der Auf-
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Die beschriebene Wechselwirkung zwischen Vertrauen und generalisierter Reziprozität im 
Hinblick auf den Wissenstransfer
904
 kann vereinfacht auch wie folgt interpretiert werden: Ver-
trauen im Bereich des Wissenstransfers virtueller Unternehmen entspricht der Ausübung ge-
neralisierter Reziprozität auf diesem Gebiet. Vertrauen ist also im vorliegenden Kontext mit 
der Praxis generalisierter Reziprozität gleichzusetzen. Insofern stellt die geschilderte Wech-
selwirkung zwischen Vertrauen und generalisierter Reziprozität lediglich einen sich selbstver-
stärkenden Prozess dar. An späterer Stelle wird noch genauer auf den Umstand eingegangen, 
dass Vertrauen die Entwicklung von Vertrauen fördert
905
. Wenn also Vertrauen die Ausbil-
dung generalisierter Reziprozität unterstützt und umgekehrt, dann handelt es sich hier ledig-
lich um das Phänomen, dass Vertrauen eine selbstverstärkende Wirkung aufweist. 
Die Effekte generalisierter Reziprozität auf die Evolution von Vertrauensbeziehungen in ei-
nem Unternehmensnetzwerk illustriert Abb. 23. 
 
Abb. 23: Effekte generalisierter Reziprozität auf Vertrauensbeziehungen in Unternehmensnetzwerken
906
 
 
                                                                                                                                                                                     
fassung der vorliegenden Arbeit wird der Beginn einer Vertrauensbeziehung jedoch durch die erste Ver-
trauensgabe terminiert. Unter dieser Bedingung kann die Kenntnis des Vertrauensgebers, dass in dem be-
trachteten Netzwerk die Norm der Reziprozität Gültigkeit besitzt, durchaus als Impuls für die Platzierung 
von Anfangsvertrauen fungieren. In diesem Fall verschenkt der Vertrauensgeber sein Vertrauen nicht auf-
grund seiner normbasierten Identifikation mit den übrigen Netzwerkmitgliedern (vgl. dazu die Ausführun-
gen zum identifikationsbasierten Vertrauen in Kapitel 5.4.6.2), sondern weil er die begründete Erwartung 
bilden kann, für seine Vertrauensgabe eine entsprechende Gegenleistung zu erhalten. Unter den beschriebe-
nen Bedingungen lässt sich also der Vertrauensgeber auch im Falle der bestehenden Reziprozitätsnorm von 
seinen eigenen Interessen leiten.  
903  DAS/TENG (2002), S. 449. 
904  Vgl. auch KÖSZEGI (2001), S. 29, welche ebenfalls eine Wechselwirkung zwischen der Entwicklung von 
Vertrauen und dem Wissensaustausch kooperierender Unternehmen feststellt. 
905  Vgl. Kapitel 6.3.2.1.3. 
906  Quelle: eigene Darstellung. 
Effekte generalisierter Reziprozität 
 
Weiterentwicklung einer 
Vertrauensbeziehung 
Anregung wiederholter 
Vertrauensgaben durch die 
Honorierung des erhaltenen 
Vertrauens 
 
Initiierung einer 
Vertrauensbeziehung 
Schaffung von Anfangs-
vertrauen durch die Aussicht 
auf Vertrauenserwiderung 
159 
 
5.4.6 Entwicklung der Vertrauensfähigkeit 
5.4.6.1  Determinanten der Vertrauensbildung  
Das Ansinnen, Methoden aufzufinden, welche die Entwicklung von Vertrauen in Unterneh-
mensnetzwerken wie den hier betrachteten virtuellen Unternehmen fördern, wirft unmittelbar 
die Frage nach den Beweggründen eines Individuums auf, sein Vertrauen zu verschenken. Mit 
der in einem Unternehmensnetzwerk herrschenden Norm
907
 generalisierter Reziprozität wurde 
bereits ein Faktor angesprochen, der die Entwicklung wechselseitigen Vertrauens zwischen 
den Kooperationspartnern unterstützen kann
908
. Im Folgenden wird geklärt, welche weiteren 
Aspekte einen positiven Einfluss auf die Schaffung der Vertrauensfähigkeit ausüben. Dies ist 
insbesondere deshalb erforderlich, weil die Vertrauensbildung aufgrund generalisierter Rezi-
prozität eine bereits in einem fortgeschrittenen Stadium befindliche Vertrauensbeziehung er-
fordert, sofern nicht der bereits erwähnte Reputationseffekt
909
 wirksam wird. Da ein solcher 
Effekt im Rahmen von Unternehmenskooperationen nicht grundsätzlich angenommen werden 
kann, ist es notwendig, Faktoren zu erschließen, die neben der generalisierten Reziprozität als 
vertrauensfördernde Elemente, insbesondere im Hinblick auf die Schaffung von Anfangsver-
trauen, bewertet werden können. Den Ausgangspunkt der sich anschließenden Analyse bilden 
die in der einschlägigen Literatur zu findenden Klassifikationen des Vertrauens, in denen zwi-
schen verschiedenen Arten von Vertrauen differenziert wird. Da als Kriterien der Klassenbil-
dung jeweils die möglichen Quellen von Vertrauen dienen, erweisen sich die genannten Kate-
gorisierungen als vielversprechender Ansatz zur Ableitung von Faktoren, die die Bildung 
wechselseitigen Vertrauens fördern können.  
Die erste, hier zu untersuchende Klassifikation von Vertrauensarten präsentieren OSTERLOH/ 
WEIBEL. Die Verfasserinnen unterscheiden zwischen situationsbasiertem, eigenschaftsbasier-
tem sowie identifikationsbasiertem Vertrauen. Situationsbasiertes Vertrauen gründet sich auf 
das Kalkül des Vertrauensgebers bezüglich der Kosten und des Nutzens, die für den Vertrau-
ensempfänger mit der Ausübung von Opportunismus einerseits und kooperativem Verhalten 
andererseits verbunden wären
910
. Der Vertrauensgeber vermutet, dass der Vertrauensempfän-
ger sich nutzenmaximierend verhalten
911
 und demzufolge jene Verhaltensweise wählen wird, 
die in Bezug auf den Nutzen seine Verhaltensalternativen dominiert. Schätzt ein potenzieller 
Vertrauensgeber die Kosten, die ein potenzieller Vertrauensempfänger im Falle opportunisti-
schen Verhaltens zu tragen hätte, höher ein als den Nutzen, der dem potenziellen Vertrauens-
empfänger aus seinem Opportunismus erwüchse, so wird Ersterer situationsbasiertes Vertrau-
en bilden.  
Drei Eigenschaften, die einem potenziellen Vertrauensempfänger von einem potenziellen 
Vertrauensgeber zugeschrieben werden, veranlassen Letzteren, eigenschaftsbasiertes Vertrau-
en zu entwickeln
912
. Zu diesen Merkmalen gehören die fachliche und die soziale Kompetentez 
                                                          
907  Zum Begriff der Norm vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
908  Vgl. Kapitel 5.4.5. 
909  Vgl. Kapitel 5.4.5.  
910  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 51. Ein solches Vertrauen wird auch als strukturelles Vertrauen be-
zeichnet. Vgl. ZAHN (2001), S. 21. 
911  Vgl. LANE (2000), S. 5. 
912  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 58-63. 
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des potenziellen Vertrauensempfängers. Weiterhin gründet sich eigenschaftsbasiertes Vertrau-
en auf die Annahme, dass der Vertrauensempfänger Integrität aufweist, d. h. in dem Ver-
ständnis von OSTERLOH/WEIBEL, dass er eine intrinsische Motivation
913
 hegt, Normen zu be-
folgen. Endlich resultiert eigenschaftsbasiertes Vertrauen aus der Einschätzung des Vertrau-
ensgebers, dass es sich bei dem Vertrauensempfänger um eine mit Benevolenz ausgestattete 
Person handelt. Im letzten Fall geht der Vertrauensgeber von der Annahme aus, dass sich der 
Vertrauensempfänger bei der Entscheidung über seine Reaktion auf die Vertrauensgabe situa-
tionsübergreifend an dem Wohl des Vertrauensgebers orientieren wird.  
Die dritte und letzte, von OSTERLOH/WEIBEL aufgelistete Vertrauensart, nämlich identifikati-
onsbasiertes Vertrauen, gründet sich auf den Umstand, dass sich Vertrauensgeber und Ver-
trauensnehmer wechselseitig mit ihren Werten, Zielen und Bedürfnissen identifizieren
914
. In 
diese Kategorie lässt sich auch das bereits dargestellte Vertrauen aufgrund generalisierter Re-
ziprozität
915
 einordnen, da es sich bei dieser Form der Reziprozität, sofern sie von allen Koo-
perationsmitgliedern getragen wird, um eine Norm handelt
916
. 
Ebenso wie OSTERLOH/WEIBEL bildet auch LANE drei Klassen für verschiedene Gattungen des 
Vertrauens
917
. Calculative trust entspricht der von OSTERLOH/WEIBEL mit dem Begriff des si-
tuationsbasierten Vertrauens belegten Vertrauensart. Beim cognition- or expectation-based 
trust führt der Vertrauensgeber sein Vertrauen auf den Umstand zurück, dass er den Vertrau-
ensempfänger gut genug kennt, um dessen künftige Verhaltensweisen einschätzen zu können. 
Da der Vertrauensgeber im Zuge seiner Bekanntschaft mit dem Vertrauensempfänger offen-
bar bestimmte Eigenschaften letzterer Person kennenlernt, auf die sich sein Vertrauen grün-
det, kann diese Form des Vertrauens dem von OSTERLOH/WEIBEL als eigenschaftsbasiertem 
Vertrauen bezeichneten Vertrauensart zugerechnet werden. Geteilte Einstellungen führen un-
mittelbar zu der letzten von LANE konstatierten Vertrauensart, dem value- or norm-based 
trust. Hierbei gründet sich die Vertrauenswürdigkeit des Vertrauensempfängers auf Werte und 
Normen, die er mit dem Vertrauensgeber teilt. Value- or norm-based trust entspricht damit 
weitgehend jener Vertrauensart, die von OSTERLOH/WEIBEL als identifikationsbasiertes Ver-
trauen bezeichnet wird
918
. 
ZUCKER unterscheidet ebenfalls drei Klassen von Vertrauen
919
. Process-based trust umfasst 
Vertrauen, das sich auf positive Erfahrungen mit dem Vertrauensempfänger gründet. Diese 
                                                          
913  Vgl. FREY/OSTERLOH (1997), S. 3. 
914  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 63. 
915  Vgl. Kapitel 5.4.5.  
916  Zum Begriff der Norm sowie ihrer Beziehung zu Werten vgl. Kapitel 5.5.2.1.  
917  Vgl. LANE (2000), S. 4-14. 
918  Im Zuge dieser Gleichsetzung wird angenommen, dass Vertrauensgeber und Vertrauensempfänger bei der 
von OSTERLOH/WEIBEL als identifikationsbasiertem Vertrauen bezeichneten Vertrauensart nicht nur die für 
die Vertrauensbildung relevanten Werte teilen, sondern ebenfalls gemeinsame Normen halten. Zwar führen 
OSTERLOH/WEIBEL bei der Beschreibung des identifikationsbasirten Vertrauens kollektive Normen nicht 
explizit auf. Die Nennung gemeinsamer Ziele führt jedoch zu dem Schluss, dass die Verfasser neben den 
aufgelisteten Werten auch Normen als vertrauensbildende Faktoren in die Bildung identifikationsbasierten 
Vertrauens einbeziehen, da die Aufstellung konkreter Ziele entsprechende Normen voraussetzt. Zur Bezie-
hung zwischen Werten und Normen vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
919  Vgl. ZUCKER (1986), S. 60-62, zitiert nach FLADNITZER (2006), S. 172-174.  
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Form des Vertrauens entspricht inhaltlich dem von LANE als cognition- or expectation-based 
trust bezeichneten Vertrauen, ist aber auch mit dem eigenschaftsbasierten Vertrauen von OS-
TERLOH/WEIBEL identisch, da die Feststellung von Charaktereigenschaften einer Person vo-
raussetzt, dass mit dieser Person Erfahrungen, beispielsweise im Zuge von früher erfolgten 
Austauschprozessen, gesammelt wurden. Beim characteristic-based trust handelt es sich um 
Vertrauen, das aufgrund sozialer Ähnlichkeiten zwischen dem Vertrauensgeber und dem Ver-
trauensempfänger gebildet wird. Merkmale wie der familiäre Hintergrund, das Geschlecht 
oder die ethnische Zugehörigkeit des Vertrauensempfängers bestärken den Vertrauensgeber in 
der Erwartung, dass sich der Vertrauensempfänger als vertrauenswürdig erweisen wird. Insbe-
sondere die Vertrauensbildung aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit des Vertrauensemp-
fängers weist auf Parallelen zum identifikationsbasierten Vertrauen von OSTERLOH/WEIBEL 
und zum value- or norm-based trust von LANE hin, da der Vertrauensgeber vermutlich den 
ethnischen Hintergrund des Vertrauensempfängers mit der Befolgung bestimmter Normen 
verbindet. Schließlich beschreibt ZUCKER mit dem institutional-based trust eine Form des 
Vertrauens, bei der institutionelle Hintergründe die Ursache der positiven Erwartungen des 
Vertrauensgebers bilden. Grundlagen des Vertrauens bilden im Rahmen des institutional-
based trust entweder die Zugehörigkeit des Vertrauensempfängers zu einer spezifischen Grup-
pierung, wie etwa einem bestimmten Berufsstand, oder aber intermediäre Mechanismen, die 
den Vertrauensgeber in der Annahme bestärken, dass der Vertrauensempfänger alles tun wird, 
um die positiven Erwartungen des Vertrauensgebers nicht zu enttäuschen. Zu derartigen Be-
mühungen zählen beispielsweise Versicherungen, die ein Unternehmen bezüglich einer Lie-
ferung an seine Kunden abschließt. Zu letzterer Vertrauensart kann auch das in Kapitel 5.4.6.3 
beschriebene Vertrauen gezählt werden, das aufgrund kooperationsspezifischer Investitionen 
des Vertrauensempfängers gewährt wird, weil der Vertrauensempfänger auch in diesem Fall 
Handlungen durchführt, die den Vertrauensgeber in der Überzeugung bestärken, dass der Ver-
trauensempfänger seine positiven Erwartungen erfüllen wird. 
Auch LEWICKI/BUNKER bedienen sich einer dreigliedrigen Klassifikation zur Differenzierung 
verschiedener Vertrauensformen
920
. Calculus-based trust oder deterrence-based trust beruht 
auf der Kosten-Nutzen-Betrachtung eines Vertrauensbruchs im Vergleich zu einer Vertrau-
enshonorierung und entspricht damit der von OSTERLOH/WEIBEL als situationsbasiertem Ver-
trauen sowie der von LANE als calculative trust bezeichneten Vertrauensart. Dagegen gründet 
sich knowledge-based trust auf die Prognostizierbarkeit des Verhaltens des Vertrauensemp-
fängers, die aus dem Umstand resultiert, dass der Vertrauensgeber den Vertrauensempfänger 
bereits hinreichend lange kennt, um dessen Verhalten mit einer hohen Eintrittswahrschein-
lichkeit vorhersagen zu können
921
. Diese Vertrauensart wurde bereits weiter oben in diesem 
Kapitel bei den Ausführungen zu LANES Verständnis des cognition- or expectation-based trust 
erörtert. Zudem zeigen sich Parallelen zum process-based trust von ZUCKER. Schließlich nen-
nen LEWICKI/BUNKER als dritte Vertrauensart identification-based trust, welche dem von OS-
                                                          
920  Vgl. LEWICKI/BUNKER (1995), S. 119, zitiert nach FLADNITZER (2006), S. 174-177.  
921  CHILD/FAULKNER (1998), S. 48, geben weiterhin zu bedenken, dass die im Rahmen des knowledge-based 
trust zu treffende Prognose über das künftige Verhalten des Vertrauensempfängers ebenfalls gemeinsame 
Ansichten oder Denkweisen des Vertrauensgebers und des Vertrauensempfängers voraussetze. Unter die-
sem Aspekt erweisen sich knowledge-based trust und norm-based oder identification-based trust als nicht 
überschneidungsfrei. 
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TERLOH/WEIBEL als identifikationsbasiertes Vertrauen und dem von LANE als identification-
based trust bezeichneten Vertrauen entspricht.  
In Anlehnung an die Ausführungen von LEWIS/WEIGERT, die zwischen cognitive trust und 
emotional trust differenzieren
922
, unterscheidet MCALLISTER cognition-based trust und affect-
based trust. Cognitive trust bzw. cognition-based trust stellt eine Vertrauensart dar, die sich 
auf die erprobte Kompetenz und Zuverlässigkeit des Vertrauensempfängers gründet
923
, aus 
welchen der Vertrauensgeber die Vertrauenswürdigkeit des Vertrauensempfängers ableitet
924
. 
Determiniert wird die Entstehung dieser Vertrauensart etwa durch erfolgreiche vergangene In-
teraktionen sowie das Ausmaß sozialer Ähnlichkeiten zwischen Vertrauensgeber und Vertrau-
ensnehmer und schließlich auch durch die Zugehörigkeit des Vertrauensempfängers zu einer 
bestimmten Institution
925
. Während der Aspekt der erfolgreichen Interaktionen insbesondere 
eine Parallele zu dem von LEWICKI/BUNKER postulierten knowledge-based trust zieht, stellen 
die Hinweise auf soziale Ähnlichkeiten sowie die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Instituti-
on einen Bezug zu dem characteristic-based trust bzw. dem institutional-based trust von ZU-
CKER her. Emotional trust oder affect-based trust entsteht als Folge emotionaler Bindungen 
zwischen Individuen
926
, die sich auf die Identifikation mit den Wünschen und Bestrebungen 
der jeweils anderen Person gründen
927
. Damit entspricht diese Form des Vertrauens der von 
OSTERLOH/WEIBEL als identifikationsbasiertes Vertrauen sowie der von LEWICKI/BUNKER als 
identification-based trust bezeichneten Vertrauensart.  
In Anbetracht der zuvor erörterten Klassifikationen des Vertrauens kann zunächst festgestellt 
werden, dass sich Vertrauen offenbar auf vier wesentliche Faktoren gründet: ein rationales 
Kalkül des Vertrauensgebers, bestimmte Charakteristika des Vertrauensempfängers, Erfah-
rungen des Vertrauensgebers mit dem Vertrauensempfänger sowie gemeinsame Werte von 
Vertrauensgeber und Vertrauensempfänger. Weiterhin zeigen die obigen Ausführungen, dass 
die in der wissenschaftlichen Diskussion behandelten Vertrauensarten weitreichende inhaltli-
che Parallelen aufweisen. Tab. 5 gruppiert die geschilderten Vertrauensarten nach dem Ur-
sprung des Vertrauens und ordnet inhaltlich gleiche Vertrauensarten einander zu
928
.  
 
 
 
                                                          
922  Vgl. LEWIS/WEIGERT (1985), S. 972. 
923  Vgl. CHUA/INGRAM/MORRIS (2008), S. 437. 
924  Vgl. LEWIS/WEIGERT (1985), S. 970, sowie MCALLISTER (1995), S. 25-26.  
925  Vgl. MCALLISTER (1995), S. 27-28. 
926  Vgl. LEWIS/WEIGERT (1985), S. 971, sowie MCALLISTER (1995), S. 29. 
927  Vgl. CHILD/FAULKNER (1998), S. 49. CHUA/INGRAM/MORRIS bezeichnen cognition-based trust und affect-
based trust in plakativer Weise als “trust from the head” [CHUA/INGRAM/MORRIS (2008), S. 437] bzw. 
“trust from the heart” [CHUA/INGRAM/MORRIS (2008), S. 437].  
928  Sofern bestimmte Vertrauensbezeichnungen den gleichen Inhalt umfassen, wie etwa knowlege-based trust 
und eigenschaftsbasiertes Vertrauen oder calculative trust und situationsbasiertes Vertrauen, werden sie im 
Folgenden auch als Synonyme benutzt. 
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 Vertrauen aufgrund 
eines rationalen 
Kalküls 
Vertrauen auf-
grund bestimmter 
Eigenschaften des 
Vertrauens-
empfängers 
Vertrauen aufgrund 
positiver Erfahrun-
gen mit dem Vertrau-
ensempfänger 
Vertrauen auf-
grund gemeinsamer 
Werte 
OSTERLOH/WEIBEL 
(2006) 
situationsbasiertes 
Vertrauen 
eigenschaftsbasiertes 
Vertrauen aufgrund 
von 
- Kompetenz 
- Integrität 
- Benevolenz 
 identifikations-
basiertes Vertrauen 
LANE (2000) calculative trust cognition- or expec-
tation-based trust 
cognition-  or expecta-
tion-based trust 
value- or norm-based 
trust 
ZUCKER (1986) institutional-based 
trust 
characteristic-based 
trust, process-based 
trust 
process-based trust characteristic-based 
trust 
LEWIS/WEIGERT 
(1985) 
 cognitive trust cognitive trust emotional trust 
MCALLISTER 
(1995) 
 cognition-based trust 
aufgrund   
- sozialer Ähnlich-
keiten  
- des institutionel-
len Hintergrunds 
des Vertrauens-
empfängers 
cognition-based trust affect-based trust 
LEWICKI/BUNKER 
(1995) 
calculus-based trust, 
deterrence-based trust 
knowledge-based 
trust 
knowledge-based trust identification-based 
trust 
Tab. 5: Vertrauensarten in Abhängigkeit von dem Ursprung des Vertrauens
929
 
Vertrauen resultiert gemäß den dargestellten Ansätzen aus relativ unterschiedlichen Merkma-
len, die der Vertrauensgeber dem Vertrauensempfänger zuschreibt. Dazu gehören die Nutzen-
orientierung des Vertrauensempfängers ebenso wie seine Fachkompetenz oder seine ethnische 
Prägung. Sämtlichen hier aufgeführten Vertrauensarten ist jedoch eine Annahme gemein: Der 
Vertrauensgeber gründet seine Vertrauensschenkung jeweils auf jene Eigenschaften des Ver-
trauensempfängers, die ihn in der Überzeugung bestärken, der Vertrauensempfänger werde 
sich künftig wohlwollend verhalten, sich also des erhaltenen Vertrauens als würdig erweisen. 
Der Vertrauensgeber schließt also aus bestimmten Eigenschaften des Vertrauensempfängers 
auf dessen Vertrauenswürdigkeit. Die Vertrauenswürdigkeit des Vertrauensempfängers bildet 
                                                          
929  Quelle: eigene Darstellung. 
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demnach die Grundlage für eine Vertrauensschenkung seitens des potenziellen Vertrauensge-
bers
930
.  
Die Erfüllung der Erwartung, dass der Vertrauensempfänger sich künftig nicht opportunis-
tisch verhalten werde, setzt voraus, dass der Vertrauensempfänger sowohl willens als auch in 
der Lage ist, das in ihn gesetzte Vertrauen zu honorieren. Vertrauenswürdigkeit als Bereit-
schaft und Fähigkeit eines Vertrauensempfängers, gemäß der positiven Erwartung des Ver-
trauensgebers zu handeln
931
, lässt sich im Grunde auf einige wesentliche Attribute des Ver-
trauensempfängers zurückführen. MCKNIGHT/CHERVANY haben vier Merkmale identifiziert, 
die dazu führen, dass ein potenzieller Vertrauensempfänger als vertrauenswürdig eingestuft 
wird
932
. Dazu gehören 
 Benevolenz (benevolence), 
 Ehrlichkeit (honesty), 
 Kompetenz (competence) sowie 
 Berechenbarkeit (predictability)933. 
Ausschlaggebend für die Einschätzung eines potenziellen Vertrauensempfängers als vertrau-
enswürdig ist der Umstand, dass die aufgeführten Eigenschaften in ihrer Gesamtheit festge-
stellt werden können
934
. Die Benevolenz eines Vertrauensempfängers verkörpert seine Bereit-
schaft, zum Wohle des Vertrauensgebers zu handeln
935
. Ein benevolenter Vertrauensempfän-
ger ist gewillt, sich nicht opportunistisch zu verhalten und damit der positiven Erwartung des 
Vertrauensgebers zu entsprechen.  Ob ein Vertrauensempfänger über dieses Wohlwollen ver-
fügt, signalisiert er aus der Perspektive des Vertrauensgebers durch sein Verhalten. Hält der 
Vertrauensempfänger beispielsweise Übereinkünfte ein, so beweist er damit Ehrlichkeit und 
letztlich auch seinen Willen, sich gegenüber dem Vertrauensgeber benevolent zu zeigen
936
. 
Benevolenz und Ehrlichkeit decken somit den Aspekt der Bereitschaft des Vertrauensempfän-
gers, sich als vertrauenswürdig zu erweisen, ab. Da die Ehrlichkeit lediglich einen Indikator 
der Benevolenz darstellt, wird sie im Folgenden nicht mehr gesondert aufgeführt. 
Die in dieser Arbeit betrachteten Vertrauensschenkungen beziehen sich auf gegenseitige Wis-
senstransfers als Voraussetzung der Kompetenzbündelung der Kooperationspartner virtueller 
Unternehmen. Damit ein Vertrauensempfänger den vereinbarten
937
 Wissenstransfer auch tat-
                                                          
930  Bei der hier beschriebenen Vertrauenswürdigkeit handelt es sich, wie bereits in Kapitel 5.4.4 erläutert, um 
eine von dem Vertrauensgeber vermutete Eigenschaft des Vertrauensempfängers. Ob sich ein Vertrauens-
empfänger im Anschluss an die Vertrauensschenkung tatsächlich als vertrauenswürdig erweist, ist im Mo-
ment der Vertrauensschenkung noch unbestimmt. 
931  Vgl. MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 33. 
932  Vgl. MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 33. 
933  Zum Teil finden sich diese Charakteristika bereits in der Vertrauensklassifikation von OSTERLOH/WEIBEL 
wieder, die an früherer Stelle des vorliegenden Kapitels erörtert wurde. 
934  Vgl. MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 34. 
935  Vgl. MAYER/DAVIS/SCHOORMAN (1995), S. 719. Vgl. dazu auch die Ausführungen zur Vertrauensklassifi-
kation von OSTERLOH/WEIBEL an früherer Stelle im vorliegenden Kapitel. 
936  Vgl. MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 34. Vgl. dazu auch die Ausführungen zur Integrität von OSTERLOH/ 
WEIBEL weiter oben in diesem Kapitel. 
937  An dieser Stelle sei noch einmal darauf hingewiesen (vgl. auch Kapitel 5.4.4), dass der Wissensaustausch 
eine notwendige Bedingung der Kompetenzbündelung darstellt und insofern hier davon ausgegangen wird, 
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sächlich praktizieren kann, benötigt er die entsprechende Kompetenz
938
. Letztere stellt aus der 
Sicht des Vertrauensgebers nicht nur einen Aspekt dar, welcher „allows one to feel confident 
that a person sought out knows what s/he is talking about and is worth listening to and lear-
ning from“939, sondern repräsentiert ebenso jenen Faktor, „that enable a party to have influ-
ence within some specific domain“940 und gewährleistet damit die Einhaltung von Vereinba-
rungen zwischen den Kooperationspartnern. Der Begriff der Kompetenz wird hier also nicht 
nur im Sinne fachlicher Fähigkeiten verstanden, sondern darüber hinaus auf die Möglichkeit 
der Einflussnahme eines Individuums bezogen. Beide Aspekte bilden die Voraussetzung da-
für, dass ein Vertrauensempfänger Zusagen gegenüber dem Vertrauensgeber in die Tat umset-
zen kann. 
Erwiesene Benevolenz und Kompetenz geben Aufschluss über die gegenwärtige Haltung des 
Vertrauensempfängers. Die Erwartungen des Vertrauensgebers sind aber in die Zukunft ge-
richtet. Somit ist das Set jener Attribute, die in ihrer Gesamtheit auf die Vertrauenswürdigkeit 
eines potenziellen Vertrauensempfängers hindeuten, um eine Komponente zu ergänzen, die 
dem Vertrauensgeber eine zeitbezogene Extrapolation
941
 der festgestellten Eigenschaften er-
lauben. Zeigen die Handlungen eines Vertrauensempfängers eine Kontinuität dergestalt, dass 
seine Bereitschaft und Fähigkeit zum Wohlverhalten gegenüber dem Vertrauensgeber im Ver-
lauf eines bestimmten Zeitraums nicht variieren, so kann der Vertrauensgeber begründete 
Vermutungen hinsichtlich des künftigen Verhaltens des Vertrauensempfängers aufstellen, weil 
Letzterer eine gewisse Berechenbarkeit aufweist
942
. 
Unter Berücksichtigung des Charakters einer Vertrauensschenkung, insbesondere der Unbe-
stimmtheit des künftigen Verhaltens des Vertrauensempfängers
943
, kann das von MCKNIGHT/ 
CHERVANY mit dem Begriff predictability erfasste Konstrukt nicht die objektive, d. h. perso-
nenunabhängige Prognostizierbarkeit
944
 der künftigen Verhaltensweisen des Vertrauensemp-
fängers meinen. Vielmehr ist unter predictability eine Eigenschaft des Vertrauensempfängers 
zu verstehen, die dem Vertrauensgeber die Bildung subjektiv kalkulierter Wahrscheinlichkei-
ten
945
 für den Eintritt bestimmter Verhaltensweisen des Vertrauensempfängers ermöglicht. 
Dieses Charakteristikum – hier als Berechenbarkeit bezeichnet – erlaubt demnach nicht die 
hundertprozentige Voraussage künftiger Handlungen, sondern begründet eine aus der Pers-
pektive des Vertrauensgebers bestehende hohe Wahrscheinlichkeit des Eintritts bestimmter 
Verhaltensweisen.  
Abb. 24 zeigt die erörterten Determinanten der Vertrauenswürdigkeit im Überblick. 
                                                                                                                                                                                     
dass der wechselseitige Wissenstransfer Gegenstand der Kooperationsvereinbarungen für die Durchführung 
von Kooperationen in Form virtueller Unternehmen ist.  
938  Vgl. auch DEUTSCH (1973), S. 155. 
939  ABRAMS/CROSS/LESSER/LEVIN (2003), S. 65. 
940  MAYER/DAVIS/SCHOORMAN (1995), S. 717. Die Verfasser benutzen den Begriff ability in der Bedeutung 
der Bezeichnung Kompetenz. 
941  Vgl. ähnlich RIPPERGER (1998), S. 95. 
942  Vgl. MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S.  
943  Vgl. Kapitel 5.4.2. 
944  Als objektiv prognostizierbar werden hier Ereignisse bezeichnet, deren Eintrittswahrscheinlichkeiten mit 
Hilfe von Methoden der induktiven Statistik bestimmt werden können.  
945  Vgl. LOOSE/ SYDOW (1994), S. 167. 
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Abb. 24: Determinanten der Vertrauenswürdigkeit
946
 
Unter der Annahme, dass sich Vertrauenswürdigkeit aus den Eigenschaften Benevolenz, 
Kompetenz und Berechenbarkeit zusammensetzt, sind die vorgestellten Klassifikationen des 
Vertrauens folgendermaßen zu betrachten: Vertrauen gründet sich im Verständnis der erörter-
ten Klassifikationsansätze letztlich auf Charakteristika des Vertrauensempfänger, welche der 
Vertrauensgeber dazu nutzt, seine Erwartung bezüglich der Bereitschaft und der Fähigkeit des 
Vertrauensempfänger zu bilden, in Zukunft ein wohlwollendes Verhalten an den Tag zu le-
gen
947
. Die Eigenschaften, auf die der Vertrauensgeber seine positiven Erwartungen gründet, 
unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Nähe zu den zuvor erörterten Determinanten der Vertrau-
enswürdigkeit. Außerdem bezieht der Vertrauensgeber sein Wissen über die genannten Eigen-
schaften des Vertrauensempfängers aus unterschiedlichen Quellen.  
Vertrauensarten wie das von LANE als cognition- or expectation-based trust bezeichnete Ver-
trauen richten sich direkt auf die zuvor angeführten Determinanten der Vertrauenswürdigkeit. 
Im Zuge wiederholter Interaktionen mit dem Vertrauensempfänger kann der Vertrauensgeber 
die Verhaltensweisen des Vertrauensempfängers beobachten und sich dadurch ein Bild von 
der Benevolenz, Kompetenz und Berechenbarkeit des Vertrauensempfängers schaffen. Der 
Vertrauensgeber testet die Vertrauenswürdigkeit des Vertrauensempfängers. Sein Wissen über 
                                                          
946  Quelle: eigene Darstellung. 
947  Vertrauen gründet sich also letztlich auf Wissen über den Vertrauensempfänger. Diese Einschätzung teilen 
MORTENSEN/NEELY (2012), S. 2208. Ähnlich stellt auch RIPPERGER fest, dass „Vertrauen ein Mindestmaß 
an Informationen voraus[setzt], denn Vertrauen als Erwartungshaltung kann nicht allein im völlig Unbe-
kannten gründen“ [RIPPERGER (1998), S. 96]. Dabei handelt es sich – wie zuvor erörtert – präzise um Wis-
sen über Charakteristika des Vertrauensempfängers.  
Vertrauens-
würdigkeit 
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wohlwollenden 
Handeln 
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die aufgeführten Eigenschaften des Vertrauensempfängers erhält der Vertrauensgeber dabei 
von dem Vertrauensempfänger selbst.  
Entgegen der als knowledge-based trust bezeichneten Vertrauensart, die unmittelbar auf die 
Determinanten der Vertrauenswürdigkeit zielt, stellen Konzepte wie das characteristic-based 
trust von ZUCKER auf Merkmale – ethnische Zugehörigkeit, Geschlecht usw. – des Vertrau-
ensempfängers ab, die nur mittelbar auf die Eigenschaften Benevolenz, Kompetenz und Be-
rechenbarkeit schließen lassen und damit als Indikatoren für dessen Vertrauenswürdigkeit 
dienen
948
. Die Kenntnis derartiger Charakteristika erfordert auch nicht die vorherige Interakti-
on mit dem Vertrauensempfänger, sondern setzt lediglich voraus, dass der Vertrauensgeber 
Wissen über die für seine Vertrauensgabe relevanten Merkmale des Vertrauensempfängers er-
hält. Dieses Wissen kann von dem Vertrauensempfänger selbst oder auch von dritten Perso-
nen erworben werden. Während also im Fall des knowledge-based trust unmittelbar darauf 
geschlossen werden kann, aus welcher Quelle das Wissen über Eigenschaften des Vertrauens-
empfängers stammt, bieten Konzepte wie das des characteristic-based trust keinen eindeutigen 
Hinweis auf die Herkunft dieses Wissens.  
Neben den vertrauensbildenden Aspekten, die in den zuvor angeführten Klassifikationen des 
Vertrauens genannt werden, finden sich in der einschlägigen Literatur Hinweise auf weitere 
Faktoren, die die Vertrauensentwicklung determinieren. Eine Vertrauensart, bei der der Ver-
trauensgeber seine positiven Erwartungen direkt auf die beschriebenen Komponenten der 
Vertrauenswürdigkeit stützt, das relevante Wissen aber nicht von dem Vertrauensempfänger 
selbst, sondern von Dritten erhält, stellt Vertrauen dar, das aufgrund der Reputation des Ver-
trauensempfängers verschenkt wird
949
. 
Schließlich wird das Vertrauen, das eine Person aufbringt, von Faktoren beeinflusst, die voll-
kommen unabhängig von Charakteristika des Vertrauensempfängers sind und insofern nicht 
als Ausdruck seiner Vertrauenswürdigkeit gewertet werden können. Als Vertrauensdispositi-
on wird die generelle Vertrauensneigung eines Individuums bezeichnet
950
. Wie stark dieser si-
tuationsübergreifende
951
 Hang zu vertrauen bei einem Individuum ausgeprägt ist, wird etwa 
von früheren sozialen Beziehungen, die das Individuum geknüpft hat
952
, sowie von seinem 
kulturellen Hintergrund bestimmt
953
. Sofern die generelle Vertrauensneigung entsprechend 
                                                          
948  Beachtenswert ist der Umstand, dass MCKNIGT/CHERVANY bei ihrer Strukturierung des Konstrukts eben-
falls auf Indikatoren zurückgreifen. Insbesondere wird davon ausgegangen, dass die Ehrlichkeit einer Per-
son ein Indiz für deren Benevolenz darstellt. 
949  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 183, sowie OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 46. Auch MCKNIGHT/CUMMINGS/ 
CHERVANY (1998), S. 480, ROUSSEAU/SITKIN/BURT/CAMERER (1998), S. 396, sowie SAXTON (1997), S. 
445, führen aus, dass Reputation die Vertrauenswürdigkeit eines Individuums signalisiert.  
950  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 182, OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 47, sowie MAYER/DAVIS/SCHOORMAN, 
welche die generelle Vertrauensneigung eines Individuums als dessen „propensity of trust“ [MAYER/DA-
VIS/SCHOORMAN (1995), S. 715] bezeichnen. 
951  Vgl. MAYER/ DAVIS/SCHOORMAN (1995), S. 716. 
952  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 182. WURCHE (1994), S. 116, verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass 
bereits Kinder lernen, anderen Menschen zu vertrauen, d. h. Vertrauensfähigkeit zu entwickeln. Zwar stützt 
der Verfasser mit dieser Aussage die These der Vertrauensdisposition. Abgesehen davon wird aber in Kapi-
tel 5.4.6.5.1 gezeigt, dass es sich bei der Vertrauensfähigkeit tatsächlich nicht um eine zu erlernende Fähig-
keit handelt. 
953  Vgl. MAYER/DAVIS/SCHOORMAN (1995), S. 715 sowie ähnlich auch BECKER (2001), S. 5.  
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hoch ist, kann Vertrauen allein aufgrund der Vertrauensdisposition eines Individuums entwi-
ckelt werden
954
. Dispositionales Vertrauen
955
 determiniert zwar das Vertrauen, das gegenüber 
einer Person aufgebracht wird, hängt aber, wie erläutert, nicht von dem Verhalten dieses Ver-
trauensempfängers ab, und kann insofern nicht von Letzterem beeinflusst werden. Gegenstand 
des vorliegenden Kapitels ist jedoch das Auffinden von Determinanten des Vertrauens, um 
anschließend auf Basis dieser Einflussfaktoren Methoden zur Förderung des Vertrauens in 
virtuellen Unternehmen zu entwickeln. Da sich das dispositionale Vertrauen aber einer Steue-
rung durch den Vertrauensempfänger entzieht, wird diese Vertrauensart in der folgenden Ana-
lyse nicht weiter berücksichtigt. 
Tab. 6 fasst die in diesem Kapitel analysierten Vertrauensarten unter Berücksichtigung der ih-
nen zugrunde liegenden Charakteristika, welche die Vertrauenswürdigkeit eines Vertrauens-
empfängers begründen, zusammen. Als Gliederungskriterien dienen zum einen die Quellen, 
aus denen sich das Wissen über die Vertrauenswürdigkeit signalisierenden Eigenschaften des 
Vertrauensempfängers speist, und zum anderen der Bezug, den die Vertrauenswürdigkeit sig-
nalisierenden Eigenschaften des Vertrauensempfängers zu den hier dargestellten Determinan-
ten der Vertrauenswürdigkeit aufweisen. 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
954  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 189. 
955  Zum Begriff dispositional trust vgl. MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 8. 
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      Quelle des Wissens 
 über die Vertrauenswürdigkeit  
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Bezug der Vertrauens- 
würdigkeit signalisie- 
renden Eigenschaften  
des Vertrauensempfängers  
zu den Determinanten der  
Vertrauenswürdigkeit 
Vertrauensempfänger dritte Personen 
unmittelbar 
cognition- or expectation-based 
trust
956
, 
eigenschaftsbasiertes Vertrauen
957
 
 
cognitive trust
958
 und 
cognition-based trust
959
, basierend auf 
erfolgreichen Interaktionen 
 
reputationsbasiertes Ver-
trauen
960
 
 
mittelbar 
identifikationsbasiertes Vertrauen
961
, 
identification-based trust, 
value- or norm-based trust
962
 
 
cognitive trust
963
 und 
cognition-based trust
964
, sofern dieses 
Vertrauen auf sozialen Ähnlichkeiten 
oder der Zugehörigkeit zu bestimmten 
Institutionen basiert 
 
 
Tab. 6: Vertrauensarten und Vertrauenswürdigkeit
965
 
Die Antwort auf die Frage, ob einem potenziellen Vertrauensempfänger bestimmte Attribute 
der Vertrauenswürdigkeit zugeordnet werden, fällt individuell unterschiedlich aus, denn Ver-
trauenswürdigkeit stellt sich als eine Eigenschaft dar, die der subjektiven Beurteilung des je-
                                                          
956  Vgl. LANE (2000), S. 10-14. 
957  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 57-62. 
958   Vgl. LEWIS/WEIGERT (1985), S. 970. 
959   Vgl. MCALLISTER (1995), S. 26-29. 
960  Vgl. FLADNITZER (2006), S. 183, sowie OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 46. 
961  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 63. 
962  Vgl. LANE (2000), S. 8-10. 
963  Vgl. LEWIS/WEIGERT (1985), S. 970. 
964  Vgl. MCALLISTER (1995), S. 26-29. 
965  Quelle: eigene Darstellung. 
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weiligen Vertrauensgebers unterliegt. Sofern Letzterer einen potenziellen Vertrauensempfän-
ger als vertrauenswürdig einstuft, ist die Bereitschaft des potenziellen Vertrauensgebers zur 
Vertrauensschenkung gegeben. Vertrauenswürdigkeit schafft also die Voraussetzung für die 
Bildung der Vertrauensintention. Aber einem potenziellen Vertrauensempfänger, der von ei-
nem potenziellen Vertrauensgeber als vertrauenswürdig beurteilt wird, muss von Letzterem 
nicht zwangsläufig auch tatsächlich Vertrauen entgegengebracht werden. Die Vertrauensin-
tention schafft zwar die Bereitschaft, Vertrauen zu verschenken, doch die Umsetzung dieser 
Bereitschaft in die Vertrauenshandlung, erfordert einen entsprechenden Impuls.  
Die Frage, unter welchen Bedingungen die Vertrauenshandlung durchgeführt wird, lenkt den 
Blick auf die Abhängigkeitsbeziehung des Vertrauensgebers zu dem Vertrauensempfänger. 
Der Vertrauensgeber ist hinsichtlicher bestimmter Aspekte auf den Vertrauensempfänger an-
gewiesen. So sind beispielsweise im Fall virtueller Unternehmen die Kooperationspartner im 
Hinblick auf die Realisierung des Kooperationsziels wechselseitig voneinander abhängig. Nur 
wenn sie ihr Wissen austauschen, sind sie imstande, ihre Kompetenzen zu bündeln und damit  
Kundenaufträge individuell zu bearbeiten, was ihnen letztlich zur Erlangung nachhaltiger 
Wettbewerbsvorteile verhilft. Ein Kooperationsmitglied, das als Ausdruck seines Vertrauens 
sein Wissen mit einem anderen Netzwerkmitglied teilt, tut dies in der Erwartung, dass der 
Vertrauensempfänger den Wissenstransfer erwidert und damit letztendlich zur Realisierung 
des Kooperationsziels beiträgt. Der Vertrauensgeber handelt folglich unter Nutzenaspekten
966
. 
Er hat ein Interesse daran, dass das Kooperationsziel verwirklicht wird, weil dies seinen per-
sönlichen Nutzen mehrt
967
 und schenkt einem anderen Kooperationsmitglied Vertrauen, weil 
die Realisierung dieses persönlichen Nutzens eine solche Vertrauensgabe erfordert. Vertrauen 
wird also im Bedarfsfall und damit zielorientiert verschenkt. 
Insgesamt kann festgehalten werden, dass eine Vertrauensgabe nicht allein auf der Vertrau-
enswürdigkeit, die einer Person zugeschrieben wird, basiert, sondern darüber hinaus von dem 
Nutzen bestimmt wird, den sich der Vertrauensgeber von der Vertrauensgabe verspricht. 
Abb. 25 fasst die Determinanten des Vertrauens zusammen. 
 
 
 
 
 
 
                                                          
966  Vgl. LOOSE/SYDOW (1994), S. 167. Auch in Kapitel 5.4.4 wurde im Rahmen der Ausführungen zum Ge-
genstand von Vertrauensschenkungen und Vertrauenshonorierungen bereits auf den mit einer Vertrauens-
schenkung verbundenen Nutzenaspekt hingewiesen.  
967  Dieser persönliche Nutzenzuwachs kann sich beispielsweise in dem Erhalt des Arbeitsplatzes oder einer 
Verbesserung der finanziellen Situation äußern.  
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Abb. 25: Determinanten des Vertrauens
968
 
Unter Berücksichtigung der erläuterten Determinanten des Vertrauens ist Vertrauen in virtuel-
len Unternehmen wie folgt zu beurteilen. Die für die Vertrauensgabe erforderliche Erwartung 
eines mit der Vertrauensgabe verbundenen Nutzens ist in dieser Kooperationsform aufgrund 
der zielbezogenen Interdependenz der Kooperationsmitglieder gegeben. Nachhaltige Wettbe-
werbsvorteile können nur gemeinschaftlich, nämlich durch eine Bündelung der Kompetenzen, 
erlangt werden. Das zum Zwecke dieser Kompetenzbündelung notwendige wechselseitige 
Lernen verlangt von den Kooperationspartnern gegenseitiges Vertrauen. Diese spezifischen 
Gegebenheiten begründen die zuvor implizit getroffene Aussage, dass im Kontext virtueller 
Unternehmen die Entwicklung der Vertrauensintention ausreicht, um das angestrebte wech-
selseitige Vertrauen zu schaffen
969
. Die Dependenz der Kooperationspartner hinsichtlich der 
Realisierung des Kooperationsziels bildet den für die Auslösung der Vertrauenshandlung 
notwendigen Impuls
970
. 
                                                          
968  Quelle: eigene Darstelllung. 
969  Vgl. Kapitel 5.4.2. 
970  Ähnlich stellt auch ZÜNDORF (1986), S. 42, fest, dass das Wissen um die wechselseitigen Abhängigkeiten 
die Entwicklung von Vertrauen zwischen Individuen begünstige.  
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Die Existenz der fachlichen Kompetenz der Netzwerkmitglieder
971
 wird bereits durch die 
Auswahl der Mitglieder des langfristigen Beziehungsnetzwerks gewährleistet
972
. Inwiefern 
die Netzwerkteilnehmer als benevolent eingestuft werden können, kann grundsätzlich erst im 
Laufe der Kooperationsbeziehung anhand des ehrlichen oder unehrlichen Verhaltens der Ko-
operationspartner überprüft werden. Gleiches gilt für die Bewertung der Berechenbarkeit der 
Netzwerkangehörigen, welche sich erst durch kontinuierliche Verhaltensweisen im Verlauf 
der geschäftlichen Beziehung zeigt. Eine Möglichkeit, ehrliche Absichten und damit Benevo-
lenz bereits zu Beginn der Zusammenarbeit zu signalisieren, besteht für die Kooperationsan-
gehörigen in der Durchführung kooperationsspezifischer Investitionen. Diese Option wird 
eingehend in Kapitel 5.4.6.3.2 diskutiert.  
Im Kontext virtueller Unternehmen spiegelt die Vertrauenswürdigkeit eines Kooperationsmit-
gliedes seine Bereitwilligkeit und Fähigkeit wider, seinen Kooperationspartnern Wissen zu 
transferieren. Unter diesem Aspekt kann Vertrauenswürdigkeit in virtuellen Unternehmen als 
die Bereitschaft und Fähigkeit der Kooperationsmitglieder beschrieben werden, generalisierte 
Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers auszuüben. 
Geschaffen werden sollen schließlich Vertrauensbeziehungen. Ein derartiges wechselseitiges 
Vertrauen kann sich nur im Zuge von Interaktionen bilden. Damit kommen hier ausschließ-
lich Entwicklungsmethoden in Betracht, die die Ausbildung von knowledge-based trust för-
dern. Wie bereits dargelegt, beruht die Schenkung von Vertrauen im Rahmen des knowledge- 
based trust nicht auf dem Wissen des Vertrauensgebers über das künftige Verhalten des Ver-
trauensempfängers
973
. Der Vertrauensgeber bedient sich vielmehr seines Wissens über das 
vergangene Verhalten des Vertrauensempfängers
974
, um das fehlende Wissen über den Eintritt 
künftiger Ereignisse durch die Konstruktion von Eintrittswahrscheinlichkeiten zu ersetzen. 
Dabei handelt es sich nicht um Wahrscheinlichkeiten, die mit statistischen Methoden ermittelt 
werden können, sondern um subjektiv kalkulierte Wahrscheinlichkeiten
975
, mit denen der Ver-
trauensgeber den Eintritt bestimmter Ereignisse belegt. Maßnahmen zur Förderung des Ver-
trauens sollten demzufolge darauf zielen, aus der Perspektive des potenziellen Vertrauensge-
bers die Wahrscheinlichkeit zu begründen, dass der potenzielle Vertrauensgeber in Zukunft 
ein positives Verhalten an den Tag legen wird. 
Allerdings reicht die Fokussierung auf knowledge-based trust im Hinblick auf virtuelle Unter-
nehmen nicht aus, um das notwendige wechselseitige Vertrauen zu garantieren. Die hier be-
trachteten Netzwerkbeziehungen werden mit dem Primärziel des Wissensaustausches aufge-
nommen und gründen sich damit auf das wechselseitige Vertrauen der Beziehungsteilnehmer. 
Knowledge-based trust entwickelt sich jedoch erst im Laufe einer Beziehung. Demzufolge ist 
im Hinblick auf virtuelle Unternehmen eine weitere Vertrauensart in Betracht zu ziehen, die 
                                                          
971  Im Gegensatz dazu steht das als organisationale Beziehungsfähigkeiten bezeichnete Wissen, das ebenfalls 
für die Kompetenzbündel erforderlich ist. MÜLLER bezeichnet derartige Fähigkeiten im Kontrast zur Fach-
kompetenz als Interaktionskompetenz. Vgl. MÜLLER (1997), S. 40. 
972  Vgl. Kapitel 2.2. 
973  Vgl. Kapitel 5.4.6.1. 
974  Vgl. COSTA HERNANDEZ/CINCOTTO DOS SANTOS (2010), S. 177, MCKNIGHT/CUMMINGS/CHERVANY 
(1998), S. 476, sowie ZÜNDORF (1986), S. 41-42. 
975  Vgl. die Ausführungen an früherer Stelle dieses Kapitels. 
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sich eignet, die geschilderten Vertrauensbeziehungen zu initiieren. An dieser Stelle rückt eine 
Vertrauensart in den Vordergrund, die bislang bewusst knapp dargestellt wurde. Beim calcu-
lative trust handelt es sich um ein Gebilde, dessen Einstufung als spezifische Form des Ver-
trauens umstritten ist. Daher wurde bisher auf eine eingehende Erörterung dieses Phänomens 
verzichtet. Die Beziehung zwischen knowledge-based trust und calculative trust wird im Fol-
genden näher beleuchtet. Eine eingehende Auseinandersetzung mit dem calculative trust fin-
det sich in Kapitel 5.4.6.3 im Rahmen der Analyse von Methoden zur Entwicklung wechsel-
seitigen Vertrauens im Kontext virtueller Unternehmen. Weiterhin besteht im Hinblick auf 
virtuelle Unternehmen die Notwendigkeit zur Ausbildung von Systemvertrauen, wogegen es 
sich beim knowledge-based trust um Personenvertrauen handelt. Insofern tritt eine weitere 
Vertrauensart in Gestalt des identification-based trust auf den Plan. Die Beziehung zwischen 
knowledge-based trust und identification-based trust wird ebenfalls im Folgenden näher erläu-
tert. 
Die vorangegangenen Skizzierungen lassen bereits erahnen, dass auf dem Weg zum ange-
strebten Systemvertrauen verschiedene Phasen der Vertrauensbildung zu durchlaufen sind. 
Dieser Prozess der Vertrauensentwicklung wird nachfolgend eingehend erörtert. 
 
5.4.6.2 Vertrauensentwicklung als Prozess  
Das wechselseitige Vertrauen der Kooperationspartner virtueller Unternehmen dient dazu, 
den netzwerkweiten Wissenstransfer sicherzustellen, indem es die Etablierung generalisierter 
Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers forciert
976
. Mit dieser generalisierten Reziprozi-
tät wird eine Verhaltensweise von Netzwerkmitgliedern beschrieben, die in dem betrachteten 
System als wünschenswert gilt. Zu seiner systemweiten Etablierung ist es erforderlich, dass 
das Prinzip der generalisierten Reziprozität von allen Kooperationsmitgliedern getragen wird. 
Letztlich ist es also notwendig, generalisierte Reziprozität als Norm
977
 in dem betrachteten 
Netzwerk zu etablieren
978
. Gegenseitiges Vertrauen soll die Durchsetzung dieser Norm in 
dem jeweiligen Netzwerk unterstützen. 
Bei der Suche nach Maßnahmen zur Förderung eines derart funktionierenden Vertrauens in 
virtuellen Unternehmen ist die Wechselwirkung zwischen dem gegenseitigen Vertrauen der 
Kooperationsmitglieder und der generalisierten Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers 
zu berücksichtigen. Jede Methode, die die Entwicklung von Vertrauen unterstützt, wird die 
Bildung generalisierter Reziprozität fördern und damit gleichzeitig einen positiven Rückkopp-
                                                          
976  Vgl. Kapitel 5.4.5. 
977  Zum Begriff der Norm vgl. Kapitel 5.5.2.1.  
978  Vgl. LOOSE/SYDOW (1994), S. 176-177, die Reziprozität ebenfalls als eine Norm betrachten, die den Auf-
bau vertrauensvoller Beziehungen in einem Unternehmensnetzwerk unterstützen kann. Normen gehören zu 
den Strukturmerkmalen einer Kultur. Vgl. Kapitel 5.5.2.1. Wenn Normen, wie hier angenommen, die Aus-
bildung von Vertrauensfähigkeit in einem Unternehmensnetzwerk fördern, dann übernimmt die  gemeinsa-
me Kultur der Netzwerkpartner die Funktion, die Opportunismusgefahr in dem betrachteten Netzwerk zu 
reduzieren. Vgl. dazu auch VOGT (1997), S. 123, der ebenfalls darauf verweist, dass die Anreize zu oppor-
tunistischem Verhalten bei Transaktionen durch die Werte der Transaktionspartner vermindert werden 
könnten.  
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lungseffekt auf das Vertrauen ausüben
979
. Die Initiierung des beschriebenen Kreislaufs erfor-
dert einen Impuls in Form eines Vertrauensvorschusses. Vorangetrieben durch den rückwir-
kenden Effekt der durch diesen Vertrauensvorschuss ausgelösten Entwicklung generalisierter 
Reziprozität kann sich das wechselseitige Vertrauen anschließend fortentwickeln, bis das Sys-
temvertrauen und damit die angestrebte Norm generalisierter Reziprozität auf dem Gebiet des 
Wissenstransfers vollständig etabliert ist.  
Der Prozesscharakter der Ausbildung von Systemvertrauen und die damit verbundenen unter-
schiedlichen Realisierungsgrade generalisierter Reziprozität legen den Gedanken nahe, dass 
die Entwicklung von Systemvertrauen die Bildung diverser Vertrauensarten umfasst. Offen-
sichtlich handelt es sich bei dem Vertrauen, das im Endzustand generalisierter Reziprozität, d. 
h. in dem Zustand, in dem generalisierte Reziprozität als Norm etabliert werden konnte, er-
reicht wird, um identifikationsbasiertes Vertrauen
980
. Hier stellt sich die Frage, welche Ver-
trauensarten diesem auf kollektiv geteilten Normen basierenden Vertrauen vorgelagert sind. 
OSTERLOH/WEIBEL halten mit ihrem Phasenmodell der Vertrauensentwicklung eine Antwort 
auf diese Frage bereit
981
. Die Verfasserinnen zeigen mit ihrem Modell, dass verschiedenartige 
vertrauensbildende Maßnahmen oder Bedingungen auch zur Ausbildung verschiedener Ver-
trauensarten führen
982
.  
OSTERLOH/WEIBEL gründen ihre Ausführungen auf die im Laufe der Zeit variierende Gestalt 
der Beziehung zwischen Vertrauensgeber und Vertrauensempfänger. Zu Anfang der Zusam-
menarbeit sind sich die Kooperationspartner in der Regel noch nicht bekannt. Der Austausch 
von Wissen findet unter Fremden statt, wobei die Beziehung einer Marktbeziehung gleicht. In 
einer solchen Konstellation wird Vertrauen in der Regel auf der Basis einer kurzfristigen Kos-
ten-Nutzen-Abwägung verschenkt. Hierbei handelt es sich in der Diktion von OSTERLOH/ 
WEIBEL um situationsbasiertes Vertrauen
983
.  
                                                          
979  Die zwischen Vertrauensfähigkeit und generalisierter Reziprozität herrschende Beziehung weist das Merk-
mal der zirkulären Kausalität auf. Vgl. Kapitel 5.4.5. Zum Begriff der zirkulären Kausalität vgl. Kapitel 
4.4.2.3.1.2. Die beschriebene Zirkularität bringt GILBERT (2006), S. 126, auf den Gedanken, bei seinem 
Vorschlag zur Entwicklung wechselseitigen Vertrauens direkt an dem Prinzip der generalisierten Rezipro-
zität anzusetzen, indem er die Routinisierung der von der generalisierten Reziprozität zu erfassenden Ab-
läufe – im vorliegenden Fall: des wechselseitigen Wissenstransfers – vorschlägt. Dabei übersieht er aller-
dings, dass die Initiierung des Routinisierungsprozesses einen Vertrauensvorschuss benötigt. Vgl. dazu aus-
führlich Kapitel 5.6.4.2. 
980  Vgl. dazu auch die Ausführungen von SAKO/HELPER (1998), S. 390, welche die Existenz einer Vertrauens-
hierarchie konstatieren, die durch graduelle Unterschiede der Übereinstimmung der individuellen Verhal-
tensweisen mit den erwünschten Verhaltensweisen und ebenso durch verschiedene Ausmaße an Reziprozi-
tät gekennzeichnet ist. Hinsichtlich der in den einzelnen Hierarchiestufen zu findenden Ausprägungen von 
Reziprozität merken SAKO/HELPER an: „as one goes higher up the hierarchy, a looser form of reciprocity 
applies between the […] partners. Reciprocation may take a broader range of forms, and more time elapse 
between the receipt of a favour and its return“ [SAKO/HELPER (1998), S. 390]. Damit weisen SAKO/HELPER 
offensichtlich auf eine expandierende, generalisierte Reziprozität hin. 
981  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 64-70. 
982  Diese Einschätzung teilt offenbar auch CLARK, wenn er feststellt: „As trust-production mechanisms change 
so will the type of trust“ [CLARK (1993), S. 247]. 
983  Zum Charakter situationsbasierten Vertrauens vgl. Kapitel 5.4.6.3. 
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Mit der Weiterentwicklung der Beziehung lernen sich die Kooperationspartner zunehmend 
besser kennen. Vertrauen, das in diesem fortgeschrittenen Stadium der Beziehung verschenkt 
wird, gründet sich nicht mehr ausschließlich auf rein kalkulatorische Erwägungen, sondern 
zieht zudem die persönlichen Merkmale des jeweiligen Vertrauensempfängers in Betracht. 
Wird der Kooperationspartner etwa als integer beurteilt, so erhält er eigenschaftsbasiertes 
Vertrauen
984
. 
Das Reifestadium der Kooperationsbeziehung ist erreicht, wenn die Kooperationspartner nicht 
mehr allein die Wesensmerkmale ihres jeweiligen Gegenübers einzuschätzen wissen, sondern 
darüber hinaus kooperationsrelevante Normen teilen. Normen wirken sich insofern vertrau-
ensfördernd aus, als sie das Verhalten der Kooperationsmitglieder steuern
985
 und daher jedes  
Kooperationsmitglied in die Lage versetzen, das Verhalten eines anderen Kooperationsteil-
nehmers zu antizipieren
986
. Dabei spielt es – im Gegensatz zum eigenschaftsbasierten Ver-
trauen – keine Rolle, ob sich die jeweiligen Kooperationsmitglieder persönlich bekannt sind. 
Im vorliegenden Fall stellt die generalisierte Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers ei-
ne solche für die Zusammenarbeit wesentliche Norm dar. Wie bereits ausgeführt, tritt in die-
ser Phase der Beziehung das identifikationsbasierte Vertrauen
987
 in den Vordergrund. Ver-
trauen in dieser Form richtet sich nicht mehr, wie das eigenschaftsbasierte Vertrauen, auf ein-
zelnen Personen, sondern adressiert ein Kollektiv, nämlich jene Gruppe von Personen, welche 
die für die Kooperation bedeutenden Normen hält. Damit repräsentiert das identifikationsba-
sierte Vertrauen jene Vertrauensform, die im vorliegenden Kontext unter dem Begriff des Sys-
temvertrauens als relevant dargestellt wurde. 
Das Phasenmodell von OSTERLOH/WEIBEL zeigt nicht nur, wie sich das identifikationsbasierte 
Vertrauen sukzessive aus dem situationsbasierten Vertrauen und dem eigenschaftsbasierten 
Vertrauen entwickelt, sondern es verdeutlicht ebenfalls, wie sich identifikationsbasiertes Ver-
trauen in seiner Eigenschaft als Systemvertrauen aus anfänglichem Personenvertrauen in Ge-
stalt des eigenschaftsbasierten Vertrauens entwickelt. Zusammengefasst lässt sich der Ent-
wicklungsprozess identifikationsbasierten Vertrauens folgendermaßen beschreiben: Personen-
vertrauen als Vertrauen, das einzelnen Personen entgegengebracht wird, resultiert aus persön-
lichen, Vertrauenswürdigkeit signalisierenden Eigenschaften dieser Personen und entspricht 
damit der von OSTERLOH/WEIBEL als eigenschaftsbasiertem Vertrauen bezeichneten Vertrau-
ensart. Beim Systemvertrauen wird das Vertrauen letztlich zwar auch Einzelpersonen ge-
schenkt, jedoch nicht, weil an diesen Personen bestimmte persönliche Eigenschaften wahrge-
nommen werden, sondern weil sie einem System angehören, welches Vertrauenswürdigkeit 
signalisierende Eigenschaften aufweist. Diese systemeigenen Attribute werden von dem Ver-
trauensgeber auf jeden einzelnen Systemangehörigen übertragen. Systemvertrauen im Falle 
des identifikationsbasierten Vertrauens beruht auf dem Wissen, dass in einem System eine be-
stimmte Norm gilt, der alle Systemangehörigen folgen. Im vorliegenden Fall handelt es sich 
dabei um die Norm der generaliserten Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers. 
                                                          
984  Zum Wesen eigenschaftsbasierten Vertrauens vgl. Kapitel 5.4.6.4. 
985  Vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
986  Vgl. FELDMAN (1984), S. 48. Den vertrauensfördernden Charakter gemeinsamer Normen konstatieren auch 
NOOTEBOOM/BERGER/NOORDERHAVEN (1997), S. 318. 
987  Vgl. Kapitel 5.4.6.5. 
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Abb. 26 zeigt die einzelnen Stadien der Entwicklung von Systemvertrauen. 
 
Abb. 26: Prozess der Entwicklung von Systemvertrauen
988
 
Die erste Phase des Modells von OSTERLOH/WEIBEL wird durch die Anonymität der Bezie-
hungsteilnehmer geprägt. Die Kooperationspartner konnten noch keine Erfahrungen hinsicht-
lich des Charakters und der Verhaltensweisen ihres jeweiligen Gegenübers sammeln, die für 
die Bildung positiver Erwartungen als Voraussetzung einer jeglichen Vertrauensschenkung  
genutzt werden könnten. Somit sind sie darauf angewiesen, das für die Erwartungsbildung er-
forderliche Wissen anderweitig zu erwerben. So käme beispielsweise die Reputation eines 
Kooperationsmitglieds als Basis der Vertrauensschenkung in Frage. Problematisch ist in die-
sem Kontext der Umstand zu bewerten, dass das benötigte Wissen über das Ansehen einer 
Person nicht in jedem Fall verfügbar ist, beispielsweise weil die Beziehungsteilnehmer keine 
gemeinsamen Bekannten haben oder weil die gemeinsamen Bekannten nicht glaubwürdig er-
scheinen. RIPPERGER gibt außerdem zu bedenken, dass die Reputation einer Person häufig je-
nen persönlichen Charakter vermissen lasse, den das zur Erwartungsbildung zu verwendende 
Wissen benötige
989
. Ein potenzieller Vertrauensgeber sei daran interessiert, wie sich ein po-
tenzieller Vertrauensempfänger gerade ihm, dem potenziellen Vertrauensgeber, gegenüber in 
Zukunft verhalten werde. Derartiges Wissen könne aber in erster Linie durch persönliche Er-
fahrungen des potenziellen Vertrauensgebers mit dem potenziellen Vertrauensempfänger er-
worben werden. Auch GRANOVETTER sieht in dem auf der Reputation eines Invidividuums 
beruhenden Wissen nur die zweitbeste Lösung für die Vertrauensbildung: „Even better is in-
formation from one’s own past dealings with that person.“990 Der Verfasser begründet diese 
Einschätzung mit der Feststellung, dass „one trusts one’s own information best – it is richer, 
more detailed, and known to be accurate“991. Der letzte Aspekt richtet sich offenbar auf die 
                                                          
988  Quelle: eigene Darstellung. 
989  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 190.  
990  GRANOVETTER (1985), S. 490. 
991  GRANOVETTER (1985), S. 490. Auch GANESAN (1994), S. 5, räumt den wechselseitigen Erfahrungen, die 
Individuen selbst im Zuge ihrer Interaktionen sammeln, in Bezug auf die Vertrauensbildung offenbar ein 
situationsbasiertes 
Vertrauen 
Vertrauensschenkung auf 
der Basis eines rationalen 
Kalküls 
eigenschaftsbasiertes 
Vertrauen 
Vertrauensschenkung auf 
der Basis von 
Persönlichkeitsmerkmalen 
identifikationsbasiertes 
Vertrauen 
Vertrauensschenkung auf 
der Basis kollektiv geteilter 
Normen 
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bereits angesprochene Glaubwürdigkeit von Personen, die Wissen über ein bestimmtes Indivi-
duum verbreiten und damit zur Bildung der Reputation dieses Individuums beitragen. Mit den 
angeführten Einschätzungen zur Reputation als vertrauensbildendem Element rückt wiederum 
knowledge-based trust, oder in der Diktion von OSTERLOH/WEIBEL: eigenschaftsbasiertes 
Vertrauen, in den Vordergrund, welches aber, wie erläutert, zu Beginn einer Kooperationsbe-
ziehung aufgrund der fehlenden Erfahrungen mit dem jeweiligen Kooperationspartner noch 
nicht gebildet werden kann
992
. 
Wenn die Reputation eines Kooperationspartners keine zufriedenstellende Grundlage für die 
Vertrauensbildung darstellt und knowledge-based trust zwar als hinreichende Basis für die 
Vertrauensentwicklung betrachtet wird, jedoch im Anfangsstadium einer Kooperationsbezie-
hung wegen der mangelnden Erfahrungen noch nicht gebildet werden kann, dann sind die Ko-
operationsmitglieder gehalten, auf eine alternative Methode zurückzugreifen, um eine Ver-
trauensbeziehung zu initiieren. Hierzu bietet sich die Vertrauensbildung auf der Basis eines 
rationalen Kalküls an. Der Vorzug dieser Form der Vertrauensbildung ist in dem spezifischen 
Charakter des auch als calculative trust bezeichneten situationsbasierten Vertrauens zu sehen, 
welcher die Unsicherheit der Erwartung auf ein Mindestmaß reduziert. Bei der rational kalku-
lierten Bildung von Vertrauen unterstellt der Vertrauensgeber, dass der Vertrauensempfänger 
sich ebenfalls rational, d. h. entsprechend seinem individuellen Nutzenkalkül, verhalten 
wird
993
. Der Vertrauensempfänger agiert aus der Perspektive eines rational kalkulierenden 
Vertrauensgebers als Nutzenmaximierer
994
. In der Folge wägt der potenzielle Vertrauensgeber 
die Kosten, die dem potenziellen Vertrauensempfänger im Falle eines Vertrauensbruchs ent-
stehen würde, gegen den Nutzen ab, den der Vertrauensempfänger mit der Enttäuschung des 
ihm geschenkten Vertrauens realisieren könnte
995
. Sofern die Kosten eines Vertrauensbruchs 
offenkundig dessen Nutzen überwiegen, wird sich der potenzielle Vertrauensgeber zu einer 
Vertrauensgabe entschließen.  
Einen Vertrauensbruch wird der Vertrauensempfänger genau dann nicht begehen, wenn der 
Nutzen, der ihm aus diesem opportunistischen Verhalten erwächst, geringer ausfällt, als die 
Kosten des Opportunismus. Kosten entstünden dem Vertrauensempfänger insbesondere durch 
Sanktionen, die ihn im Falle eines Vertrauensbruchs träfen. Diese Kosten, die für den Vertrau-
ensempfänger mit einem Vertrauensbruch verbunden sind, können als Opportunitätskosten 
                                                                                                                                                                                     
größeres Gewicht ein als der Reputation eines Individuums, die lediglich per „word-of-mouth“ [GANESAN 
(1994), S. 5] überliefert werde. 
992  RIPPERGER nennt neben der Reputation zudem soziale Kontaktpersonen des potenziellen Vertrauensgebers 
als Quellen des zur Erwartungsbildung benötigten Wissens. Dagegen ist einzuwenden, dass derartige, dem 
potenziellen Vertrauensgeber nahestehende Personen von Ersterem zwar vermutlich als glaubwürdig einge-
stuft werden, deren Erfahrungen mit dem potenziellen Vertrauensempfänger letztlich aber auch nicht die 
entsprechenden persönlichen Erfahrungen des potenziellen Vertrauensgebers ersetzen können, da Men-
schen individuell verschieden sind und deshalb auch unterschiedliche Verhaltensweisen eines potenziellen 
Vertrauensgebers hervorrufen. Zudem ergeben sich hier Überschneidungen zu der bereits angeführten Re-
putation des potenziellen Vertrauensempfängers. Sofern soziale Kontaktpersonen des potenziellen Vertrau-
ensgebers diesem Informationen über den potenziellen Vertrauensempfänger liefern können, tragen sie 
ebenfalls zur Reputationsbildung letzterer Person bei. 
993  Vgl. WURCHE (1994), S. 148. 
994  Vgl. LANE (2000), S. 5. 
995  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 51. 
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aufgefasst werden
996
. Enttäuscht der Vertrauensempfänger das Vertrauen des Vertrauensge-
bers, so droht ihm in der Regel der Ausschluss aus der Kooperation
997
. Diese Sanktionsmaß-
nahme verhindert, dass der Vertrauensempfänger in den weiteren Genuss von Nutzeneffekten 
kommt, die die Zusammenarbeit mit den übrigen Netzwerkmitgliedern ihm bieten könnte. So-
mit stellen sich die Kosten, die ihm durch den Vertrauensbruch entstehen, als entgangener 
Nutzen im Sinne einer nicht genutzten Opportunität dar.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden: Ist der Nutzen eines Vertrauensbruchs geringer 
als die mit ihm verbundenen Kosten, dann folgt daraus, dass der Nutzen kooperativen Verhal-
tens größer ist als der Nutzen opportunistischen Verhaltens, womit die Grundlage für die Ent-
stehung von calculative trust geschaffen ist. Vertrauen auf der Basis eines rationalen Kalküls 
wird schließlich gebildet, wenn die Kosten den Nutzen, den der Vertrauensempfänger durch 
einen Vertrauensbruch realisieren könnte, übersteigen, und gleichzeitig die Möglichkeit der 
Sanktionierung opportunistischen Verhaltens besteht
998
. 
In der beschriebenen Kalkulation liegt die Besonderheit situationsbasierten Vertrauens. Der 
Vertrauensgeber geht nicht, wie es die dieser Arbeit zugrundeliegende Definition des Vertrau-
ens postuliert, von dem freiwillig erbrachten Wohlverhalten des Vertrauensempfängers aus. 
Vielmehr nimmt er an, dass der Vertrauensempfänger „gezwungenermaßen“ den Erwartungen 
des Vertrauensgebers entsprechen wird, um aus der Zusammenarbeit einen Nutzen zu ziehen. 
Situationsbasiertes Vertrauen wird somit unter weitestgehend sicheren Erwartungen aufge-
                                                          
996  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 195.  Auch BARNEY/HANSEN sprechen im vorliegenden Kontext von „cost of 
opportunities foregone“ [BARNEY/HANSEN (1994), S. 178]. Opportunitätskosten bezeichnen im betriebs-
wirtschaftlichen Verständnis „die durch die Wahl einer Entscheidungsalternative entgangenen Vorteile der 
besten verdrängten Alternative“ [FRIEDL/HOFMANN/PEDELL (2010), S. 60] oder kurz die „Kosten der ent-
gangenen Gelegenheit“ [DEIMEL/ISEMANN/MÜLLER (2006), S. 76]. Zu ähnlichen Definitionen vgl. STEGER 
(2006), S. 23, sowie STELLING (2005), S. 28. COENENBERG/FISCHER/GÜNTHER (1999), S. 77, beschreiben 
Opportunitätskosten auch als Kosten der zweitgünstigsten Verwendungsalternative von Ressourcen. Die 
hier behandelten Kosten entspringen dem Umstand, dass der Vertrauensempfänger seine Ressourcen – Zeit, 
Finanzmittel u. ä. – nicht dazu nutzt, die Beziehung zum Vertrauensgeber zu erhalten und infolgedessen 
den aus einer Fortsetzung der Beziehung resultieren Nutzen nicht realisiert. Insofern wird der Terminus 
Opportunitätskosten hier mit dem aus der Kostenrechnung bekannten Inhalt gefüllt, sodass die Begriffs-
wahl angebracht erscheint.  
997  Diese Methode wendet beispielsweise auch das Unternehmen TOYOTA in dem von ihm gegründeten und 
geführten Zulieferernetzwerk an. Vgl. DYER/NOBEOKA (2000), S. 351. Eine Sanktionierung in Form eines 
Ausschlusses aus der Kooperation wird deshalb den Regelfall bilden, weil die Anwendung alternativer 
Sanktionsmaßnahmen – etwa Ausgleichszahlungen an die Kooperation –, welche eine Fortsetzung der Zu-
sammenarbeit implizieren, einem Vertrauensbruch unangemessen wäre. Ein Vertrauensmissbrauch im Rah-
men einer Unternehmenskooperation hat den Entzug weiteren Vertrauens zur Folge. Vgl. Kapitel 5.4.4. Ei-
ne fortgesetzte Zusammenarbeit ist jedoch auf das gegenseitige Vertrauen der Kooperationspartner ange-
wiesen. Insofern wird eine Sanktionierung opportunistischen Verhaltens regelmäßig in einer Beendigung 
der Zusammenarbeit mit dem Opportunisten bestehen. Auch WURCHE (1994), S. 156, sieht in dem wech-
selseitigen Vertrauen der Kooperationspartner einen unverzichtbaren Teil der Zusammenarbeit. Weiterhin 
hebt der Verfasser hervor, dass Vertrauen in Kooperationen nicht auf der Basis ethischer Überlegungen er-
folge, sondern der Realisierung ökonomischer Zielsetzungen diene. Unter diesem Aspekt entspreche es der 
ökonomischen Rationalität eines Akteurs, eine Beziehung im Falle eines Vertrauensmissbrauchs abzubre-
chen.   
998  Vgl. LANE (2000), S. 5. 
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bracht. Gerade diese Sicherheit, mit der die Erwartungsbildung verbunden ist, bildet aber ei-
nen Ansatzpunkt für Kritik an dem Konstrukt des situationsbasierten Vertrauens. 
Aufgrund der Tatsache, dass der Vertrauensgeber die Möglichkeit nutzt, sich gegen opportu-
nistisches Verhalten abzusichern, betrachten einige Verfasser die Charakterisierung des calcu-
lative trust als Vertrauen mit Skepsis
999
. So argumentieren etwa OSTERLOH/WEIBEL, dass situ-
ationsbasiertes Vertrauen tatsächlich kein Vertrauen, sondern risikobewusstes Handeln dar-
stelle
1000
. Eine noch weitergehende Abgrenzung des calculative trust von dem als Vertrauen 
bezeichneten Phänomen, nämlich die Bewertung des situationsbasierten Vertrauens als Miss-
trauen, kann vorgenommen werden, wenn die Beschreibung des Vertrauens von RIPPERGER 
herangezogen wird. RIPPERGER bedient sich, um vertrauensvolles Verhalten von Misstrauen 
abzugrenzen, eines Erklärungsansatzes, der auf die Allokation knapper Ressourcen für einan-
der ausschließende Nutzungsmöglichkeiten zielt. Angesichts des hier relevanten ökonomi-
schen Kontextes ist der Rückgriff auf dieses Verfahren gerechtfertigt. RIPPERGER führt aus, 
dass Akteure Ressourcen in Sicherungsmaßnahmen, wie etwa Kontrollen, investieren können, 
um sich vor etwaigem opportunistischen Verhalten ihrer Austauschpartner zu schützen. Der-
artige Investitionen implizieren jedoch die Erwartung, dass die Austauschpartner sich oppor-
tunistisch verhalten werden. Im Gegensatz dazu umfasst Vertrauen gerade die entgegenge-
richtete Erwartung, nämlich die Annahme, dass die Austauschpartner keine opportunistischen 
Handlungen durchführen werden. Der Einsatz von Ressourcen für Schutzmaßnahmen gegen 
Opportunismus weist demzufolge nicht auf Vertrauen, sondern auf Misstrauen hin. Im vorlie-
genden Fall situationsbasierten Vertrauens hegt der Vertrauensgeber die Erwartung, dass der 
Vertrauensempfänger ein kooperatives Verhalten praktizieren wird, weil letzterer andernfalls 
mit Sanktionen zu rechnen hätte, deren Kosten für ihn höher ausfielen als der Nutzen, der ihm 
aus einem opportunistischen Verhalten enstünde. Sanktionen dienen also dazu, den Vertrau-
ensempfänger zu kooperativem Verhalten zu bewegen. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass 
der Vertrauensgeber ohne die Existenz derartiger Sanktionsmechanismen mit dem opportunis-
tischen Verhalten des Vertrauensempfängers rechnen würde. Um Sanktionen im Bedarfsfall 
tatsächlich verhängen zu können, müssen weiterhin bestimmte Voraussetzungen geschaffen 
werden, insbesondere Kontrollmöglichkeiten
1001
. Damit erfordert die Anwendung der Sankti-
onierungsmethode den Einsatz von Ressourcen. Der Vertrauensgeber hält es folglich für nö-
tig, Ressourcen zu investieren, um sich gegen opportunistisches Verhalten des Vertrauens-
empfängers zu schützen. Situationsbasiertes Vertrauen stellt damit kein Vertrauen im Sinne 
der vorliegenden Arbeit dar
1002
. 
Einen Mittelweg schlagen BARNEY/HANSEN ein, wenn sie calculative trust als „semi-strong 
form trust“1003 bezeichnen1004. Die Verfasser unterscheiden insgesamt drei Formen von Ver-
                                                          
999  Vgl. HUSTED (1998), S. 241. 
1000  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 56. 
1001  Vgl. dazu im Einzelnen Kapitel 5.4.6.3. 
1002  Vgl. dazu auch ROUSSEAU/SITKIN/BURT/CAMERER (1998), S. 399, die die Ansicht vertreten, dass 
„[c]ontrol comes into play only when adequate trust is not present“ und damit die Auffassung stützen, 
dass es sich bei dem sog. situationsbasierten Vertrauen nicht um Vertrauen handelt.  
1003  BARNEY/HANSEN (1994), S. 177-178. 
1004  WURCHE spricht in diesem Kontext von einer schwachen Form des Vertrauens [WURCHE (1994), S. 148], 
welche sich auf die Berechenbarkeit des Partners gründe. Vgl. WURCHE (1994), S. 148. Zum Begriff der 
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trauen. Unter dem Begriff „weak form trust“1005 fassen sie Austauschbeziehungen zusammen, 
in denen sich dem Vertrauensempfänger lediglich begrenzte Möglichkeiten zur Schädigung 
des Vertrauensgebers bieten, etwa weil die Qualität der auszutauschenden Güter zu niedrigen 
Kosten überprüft werden kann und somit die Wahrscheinlichkeit opportunistischen Verhal-
tens in Form einer Lieferung relativ minderwertiger Güter äußerst gering ausfällt
1006
.  Semi-
strong form trust konstatieren BARNEY/HANSEN, wenn die Möglichkeit der Schädigung des 
Vertrauensgebers durch den Vertrauensempfänger zwar grundsätzlich besteht, jedoch Rege-
lungen existieren, die dazu führen, dass dem Vertrauensempfänger im Falle opportunistischen 
Verhaltens Kosten entstehen, die den Nutzen des Opportunismus übersteigen. Damit umfasst 
semi-strong form trust jenes Gebilde, das zuvor als situationsbasiertes Vertrauen oder calcu-
lative trust beschrieben wurde. Als „strong form trust“1007 bezeichen BARNEY/HANSEN 
schließlich Vertrauen, welches entsteht, obwohl die Möglichkeit einer Schädigung durch den 
Vertrauensempfänger gegeben ist und keinerlei Mechanismen existieren, die einen Vertrau-
ensbruch aufgrund der mit ihm verbundenen Kosten ökonomisch unattraktiv erscheinen lie-
ßen
1008
. Strong form trust basiert auf den internalisierten Werten und Normen der Austausch-
partner und repräsentiert damit die hier als identifikationsbasiertes Vertrauen bezeichnete 
Form des Vertrauens
1009
. 
Wenngleich hier der Auffassung gefolgt wird, dass es sich bei dem als situationsbasiertes 
Vertrauen bezeichneten Konstrukt tatsächlich nicht um Vertrauen handelt, so wird doch der 
Einsatz des calculative trust im Folgenden behandelt, weil angenommen werden darf, dass 
dieses „unechte Vertrauen“ häufig den Ausgangspunkt für echtes Vertrauen bildet1010, indem 
es die für die Ausbildung von knowledge-based trust notwendigen Interaktionen der Koopera-
tionspartner initiiert. Zudem finden sich zu Beginn einer Kooperation kaum Alternativen zum 
calculative trust, weil die Kooperationspartner eben noch keine wechselseitigen Erfahrungen 
aufweisen, auf die sich gegenseitiges Vertrauen gründen könnte
1011
. Insofern können die Koo-
perationspartner ihre Erwartungsbildung lediglich auf die Reputation des jeweiligen Vertrau-
ensempfängers gründen, was in der vorliegenden Arbeit bereits ausgeschlossen wurde
1012
, 
oder sich alternativ auf den institutionalisierten Schutz ihres Vertrauens in Form der Sanktio-
nierung vertrauensunwürdigen Verhaltens stützen, d. h. den beschriebenen calculative trust 
bilden.  
                                                                                                                                                                                     
Berechenbarkeit vgl. auch Kapitel 5.4.6.1 der vorliegenden Arbeit, in dem Berechenbarkeit nicht im wört-
lichen Sinne, sondern im Sinne von Kontinuität benutzt wird. 
1005  BARNEY/HANSEN (1994), S. 177. 
1006  Zur Frage der Gleichwertigkeit des in virtuellen Unternehmens auszutauschenden Wissens vgl. Kapitel 
6.3.3.1.3.2. 
1007  BARNEY/HANSEN (1994), S. 179. 
1008  Vgl. BARNEY/HANSEN (1994), S. 179. 
1009  BARNEY/HANSEN bezeichnen diese Form des Vertrauens auch als „principled trust“ [BARNEY/HANSEN 
(1994), S. 179]. 
1010  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 56-57.  
1011  Vgl. CHILD/FAULKNER (1998), S. 48. 
1012  Vgl. dazu die Ausführungen weiter oben in diesem Kapitel.  
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Im Hinblick auf die Schaffung situationsbasierten Vertrauens
1013
 erweist sich der Wissensbe-
darf des Vertrauensgebers als Erschwernis. Wenn Kooperationsmitglieder erstmalig Vertrau-
en zueinander fassen und dies, wie hier vorausgesetzt, auf der Basis eines rationalen Kalküls 
tun, dann benötigen sie umfangreiches Wissen über ihren jeweiligen Kooperationspartner
1014
, 
um die Kosten-Nutzen-Relationen seiner Handlungsmöglichkeiten möglichst präzise einschät-
zen zu können. Seinen Wissensbedarf wird ein potenzieller Vertrauensgeber eigenständig 
kaum decken können. Allerdings gibt es eine Lösung für dieses Problem, sofern der potenziel-
le Vertrauensempfänger ebenfalls an dem Aufbau einer Vertrauensbeziehung interessiert ist. 
In diesem Fall kann der potenzielle Vertrauensgeber von der obligatorischen Wissensbeschaf-
fung befreit werden, wenn dem potenziellen Vertrauensempfänger die Aufgabe anheimge-
stellt wird, dem potenziellen Vertrauensgeber das für ihn relevante Wissen zur Verfügung zu 
stellen. Die „Holschuld“ des potenziellen Vertrauensgebers wird dabei in eine „Bringschuld“ 
des potenziellen Vertrauensempfängers umgewandelt.  
Der potenzielle Vertrauensgeber benötigt Wissen, welches ihn in der Erwartung bestärkt, dass 
der potenzielle Vertrauensempfänger aus seinem kooperativen Verhalten einen größeren Nut-
zen als aus seinem Opportunismus ziehen wird. Diese Konstellation besteht genau dann, wenn 
dem potenziellen Vertrauensempfänger im Falle eines Vertrauensbruches Kosten entstehen, 
die seinen Nutzen übersteigen. Um der zur Bildung situationsbasierten Vertrauens notwendi-
gen Erwartung des potenziellen Vertrauensgebers Vorschub zu leisten, kann der potenzielle 
Vertrauensempfänger selbst dafür Sorge tragen, dass ihm im Falle opportunistischen Verhal-
tens Kosten entstehen, die ihn zu kooperativem Verhalten veranlassen, indem er kooperations-
spezifische Investitionen durchführt. Mit Hilfe dieser selbstverpflichtenden Maßnahme kann 
der potenzielle Vertrauensempfänger glaubwürdig seine Vertrauenswürdigkeit signalisieren. 
Kooperationsspezifische Investitionen sind Gegenstand des Kapitels 5.4.6.3.2. 
Normen, wie die im vorliegenden Kontext relevante generalisierte Reziprozität im Bereich 
des Wissenstransfers, werden im Falle der optionalen Sanktionierung vertrauensunwürdigen 
Verhaltens von dem jeweiligen Vertrauensempfänger aus Furcht vor einer drohenden Strafe 
befolgt. Das Ziel des hier behandelten Vertrauensentwicklungsprozesses besteht aber in der 
Ausbildung identifikationsbasierten Vertrauens, d. h. eines Vertrauens, das sich auf die Er-
wartung stützt, der Vertrauensempfänger werde die relevante Norm aus Überzeugung befol-
gen
1015
. Dieses Vertrauen weist eine höhere Robustheit auf als das auf der Basis von Sankti-
onsmöglichkeiten herbeigeführte, kalkulierte Vertrauen, weil ersteres durch die Internalisie-
rung von Verhaltensweisen gestützt wird. Aufgrund dieser Verinnerlichung erleichtert identi-
fikationsbasiertes Vertrauen ferner die Zusammenarbeit in Unternehmenskooperationen, denn 
die Internalisierung macht den Aufbau von Drohpotenzialen und die Durchführung stetiger 
Kontrollen überflüssig. Die Routinisierung von Abläufen als Maßnahme zur Durchsetzung 
                                                          
1013  Das zuvor als situationsbasierte Vertrauen bezeichnete Konstrukt wird aus Gründen der Vereinfachung 
auch weiterhin wie eine spezfische Vertrauensart behandelt, wenngleich es, wie festgestellt, faktisch kein 
Vertrauen darstellt. 
1014  Vgl. CHILD/FAULKNER (1998), S. 48. 
1015  Wie an späterer Stelle gezeigt wird, spielt die drohende Sanktionierung auch in dem Fall, in dem eine Per-
son aus Überzeugung handelt, eine zentrale Rolle, wobei allerdings die Sanktion hier nicht von Dritten, 
sondern von der handelnden Person selbst durchgeführt wird. Vgl. dazu im Einzelnen Kapitel 5.4.6.5.3. 
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generalisierter Reziprozität im Sinne einer Internalisierung dieser Norm wird in Kapitel 
5.4.6.5 vorgestellt.  
Zwischen dem situationsbasierten Vertrauen als erster Phase der Vertrauensentwicklung in 
Unternehmenskooperationen und dem identifikationsbasierten Vertrauen als finaler Phase ei-
nes solchen Vertrauensbildungsprozesses wird das eigenschaftsbasierte Vertrauen lokalisiert. 
Auf das eigenschaftsbasierte Vertrauen als erster Phase echten Vertrauens in Unternehmens-
netzwerken geht Kapitel 5.4.6.4 ein. 
5.4.6.3 Situationsbasiertes Vertrauen durch kooperationsspezifische Investitionen 
5.4.6.3.1 Sanktionen als Voraussetzung situationsbasierten Vertrauens 
Die Entstehung situationsbasierten Vertrauens in Unternehmenskooperationen ist an zwei in-
terdependente Voraussetzungen geknüpft
1016
. Erstens müssen die Kosten, die einem Koopera-
tionsmitglied im Zuge opportunistischen Verhaltens entstehen, dessen aus dem Vertrauens-
bruch resultierenden Nutzen überwiegen. Damit Opportunismus überhaupt Kosten nach sich 
zieht, müssen zweitens die Kooperationsmitglieder die Möglichkeit haben, einen Vertrauens-
missbrauch mit Sanktionen zu ahnden.  
Durch opportunistisches Verhalten realisiert der Opportunist einen Nutzenzuwachs, während 
sein jeweiliger Kooperationspartner einen Nutzenverlust hinnehmen muss
1017
. Sanktionen sol-
len gewährleisten, dass der zusätzliche Nutzen des Opportunisten kompensiert wird. Aller-
dings erweist sich die Einschätzung seines möglichen Nutzens als schwierig. Das Ausmaß des 
Nutzens, den ein Kooperationsmitglied durch einen Vertrauensbruch realisieren kann, hängt 
von den spezifischen Umfeldbedingungen des jeweiligen Individuums ab und kann daher 
nicht allgemeingültig beurteilt werden.  
Die Kosten eines Opportunisten stellen sich – in Kontrast zum erzielbaren Nutzen – als Scha-
den dar, der dem Vertrauensempfänger durch den Abbruch der Beziehung zu dem Vertrauens-
geber entsteht. Konkret umfassen sie den Nutzen, der dem betreffenden Kooperationsmitglied 
im Falle eines Ausschlusses aus der Kooperation entgeht
1018
. Der Nutzen, den ein Koopera-
tionsmitglied aus einer zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit zieht, kann grundsätzlich auf 
dem Umstand beruhen, dass das betrachtete Individuum für seine Kooperationspartner Sym-
pathien hegt. Im vorliegenden Fall scheidet die Möglichkeit eines solchen psychischen Nut-
zens aufgrund der in dem betrachteten Stadium der Kooperation noch herrschenden, gegen-
seitigen Fremdheit der Kooperationspartner
1019
 allerdings aus. Der Nutzen der Zusammenar-
beit ist in dieser Phase der Kooperation vielmehr finanzieller Natur und stellt sich insbesonde-
re als Funktion des Erfolges dar, den die betrachtete zwischenbetriebliche Zusammenarbeit in 
der Zukunft erlangen kann. Da virtuelle Unternehmen darauf zielen, nachhaltige Wettbe-
werbsvorteile für ihre Mitglieder zu schaffen und sich derartige Wettbewerbsvorteile in über-
durchschnittlichen Gewinnen niederschlagen
1020
, kann der Erfolg der hier betrachteten Koo-
                                                          
1016  Vgl. Kapitel 5.4.6.2.  
1017  Vgl. WURCHE (1994), S. 149.  
1018  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 195. 
1019  Vgl. Kapitel 5.4.6.2.  
1020  Vgl. Kapitel 4.1. 
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perationsform als Kooperationsgewinn, d. h. als Gewinn, den die Kooperationsmitglieder ge-
meinsam erarbeiten, aufgefasst werden. Insofern stellen die Erlöse, die die Kooperationspart-
ner erwirtschaften, einen wesentlichen Aspekt des Nutzens dar, den ein Kooperationsmitglied 
durch die Zusammenarbeit realisiert. 
Wie schwer ein Opportunist durch eine Sanktionierung in Form seines Ausschlusses aus der 
Kooperation getroffen wird, ist somit zu einem wesentlichen Teil von dem Ausmaß des künf-
tigen Kooperationsgewinns abhängig. Weiterhin spielt aber auch die Unternehmenssituation 
des potenziellen Opportunisten eine Rolle. Sieht sich sein Unternehmen in einer hervorragen-
den Marktposition, so wird eine erfolgreich verlaufende Kooperation für ihn weniger wichtig 
sein als für einen Kooperationsangehörigen, dessen Unternehmen sich in einer ungünstigen 
Wettbewerbspositionierung befindet und demzufolge auf den Erfolg der zwischenbetriebli-
chen Zusammenarbeit dringend angewiesen ist
1021
. Die Einschätzung der Kosten-Nutzen-Re-
lation eines opportunistisch handelnden Kooperationsmitglieds im Falle einer möglichen 
Sanktionierung, d. h. die Beurteilung der Bedeutung, die eine Sanktionierung für einen Op-
portunisten hätte, ist für die übrigen Kooperationsteilnehmer mit einem Wissensbedarf ver-
bunden, dessen Deckung angesichts des weitgehend unternehmensindividuellen Charakters 
des benötigten Wissens auf beträchtliche Schwierigkeiten stößt
1022
. Allerdings steht mit der 
Durchführung kooperationsspezifischer Investitionen ein Verfahren zur Verfügung, das zur 
Lösung dieser Problematik beitragen kann. Bevor auf diese Form der Investitionen näher ein-
gegangen wird, wird jedoch zunächst der Blick auf die zweite Voraussetzung situationsbasier-
ten Vertrauens, die Möglichkeit der Sanktionierung, gerichtet, da die Kosten-Nutzen-Relation 
eines Opportunisten zu einem wesentlichen Teil von den im Falle opportunistischen Verhal-
tens verhängten Sanktionen bestimmt wird. 
Situationsbasiertes Vertrauen entsteht, wenn die Netzwerkmitglieder die Erwartung bilden, 
dass die Angehörigen der Kooperation aus Furcht vor drohenden Sanktionen ein kooperatives 
Verhalten ausüben. Eine abschreckende Wirkung entfaltet eine Sanktionsdrohung aber nur 
dann, wenn potenzielle Opportunisten der Ankündigung Glauben schenken. Die beschriebene 
Erwartungsbildung setzt also die glaubwürdige Androhung der Sanktionierung
1023
 opportunis-
tischen Verhaltens voraus
1024
. Dies führt zu der Frage, unter welchen Bedingungen die Ver-
hängung von Sanktionen in einer Unternehmenskooperation überzeugend angekündigt wer-
den kann. 
Die Glaubwürdigkeit einer Drohung wird von der faktisch bestehenden Möglichkeit be-
stimmt, die Drohung in die Tat umzusetzen. Die Option, eine Sanktion zu realisieren, die für 
den Fall des Eintritts einer bestimmten Situation angekündigt wurde, ist zunächst an die Vo-
raussetzung der Beobachtbarkeit der Eintrittsbedingung geknüpft
1025
. Die sanktionsrelevante 
Situation, d. h. der Opportunismus, muss von den für die Durchführung der Strafmaßnahme 
                                                          
1021  Vgl. WURCHE (1994), S. 153. 
1022  Vgl. WURCHE (1994), S. 152. 
1023  DASGUPTA verweist ebenfalls darauf, dass „the threat of punishment for errant behaviour must be credi-
ble, else the threat is no threat“ [DASGUPTA (1988), S. 50]. 
1024  Ein unbekannter Verfasser hat zu dieser Thematik angemerkt, dass die Wahrscheinlichkeit des Auftretens 
regelwidrigen Verhaltens – im vorliegenden Fall: eines Vertrauensmissbrauchs – umso geringer sei, je 
glaubwürdiger die Androhung einer Sanktionierung dieses Verhaltens ausfalle. 
1025  Vgl. WURCHE (1994), S. 151. 
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verantwortlichen Personen erkennbar sein. Die Beobachtbarkeit opportunistischen Verhaltens 
wird zu einem wesentlichen Teil von der Mitgliederzahl der betrachteten Unternehmenskoo-
peration determiniert
1026
. DAS/TENG betonen, dass im Hinblick auf eine Sanktionierung op-
portunistischen Verhaltens in einem Unternehmensnetzwerk „all member firms have the res-
ponsibility of observing the conduct of all other members, even though this conduct may not 
affect the observing firm directly or immediately“1027. Eine geringe Zahl von Kooperations-
mitgliedern kann die Wahrnehmung dieser Verantwortung insofern unterstützen, als sie die 
Aufdeckung opportunistischen Verhaltens erleichtert. Im Falle einer relativ umfangreichen 
Mitgliederzahl ist dagegen nicht gewährleistet, dass opportunistisches Verhalten überhaupt 
auffällt. Eine Begrenzung der Mitgliederzahl einer Unternehmenskooperation kann also die 
Beobachtbarkeit opportunistischen Verhaltens fördern und damit zur Glaubwürdigkeit von 
Sanktionierungsdrohungen beitragen. 
Die Durchführbarkeit und damit die Glaubwürdigkeit angedrohter Sanktionen hängt jedoch 
nicht allein von der Beobachtbarkeit opportunistischen Verhaltens ab, sondern setzt weiterhin 
voraus, dass die im Rahmen der Sanktionierung durchzuführenden Maßnahmen ihre Wirk-
samkeit entfalten können.
 
Eng mit der Effektivität von Sanktionsmaßnahmen verbunden ist 
der Zeithorizont der betrachteten Unternehmenskooperation
1028
. Die Erfüllung der im Kontext 
situationsbasierten Vertrauens notwendigen Bedingung, einem Opportunisten durch eine 
Sanktionierungsmaßnahme Kosten aufzubürden, wird durch eine unbefristete Kooperations-
perspektive unterstützt
1029
. Legt ein Kooperationsmitglied ein opportunistisches Verhalten an 
den Tag, welches von den übrigen Kooperationsangehörigen beobachtet wird, so erfordert die 
wirksame Sanktionierung des Opportunisten den Fortbestand der zwischenbetrieblichen Zu-
sammenarbeit im Anschluss an die Aufdeckung des Opportunismus
1030
. In der vorliegenden 
Arbeit wird unterstellt, dass ein Vertrauensmissbrauch regelmäßig den Ausschluss des Oppor-
tunisten aus der Kooperation nach sich zieht. Ein solcher Ausschluss verursacht dem Vertrauens-
brecher aber nur dann die beabsichtigten Opportunitätskosten, wenn die Kooperation zwi-
schen den übrigen Kooperationsmitgliedern weiterhin besteht und dementsprechend finanziel-
le Erfolge realisiert werden können, die dem Opportunisten im Falle seines Ausschlusses ent-
gehen. Würde die Zusammenarbeit dagegen in der Periode des opportunistischen Verhaltens 
ohnehin beendet, so könnte der Opportunist nicht mehr aus der weiteren Zusammenarbeit aus-
                                                          
1026  GILBERT weist darauf hin, dass sich im Fall einer geringen Mitgliederzahl die „wahrgenommene Komple-
xität“ [GILBERT (2006) S. 126] innerhalb des Netzwerks reduziere. 
1027  DAS/TENG (2002), S. 449. 
1028  DAS definiert den Zeithorizont einer Unternehmenskooperation als „the intended time span between the 
formation of an alliance and its dissolution“ [DAS (2006), S. 3]. 
1029  Zu den Effekten einer langfristigen Kooperationsperspektive vgl. auch GILBERT (2006), S. 126. Die Be-
zeichnung „unbegrenzt“ ist in diesem Kontext passender als der Begriff „langfristig“, weil sie den we-
sentlichen Aspekt des vorliegenden Sacherhalts zum Ausdruck bringt. Die Wirksamkeit von Sanktionen 
hängt davon ab, dass das Ende der betrachteten Unternehmenskooperation nicht vorab festgelegt wird. In-
sofern drückt der Terminus „unbegrenzt“ präziser die Voraussetzung effektiver Sanktionen aus als der 
Begriff „langfristig“. 
1030  Vgl. BÜSCHKEN (1999), S. 785, der auf die Notwendigkeit wiederholter Transaktionen zur Sanktionie-
rung opportunistischen Verhaltens hinweist. 
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gegrenzt werden
1031
 und würde demzufolge keine Kosten aus entgangenem Nutzen verbu-
chen
1032
.  
Sofern also opportunistisches Verhalten beobachtbar und sanktionierbar ist, erweisen sich an-
gedrohte Sanktionen als glaubwürdig und fördern damit die Bildung situationsbasierten Ver-
trauens. Abb. 27 zeigt die Voraussetzungen der Entwicklung situationsbasierten Vertrauens 
im Überblick. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 27: Voraussetzungen situationsbasierten Vertrauens
1033
 
 
Die Ausbildung situationsbasierten Vertrauens im Bereich des Wissenstransfers virtueller Un-
ternehmen könnte unter den geschilderten Aspekten durch die Einnahme einer unbefristeten 
Perspektive und eine gleichzeitige Beschränkung der Mitgliederzahl gewährleistet werden.  
                                                          
1031  Vgl. BÜSCHKEN (1999), S. 785, der in allgemeiner Weise ausführt, dass die Partner eines opportunistisch 
agierenden Netzwerkangehörigen im Fall des unmittelbar bevorstehenden Endes der Zusammenarbeit 
keine Möglichkeit haben, das Verhalten des Opportunisten zu sanktionieren. 
1032  Aus der in diesem Fall fehlenden Sanktionierungsmöglichkeit folgert BÜSCHKEN (1999), S. 786, dass bei 
einer befristeten Partnerschaft zumindest in der letzten Periode der Zusammenarbeit für die Netzwerkmit-
glieder kein Anreiz mehr gegeben sei, kooperativ zu handeln. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 56, geben al-
lerdings zu bedenken, dass unter bestimmten Bedingungen selbst in der letzten Periode der Zusammenar-
beit ein Anreiz zu kooperativem Verhalten bestünde. Dieser sei durch die Furcht vor einem Verlust der 
Reputation begründet. Dementsprechend betont auch KREPS (1990), S. 93, dass Organisationen im Hin-
blick auf künftige nutzenstiftende Transaktionen ein Interesse daran hätten, ihre Reputation zu erhalten 
oder zu verbessern.  
1033  Quelle: eigene Darstellung. 
Beobachtbarkeit 
opportunistischen 
Verhaltens 
Sanktionierbarkeit 
opportunistischen 
Verhaltens 
Glaubwürdigkeit der 
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Die Dauer eines virtuellen Unternehmens wird von jener Zeitspanne bestimmt, die erforder-
lich ist, um den Kundenauftrag zu bearbeiten, der dem virtuellen Unternehmen übergeben 
wurde. Das virtuelle Unternehmen wird aufgelöst, sobald der Auftrag gemäß den Vorgaben 
des Kunden ausgeführt wurde. Damit bieten virtuelle Unternehmen keinen Raum für die Ein-
nahme einer unbefristeten Kooperationsperspektive. 
Eine unbefristete Zusammenarbeit könnte aber möglicherweise durch das langfristige Bezie-
hungsnetzwerk garantiert werden. Das langfristige Beziehungsnetzwerk unterscheidet sich 
von den temporären virtuellen Unternehmen gerade durch seinen langfristigen Zeithori-
zont
1034
 und bietet insofern prinzipiell den für die Einnahme einer unbefristeten Kooperations-
perspektive nötigen Spielraum. Allerdings steht dem Ansinnen, durch die Aussicht auf eine 
unbefristete Zusammenarbeit das situationsbasierte Vertrauen der Kooperationspartner zu 
fördern, der spezifische Charakter des langfristigen Beziehungsnetzwerks entgegen. Bei die-
sem auf lange Sicht angelegten Netzwerk handelt es sich um keine eigenständige Kooperati-
onsform zur Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile, sondern um eine Vorstufe virtueller 
Unternehmen. Im Rahmen des langfristigen Beziehungsnetzwerks werden folglich keine Ko-
operationsgewinne als Ausdruck von Wettbewerbsvorteilen erzielt. Vielmehr birgt das lang-
fristige Beziehungsnetzwerk in seiner Eigenschaft als Basis der virtuellen Unternehmen ledig-
lich das Potenzial zur Realisierung von Gewinnen aus einer zwischenbetrieblichen Zusam-
menarbeit. Eine faktische Gewinnerzielung findet erst in den virtuellen Unternehmen statt.  
Aus den dargelegten Beziehungen ergeben sich folgende Konsequenzen für die Schaffung si-
tuationsbasierten Vertrauens im Kontext virtueller Unternehmen. Ob ein Teilnehmer eines 
virtuellen Unternehmens, der im Rahmen seiner Mitgliedschaft in dem virtuellen Unterneh-
men Opportunismus praktiziert, aus der weiteren Zusammenarbeit ausgegrenzt werden kann, 
ist nicht grundsätzlich beurteilbar, sondern hängt von dem verbleibenden Zeithorizont des vir-
tuellen Unternehmens ab. Sofern die Bearbeitung des jeweiligen Kundenauftrags zum Zeit-
punkt der Entdeckung des Opportunismus noch einen längeren Zeitraum in Anspruch nimmt, 
können die Partner des opportunistisch handelnden Kooperationsteilnehmers eine weitere Zu-
sammenarbeit mit Letzterem verweigern.  Eventuell ist ein Ausschluss des Opportunisten aus 
der künftigen Zusammenarbeit aber nicht mehr realisierbar, weil das virtuelle Unternehmen 
die Bearbeitung des ihm übergebenen Kundenauftrags nahezu beendet hat und demzufolge 
ohnehin in Kürze aufgelöst wird. Die grundsätzliche Effektivität einer Sanktionierung in 
Form eines Ausschlusses, die im Falle einer unbegrenzten Zusammenarbeit gewährleistet ist, 
kann also im Hinblick auf virtuelle Unternehmen nicht konstatiert werden. 
Eine Sanktionierung des zuvor betrachteten Opportunisten könnte aber in dem letztgenannten 
Fall möglicherweise erfolgen, indem das betrachtete Kooperationsmitglied aus dem langfristi-
gen Beziehungsnetzwerk ausgegrenzt wird und damit nicht mehr an zukünftigen virtuellen 
Unternehmen partizipieren darf. Die Effektivität einer solchen Sanktionsmaßnahme wird al-
lerdings durch den Umstand gemindert, dass zum Zeitpunkt des Ausschlusses noch nicht ab-
zusehen ist, an welchen konkreten virtuellen Unternehmen der Opportunist im Falle seines 
kooperativen Verhaltens und damit seines Verbleibs im langfristigen Beziehungsnetzwerk in 
Zukunft teilgenommen hätte. Damit erweist sich auch der Nutzen als unklar, der dem Oppor-
                                                          
1034  Vgl. Kapitel 2.2.  
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tunisten durch seinen Vertrauensbruch entgeht. In der Folge kann die Kosten-Nutzen-Relation 
des Opportunisten zum Zeitpunkt seines Vertrauensmissbrauchs nicht bestimmt werden. Ins-
besondere bleibt die Frage offen, ob der ihm in Zukunft entgehende Nutzen größer ist als der 
kurzfristig durch den Opportunismus zu realisierende Nutzen, d. h. ob die Kosten des oppor-
tunistischen Verhaltens dessen Nutzen überwiegen. Zwar lässt sich der künftige Kooperati-
onserfolg und damit der einem sanktionierten Opportunisten entgehende Nutzen auch im Falle 
einer fortdauernden Kooperation nicht präzise einschätzen. Allerdings kann hier aufgrund teil-
weise konstanter Rahmenbedingungen – Kooperationsmitglieder, Kunden u. ä. – zumindest 
eine Extrapolation vorgenommen und damit näherungsweise der künftige Erfolg der Koopera-
tion bestimmt werden. Dagegen stehen im Rahmen des langfristigen Beziehungsnetzwerks 
keine derartigen Daten zur Verfügung. Sowohl der Gründungszeitpunkt des nächsten virtu-
ellen Unternehmens als auch der Inhalt des in dieser Kooperation zu bearbeitenden Kunden-
auftrags und die Besetzung des virtuellen Unternehmens sind zum Zeitpunkt des Ausschlusses 
eines Opportunisten ungewiss. Aufgrund dieser vollkommenen Unsicherheit des künftig aus 
einer Kooperation zu erzielenden Nutzens besteht für die Mitglieder virtueller Unternehmen 
tendenziell der Anreiz zu opportunistischem Verhalten
1035
. Damit wird aber der Entstehung 
situationsbasierten Vertrauens die notwendige Grundlage entzogen.  
Für die Begrenzung der Mitgliederzahl bieten sich wiederum die zwei zuvor genannten An-
satzpunkte, die den beiden Komponenten der hier behandelten Kooperationsform entsprechen. 
Die Beschränkung der Teilnehmerzahl einer Unternehmenskooperation soll grundsätzlich 
dem opportunistischen Verhalten der Kooperationsmitglieder entgegenwirken, im spezifi-
schen Fall virtueller Unternehmen also dafür sorgen, dass keiner der Kooperationspartner 
Wissen empfängt, ohne selbst Wissen in die Kooperation einzubringen. Der wechselseitige 
Wissenstransfer ist die Voraussetzung der Kompetenzbündelung der Kooperationspartner und 
damit in erster Linie auf der Ebene der virtuellen Unternehmen, und nicht etwa auf der Ebene 
des langfristigen Beziehungsnetzwerks, angesiedelt. Damit stellen virtuelle Unternehmen den 
primären Ansatzpunkt für die Begrenzung der Mitgliederzahl dar. Allerdings ist eine prinzi-
pielle Einschränkung der Teilnehmerzahl hier als problematisch zu betrachten. Virtuelle Un-
ternehmen verfolgen das Ziel, durch die Zusammenführung der nötigen Kompetenzen Kun-
denaufträge gemäß den individuellen Vorgaben des Kunden auszuführen. Welcher Art diese 
Kompetenzen sind und vor allem, wie viele verschiedene Kompetenzen und damit Partner für 
ein bestimmtes virtuelles Unternehmen erforderlich sind, hängt von dem konkreten Kunden-
auftrag ab und kann somit nur im Einzelfall entschieden werden. Eine Ex-ante-Beschränkung 
der Mitgliederzahl könnte dazu führen, dass die Bearbeitung einzelner Kundenaufträge den 
qualitativen Ansprüchen der Kunden nicht gerecht würde. Eine Begrenzung der Teilnehmer-
zahl virtueller Unternehmen liefe somit dem zentralen Anliegen virtueller Unternehmen, der 
Erlangung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile durch die passgenaue Auftragsbearbeitung, zu-
wider.  
Unter den aufgeführten Aspekten könnte der Gedanke aufkommen, mit der personellen Limi-
tierung an dem langfristigen Beziehungsnetzwerk als Basis jeglicher virtuellen Unternehmen 
anzusetzen. Allerdings darf hierbei nicht die zwischen dem langfristigen Beziehungsnetzwerk 
                                                          
1035  Vgl. dazu auch JONES/BOWIE (1998), S. 280, welche ebenfalls in der zeitlichen Struktur virtueller Unter-
nehmen einen Opportunismus fördernden Aspekt sehen.  
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und den einzelnen virtuellen Unternehmen bestehende Dependenz übersehen werden. Auf der 
Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks verstößt eine Limitierung der Mitgliederzahl 
ebenfalls gegen die Prinzipien der Kooperationsform. Virtuelle Unternehmen sind grundsätz-
lich auf eine hohe Bereitschaft des langfristigen Beziehungsnetzwerks zur Aufnahme neuer 
Mitglieder angewiesen, damit die strategische Flexibilität
1036
 der virtuellen Unternehmen ge-
sichert wird. Da es sich bei der strategischen Flexibilität um die zentrale Eigenschaft virtueller 
Unternehmen im Hinblick auf die Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile handelt, 
kommt eine Begrenzung der Mitgliederzahl des langfristigen Beziehungsnetzwerks unter Fle-
xibilitätsaspekten nicht in Betracht. Eine Einschränkung der Mitgliederzahl des langfristigen 
Beziehungsnetzwerks würde gleichzeitig die Anzahl der für die virtuellen Unternehmen zur 
Verfügung stehenden Partner und damit der nutzbaren Kompetenzen limitieren, da die Mit-
glieder virtueller Unternehmen dem langfristigen Beziehungsnetzwerk entstammen. Eine Be-
schränkung der Mitgliederzahl des langfristigen Beziehungsnetzwerks könnte also in letzter 
Konsequenz die Qualität der Auftragsbearbeitung mindern und damit die Erlangung nachhal-
tiger Wettbewerbsvorteile auf der Basis einer durch Kompetenzbündelung realisierten indivi-
duellen Auftragsbearbeitung konterkarieren. Eine Begrenzung der Mitglieder des langfristigen 
Beziehungsnetzwerks wäre allenfalls dann denkbar, wenn das langfristige Beziehungsnetz-
werk ohnehin auf eine bestimmte und damit limitierte Mitgliedergruppe fokussiert wäre, bei-
spielsweise im Falle einer ausschließlich regionalen Ausrichtung dieses Netzwerks. Eine Be-
schränkung der Mitgliederzahl stellt somit für virtuelle Unternehmen lediglich bedingt eine 
Option dar. 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die Einnahme einer unbefristeten Kooperationsperspektive 
und die gleichzeitige Beschränkung der Zahl der Kooperationsmitglieder zwecks Sicherung 
der Beobachtbarkeit und Sanktionierbarkeit opportunistischen Verhaltens, welche letztlich der 
Entwicklung situationsbasierten Vertrauens dient, eine nur bedingt geeignete Methode dar-
stellt. Während das Ansinnen, eine unbefristete Kooperationsperspektive einzunehmen auf der 
Ebene virtueller Unternehmen scheitert, weil der Zeithorizont dieser temporären Netzwerke 
von der Bearbeitungsdauer des jeweiligen Kundenauftrags determiniert wird, steht der Schaf-
fung situationsbasierten Vertrauens durch die Einnahme einer unbefristeten Kooperationsper-
spektive auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks die Unsicherheit künftig zu 
erzielender Kooperationsgewinne entgegen. Eine Begrenzung der Mitgliederzahl erweist sich 
schließlich als ungeeignet zur Entwicklung situationsbasierten Vertrauens, weil eine derartige 
Limitierung sowohl auf der Ebene der virtuellen Unternehmen als auch auf der Ebene des 
langfristigen Beziehungsnetzwerks die strategische Flexibilität virtueller Unternehmen ge-
fährdet und damit die Realisierung des Ziels der individuellen Auftragsbearbeitung konterka-
riert. Eine Beschränkung der Mitgliederzahl kommt allenfalls in Frage, wenn das langfristige 
Beziehungsnetzwerk von Vornherein auf eine begrenzte Mitgliederzahl ausgerichtet ist, z. B. 
im Falle einer regionalen Fokussierung.  
Tab. 7 zeigt die  Ergebnisse der vorangegangenen Analyse im Überblick. 
 
                                                          
1036  Vgl. Kapitel 2.4.1. 
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Maßnahme 
 
Kooperationsebene  
Einnahme einer langfristigen 
Kooperationsperspektive 
Beschränkung  
der Mitgliederzahl 
virtuelle Unternehmen 
Die Dauer der Kooperation ent-
spricht der Zeit, die für die Bear-
beitung des jeweiligen Kundenauf-
trags erforderlich ist. Die Einnah-
me einer langfristigen Perspektive 
ist somit unmöglich. 
Die Individualität der Auftragsbe-
arbeitung wird aufgrund fehlender 
Kompetenzträger gefährdet. Damit 
ist die Methode der Beschränkung 
der Mitgliederzahl für virtuelle Un-
ternehmen ungeeignet. 
langfristiges Beziehungsnetzwerk
   
Die Langfristigkeit ist zwar gege-
ben, doch das Ausmaß der Gewin-
ne künftiger virtueller Unterneh-
men ist unsicher. Damit besteht ein 
Anreiz zu opportunistischem Ver-
halten. Folglich ist die Einnahme 
einer langfristigen Perspektive im 
Kontext virtueller Unternehmen 
nicht zielführend. 
Hier gelten dieselben Argumente 
wie auf der Ebene der virtuellen 
Unternehmen, da sich die Mitglie-
der virtueller Unternehmen aus 
dem langfristigen Beziehungsnetz-
werk rekrutieren. 
 
Tab. 7: Sanktionierungsbedingungen im Kontext virtueller Unternehmen
1037
 
Wie zuvor dargelegt, bietet das langfristige Beziehungsnetzwerk aufgrund der mit der künfti-
gen Erlöserzielung durch virtuelle Unternehmen verbundenen Unsicherheit an und für sich 
keine ideale Grundlage für die Sicherstellung kooperativen Verhaltens und der daraus resul-
tierenden Schaffung situationsbasierten Vertrauens. Diesem Manko kann entgegengewirkt 
werden, wenn die Kooperationsmitglieder spezifische Vorkehrungen treffen, welche die Bin-
dung dieser Kooperationsmitglieder an das langfristige Beziehungsnetzwerk aus der Sicht der 
betreffenden Mitglieder erstrebenswert machen und diese Kooperationsteilnehmer daher zu 
einem kooperativen Verhalten bewegen. Kooperationsspezifische Investitionen als Maßnah-
men mit einem derartigen Charakter werden im nächsten Kapitel vorgestellt. 
5.4.6.3.2  Kooperationsspezfische Investitionen zur Förderung  
situationsbasierten Vertrauens 
Der Ausschluss eines Opportunisten aus einer Kooperation bewirkt, dass der Opportunist mit 
dem Verzicht auf Nutzeneffekte bezahlt, die sich aus einer künftigen Zusammenarbeit für ihn 
hätten ergeben können
1038
. Die Entwicklung situationsbasierten Vertrauens gründet sich auf 
die Erwartung, dass diese künftig zu erzielenden Nutzeneffekte den Nutzen, den der Opportu-
nist aus einem Vertrauensbruch zieht, überwiegen und er sich infolgedessen kooperativ ver-
hält. Als problematisch erweist sich in diesem Kontext allerdings der Umstand, dass zukünfti-
ge Gewinne der Kooperation als zentraler Komponente des zu erzielenden Nutzens eines Ko-
operationsmitglieds und damit der Schaden, den ein Opportunist durch Sanktionen erleiden 
                                                          
1037  Quelle: eigene Darstellung. 
1038  Vgl. WURCHE (1994), S. 150. 
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würde, abgeschätzt
1039
 und in das aktuelle Kalkül eines potenziellen Vertrauensgebers einbe-
zogen werden müssen
1040
. Abgesehen von der Schwierigkeit, die künftigen Kooperationsge-
winne zu prognostizieren, besteht ein Problem darin, dass der Nutzen, den der Gewinn aus 
einer Zusammenarbeit einem Kooperationsmitglied letztlich einträgt, weitgehend unterneh-
mensindividuell zu bewerten ist
1041
. Insofern ist es schwierig zu berechnen, ob eine Fortset-
zung der Kooperation für einen Kooperationspartner rational erscheint und er demzufolge auf 
opportunistisches Verhalten verzichten wird. Unter den geschilderten Aspekten erscheint es 
problematisch, die Bedeutung einer Sanktionierung in Form eines Ausschlusses aus der Ko-
operation für ein bestimmtes Kooperationsmitglied abzuschätzen und in der Folge situations-
basiertes Vertrauen zu bilden.  
 
Grundsätzlich entsteht einem Opportunisten durch einen Ausschluss aus der Kooperation ein 
finanzieller Schaden, sofern die künftigen Erlöse entsprechend hoch sind
1042
. Wie bereits erör-
tert, gestaltet sich aber die Einschätzung zukünftig zu erzielender Erlöse als Teil des Koopera-
tionsgewinns äußerst kompliziert
1043
. Investitionen in kooperationsspezifische Vermögensge-
genstände, im Folgenden kurz als kooperationsspezifische Investitionen bezeichnet
1044
, lösen 
dieses Problem zum Teil, indem sie die Kosten-Nutzen-Relation des investierenden Koopera-
tionsmitglieds durch die Steuerung der Kostenkomponente derart gestalten, dass ein mit op-
portunistischem Verhalten verbundener Ausschluss aus der Kooperation für den Investor in 
jedem Fall unvorteilhaft wäre und er demzufolge einen Anreiz aufweist, sich kooperativ zu 
verhalten, um die Fortsetzung der Zusammenarbeit nicht zu gefährden. 
Investitionen sind grundsätzlich dadurch charakterisiert, dass der Investor im Anschaffungs-
zeitpunkt eine Auszahlung vornimmt und im weiteren Zeitverlauf Einzahlungen erwarten 
darf
1045
, die ihm aufgrund der mit der Investition zu erzielenden Umsatzerlöse zufließen. Eine 
kooperationsspezifische Investition ist ebenfalls mit einer Auszahlung verbunden, die der In-
vestor allein trägt, und führt anschließend zu Erlösen, deren Realisierung teilweise von den 
übrigen Kooperationspartnern abhängt
1046
. Ein Kooperationsmitglied, das eine solche Investi-
tion durchführt, wird daran interessiert sein, mit Hilfe der künftigen Erlöse zumindest die mit 
der Investition verbundene Auszahlung zu decken, möglichst aber Einzahlungen zu erwirken, 
die über die Anschaffungsauszahlung hinausgehen. Die Amortisation oder gar Rentabilisie-
rung einer kooperationsspezifischen Investition erfordert allerdings einen bestimmten Zeit-
raum. Verlässt der Investor die Kooperation vor Erreichen des erforderlichen Zeitziels, so ist 
                                                          
1039  Vgl. WURCHE (1994), S. 152.  
1040  Zu dieser und der im Folgenden dargestellten Problematik vgl. ausführlich Kapitel 5.4.6.3.1. 
1041  Vgl. WURCHE (1994), S. 153. 
1042  Vgl. HILL (1990), S. 510. 
1043  Vgl. Kapitel 5.4.6.3.1. (eins vorher) 
1044  Gebräuchlich sind in diesem Zusammenhang auch die Bezeichnungen „investments in relation-specific 
assets“ [DYER/SINGH (1998), S. 662] und „relationship-specific investment“ [HART (1995), S. 26]. Ver-
mögensgegenstände, die der Unternehmenskooperation im Rahmen derartiger Investitionen zur Verfü-
gung gestellt werden, werden auch unter dem Begriff Geiseln erfasst. Vgl. HICKEL (2011), S. 129.  
1045  Vgl. ERMSCHEL/MÖBIUS/WENGERT  (2011), S. 28. Eine Einzahlung wird dabei  – wie in der Investitions-
rechnung üblich – als Zufluss liquider Mittel verstanden. 
1046  Vgl. BÜSCHKEN (1999), S. 783. Vgl. dazu auch die Ausführungen zu den zwischen Kooperationsmitglie-
dern herrschenden Abhängigkeitsbeziehungen in Kapitel 2.2.  
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dies gleichbedeutend mit einem partikulären Verlust der aus seiner Investition fließenden Ein-
zahlungen
1047
, denn eine kooperationsspezifische Investition entfaltet außerhalb der betrachte-
ten Kooperation keinen oder nicht ihren vollen Wert
1048
. Ein Kooperationsmitglied, dass koo-
perationsspezifische Investitionen durchführt, hat demnach ein Interesse daran, die Kooperati-
on zumindest für jenen Zeitraum aufrechtzuerhalten, den die Amortisation der Investition er-
fordert, da die vorherige Aufkündigung der Zusammenarbeit eine Einbuße von Erlösen be-
deuten würde, die aufgrund der Spezifität der Investition unwiederbringlich verloren wären, 
sodass dem Investor sunk costs
1049
 entstünden
1050
. Opportunistisches Verhalten wäre mit dem 
Ansinnen, die Kooperation bis zur Amortisation der Investition zu bewahren, nicht zu verein-
baren, weil ein opportunistisch handelndes Netzwerkmitglied im Rahmen einer Sanktionie-
rungsmaßnahme die Kooperation vorzeitig verlassen müsste.  
Vor dem geschilderten Hintergrund können kooperationsspezifische Investitionen als eine 
Form der Beziehungsgestaltung angesehen werden, die opportunistisches Verhalten irrational 
werden lässt
1051
. Aufgrund der aus ihrem Erwerb resultierenden Irrationalität opportunisti-
schen Verhaltens bieten kooperationsspezifische Vermögensgegenstände einen Anreiz für die 
Kooperationspartner, sich für die Kooperationsziele einzusetzen
1052
.   
Der vertrauenschaffende Charakter kooperationsspezifischer Investitionen ist im Kern darin 
zu sehen, dass diese Art von Investitionen eine Bindung der Kooperationsmitglieder an das 
Unternehmensnetzwerk begründet
1053
, deren Erhalt im Interesse eines jeden rational handeln-
den Kooperationsteilnehmers liegt. Da der Opportunismus eines Kooperationsteilnehmers von 
den übrigen Netzwerkmitgliedern durch eine Auflösung seiner Bindung an die Kooperation 
sanktioniert würde – was dem Wunsch des Opportunisten, die Zusammenarbeit fortzuführen, 
entgegenstünde –, kann die begründete Erwartung gebildet werden, dass sich das jeweils be-
trachtete Kooperationsmitglied kooperativ verhalten wird. Investitionen in kooperationsspezi-
fische Vermögensgegenstände stellen also einen glaubwürdigen Ausdruck der Bindung des 
investierenden Kooperationspartners an das Unternehmensnetzwerk dar
1054
. Investitionen 
dieser Art werden insofern von den übrigen Kooperationspartnern als Zeichen der Kontinuität 
                                                          
1047  Vgl. KLEIN (1996), S. 449, sowie auch HART (1995), S. 26.  
1048  Vgl. BLUMBERG (2001), S. 831. 
1049  Vgl. KLEIN/LEFFLER, welche sunk costs als „nonsalvageable costs“ [KLEIN/LEFFLER (1981), S. 619] be-
schreiben. 
1050  Dementsprechend führen auch DAS/TENG aus, dass kooperationsspezifische Investitionen „often are non-
recoverable investments, since they represent the amount of resources committed to the alliance that can-
not be fully recovered if there is an unplanned alliance dissolution” [DAS/TENG (1998), S. 499]. Die ver-
haltenssteuernde Wirkung von sunk costs heben auch LOOSE/SYDOW (1994), S. 187, hervor. Auf die Kos-
ten einer Trennung als bindendem Faktor in einer Beziehung weist ebenfalls SAKO (2000), S. 101, hin.  
1051  Vgl. BRADACH/ECCLES (1989), S. 104. 
1052  Vgl. DYER/SINGH (1998), S. 669. 
1053  Vgl. GANESAN (1994), S. 5. Vgl. dazu auch die Ausführungen zu resource commitments bei ACHROL/ 
GUNDLACH (1999), S. 8. Den bindenden Charakter kooperationsspezifischer Investitionen unterstrei-
chend, stellt GANESAN fest, dass ein Kooperationsmitglied, welches im Rahmen einer zwischenbetriebli-
chen Zusammenarbeit kooperationsspezifische Investitionen durchgeführt hat, „has created barriers to 
exit from such a relationship“ [GANESAN (1994), S. 6]. 
1054  Vgl. ZAHEER/VENKATRAMAN (1995), S. 378. 
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und Garant einer stabilen, langfristig angelegten Zusammenarbeit interpretiert
1055
. Eine lang-
fristige Zusammenarbeit ist aber nur im Rahmen eines kooperativen Verhaltens der Netz-
werkmitglieder realisierbar. Unter diesem Aspekt signalisiert ein Netzwerkangehöriger, der 
eine kooperationsspezifische Investition durchführt, mit dieser Investition seine Absicht, ihm 
geschenktes Vertrauen zu erwidern
1056
. Unter der Prämisse, dass sämtliche Kooperationsmit-
glieder die beschriebenen Investitionen durchführen
1057
 und damit ihre Vertrauenswürdigkeit 
signalisieren, könnten kooperationsspezifische Investitionen zur Bildung situationsbasierten 
Vertrauens in den hier behandelten virtuellen Unternehmen führen
1058
. 
Die Ausbildung wechselseitigen Vertrauens richtet sich hinsichtlich virtueller Unternehmen 
auf einen konkreten Bereich, nämlich den Wissensaustausch. Maßnahmen zur Entwicklung 
von Vertrauensfähigkeit müssten demzufolge dafür Sorge tragen, dass sich diese Fähigkeit 
auf den Bereich des gegenseitigen Wissenstransfers virtueller Unternehmen konzentriert. Eine 
Fokussierung kooperationsspezifischer Investitionen, die der Bildung situationsbasierten Ver-
trauens dienen, auf den Wissenstransfer der Kooperationspartner in virtuellen Unternehmen 
                                                          
1055  Vgl. GILBERT (2006), S. 129. Vgl. dazu auch Kapitel 5.4.6.3.1. Dort wird der im vorliegenden Kapitel be-
schriebene Zusammenhang scheinbar umgekehrt, indem angenommen wird, dass eine nicht limitierte Zu-
sammenarbeit die Bereitschaft der Kooperationspartner fördert, dem Netzwerk Ressourcen zur Verfügung 
zu stellen. Die beiden Aussagen – Ressourcengewährung bei unbefristeter Zusammenarbeit und Erwar-
tung einer langfristigen Zusammenarbeit aufgrund kooperationsspezifischer Investitionen, d. h. aufgrund 
des Einbringens von Ressourcen in die Kooperation, – weisen jedoch keinen zirkulären Charakter auf. 
Vielmehr werden zwei verschiedene Perspektiven eingenommen. Die Ausführungen in Kapitel 5.4.6.3.1 
basieren auf den Annahmen, dass die Dauer der Zusammenarbeit von Beginn an feststeht und sich in Ab-
hängigkeit von diesem vorab definierten Zeitraum bestimmte Verhaltensweisen der Kooperationspartner 
im Hinblick auf die Ressourcengewährung einstellen. Im vorliegenden Kapitel wird dagegen angenom-
men, dass die Kooperationspartner erst durch ihr Verhalten – die Entscheidung für oder gegen eine ko-
operationsspezifische Investition – die Dauer der Kooperation beeinflussen. Durch ihr Verhalten signali-
sieren die investierenden Kooperationspartner ihr Interesse an einer langfristigen Zusammenarbeit und 
schaffen auf diese Weise situationsbasiertes Vertrauen.  
1056  Allerdings ist die kooperationsspezifische Investition eines Netzwerkmitglieds auch ein Ausdruck seines 
Vertrauens in die übrigen Kooperationspartner. Vgl. KENNING/BLUT (2005), S. 22. Denn wenn die ande-
ren Netzwerkangehörigen die Zusammenarbeit aufkündigen, bevor der investierende Teilnehmer die aus 
seiner Investition zu erwartenden Renten realisieren konnte, dann erleidet er – in Abhängigkeit von dem 
Zeitpunkt der Kooperationsauflösung [vgl. BÜSCHKEN (1999), S. 783] – einen mehr oder weniger großen 
Schaden.  
1057  Die Wechselseitigkeit kooperationsspezifischer Investitionen stellt eine Bedingung ihrer Wirksamkeit ge-
gen opportunistisches Verhalten dar. Würden nur einzelne Kooperationsmitglieder derartige Investitionen 
durchführen, so würde dies keinen Schutz gegen Opportunismus bieten, sondern im Gegenteil den Anreiz 
für ein opportunistisches Verhaltens der nicht investierenden Mitglieder erhöhen, weil die nicht investie-
renden Kooperationsmitglieder aufgrund der Investionen ihrer Kooperationspartner im Zuge opportunisti-
schen Verhaltens noch größere Vorteile realisieren könnten als im Falle nicht getätigter Investitionen. 
Vgl. ACHROL/GUNDLACH (1999), S. 8. Sofern sich jedoch sämtliche Kooperationsteilnehmer an der 
Durchführung kooperationsspezifischer Investitionen beteiligten, käme es zu einer Ausbildung wechsel-
seitiger Abhängigkeiten [vgl. WILLIAMSON (1991), S. 282] im Hinblick auf die Amortisation der Investi-
tionen, welche dem opportunistischen Verhalten aller Kooperationsmitglieder vorbeugen könnten. 
1058  RING/VAN DE VEN sprechen im Kontext von Vertrauen, das auf der Basis von Sicherungsmechanismen, 
wie den hier beschriebenen kooperationsspezifischen Investitionen, entsteht, von dem „risk-based view of 
trust“ [RING/VAN DE VEN (1994), S. 93]. Im Gegensatz dazu stehe jenes Vertrauen, das sich auf den 
goodwill des Vertrauensempfängers verlasse. Vgl. dazu auch die Ausführungen zum situationsbasierten 
Vertrauen als unechtem Vertrauen in Kapitel 5.4.6.2. 
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könnte beispielsweise realisiert werden, wenn die an dem langfristigen Beziehungsnetzwerk 
beteiligten Unternehmen Investitionen zur Implementierung und Unterhaltung der Communi-
ties of Practice durchführten, deren Nutzung zwecks Ausbildung identifikationsbasierten Ver-
trauens auf dem Gebiet des Wissenstransfers in dieser Arbeit empfohlen wird
1059
. Führen 
sämtliche Unternehmen des langfristigen Beziehungsnetzwerks die geschilderten Investitio-
nen durch, so unterstreichen sie damit glaubhaft ihre Bindung an die Kooperation und ihre 
Absicht, die Realisierung der Kooperationsziele durch ihre Teilnahme an dem zur Kompe-
tenzbündelung nötigen wechselseitigen Wissenstransfer zu unterstützen. Insofern könnten 
kooperationsspezifische Investitionen als Mittel zur Förderung der Vertrauensfähigkeit im 
Rahmen situationsbasierten Vertrauens in virtuellen Unternehmen eingesetzt werden
1060
. 
Die Nutzung kooperationsspezifischer Investitionen zur Entwicklung situationsbasierten Ver-
trauens stößt im Kontext virtueller Unternehmen allerdings auf eine Reihe von Schwierigkei-
ten. Als problematisch ist zunächst der Zeitkonflikt zwischen den beschriebenen kooperations-
spezifischen Investitionen und der jeweiligen Dauer virtueller Unternehmen zu bewerten. Die 
Investoren sind darauf angewiesen, dass die Kooperation eine bestimmte Zeit lang Bestand 
hat, damit sich ihre Investitionen rentieren, zumindest aber amortisieren. Die Kooperations-
dauer eines virtuellen Unternehmens wird jedoch durch jene Zeitspanne determiniert, die für 
die Bearbeitung des Kundenauftrags erforderlich ist, mit der das virtuelle Unternehmen be-
traut ist. Sobald der Auftrag erfüllt ist, wird das virtuelle Unternehmen aufgelöst. Sofern sich 
die kooperationsspezfische Investition bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht amortisiert hat, 
wird dem Investor mit der Beendigung des virtuellen Unternehmens die Grundlage seiner 
Erlöserzielung genommen, denn Erlöse fließen aus der Beteiligung an einem konkreten virtu-
ellen Unternehmen und nicht allein aus der Mitgliedschaft in dem langfristigen Beziehungs-
netzwerk
1061
. Zwar kann der Investor mit seiner Beteiligung an weiteren virtuellen Unterneh-
men und in der Folge mindestens mit der Amortisation seiner Investition rechnen. Allerdings 
stehen weder der Zeitpunkt der nächsten Kooperation noch die Höhe der dabei zu realisieren-
den Renten fest. Somit besteht für einen Investor im Kontext virtueller Unternehmen eine 
hohe Unsicherheit bezüglich der Amortisation oder gar Rentabilität seiner Investition. Sofern 
die Kooperationspartner kooperationsspezifische Investitonen bereits getätigt haben, werden 
sie versuchen, durch eine fortgesetzte Mitgliedschaft in dem langfristigen Beziehungsnetz-
werk an Folgeprojekten beteiligt zu werden und dadurch in den Genuss der damit verbunde-
nen Erlöse zu kommen, um ihre Investition zumindest zu amortisieren. Insofern entfalten ko-
operationsspezifische Investitionen den im vorliegenden Kontext verfolgten Zweck. Das 
Problem ist eher darin zu sehen, dass die Kooperationspartner bei der Gründung des langfris-
tigen Beziehungsnetzwerks davon überzeugt werden müssen, kooperationsspezfische Investi-
tonen tatsächlich vorzunehmen. Die beschriebene Unsicherheit der zwecks Amortisation oder 
gar Rentabilisierung künftig zu erzielenden Erlöse könnte die potenziellen Investoren von der 
Durchführung derartiger Investitionen abhalten. Die Entwicklung von Vertrauensfähigkeit mit 
Hilfe kooperationsspezfischer Investititonen würde in diesem Fall schon bei dem Versuch 
scheitern, diese Form der Investitionen durchzusetzen.  
                                                          
1059  Zur Etablierung von Communities of Practice als Rahmen zur Ausbildung von Vertrauensfähigkeit vgl. 
im Einzelnen Kapitel 7. 
1060  Vgl. ähnlich BARNEY/HANSEN (1994), S. 188. 
1061  Vgl. Kapitel 5.4.6.3.1. 
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Damit potenzielle Kooperationspartner kooperationsspezifische Investitionen überhaupt 
durchführen, benötigen sie zum einen die Überzeugung, dass derartige Investitionen zum 
Zwecke der Vertrauensbildung und folglich zur Erzielung des angestrebten Kooperationser-
folges unerlässlich sind. Zum anderen erfordert die Durchsetzung kooperationsspezifischer 
Investitionen auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks die Bereitstelllung von In-
formationen hinsichtlich der Marktentwicklung, welche die potenziellen Investoren in der An-
nahme bestärken, dass die künftige Marktsituation die Basis für die Bildung zahlreicher virtu-
eller Unternehmen bildet, an denen sie grundsätzlich beteiligt sein könnten. Diesen Zweck 
können Marktanalysen erfüllen. Zwar stellen derartige Untersuchungen den Kooperationspart-
nern keine Informationen über die präzisen Zeitpunkte künftig zu gründender virtueller Unter-
nehmen zur Verfügung, doch sie können die Gewissheit verstärken, dass in der Zukunft eine 
Reihe derartiger Kooperationen eingegangen wird, und insofern die Aussicht auf eine Beteili-
gung an dem jeweiligen Projekt und die damit verbundene Erlöserzielung unterstützen. Mit 
der Durchführung kooperationsspezifischer Investitionen würden die Kooperationspartner al-
so ihren Teil zur Begründung des Kooperationserfolges beitragen, während die Marktent-
wicklung für den übrigen Teil des Erfolgs verantwortlich zeichnet. 
Weiterhin können mit kooperationsspezifischen Investitionen lediglich temporäre Effekte hin-
sichtlich der Ausbildung situationsbasierten Vertrauens erzielt werden, denn derartige Inves-
titionen entfalten ihre sichere Wirkung nur in dem Zeitraum, den die Amortisation in An-
spruch nimmt. Unter Rentabilitätsaspekten wird der Investor möglicherweise sein kooperati-
ves Verhalten noch über diese Zeitgrenze hinaus aufrechterhalten. Die Dauer dieses Wohlver-
haltens hängt allerdings von seinen finanziellen Präferenzen ab und ist daher schwer abzu-
schätzen
1062
. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass die Schaffung situationsbasierten Ver-
trauens lediglich die erste Phase im Prozess der Vertrauensbildung darstellt
1063
. In dem Zeit-
raum, den die Amortisation einer kooperationsspezifischen Investition benötigt, kann – auf-
grund alternativer Vertrauensbildungsmaßnahmen – bereits der Übergang zur zweiten Phase, 
dem eigenschaftsbasierten Vertrauen
1064
, stattgefunden haben, sodass ein über die Amortisati-
onsdauer hinausreichendes Wohlverhalten der Kooperationspartner nicht mehr von der ver-
haltensregulierenden Wirkung kooperationsspezfischer Investitionen abhängt, sondern auf-
grund der nun wirksamen Einflussfaktoren eigenschaftsbasierten Vertrauens erwartet werden 
kann. 
Schließlich erfüllen kooperationsspezifische Investitionen ausschließlich dann ihre Funktion, 
wenn die Möglichkeit der Sanktionierung besteht. Die Eigenschaft kooperationsspezifischer 
Investitionen, Opportunistismus zu unterbinden, rührt aus der Furcht der Kooperationspartner, 
im Falle opportunistischen Verhaltens die Kooperaton verlassen und dadurch finanzielle Ein-
bußen hinnehmen zu müssen. Eine Sanktionierung in Form eines erzwungenenen Austritts 
aus der Kooperation setzt aber voraus, dass Opportunismus beobachtbar ist
1065
 und der oppor-
                                                          
1062  Zu den Schwierigkeiten, die die Einschätzung der Kosten-Nutzen-Relation eines Kooperationsmitglieds 
birgt, vgl. auch Kapitel 5.4.6.3.1. 
1063  Vgl. Kapitel 5.4.6.2. 
1064  Vgl. Kapitel 5.4.6.4. 
1065  Die Notwendigkeit, die Verhaltensweisen der Kooperationspartner beobachten zu können, sehen MIL-
GROM/ROBERTS (1992), S. 332, im Fall impliziter Verträge, wie dem hier betrachten Vertrauen, prinzipi-
ell gegeben. 
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tunistisch handelnde Kooperationspartner demzufolge aus der Kooperation ausgeschlossen 
werden kann. Im Falle virtueller Unternehmen ist jedoch davon auszugehen, dass die Ver-
haltensweisen der Kooperationspartner aufgrund der regelmäßigen räumlichen Verteilung der 
Kooperationsmitglieder
1066
 nicht lückenlos kontrolliert werden können
1067
. Eine vollständige 
Kontrolle wird auch dann erschwert, wenn die virtuellen Unternehmen jeweils hohe Mitglie-
derzahlen umfassen. In beiden Fällen können kooperationsspezifische Investitionen nicht den 
mit ihnen verfolgten Zweck erfüllen. Eine Ausnahme besteht allerdings dann, wenn der per-
sonelle Umfang des langfristigen Beziehungsnetzwerks, aus dem sich die Mitglieder der vir-
tuellen Unternehmen rekrutieren, von Vornherein – etwa aufgrund einer lediglich regionalen 
Ausrichtung der Zusammenarbeit – begrenzt ist. In diesem Fall wäre die Annahme einer um-
fangreichen Mitgliederzahl der einzelnen virtuellen Unternehmen nicht zutreffend, was zu 
einer Erleichterung der im Rahmen kooperationsspezifischer Investitionen erforderlichen 
Kontrollen führen kann.   
Tab. 8 fasst die Probleme, die mit der Durchführung kooperationsspezifischer Investitionen 
zur Schaffung situationsbasierten Vertrauens in virtuellen Unternehmen verbunden sind,  zu-
sammen und präsentiert mögliche Lösungsansätze. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
1066  Vgl. Kapitel 2.2. 
1067  Zur Problematik der Beobachtbarkeit von Verhaltensweisen in Unternehmenskooperationen vgl. Kapitel 
5.4.6.3.1.  
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Problembezeichnung Inhalt Lösungsansatz 
Zeitkonflikt 
Die Amortisationsdauer einer koopera-
tionsspezifischen Investition deckt sich 
nicht grundsätzlich mit der Dauer eines 
virtuellen Unternehmens. Die Unsi-
cherheit bzgl. der in Folgeprojekten zu 
erzielenden Erlöse und damit der 
Amortisation erschwert die Durchset-
zung kooperationsspezifischer Investi-
tionen auf der Ebene des langfristigen 
Beziehungsnetzwerks. 
Überzeugung von der Notwendigkeit der 
Investitionen zwecks Vertrauensbildung; 
Marktanalysen, um Erfolgsaussichten 
der Kooperation zu untermauern 
temporäre Effekte 
Das durch kooperationsspezifische In-
vestitionen hergestellte, situationsba-
sierte Vertrauen erstreckt sich mit Ge-
wissheit lediglich über die Amortisati-
onszeit der Investition.  
Ein weiterreichendes Wohlverhalten 
kann trotzdem erwartet werden, wenn 
während der Amortisationsdauer bereits 
der Übergang zu eigenschaftsbasiertem 
Vertrauen stattgefunden hat. 
erschwerte  
Sanktionierung 
Die für eine Sanktionierung notwendi-
ge Beobachtbarkeit opportunistischen 
Verhaltens wird durch die tendenziell 
große Zahl sowie die häufig zu finden-
de räumliche Verteilung der Koopera-
tionsmitglieder erschwert.  
Eine Ausnahme bilden langfristige Be-
ziehungsnetzwerke, deren Mitglieder-
zahl – etwa aufgrund einer lediglich re-
gionalen Ausrichtung – von Vornherein 
begrenzt ist. 
 
Tab. 8:  Probleme der Vertrauensbildung durch kooperationsspezifische Investitionen im Kontext virtueller 
Unternehmen und entsprechende Lösungsansätze
1068
 
 
An dieser Stelle soll schließlich noch einmal die in Kapitel 5.4.6.2 dargestellte Diskussion 
über den Vertrauenscharakter des calculative trust aufgegriffen werden, weil die vorangegan-
genen Ausführungen zu kooperationsspezifischen Investitionen das Wesen situationsbasierten 
Vertrauens verdeutlichen. Vertrauen setzt voraus, dass der Vertrauensgeber die Reaktion des 
Vertrauensempfängers auf die Vertrauensgabe nicht steuern, d. h. keine Macht über ihn aus-
üben kann
1069
. Die glaubwürdige Androhung von Sanktionen im Falle eines Vertrauensmiss-
brauchs impliziert aber gerade die Existenz von Macht, die zur Erzwingung eines bestimmten 
Verhaltens des Vertrauensempfängers genutzt werden kann. Die Erwartung kooperativen Ver-
haltens, die auf der Basis kooperationsspezifischer Investitionen gebildet wird – auch als de-
terrence-based trust bezeichnet
1070
 –, führt somit nicht zur Bildung von Vertrauensfähigkeit 
im Sinne dieser Arbeit, fördert also nicht die Entstehung der Vertrauensintention. Zu der 
gleichen Erkenntnis gelangen MCKNIGHT/CHERVANY: „Trusting intention is different from 
deterrence-based trust, which relies on power and control mechanisms [...] Hence, deterrence-
based trust is not really trust at all, but is a form of power-based control”1071.  Wie bereits 
dargelegt, wird situationsbasiertes Vertrauen im vorliegenden Kontext lediglich als Hilfsmittel 
                                                          
1068  Quelle: eigene Darstellung. 
1069  Vgl. Kapitel 5.4.2. 
1070  Vgl. Kapitel 5.4.6.1. 
1071  MCKNIGHT/CHERVANY (1996), S. 30.  
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gesehen, um die Entwicklung echten Vertrauens zu initiieren. Weiterhin spricht für die Nut-
zung situationsbasierten Vertrauens der Umstand, dass sich ein Kooperationsangehöriger, der 
eine kooperationsspezifische Investionen durchführt, freiwillig in eine Position begibt, in der 
die übrigen Kooperationsteilnehmer Macht über ihn besitzen und im Bedarfsfall auch ausüben 
können. Wenngleich diese freiwilllige Bindung situationsbasiertes Vertrauen nicht auf die 
Stufe echten Vertrauens hebt, so schwächt sie doch zumindest den Makel, der situationsba-
siertem Vertrauen aufgrund des ihm inherenten Machtfaktors anhaftet, ein wenig ab. 
Die Schaffung situationsbasierten Vertrauens, hier unter Berücksichtigung kooperationsspezi-
fischer Investitionen betrachtet,  basiert auf der Möglichkeit der unmittelbar von einem Ver-
trauensbruch betroffenen Partei – dem Vertrauensgeber –, Sanktionen gegen den Opportunis-
ten – den Vertrauensempfänger – zu verhängen und auf diese Weise ein bestimmtes, vertrau-
enswürdiges Verhalten zu forcieren. Werden der Vertrauensempfänger als first party und der 
Vertrauensgeber als second party bezeichnet, dann kann die beschrieben Methode mit dem 
Begriff des second-party enforcement erfasst werden
1072
. 
Ziel der hier behandelten Vertrauensbildung im Kontext virtueller Unternehmen ist jedoch die 
Entwicklung identifikationsbasierten Vertrauens. Bei dieser Vertrauensart beruht die Ausbil-
dung gegenseitigen Vertrauens auf dem Umstand, dass Vertrauensgeber und Vertrauensemp-
fänger bestimmte Normen teilen
1073
. Letztlich verschenkt ein Individuum in diesem Zusam-
menhang sein Vertrauen, weil der Vertrauensempfänger, ebenso wie der Vertrauensgeber, von 
der Berechtigung einer bestimmten Norm überzeugt ist und sie demzufolge einhalten wird. Da 
der Vertrauensempfänger sich im Falle des identifikationsbasierten Vertrauens selbst Verhal-
tensregeln auferlegt, sein vertrauenswürdiges Verhalten in der Folge also selbst durchsetzt, 
kann diese Form der Vertrauensbildung auch als first-party enforcement bezeichnet wer-
den
1074
.  
5.4.6.4 Eigenschaftsbasiertes Vertrauen als Übergangszustand zwischen  
situationsbasiertem Vertrauen und identifikationsbasiertem Vertrauen 
Kooperationsspezifische Investitionen als Mittel zur Förderung situationsbasierten Vertrauens 
geben den Impuls für die Entwicklung von Vertrauensbeziehungen zwischen den hier betrach-
teten Kooperationspartnern virtueller Unternehmen. Gemäß dem Phasenmodell von OSTER-
LOH/WEIBEL
1075
 kommt es dabei im Anschluss an die Phase des situationsbasierten Vertrau-
ens zunächst zur Entwicklung eigenschaftsbasierten Vertrauens.  
BOUTY beschreibt die Basis eigenschaftsbasierten Vertrauens – bezogen auf den spezifischen 
Fall kooperierender Wissenschaftler – wie folgt: „Some scientists, however, know each other 
deeply. They are close and long-standing partners, sometimes even friends. They are the 
hearts of each other’s networks. They know each other professionally: what they do and have 
done, in general and particular, where they work and have worked, what they are interested in, 
                                                          
1072  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 171. 
1073  Vgl. Kapitel 5.4.6.1. 
1074   Vgl. RIPPERGER (1998), S. 171. 
1075  Vgl. Kapitel 5.4.6.2. 
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why, and how. They also know each other personally: how the other behaves and reacts. They 
respect and like each other”1076. 
BOUTYS Schilderungen verdeutlichen plakativ den Charakter eigenschaftsbasierten Vertrau-
ens. Aus ihren Ausführungen geht hervor, dass sich eigenschaftsbasiertes Vertrauen auf dya-
dische Beziehungen richtet: Die Kooperationspartner kennen sich persönlich, und zwar bereits 
über einen längeren Zeitraum. Andernfalls wäre es ihnen auch gar nicht möglich, persönliche 
Eigenschaften des jeweils anderen Partners festzustellen, die sie ihrer Erwartungsbildung zu-
grunde legen könnten Demnach umfasst eigenschaftsbasiertes Vertrauen Personenvertrau-
en
1077
 und damit die Norm der einfachen Reziprozität
1078
. 
Das finale Ziel besteht im vorliegenden Kontext aber in der Ausbildung identifikationsbasier-
ten Vertrauens, welches den Charakter von Systemvertrauen aufweist, und demzufolge die 
Etablierung der generalisierten Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers unterstützt. Ei-
genschaftsbasiertes Vertrauen stellt insofern lediglich einen Übergangszustand zwischen situ-
ationsbasiertem und identifikationsbasiertem Vertrauen dar
1079
.  
Während der Übergang vom situationsbasierten Vertrauen zum eigenschaftsbasierten Vertrau-
en eintritt, wenn die Kooperationspartner sich im Laufe der Zeit kennenlernen und dabei für 
ihr jeweiliges Gegenüber die beschriebene Wertschätzung entwickeln, kann sich die Wand-
lung vom eigenschaftsbasierten Vertrauen zum identifikationsbasierten Vertrauen wie folgt 
vollziehen. Beim eigenschaftsbasierten Vertrauen handelt es sich, wie die Ausführungen von 
BOUTY verdeutlichen, um Personenvertrauen, d. h. um Vertrauen, das zwischen einzelnen, 
konkreten Personen gebildet wird. Wenn in einem Unternehmensnetzwerk eine Reihe von 
Personen derartige Vertrauensbeziehungen zu jeweils einer Person oder mehreren anderen 
Personen aufbaut, dann entstehen in der Folge vielzählige Vertrauensrelationen in Form ei-
genschaftsbasierten Vertrauens. Die positiven Erfahrungen, die im Zuge dieser Vertrauensbe-
ziehungen mit bestimmten Netzwerkangehörigen gesammelt werden, können dazu führen, 
dass das diesen konkreten Personen entgegengebrachte Vertrauen auf andere, bis dahin nicht 
persönlich bekannte Netzwerkmitglieder übertragen wird. Hintergrund eines solchen Verhal-
tens ist der Gedanke, dass es sich bei den bis dato unbekannten Person, ebenso wie bei den 
bekannten Vertrauensempfängern, um Angehörige eines bestimmten Systems handelt, welche 
aufgrund dieser Systemzugehörigkeit vermutlich den gleichen Normen folgen werden wie die 
bereits bekannten Systemmitglieder. Aus den positiven Erfahrungen mit den bisherigen Ver-
trauensempfängern wird also die Vertrauenswürdigkeit der nicht bekannten Systeman-
gehörigen abgleitet. Im Zuge derartiger Verhaltensweisen erfolgt der Übergang vom Perso-
nenvertrauen in Form des eigenschaftsbasierten Vertrauens zum Systemvertrauen in Gestalt 
des identifikationsbasierten Vertrauens. Unterstützt wird die Ausbildung identifikationsbasier-
ten Vertrauens durch die systemweite Etablierung systemrelevanter Normen. Diese „Ausbrei-
tung“ bestimmter Normen innerhalb des betrachteten Systems erhöht die Wahrscheinlichkeit, 
                                                          
1076  BOUTY (2000), S. 56. 
1077  Zum Personenvertrauen vgl. Kapitel 5.4.3. 
1078  Zur einfachen Reziprozität vgl. Kapitel 5.4.4. 
1079  Dementsprechend konstatieren auch KRYSTEK/REDEL/REPPEGATHER (1997), S. 388, dass die Entwick-
lung von Systemvertrauen die Schaffung von Personenvertrauen voraussetze. 
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dass das dem System entgegengebrachte Vertrauen tatsächlich erwidert wird und trägt damit 
zur Weiterentwicklung des angestrebten Systemvertrauens bei
1080
. 
Da sich die drei beschriebenen Vertrauensarten jeweils sukzessive entwickeln, besteht die 
Notwendigkeit, bereits zu Beginn einer Kooperation jene Vorkehrungen zu treffen, die für die 
Ausbildung des endlich angestrebten identifikationsbasierten Vertrauens erforderlich sind, da-
mit sich diese letzte Vertrauensform aus dem anfänglichen situationsbasierten und dem sich 
anschließenden eigenschaftsbasierten Vertrauen entwickeln kann. Die über einen bestimmten 
Zeitraum anhaltende Wirkung kooperationsspezifischer Investionen, welche den Kooperati-
onspartnern eine gewisse Sicherheit hinsichtlich zu erwartender Vertrauenshonorierungen bie-
tet, kann dabei genutzt werden, um den Übergang von unechtem zu echtem Vertrauen zu 
schaffen. Während des noch andauernden Sicherheitseffekts kooperationsspezifischer Investi-
tionen setzt das gegenseitige Kennenlernen der Kooperationspartner ein, welches dazu führt, 
dass das situationsbasierte Vertrauen nach und nach durch eigenschaftsbasiertes Vertrauen er-
setzt wird, bei welchem das Erfordernis einer Absicherung mehr und mehr entfällt. Die Koo-
perationsmitglieder benötigen in diesem Fall keine Sicherungsmaßnahmen mehr, weil sie sich 
zunehmend auf das Wohlwollen ihrer Partner verlassen. Die Schaffung eigenschaftsbasierten 
Vertrauens erfordert insbesondere eine längerfristige und intensive Kommunikation, welche 
den Kooperationsmitgliedern die Möglichkeit eröffnet, wechselseitig positive Erfahrungen zu 
sammeln
1081
. Mit der Routinisierung von Abläufen schlägt GILBERT schließlich eine Methode 
für die Herstellung identifikationsbasierten Vertrauens in virtuellen Unternehmen vor. Da die 
Routinisierung aufgrund des in ihr enthaltenen Koordinierungsaspekts die Kommunikation 
der Kooperationsteilnehmer einschließt, wird im Folgenden der Prozess der Routinisierung als 
umfassender Mechanismus zur Vertrauensbildung beleuchtet. 
 
5.4.6.5 Identifikationsbasiertes Vertrauen durch Routinisierung  
5.4.6.5.1 Zielobjekt der Routinisierung  
Mit der in diesem Kapitel behandelten Routinisierung soll identifikationsbasiertes Vertrauen, 
oder präzise: die im Rahmen dieser Vertrauensart zu entwickelnde Vertrauensfähigkeit der 
Kooperationspartner virtueller Unternehmen, ausgebildet werden. Vertrauensfähigkeit auf 
Systemebene bedeutet, dass jedes Systemmitglied über das Vermögen verfügt, den jeweils an-
deren Systemmitgliedern Vertrauen zu schenken. Eine derart personenunabhängige Fähigkeit 
wurde an früherer Stelle mit dem Begriff der Routine belegt
1082
. Unter diesem Aspekt liegt es 
nahe, die mit der Vertrauensfähigkeit korrespondierenden Handlungen gezielt in Routinen zu 
überführen, d. h. sie einer Routinisierung zu unterziehen. Bevor allerdings auf den Gegen-
stand von Routinen und das Konzept der Routinisierung näher eingegangen wird, ist zunächst 
zu prüfen, welche konkreten Handlungen im Hinblick auf die Etablierung von Vertrauensfä-
higkeit einer Routinisierung zugänglich sind. Routinen stellen intersubjektive Fähigkeiten dar. 
Daher ist insbesondere die Frage zu klären, ob es sich bei dem als Vertrauensfähigkeit be-
                                                          
1080  Vgl. dazu auch die Ausführungen zum Verhältnis von Vertrauen und der Norm generalisierter Reziprozi-
tät in Kapitel 5.4.5. 
1081  Vgl. HANSMANN (2001), S. 273. 
1082  Vgl. Kapitel 4.2.1. 
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zeichneten Konstrukt tatsächlich um eine Fähigkeit im Verständnis dieser Arbeit handelt und 
ob demzufolge die mit der Ausübung dieser Fähigkeit korrespondierenden Handlungen routi-
nisiert werden können.  
Bereits in Kapitel 5.4.2 wurde erläutert, dass es sich bei dem in dieser Arbeit als Vertrauens-
fähigkeit bezeichneten Phänomen präzise um die Vertrauensintention, d. h. um die Bereit-
schaft eines Individuums handelt, sein Vertrauen zu verschenken. Diese Begriffsbestimmung 
weist bereits relativ klar darauf hin, dass es sich bei der Vertrauensfähigkeit um keine Fähig-
keit im Sinne der vorliegenden Arbeit handeln kann. Die verschiedenartigen Charaktere der 
beiden betrachteten Konstrukte – der Fähigkeit, eine bestimmte Handlung auszuführen, auf 
der einen Seite und der Bereitschaft, eine solche Handlung vorzunehmen, auf der anderen Sei-
te – werden im Folgenden detailliert erläutert und einander gegenübergestellt.  
Fähigkeiten repräsentieren handlungsorientiertes Wissen
1083
. Das handlungsorientierte Wissen 
vermittelt dem Träger der betrachteten Fähigkeit die Art und Weise, wie er eine konkrete 
Handlung auszuführen hat. Die Nutzung einer Fähigkeit beinhaltet demzufolge die Anwen-
dung handlungsorientierten Wissens. Die Vertrauensfähigkeit einer Person wurde im Kontext 
virtueller Unternehmen als das Vermögen einer an einem solchen temporären Kooperations-
netzwerk beteiligten Person definiert, ihren Kooperationspartnern strategisch relevantes Wis-
sen zu transferieren. Würde es sich bei der Vertrauensfähigkeit um eine Fähigkeit im eingangs 
geschilderten Sinne handeln, dann müsste die Nutzung der Vertrauensfähigkeit, d. h. die 
Übermittlung von Wissen, die Anwendung handlungsorientierten Wissens umfassen.  
Die Nutzung der Vertrauensfähigkeit umfasst die Schenkung von Vertrauen in Form eines 
Wissenstransfers, und damit auch die Ausführung einer Handlung, der sog. Vertrauenshand-
lung
1084
. Der Aspekt der Vertrauenshandlung scheint die Annahme zu erhärten, dass es sich 
bei dem als Vertrauensfähigkeit bezeichneten Konstrukt tatsächlich um eine Fähigkeit han-
delt. Vertrauen wird aber aufgrund einer bestimmten Erwartung verschenkt. Diese Erwartung 
gründet sich auf Wissen, das der Vertrauensgeber über den Vertrauensempfänger besitzt. Die 
beschriebene Erwartungsbildung ist Teil des Interpretationsprozesses
1085
, den ein potenzieller 
Vertrauensgeber durchführt. Der potenzielle Vertrauensgeber reflektiert das Wissen, das er 
über den potenziellen Vertrauensempfänger besitzt, um eine Erwartung hinsichtlich des künf-
tigen Verhaltens des potenziellen Vertrauensempfängers zu bilden und eine dieser Erwartung 
entsprechende Handlung festzulegen. Sofern die Interpretation des Wissens über den potenzi-
ellen Vertrauensempfänger zu der Erwartungsbildung geführt hat, dass Letzterer erhaltenes 
Vertrauen honorieren wird, umfasst diese Handlung die Vertrauenshandlung. Im vorliegenden 
Fall würde ein Netzwerkmitglied etwa dann einen Wissenstransfer an einen seiner Kooperati-
onspartner leisten, wenn der vorangegangene Reflexionsprozess ihn dazu bewogen hätte, die 
Erwartung einer Kompensation des Transfers zu bilden. Die Vertrauenshandlung resultiert al-
so nicht aus der unmittelbaren Anwendung von Wissen über die Ausführung der Handlung 
„Vertrauensschenkung“, sondern aus der Interpretation von Wissen über den Vertrauensemp-
fänger. Das hier thematisierte Vertrauen basiert demnach nicht auf handlungsorientiertem, 
                                                          
1083  Zum Begriff der Fähigkeit vgl. Kapitel 4.2.2. 
1084  Zur Vertrauensschenkung vgl. Kapitel 5.4.2. 
1085  Zum Begriff der Interpretation vgl. Kapitel 3.3. 
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sondern auf personenbezogenem Wissen. Der grundlegende Unterschied zwischen der An-
wendung von Fähigkeiten und der Schenkung von Vertrauen besteht also in der Behandlung 
des Wissens, das den beiden Konstrukten jeweils zugrundeliegt. Während im Zuge der Aus-
übung einer Fähigkeit Wissen unmittelbar in eine Handlung umgesetzt wird, wird Wissen im 
Rahmen der Vertrauensschenkung interpretiert
1086
, d. h. zur Bildung einer Erwartung und zur 
Ableitung einer entsprechenden Handlung, benutzt
1087
. 
Unter den geschilderten Aspekten stellt die Vertrauensschenkung eines Individuums – sei es 
die erste Vertrauensgabe zu Beginn einer Beziehung oder eine Vertrauensschenkung im Laufe 
der weiteren Entwicklung der Beziehung – nicht die Anwendung einer Fähigkeit dar.  
Abb. 28 verdeutlicht die Unterschiede zwischen der Ausübung einer Fähigkeit und der mit der 
Nutzung der Vertrauensfähigkeit verbundenen Vertrauensschenkung. 
 
 
                                                          
1086  Die Interpretationsweise von Menschen ist intersubjektiv verschieden. Einen Grund für diese Divergenz 
bilden beispielsweise unterschiedliche kulturelle Hintergründe von Menschen. Kulturen beeinflussen ne-
ben anderen Aspekten auch die Bedeutung, die ein Mensch einem bestimmten Sachverhalt beimisst. Vgl. 
Kapitel 5.5.2.1. Aus diesem Grund mag Person A einen bestimmten Sachverhalt als vertrauensstiftend 
einstufen, während Person B denselben Sachverhalt anders interpretiert und demzufolge keine vertrauens-
bildenden Aspekte darin erkennen kann. Demzufolge weisen auch LOOSE/SYDOW darauf hin, dass Maß-
nahmen, die zwecks Vertrauensförderung eingesetzt werden, nur dann tatsächlich die Entwicklung von 
Vertrauen unterstützen, wenn sie von den betroffenen Akteuren als vertrauensfördernd interpretiert wer-
den. Vgl. LOOSE/SYDOW (1994), S. 189. Vor diesem Hintergrund ist auch die in dieser Arbeit vorgeschla-
gene Etablierung generalisierter Reziprozität zu sehen. Zum Begriff der generalisierten Reziprozität vgl. 
Kapitel 5.4.4. Die Vertrauensbildung auf der Basis der generalisierten Reziprozität kann nur  dann gelin-
gen, wenn die Kooperationspartner diese Form der Reziprozität als vertrauensbildend interpretieren. In 
der vorliegenden Arbeit wird vermutet, dass eine solche geteilte Interpretationsweise existiert. Diese An-
nahme stützt sich insbesondere auf den Umstand, dass – sofern den Empfehlungen dieser Arbeit gefolgt 
wird – parallel zu der Etablierung generalisierter Reziprozität die Entwicklung einer gemeinsamen Kultur 
gefördert wird, die u. a. eine gemeinsame Interpretationsgrundlage bietet. Einschränkend ist jedoch anzu-
merken, dass die Entwicklung dieser Kooperationskultur nur bedingt steuerbar ist und somit der Inhalt der 
gemeinsamen Kultur nicht präzise prognostiziert werden kann. Insbesondere lässt sich nicht vorhersagen, 
ob die Kooperationskultur Werte enthalten wird, die die Interpretation der generalisierten Reziprozität als 
vertrauensfördernd sicherstellen werden. 
1087  Die Interpretation von Wissen ist auch Gegenstand eines Sinnstiftungsprozesses und entspricht damit un-
ter bestimmten Bedingungen einem Lernprozess (vgl. Kapitel 3.3). Dennoch kann aus dieser Beziehung 
nicht geschlossen werden, dass es sich bei dem Erwerb der Vertrauensfähigkeit um einen Lernprozess 
handelt. Der Erwerb einer Fähigkeit wird allein von dem Lernenden getragen. Dagegen wird die Erlan-
gung von Vertrauensfähigkeit auch von dem Verhalten des Vertrauensempfängers determiniert. Eine Fä-
higkeit wird erworben, indem der Lernende die mit der Fähigkeit verbundene Handlung wiederholt aus-
führt, bis er sie beherrscht (vgl. Kapitel 4.2.2). Welchen Zeitraum dieser Lernprozess in Anspruch nimmt, 
wird von der Absorptionsfähigkeit (vgl. Kapitel 4.6.3.1) des Lernenden bestimmt. Die Entwicklung von 
Vertrauensfähigkeit hängt dagegen nicht allein von der Verfassung derjenigen Person ab, die eine Ver-
trauensbeziehung aufzubauen sucht, sondern wird in entscheidendem Maße von jener Person beeinflusst, 
die das dabei geschenkte Vertrauen empfängt. Vertrauensfähigkeit wird nicht erworben, indem lediglich 
mehrfach Vertrauen „ausgeübt“ wird, sondern indem Vertrauen geschenkt und erwidert wird. Die Ausbil-
dung von Vertrauensfähigkeit wird also von Interdependenzen zwischen dem Vertrauensgeber und dem 
Vertrauensempfänger geleitet. Vgl. dazu auch Kapitel 5.4.4. 
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Abb. 28: Fähigkeit und Vertrauensfähigkeit im Kontrast
1088
 
Obwohl die Vertrauensfähigkeit keine Fähigkeit im Sinne der in dieser Arbeit präsentierten 
Definition von Fähigkeiten darstellt und insofern im Rahmen der hier durchgeführten Unter-
suchung organisationaler Beziehungsfähigkeiten nicht berücksichtigt werden dürfte, wird das 
bislang als Vertrauensfähigkeit bezeichnete Konstrukt nicht aus der weiteren Analyse ausge-
schlossen. Der Grund für die Inklusion liegt in der Relevanz, die das wechselseitige Vertrauen 
im Rahmen von Unternehmenskooperationen aufweist. Die Bedeutung des Vertrauens zeigt 
sich plakativ in dem Umstand, dass kaum eines der in Kapitel 5.2 aufgeführten Konzepte, die 
sich mit der Fähigkeit von Unternehmen miteinander zu kooperieren befassen, darauf verzich-
tet, das gegenseitige Vertrauen der Kooperationspartner als Bestandteil kooperativer Fähig-
keiten zu nennen. Weiterhin wurde bereits dargelegt, dass wechselseitiges Vertrauen unver-
zichtbar ist, wenn es darum geht, die strategische Flexibilität virtueller Unternehmen zu reali-
sieren
1089
. Die erwiesene Relevanz des gegenseitigen Vertrauens im vorliegenden Kontext 
begründet die Entscheidung, den Vertrauensaspekt auch in der folgenden Untersuchung zu 
berücksichtigen. Dabei wird der bislang benutzte Terminus Vertrauensfähigkeit beibehalten, 
weil aus Gründen der Vereinfachung sowie der sprachlichen Kontinuität die Akzeptanz einer 
begrifflichen Inkonsistenz angebracht erscheint, die keinerlei inhaltliche Auswirkungen auf 
die hier durchgeführte Analyse hat und somit nicht zu Ergebnisverzerrungen führt. 
                                                          
1088  Quelle: eigene Darstellung. 
1089  Vgl. Kapitel 5.4.5. 
Vertrauensschenkung Ausübung einer Fähig-
keit 
personenorientiertes 
Wissen 
Interpretation des 
Wissens 
Durchführung der 
Vertrauenshandlung 
handlungsorientiertes 
Wissen 
Anwendung des Wis-
sens 
Durchführung der mit 
dem Wissen korres-
pondierenden Hand-
lung 
203 
 
Wenngleich es sich bei der Vertrauensfähigkeit um keine Fähigkeit im Verständnis dieser Ar-
beit handelt, so setzt doch der Wissenstransfer als Ausdruck des Vertrauens der hier betrach-
teten Kooperationspartner eine Fähigkeit voraus, denn der Transfer von Wissen erfordert den 
Besitz handlungsbezogenen Wissens. Der Wissenstransfer ist folglich einer Routinisierung 
zugänglich. Damit der Wissenstransfer zu einer Routine wird, ist allerdings sicherzustellen, 
dass der Prozess der Routinisierung jederzeit von Vertrauen begleitet wird, weil Vertrauen das 
„Antriebsmittel“ für die zu erbringenden Wissenstransfers darstellt. Bei dem Vertrauen han-
delt es sich anfangs um das durch kooperationsspezifische Investitionen hergestellte situati-
onsbasierte Vertrauen, welchem eigenschaftsbasiertes Vertrauen folgt, das schließlich in das 
identifikationsbasierte Vertrauen mündet. Weiterhin ist die Wechselwirkung zwischen Ver-
trauensschenkungen und Wissenstransfers zu beachten. Jeder Wissenstransfer nährt das Ver-
trauen der Kooperationspartner, weil er einen weiteren Schritt in Richtung der angestrebten 
generalisierten Reziprozität darstellt. Die Wissenstransfers liefern damit selbst die für ihre 
Duchführung nötige „Energie“ in Form des Vertrauens.   
Im Folgenden wird das Konzept der Routinisierung eingehend betrachtet, weil die Routinisie-
rung jenen Prozess abbildet, der erforderlich ist, um die für die Schaffung identifikationsba-
sierten Vertrauens erforderlichen gemeinsamen Normen zu etablieren. Mit den kooperations-
spezifischen Investitionen wurde eine Methode erläutert, die geeignet ist, die für die Entwick-
lung generalisierter Reziprozität entscheidenden ersten Vertrauensgaben zu bewirken. Die 
Routinisierung beschreibt den Prozess, der im Idealfall von den Kooperationspartnern durch-
laufen wird, um von dem durch die kooperationsspezifischen Investitionen bewirkten situati-
onsbasierten Vertrauen zum letztendlich angestrebten identifikationsbasierten Vertrauen zu 
gelangen. Inwiefern es sich bei der Routinisierung auch um einen – wie GILBERT offenbar an-
nimmt – steuerbaren Prozess handelt, wird sich ebenfalls in den weiteren Ausführungen zei-
gen. 
 
5.4.6.5.2 Routinen  
Obschon Routinen einen im Rahmen der einschlägigen Literatur häufig benutzten Begriff dar-
stellen, so sind doch die Charakteristika von Routinen nicht gänzlich unumstritten
1090
. Weit-
reichende Einigkeit scheint dahingehend zu bestehen, dass es sich bei Routinen um wieder-
kehrende Verhaltensmuster handelt
1091
, die sich jeweils in einer Folge koordinierter Hand-
lungen
1092
 äußern. So beschreibt GRANT in einer vielfach zitierten Begriffsbestimmung Rou-
tinen als „regular and predictable patterns of activity which are made up of a sequence of co-
ordinated actions by individuals“1093. Auf zwei weitere Charakteristika von Routinen weisen 
COHEN/BACDAYAN hin, wenn sie Routinen als „patterned sequences of learned behavior in-
                                                          
1090  Zu einem Überblick über grundlegende Auffassungen des Begriffs der Routine vgl. PENTLAND/RUETER 
(1994), S. 486-489. 
1091  Zu dieser Einschätzung gelangen auch FELDMAN/PENTLAND (2003), S. 95. Als wiederkehrende Verhal-
tensmuster fassen beispielsweise FELDMAN/RAFAELI (2002), S. 311, sowie FELDMAN (2000), S. 611, 
Routinen auf. In ähnlicher Weise sehen RERUP/FELDMAN in Routinen „patterns for accomplishing work“ 
[RERUP/ FELDMAN (2011), S. 579]. 
1092  Vgl. auch LEVIN (2002), S. 1. 
1093  GRANT (1991), S. 122. 
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volving multiple actors who are linked by relations of communication and/or authority“1094 
bezeichnen. Routinen resultieren also aus Lernprozessen
1095
 und sind durch die Partizipation 
mehrerer Individuen gekennzeichnet
1096
. Die Lernprozesse, die zur Ausbildung von Routinen 
führen, werden als Prozesse der Routinisierung
1097
 bezeichnet. Sind im Zuge der Ausführung 
einer Routine Handlungen aufeinander abzustimmen, wie GRANT es beschreibt, und sind an 
der Ausführung einer Routine mehrere Individuen beteiligt, wie COHEN/BACDAYAN feststel-
len, so ist schließlich zu folgern, dass zwischen den an der Durchführung einer Routine parti-
zipierenden Individuen interdependente Beziehungen herrschen. 
Divergenzen treten bezüglich der Frage auf, inwiefern Routinen die Entscheidungsfreiheit von 
Individuen beschränken und damit die Reflexionstätigkeit dieser Individuen verringern. 
MARCH/SIMON sehen in einer Routine „a fixed response to defined stimuli“1098. Die Ausfüh-
rung einer Routine kann demnach als automatischer Ablauf beschrieben werden
1099
, der von 
der jeweils involvierten Person keine Entscheidung über die zur Lösung eines bestimmten 
Problems anzuwendende Methode verlangt
1100
 und damit auch die Notwendigkeit der Refle-
xion alternativ einsetzbarer Methoden auf ein Mindestmaß herabsetzt. Dementsprechend ver-
bindet SCHIMANK mit der Anwendung einer Routine „eine extreme Reduktion von Beobach-
tungs- und Reflexionsaufwand
1101“ durch „Kontingenzausblendung“1102. Routinen im Sinne 
eines solchen Verständnisses sind dadurch charakterisiert, dass sie „include mindlessness“1103. 
Im Gegensatz zu den Anhängern der „Automatisierungsthese“ betrachten PENTLAND/RUETER 
die Durchführung einer Routine keineswegs als eine mechanisch zu verrichtende Handlung. 
Die Verfasser definieren eine Routine als „a set of possible patterns that need not be fixed or 
automatic“1104. Mit dieser Beschreibung einer Routine als einem Bündel alternativ durchführ-
barer Handlungen gestehen PENTLAND/RUETER den an der Ausführung der Routine beteilig-
ten Individuen einen gewissen Entscheidungsspielraum zu. Die Anwendung einer Routine 
stellt demnach keine unreflektiert durchgeführte Handlung dar. GIDDENS unterstreicht dieses 
Verständnis von Routinen mit der Feststellung, dass „it is a major error to suppose that these 
                                                          
1094  COHEN/BACDAYAN (1994), S. 555. 
1095  Vgl. auch GAVETTI/LEVINTHAL (2000), S. 113, sowie WINTER (2000), S. 150. 
1096  Vgl. auch DOSI/TEECE/WINTER (1992), S. 191-192. 
1097  Vgl. GILBERT (2006), S. 126. 
1098  MARCH/SIMON (1958), S. 142. Die Definition von MARCH/SIMON erinnert an die von Programmierern 
verwendeten If-then-Regeln, mit denen im Rahmen von Computer-Programmen Handlungen festgelegt 
werden, die im Fall des Auftretens eines bestimmten Ereignisses auszuführen sind. Dementsprechend 
konstatiert SCHIMANK, dass „[e]in Ritual oder ein organisatorisches oder rechtliches Konditionalpro-
gramm, das eine ‚Wenn …, dann …ʼ-Form aufweist, […] hochgradig routinisiert“ [SCHIMANK (2000), S. 
148; Anführungszeichen im Original] sei.  
1099  Vgl. JANSEN/BOSCH/VOLBERDA (2006), S. 1002. 
1100  Vgl. VOGT (1997), S. 125.  
1101  SCHIMANK (2000), S. 92. SCHIMANK (2000), S. 92, bezeichnet diese eingesparten Beobachtungs- und Re-
flexionsmühen als Habitualisierung. Auch SANDNER/MEYER bezeichnen die Durchführung von Routinen 
als „habitualisierte Ausführungen von Handlungen“ [SANDNER/MEYER (1994), S. 201].  
1102  SCHIMANK (2000), S. 148. Das Gegenteil von Routinen bezeichnet SCHIMANK als Entscheidungen, wel-
che dadurch gekennzeichnet seien, dass der Akteur die eigene Kontingenz thematisiere und demzufolge 
eine Reflexion durchführe. Vgl. SCHIMANK (2000), S. 149.  
1103  HOWARD-GRENVILLE (2005), S. 620. 
1104  PENTLAND/RUETER (1994), S. 485. 
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phenomena [= routines, S. H.] need no explanation, that they are simply repetitive forms of 
behaviour carried out ‘mindlessly’ ”1105. 
Um zu einer für diese Arbeit geeigneten Begriffsbestimmung zu gelangen, ist es notwendig, 
die Zielsetzung zu betrachten, die im vorliegenden Kontext mit der Routinisierung verfolgt 
wird. In dieser Arbeit geht der Gedanke, Routinen zu entwickeln, auf einen Vorschlag GIL-
BERTS zurück. GILBERT empfiehlt, Abläufe in einem System zu routinisieren, um in diesem 
System das Prinzip der generalisierten Reziprozität zu etablieren und auf diese Weise das 
Vertrauen innerhalb des Systems zu fördern
1106
. Durch die generalisierte Reziprozität entste-
hen stabile Verhaltensmuster, die begründete Verhaltenserwartungen schaffen und damit die 
Entwicklung von Vertrauensfähigkeit fördern
1107
. Routinisierung soll also im vorliegenden 
Zusammenhang dazu führen, die für die Schaffung von Vertrauensfähigkeit in virtuellen Un-
ternehmen nötige generalisierte Reziprozität zu etablieren. Routinen ermöglichen in diesem 
Rahmen den Akteuren des betrachteten Systems, Handlungen wiederholt durchzuführen, ohne 
diese Handlungen jedesmal „diskursiv hinterfragen zu müssen“1108. Die Ausführung be-
stimmter Handlungen wird folglich zur Selbstverständlichkeit
1109
. Derart definierte Routinen 
führen in der Argumentation von GILBERT dazu, dass der Verlauf der Zusammenarbeit von 
den Kooperationspartnern als verlässlich betrachtet wird
1110
. Diese Verlässlichkeit bezieht 
sich auf die Gültigkeit der generalisierten Reziprozität. Wird dem betrachteten System Ver-
trauen geschenkt, so kann aufgrund der generalisierten Reziprozität damit gerechnet werden, 
dass dieses Vertrauen von dem System erwidert wird.  
Vertrauen und generalisierte Reziprozität verstärken sich gegenseitig
1111
. GILBERT setzt mit 
seinem Vorschlag der Routinisierung offenbar an jener Beziehungsrichtung an, in der die fort-
schreitende generalisierte Reziprozität die Vertrauensfähigkeit der Netzwerkmitglieder för-
dert. Dies ist im vorliegenden Kontext durchaus sinnvoll, weil mit den kooperationsspezifi-
schen Investitionen bereits eine Methodik beschrieben wurde, die den Impuls für die ersten 
Vertrauensschenkungen in Form von Wissenstransfers geben und damit für den ersten Schritt 
                                                          
1105  GIDDENS (1984), S. 86; Anführungszeichen im Original. 
1106  Vgl. GILBERT (2006), S. 126.  
1107  Vgl. VOGT (1997), S. 131. 
1108  GILBERT (2006), S. 126. Ähnlich verweisen auch GERSICK/HACKMAN, darauf, dass die Gruppe jener Per-
sonen, die eine Routine ausführt, „does not process its behavior by explicitly discussing, wether or not 
this way of proceeding is better or worse than alternatives“ [GERSICK/HACKMAN (1990), S. 71].  FIOL/ 
LYLES merken an, dass sich die Routinisierung ausschließlich für lower level learning eigne, d. h. für das 
Lernen im Rahmen bestehender Werte. Vgl. FIOL/LYLES (1985), S. 807. Insofern kann die diskursive 
Hinterfragung insbesondere als ein Abgleich der hinter den auszuführenden Handlungen stehenden Werte 
mit den Werten jener Individuen verstanden werden, die mt der Durchführung der Handlung beauftragt 
werden. Vgl. dazu auch die Ausführungen zum single-loop learning von ARGYRIS/SCHÖN in Kapitel 
3.5.2. 
1109  Der Umstand, dass eine Person die Ausführung einer Handlung als selbstverständlich ansieht, bedeutet im 
vorliegenden Kontext nicht, dass die Person nicht über die Handlung nachdenkt, sie also „automatisch“ 
ausführt. Vielmehr bedeutet Selbstverständlichkeit hier, dass eine Handlungsregel von der Person als gül-
tig anerkannt und eingeübt wurde und demzufolge nicht hinterfragt wird. Insofern weicht die Bedeutung, 
die hier dem Begriff der Routine zugewiesen wird, von der im allgemeinen Sprachgebrauch üblichen Be-
deutungszuweisung ab.  
1110  Vgl. GILBERT (2006), S. 126. 
1111  Vgl. Kapitel 5.4.5. 
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hin zur Etablierung generalisierter Reziprozität Sorge tragen kann. Mit der Routinisierung 
wird nun in der entgegengesetzten Richtung gearbeitet: Der Transfer von Wissen soll in eine 
Routine überführt, d. h. zu einer selbstverständlichen Handlung gemacht werden. Damit wer-
den weitere Vertrauensschenkungen in Form von Wissenstransfers angeregt, was der Eta-
blierung generalisierter Reziprozität Vorschub leistet. 
Grundsätzlich handelt es sich bei der Routinisierung offenbar um eine Methodik, die dem 
Ziel, die Norm der generalisierten Reziprozität in einem Unternehmensnetzwerk durchzuset-
zen, effektiv unterstützen kann. Um herauszufinden, ob diese Vorgehensweise auch im hier 
betrachteten Kontext virtueller Unternehmen anwendbar ist, ist es zunächst erforderlich, das 
Wesen einer Routine zu konkretisieren. 
Routinen sollen im hier betrachteten Kontext dazu dienen, das Verhalten der Systemangehöri-
gen zu stabilisieren
1112
, indem sie Individuen dazu veranlassen, in bestimmten Situationen 
vorab definierte Verhaltensweisen zu praktizieren. Dadurch erhöht sich die Wahrscheinlich-
keit, dass die Verhaltenserwartungen eines Systemangehörigen gegenüber den übrigen Sys-
temangehörigen realisiert werden
1113
. Der Begriff Routine bezeichnet im vorliegenden Zu-
sammenhang also nicht die gedankenlose, automatisierte Ausführung bestimmter Handlun-
gen, sondern unterstreicht vielmehr den Umstand, dass über die Auswahl und Ausführung be-
stimmter Handlungen nicht jedesmal neu entschieden werden muss. Auf der Basis dieser An-
forderung wird im Folgenden eine Definition von Routinen entwickelt, die sowohl Elemente 
der Theorie von MARCH/SIMON als auch Gedanken des Ansatzes von PENTLAND/RUETER um-
fasst.  
Die Erfüllung von Verhaltenserwartungen als zentralem Element der Vertrauensbildung ist an 
das Auftreten eines bestimmten Ereignisses gebunden, das die erwarteten Handlungen auslöst. 
In den Worten von MARCH/SIMON handelt es sich bei einem solchen Ereignis um einen Sti-
mulus. Ein Stimulus wird hier als eine Veränderung der Umwelt von Individuen verstanden, 
welche bei den Individuen eine bestimmte Handlung auslöst. Umweltveränderungen können 
zwar nicht präzise prognostiziert werden. Um bestimmte Handlungen auszulösen, ist es je-
doch ausreichend, Umweltzustände der Art nach zu beschreiben
1114
. Die Umweltzustände, in 
denen Routinen angewandt werden, sollten einen Bezug zu bekannten Situationen aufweisen, 
                                                          
1112  Auch SANDNER/MEYER sehen in Routinen ein Mittel, um die Beziehungen zwischen den Mitgliedern ei-
ner Organisation zu stabilisieren. Vgl. SANDNER/MEYER (1994), S. 200. 
1113  Vgl. SANDNER/MEYER (1994), S. 201. Da Normen Kulturelemente sind  (vgl. Kapitel 5.5.2.1), stellt die 
Routinisierung von Abläufen eine kulturgestaltende Maßnahme – hier: im Hinblick auf die Kooperations-
kultur – dar. Auf die verhaltensstabilisierende Wirkung von Kultur weist auch VOGT (1997), S. 130, hin. 
1114  So ist es beispielsweise nicht nötig, eine Handlungsregel in der folgenden Art zu definieren: Wenn der 
Wasserpegel am 3. Oktober 2013 die Drei-Meter-Marke erreicht, sind die Büroräume zu verlassen. Viel-
mehr reicht folgende Formulierung aus: Im Falle von Hochwasser sind die Büroräume zu verlassen. Vo-
raussetzung für die Effektivität dieser Handlungsregel ist allerdings ein gemeinsames Verständnis der Be-
troffenen von dem Begriff „Hochwasser“. Ein solches shared understanding erfordert wiederum einen 
gemeinschaftlichen kulturellen Hintergrund. Vgl. Kapitel 5.5.2.3  sowie auch zum Einfluss der Kultur auf 
die Vertrauensfähigkeit Kapitel 5.4.7. 
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in denen die betreffenden Routinen sich bereits bewährt haben. COHEN/BACDAYAN bezeich-
nen derartige Umweltveränderungen als „familiar […] environmental stimuli“1115. 
Handlungserwartungen richten sich nicht zwangsläufig auf die Ausübung einzeln spezifizier-
ter Handlungen. Vielmehr können sich derartige Erwartungen auf eine bestimmte Klasse von 
Handlungen richten, d. h. auf eine Gruppe von Handlungen, die sämtlich bestimmte Eigen-
schaften aufweisen
1116
. PENTLAND/RUETER betiteln eine solche Klasse möglicher Handlungen 
als „space of possibilities for action“1117. Mit der Vorgabe alternativer Handlungen wird der 
Anforderung der nicht reflektierten Ausführung von Handlungen Rechnung getragen. Steht 
eine bestimmte Menge von Handlungen zur Verfügung, so erübrigt sich die Suche nach 
Handlungsalternativen. Damit entfällt die Bewertung von zusätzlichen Handlungsalternativen, 
die deren diskursive Hinterfragung beinhalten würde. Darüber hinaus besteht auch im Hin-
blick auf die vorgegebene Menge von Handlungsalternativen kein Anlass zur kritischen Hin-
terfragung, sofern – wie bei Routinen üblich – diese Verhaltensweisen im Zeitverlauf erlernt 
wurden und den Status der Selbstverständlichkeit erlangen konnten
1118
.  
Um der aufgeführten Bedingung – der Erfüllung von Erwartungen – zu genügen, müssten 
Routinen also dazu führen, dass die betrachteten Systemmitglieder im Fall nicht vorhersehba-
rer, aber der Art nach bekannter Veränderungen der Umwelt in einer auf bestimmten Prinzipi-
en beruhenden Weise handeln
1119
. Unter der Prämisse, dass die Klasse bestimmten Regeln 
folgt, wird eine Routine in der vorliegenden Arbeit als eine Klasse von Handlungsmöglichkei-
ten definiert, die einer Gruppe von Individuen im Fall einer zuvor spezifizierten Veränderung 
der Umwelt zur Verfügung steht. 
Gemäß dieser Definition werden zwar durch Routinen keine automatischen Handlungsabläufe 
erzeugt, indem einem Individuum lediglich eine situationsspezifische Handlungsweise vorge-
geben wird. Somit lässt sich auch nicht prognostizieren, welche konkrete Handlungsweise das 
Individuum ausüben wird. Allerdings lässt sich vorhersagen, dass das Individuum eine zu ei-
ner bestimmten Klasse gehörende Handlung wählen wird
1120
. Da die zu dieser Kategorie zäh-
lenden Handlungen denselben Prinzipien folgen und insofern gleichwertige Handlungsalter-
                                                          
1115  COHEN/BACDAYAN (1994), S. 555; Hervorhebung durch die Verfasserin. 
1116  Vgl. SHAW (1971), S. 247. 
1117  PENTLAND/RUETER (1994), S. 491.  
1118  Eine Reflexion der vorgegebenen Verhaltensweisen ist, nachdem der Lernprozess abgeschlossen wurde, 
nicht mehr erforderlich, weil eine kritische Auseinandersetzung mit den Handlungen bereits im Stadium 
des Lernens stattgefunden hat. Vgl. dazu die Definition des Lernens in Kapitel 3.2. SCHIMANK spricht in 
diesem Kontext von der „Anfangsrationalität der Wahl einer Routine“ [SCHIMANK (2000), S. 94]. 
1119  Vgl. VOGT (1997), S. 129. Ähnlich schlagen LOOSE/SYDOW in diesem Kontext die Etablierung von Richt-
linien vor, die die Austauschbeziehung zwischen Kooperationspartnern regeln. Vgl. LOOSE/SYDOW 
(1994), S. 180. Offenbar auf die der Art nach bekannten Umweltveränderungen zielend, verweist VOGT 
darauf, dass sich die Fixierung derartiger Richtlinien an den Erfahrungen orientieren solle, die in ähnli-
chen Situationen gesammelt wurden. Vgl. VOGT (1997), S. 129.  
1120  Dementsprechend bezeichnen PENTLAND/RUETER eine Routine als “set of possible performances for a 
particular task” [PENTLAND/RUETER (1994), S. 490, Table 1]. Im Sinne dieser Auffassung betonen auch 
SANDNER/MEYER, dass es sich bei einer Routine nicht darum handle, „immer dasselbe zu tun, Handlun-
gen schlicht zu wiederholen, sondern vielmehr die gleiche, übergeordnete, abstrakte Regel auf konkrete 
Situationen anzuwenden“ [SANDNER/MEYER (1994), S. 201]. 
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nativen darstellen, ist das Kriterium des verlässlichen Verhaltens im Sinne einer generalisier-
ten Reziprozität erfüllt.  
Im vorliegenden Verständnis stellt die Routinisierung also kein Verfahren dar, das die Aus-
führung einer einzigen Verhaltensweise forciert und demzufolge eine Automatisierung des 
Verhaltens verfolgt
1121
. Die Nutzung von Routinen im Sinne der hier präsentierten Definiton 
umfasst nicht die gedankenlose Ausführung bestimmter Handlungsweisen, denn sobald einem 
Individuum eine alternative Menge an Handlungsweisen zur Verfügung steht, ist es genötigt, 
die einzelnen Alternativen zu bewerten und eine Entscheidung zu treffen
1122
. Insofern kann 
von einer automatisierten Ausführung der Verhaltensweisen nicht die Rede sein
1123
. Vielmehr 
eröffnet sich den Systemmitgliedern durch die Routinisierung eine Palette von Handlungs-
möglichkeiten, aus der sie eigenständig eine bestimmte Handlung auswählen können
1124
.  
Vertrauter und eingängiger als der von der Betriebswirtschaft geprägte Begriff der Routinisie-
rung mag im vorliegenden Zusammenhang die Bezeichung Internalisierung anmuten. Im Be-
reich des Institutionalismus wird für den zuvor erläuterten Prozess der Routinisierung der Be-
griff Internalisierung verwendet
1125
. Im Zuge einer Internalisierung wird Individuen kein 
exakter Handlungsablauf vorgegeben, sondern ein Bündel alternativer Handlungen zur Verfü-
gung gestellt. Akzeptieren die Individuen die Werte, die hinter den durchzuführenden Hand-
lungen stehen, so findet eine Internalisierung der Handlungsmuster statt
1126
. Dagegen wird 
                                                          
1121  Eine auf die Automatisierung von Verhaltensweisen zielende Auffassung von Routinen, wie sie etwa von 
MARCH/SIMON vertreten wird (vgl. dazu die Ausführungen an früherer Stelle dieses Kapitels), ordnen 
TURNER/RINDOVA wegen des statischen Charakters derartiger Ansätze der „never-changing world per-
spective in routines scholarship“ [TURNER/ RINDOVA (2012), S. 25; Kursivschrift im Original, An-
führungszeichen im Original hier unterlassen] zu. Dagegen folgt die hier präsentierte Definition von Rou-
tinen aufgrund der ihr innewohnenden Dynamik der von TURNER/RINDOVA als „ever-changing world per-
spective in routines scholarship“ [TURNER/RINDOVA (2012), S. 25; Kursivschrift im Original, Anfüh-
rungszeichen im Original hier unterlassen] bezeichneten Strömung in der Erforschung von Routinen. 
1122  Ähnlich weisen auch SANDNER/MEYER (1994), S. 192, darauf hin, dass selbst die Ausführung langfristig 
bestehender Routinen stets das Benennen und Interpretieren von Sachverhalten voraussetze.  
1123  Allerdings ist anzunehmen, dass ein Individuum selbst im Laufe der Zeit eine Präferenz für eine be-
stimmte Verhaltensweise bilden wird, die ihm im Rahmen einer Routine zur Verfügung steht. Aufgrund 
dieser Präferenz, die beispielsweise aus der einfachen Ausführbarkeit der betrachteten Verhaltensweise 
resultieren kann, wird das Individuum diese Verhaltensweise beibehalten und wiederholt anwenden. 
Letztendlich wird durch diesen Vorgang eine Routine im Sinne von MARCH/SIMON geschaffen, bei der 
ein Individuum auf einen Stimulus mit einer einzigen, genau spezifizierten Handlung reagiert. Vgl. dazu 
die Erläuterungen an früherer Stelle dieses Kapitels. 
1124  Diese Möglichkeit lässt auch SCHIMANK zu. Zwar grenzt SCHIMANK reflexionslose Routinen kategorisch 
von reflektierten Entscheidungen ab (vgl. dazu die Ausführungen an früherer Stelle dieses Kapitels). Je-
doch räumt er ein, dass eine Vielzahl von Mischungsverhältnissen zwischen diesen beiden Extrempositio-
nen denkbar sei. Vgl. SCHIMANK (2000), S. 149. Vor diesem Hintergrund könnte es sinnvoll sein, für die 
hier als Routinen bezeichneten Konstrukte einen Begriff einzuführen, der auf deren Hybridcharakter hin-
weist, z. B. die Bezeichnung routinierte Entscheidungen. Im Folgenden wird allerdings aus Gründen der 
Vereinfachung der Begriff der Routine beibehalten. 
1125  Vgl. hierzu und zu den folgenden Ausführungen VOGT (1997), S. 124-125, sowie S. 127-128. 
1126  Da die im vorliegenden Kapitel relevanten Normen – insbesondere die Norm der generalisierten Rezipro-
zität – Konkretisierungen von Werten darstellen (vgl. Kapitel 5.5.2.1), kann der mit der Internalisierung 
beschriebene Vorgang auf den hier behandelten Sachverhalt übertragen werden. 
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von einer Institutionalisierung gesprochen, wenn konkrete Handlungen vorgegeben und diese 
automatisch ausgeführt werden.  
Wie die vorangegangenen Ausführungen verdeutlichen, folgt die Anwendung von Routinen 
bestimmten Prinzipien. Der Prozess der Routinisierung führt also zur Etablierung einer 
Norm
1127
. Im vorliegenden Kontext handelt es sich bei der betrachteten Norm um die genera-
lisierte Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers. Dieser Umstand deutet bereits den Zu-
sammenhang zwischen der Routinisierung von Abläufen und der Ausbildung eines auf ge-
meinsamen Normen beruhenden Vertrauens an. Die Beziehung zwischen der Routinisierung 
von Abläufen und der Schaffung identifikationsbasierten Vertrauens wird im folgenden Kapi-
tel näher erläutert. 
 
5.4.6.5.3  Routinisierung und Normsetzung – Entwicklung identifikationsbasierten  
Vertrauens  
Wie im vorangegangenen Kapitel deutlich wurde, handelt es sich bei Routinen um Verhal-
tensmuster, deren Ausführung von den betreffenden Individuen nicht jedesmal diskursiv hin-
terfragt, sondern als selbstverständlich betrachtet wird. Den Status der Selbstverständlichkeit 
besitzen Handlungen dann, wenn sie mit den Normen der jeweiligen Individuen vereinbar 
sind
1128
. Zu etablierende Normen wiederum stoßen dann auf Akzeptanz, wenn sie sich bei der 
Lösung von Problemstellungen bewähren
1129
. Damit eine neue Norm von den betroffenen In-
dividuen anerkannt wird, ist es also erforderlich, diesen Individuen die Gelegenheit zur Erpro-
bung der Richtlinie zu geben, indem ihnen die Möglichkeit gewährt wird, die mit der Norm 
korrespondierenden Verhaltensweisen wiederholt auszuführen und zu modifizieren.  
Wiederkehrende Verhaltensmuster wurden im vorangegangenen Kapitel als Routinen be-
zeichnet, und der Lernprozess, der zur Ausbildung dieser Verhaltensweisen führt, als Routini-
sierung. Routinisierung führt gemäß den vorherigen Ausführungen dieses Kapitels dann zur 
Etablierung neuer Normen, wenn die an dem Prozess der Routinisierung teilnehmenden Indi-
viduen den Nutzen dieser Normen erkennen und die mit den Normen verbundenen Hand-
lungsweisen demzufolge als selbstverständliche Handlungen in ihr Verhaltensrepertoire auf-
nehmen
1130
.  
                                                          
1127  Die hier präsentierte Definition von Routinen als Klassen von Verhaltensweisen, welche die Befolgung 
von Normen sicherstellen, wird auch durch SHAWS Definition von Normen gestützt. SHAW beschreibt 
Normen als “standardized generalizations concerning expected behavior” [SHAW (1971), S. 247] und fol-
gert daraus, dass Normen „are special kinds of concepts and, like all concepts, refer to classes or grou-
pings of items“ [SHAW (1971), S. 247]. Wenn die Routinisierung, wie im vorliegenden Fall, der Durchset-
zung einer Norm – der Norm der generalisierten Reziprozität – dient und die Einhaltung von Normen 
durch die Ausübung verschiedener Verhaltensweisen garantiert werden kann, die allesamt einer bestimm-
ten Klasse von Verhaltensweisen angehören, dann umfasst in der Konsequenz auch eine Routine eine 
Klasse von Verhaltensweisen. 
1128  Zum Begriff der Norm vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
1129  Vgl. Kapitel 5.5.2.5. 
1130  Der Nutzenaspekt der Normen, die sich durch die Routinisierung etablieren sollen, spiegelt sich auch in 
der Definition von Routinen wider, die DOSI/TEECE/WINTER präsentieren: „Routines are patterns of inter-
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Normen, die im Zuge der Routinisierung etabliert werden, besitzen den Vorteil, dass sie von 
den betroffenen Individuen gemeinschaftlich entwickelt und nicht etwa durch die Machtaus-
übung einer übergeordneten Instanz durchgesetzt werden. Die gemeinsame Ausbildung von 
Normen führt zu einer hohen Bindung der Betroffenen an diese Normen, die drohende Sankti-
onen für den Fall der Übertretung der Normen überflüssig werden lässt. Diese Eigenschaft ge-
meinsam geschaffender Normen kann im Kontext der Entwicklung von Vertrauensfähigkeit 
für Kooperationen in Form virtueller Unternehmen genutzt werden. Die skizzierten Bezie-
hungen werden im Folgenden eingehender dargestellt. 
Machtausübung erweist sich dann als notwendig, wenn Individuen die Regeln, die eine über-
geordnete Instanz gesetzt hat, nicht freiwillig einhalten, weil sie sich nicht an die Statuten ge-
bunden fühlen
1131
. Eine wesentliche Determinante der Bindung von Individuen an Normen 
stellt die Art der Entwicklung der betrachteten Normen dar. Das Commitment von Individuen 
hinsichtlich bestimmter Normen kann beträchtlich erhöht werden, wenn die Individuen selbst 
an der Ausbildung dieser Normen beteiligt werden
1132
. Die Partizipation an der Schaffung von 
Normen trägt zur Akzeptanz dieser Regeln bei und begründet insofern einen moralischen An-
trieb der Individuen zur Einhaltung der aufgestellten Richtlinien
1133
. RIPPERGER beschreibt 
letzteren Vorgang als „‚Installation eines Gewissensʼ“1134. Die aus der Akzeptanz resultieren-
de Bindung an Normen bewirkt, dass die betrachteten Individuen „will voluntarily and wil-
lingly perform the […] behaviors expected from them“1135. 
Normen entwickeln sich aus Verhaltensweisen, die sich in der Vergangenheit bewährt ha-
ben
1136
. Um eine Norm wie die im vorliegenden Kontext angestrebte generalisierte Reziprozi-
tät zu etablieren, müssen folglich bestimmte, mit der Norm korrespondierende Verhaltenswei-
sen wiederholt durchgeführt und zielorientiert modifiziert werden. Die gezielte Einführung 
neuer Normen kann also durch das „Erproben“ neuer Verhaltensweisen der betreffenden Indi-
viduen herbeigeführt werden, in dessen Zuge die Individuen den Nutzen der innovativen Ver-
haltensweisen erkennen und somit die entsprechenden Verhaltensweisen in ihr Verhaltensre-
pertoire übernehmen.  
Eine solche Verhaltensänderung ist mit dem Prozess der Routinisierung verbunden. Routini-
sierung kann zur Einführung einer neuen, gemeinschaftlich entwickelten Norm führen, wenn 
die mit der Ausführung der betreffenden Handlungen verbundene Richtlinie sich aus der Pers-
pektive der betroffenen Individuen bewährt. 
                                                                                                                                                                                     
actions which represent successful solutions to particular problems“ [DOSI/TEECE/WINTER (1992), S. 
191; Hervorhebung durch die Verfasserin, S. H.]. 
1131  In der Umkehrung dieser Argumentation verweist OUCHI darauf, dass in Ermangelung der Möglichkeit 
einer Sanktionierung ein hohes Ausmaß an Bindung der betrachteten Individuen an die bestehenden Ver-
haltensvorschriften nötig sei. Vgl. OUCHI (1979), S. 838. 
1132  Vgl. dazu auch Kapitel 5.5.2.5. 
1133  Vgl. VOGT (1997), S. 124. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 58, sprechen von der intrinsischen Motivation 
des Vertrauensempfängers, Normen einzuhalten. 
1134  RIPPERGER (1998), S. 199; Anführungszeichen im Original. 
1135  Vgl. VOGT (1997), S. 124. 
1136  Vgl. VOGT (1997) S. 127. 
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Diese Beziehung lässt sich mit Hilfe der Argumentation der kognitiven Lerntheorien verdeut-
lichen, denn gemäß COHEN/BACDAYAN handelt es sich bei der Routinisierung um einen Lern-
prozess
1137
. Gegenstand des Lernens im Rahmen der Routinisierung ist das Vermögen, wie-
derholt zielorientierte Handlungen auszuführen, mithin der Erwerb von Fähigkeiten
1138
. AN-
DERSON gliedert den Prozess der Erlangung von Fähigkeiten in drei Stufen, die jeweils den 
Grad der Beherrschung der jeweiligen Fähigkeiten widerspiegeln
1139
. Insbesondere in der 
zweiten, der assoziativen Phase werden Fehler, die in der ersten, der kognitiven Phase began-
gen wurden, aufgedeckt und eliminiert, bis die Fähigkeit schließlich in der dritten, der autono-
men Phase, vollständig beherrscht wird. Die assoziative Phase wird also von Reflexionsvor-
gängen begleitet, die zu Modifikationen des bisherigen Verhaltens führen. Im Rahmen dieser 
Reflexionen wird die Ausübung der Fähigkeit hinsichtlich ihres Vermögens, eine bestimmte 
Problemstellung zu lösen, bewertet
1140
. Damit werden Nutzenüberlegungen angestellt, die 
sich auf die Bewährung der Fähigkeit, präzise: der hinter der praktizierten Verhaltensweise 
stehenden Norm, in bestimmten Situationen beziehen. 
Unter den geschilderten Aspekten stellt die Routinisierung einen Lernprozess dar, in dessen 
Verlauf die zu erlernenden Verhaltensweisen hinsichtlich ihres Nutzens zur Lösung spezifi-
scher Problemstellungen beurteilt werden. Bewähren sich die Verhaltensweisen und damit 
letztlich die Regeln, auf denen die auszuführenden Verhaltensweisen beruhen, so können sich 
diese Richtlinien als gemeinschaftlich anerkannte Normen etablieren. 
Auf den ersten Blick scheint es sich bei der Entwicklung von Normen um einen Lernprozess 
mit einer umgekehrten Reihenfolge der Lernphasen zu handeln. Während das Lernen an frü-
herer Stelle als das Sammeln von Erfahrungen, die Reflexion dieser Erfahrungen und die an-
schließende Veränderung des Verhaltens beschrieben wurden
1141
, erfordert die Ausbildung 
neuer Normen anscheinend zunächst eine Verhaltensänderung, der sich die Erkenntnis des 
Nutzens dieser neuen Verhaltensweisen anschließt
1142
. Allerdings erhalten die Phasen des 
Lernens wieder ihre gewohnten Positionen, wenn der Inhalt der scheinbaren Verhaltensände-
rung näher betrachtet wird. Wie bereits zuvor ausgeführt, handelt es sich hier noch nicht um 
eine tatsächliche Verhaltensänderung, sondern lediglich um eine Erprobung neuer Verhal-
tensweisen. Erst wenn die Probephase zu einer Akzeptanz der neuen Verhaltensweisen führt, 
nehmen die betrachteten Individuen die innovativen Verhaltensweisen tatsächlich in ihr Ver-
haltensrepertoire auf. Das Probieren neuer Verhaltensweisen entspricht damit dem für Lern-
prozesse typischen Sammeln und Reflektieren von Erfahrungen. Der Lernprozess ist abge-
schlossen, wenn die neuen Verhaltensweisen Eingang in den Wissensbestand der Individuen 
gefunden haben. Insofern handelt es sich bei der Routinisierung um einen Lernprozess im be-
reits dargestellten Sinn. 
                                                          
1137  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.2. 
1138  Dabei handelt es sich hier um personenunabhängige Fähigkeiten. Vgl. dazu die Definitionen von Fähig-
keiten und Routinen in Kapitel 4.2.1. 
1139  Vgl. ANDERSON (1988), S. 219-220. 
1140  Vgl. dazu auch Kapitel 3.2.  
1141  Vgl. Kapitel 3.3. 
1142  So stellt auch STARBUCK fest, dass “it sometimes seems impossible to change beliefs without first chang-
ing behaviours” [STARBUCK (1982), S. 11]. 
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Bei der Routinisierung wird also, wie bei einem Lernprozess üblich, mit der Einsicht der be-
teiligten Individuen gearbeitet. Normen werden hier nicht mit der Androhung von Sanktionen 
durchgesetzt, sondern die Befolgung von Normen wird im Fall der Routinisierung durch die 
Überzeugung der Beteiligten von dem Nutzen der Normen gewährleistet. Als Folge der ge-
meinschaftlichen Entwicklung werden Normen weiterhin von den betrachteten Personen ge-
meinsam getragen. Gerade dieser Sachverhalt bildet aber den Kern des identifikationsbasier-
ten Vertrauens ab. Identifikationsbasiertes Vertrauen entsteht aufgrund geteilter Werte und 
Normen. Unter diesem Aspekt führt die Routinisierung von Abläufen durch die Etablierung 
neuer Normen zur Förderung identifikationsbasierten Vertrauens zwischen den an der Routi-
nisierung beteiligten Individuen
1143
. 
Die Internalisierung der Norm der generalisierten Reziprozität in den hier betrachteten virtuel-
len Unternehmen wirkt sich in zweifacher Hinsicht auf die Durchführung von Wissenstrans-
fers aus. Zum einen fühlt sich ein Kooperationsmitglied, das die betreffende Norm verinner-
licht hat, verpflichtet, selbst Wissen an seine Kooperationspartner zu transferieren. Sofern die 
Internalisierung der Norm im Netzwerk bereits vorangeschritten ist, kann das transferierende 
Kooperationsmitglied aber auch gleichzeitig die begründete Erwartung bilden, für seinen Wis-
senstransfer eine Kompensation zu erhalten, weil sich die übrigen Kooperationsangehörigen 
gemäß der beschriebenen Wirkung der Internalisierung ebenfalls verpflichtet sehen, derartige 
Transfers durchzuführen. Damit unterstützt die Internalisierung der Norm der generalisierten 
Reziprozität die Ausbildung identifikationsbasierten Vertrauens
1144
. 
Entgegen dem second-party enforcement, wie es im Rahmen der Ausführungen zu kooperati-
onsspezifischen Investionen beschrieben wird, findet im Fall der Internalisierung keine Sank-
tionierung vertrauensunwürdigen Verhaltens durch den Vertrauensgeber statt. Eine Bestra-
fung erfolgt allerdings dennoch, wenngleich diese auch nicht durch die second party vorge-
nommen wird. COLEMAN beschreibt den Effekt der Internalisierung einer Norm wie folgt: „an 
individual comes to have an internal sanctioning system which provides punishment when he 
carries out an action proscribed by the norm or fails to carry out an action prescribed by the 
norm.“1145 Ein Individuum, das eine Norm internalisiert hat, trägt demnach selbst zur Durch-
setzung dieser Norm bei, um einer internen Sanktionierung zu entgehen. Die Internalisierung 
einer Norm kann unter den geschilderten Aspekten als first-party enforcement
1146
 bezeichnet 
werden. 
 
                                                          
1143  An dieser Stelle zeigt sich auch, dass der Begriff Vertrauenskultur, der zu Beginn dieser Arbeit zur Cha-
rakterisierung virtueller Unternehmen gewählt wurde (vgl. Kapitel 2.2), durchaus berechtigt ist. Vertrauen 
in Gestalt des generalisiert reziproken Wissenstransfers wird in virtuellen Unternehmen als Norm eta-
bliert. Normen zählen aber zu den Strukturelementen einer Kultur (vgl. Kapitel 5.5.2.1). Damit bildet 
Vertrauen ein kulturelles Strukturelement virtueller Unternehmen. 
1144  Dementsprechend stellt auch ZUCKER fest: „[I]f rules are internalized […] then trust exists“ [ZUCKER 
(1985), S. 14]. JONES/BOWIE konstatieren für den Fall der Internalisierung von Normen, dass „trust be-
comes a habit“ [JONES/BOWIE (1998), S. 276]. 
1145  Vgl. COLEMAN (1990), S. 293. 
1146  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 171. 
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5.4.6.5.4 Routinen in virtuellen Unternehmen 
Im Kontext virtueller Unternehmen soll der wechselseitige Wissenstransfer der Kooperations-
mitglieder routinisiert werden. Zur Ausführung der Routine Wissenstransfer stehen den Koo-
perationspartnern – entsprechend der hier präsentierten Definition von Routinen1147 – ver-
schiedene Handlungsmöglichkeiten offen, die zum gleichen Ergebnis führen können. Bei-
spielsweise kann der Wissenssender sein Wissen in mündlicher, schriftlicher oder bildhafter 
Form weitergeben. In allen drei Fällen stehen ihm wiederum verschiedene Optionen zur Ver-
fügung. So kann der Wissenssender möglicherweise zwischen verschiedenen Sprachen wäh-
len oder diverse Arten der bildhaften Darstellung – z. B. Zeichnungen oder Fotografien – nut-
zen
1148
. Weiterhin unterscheiden sich Transfermethoden hinsichtlich der Ausführlichkeit, mit 
der sie das zu übermittelnde Wissen übertragen. So kann der Wissenssender sein Wissen in 
komprimierter Form transferieren oder eine Methode anwenden, die durch eine ausführliche 
Darstellung des Wissens gekennzeichnet ist
1149
. Voraussetzung der alternativen Anwendbar-
keit der beschriebenen Methoden ist deren Gleichwertigkeit, d. h. ihre Kompatibilität mit be-
stimmten Prinzipien, die dem Wissenstransfer zugrunde gelegt werden
1150
. Weiterhin sind Sti-
muli zu definieren, die die Durchführung eines Wissenstransfers auslösen. Diese könnten bei-
spielsweise in spezifischer Form als Anmeldung eines Wissensbedarfs durch einen der Koo-
perationspartner oder in allgemeiner Weise als regelmäßige Besprechungstermine
1151
 festge-
legt werden.  
Im Hinblick auf die verschiedenen Formen des organisationalen Lernens
1152
 stellt sich die 
Frage, ob die  Routinisierung des Wissenstransfers in virtuellen Unternehmen dem Charakter 
der hierbei durchzuführenden Lernprozesse gerecht wird. FIOL/LYLES lokalisieren Routinen 
auf der Ebene des lower-level learnings
1153
. Demzufolge erfolgt die Routinisierung von Ab-
läufen ausschließlich im Rahmen bestehender Werte
1154
. Dies steht der Intention der Routini-
sierung, die im vorliegenden Kontext verfolgt wird, jedoch nicht entgegen. Wie FIOL/LYLES 
                                                          
1147  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.2. 
1148  Dabei sollte die Übertragungsform allerdings derart ausgewählt werden, dass der Wissensempfänger das 
ihm übermittelte Wissen auch aufnehmen kann. Vgl. dazu die Ausführungen zur Kommunikationsfähig-
keit in Kapitel 5.5.2.2.1.   
1149  Komprimierte Darstelllungsformen finden sich insbesondere bei der bildhaften Übertragung von Wissen. 
Bei dieser Art des Transfers können Skizzen, Flussdiagramme, Schaltpläne u. ä. benutzt werden. Eine 
Methode, bei der Wissen in detaillierter Form übertragen wird, stellt dagegen das sog. Story Telling dar. 
Vgl. dazu REINMANN-ROTHMEIER/ERLACH/NEUBAUER (2000).  
1150  Neben der Anforderung, zur Erfüllung eines bestimmten Ziels beizutragen, könnten für die Beurteilung 
der Gleichwertigkeit verschiedener Handlungsmöglichkeiten auch weitere Kriterien, wie etwa der mit der 
Durchführung verbundene Zeitaufwand oder die bei der Ausführung entstehenden Kosten, von Bedeu-
tung sein. 
1151  Vgl. dazu auch die Ausführungen zu den von dem Unternehmen TOYOTA praktizierten Lerngruppen bei 
DYER/NOBEOKA 355-356. 
1152  Vgl. Kapitel 3.5.2. 
1153  Vgl. FIOL/LYLES (1985), S. 807.  
1154  FIOL/LYLES benutzen zwar den Begriff „rules“, der auf die enger gefassten Normen als restriktivem Ele-
ment hindeutet. Vgl. FIOL/LYLES (1985), S. 807. Jedoch setzen die Verfasserinnen das lower-level lear-
ning mit dem single-loop learning von ARGYRIS/SCHÖN gleich. Vgl. FIOL/LYLES (1985), S. 808. Insofern 
kann davon ausgegangen werden, dass das lower-level learning tatsächlich im Rahmen bestehender Werte 
stattfindet. 
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weiter ausführen, richtet sich das lower-level learning auf die Ausbildung bestimmter Verhal-
tensweisen von Individuen
1155
 und gerade auf eine solche Verhaltenssteuerung zielt die Routi-
nisierung im Rahmen des hier betrachteten Wissenstransfers. Die Kooperationspartner sollen 
durch die Einübung spezifischer Verhaltensweisen dazu veranlasst werden, ihr Wissen wech-
selseitig zu transferieren. Zur Umsetzung dieses Ziels bedarf es keiner Hinterfragung beste-
hender Werte, sondern lediglich der Einführung einer neuen Norm
1156
. Insofern stellt die An-
siedelung von Routinen auf der Ebene des lower-level learnings keine Einschränkung des hier 
mit der Routinisierung angestrebten Ergebnisses dar. 
Schließlich ist noch die Frage nach dem Verhältnis von Routinisierung und Vertrauensfähig-
keit im spezifischen Kontext virtueller Unternehmen eingehender zu erläutern. Im vorliegen-
den Fall soll die Routinisierung des Wissenstransfers die generalisierte Reziprozität in eben 
diesem Bereich sicherstellen. Durch die Einübung von Verhaltensweisen zur Wissensübertra-
gung soll der Wissenstransfer für die Kooperationspartner zur Selbstverständlichkeit werden. 
Auf diese Weise kann das wechselseitige Vertrauen in den virtuellen Unternehmen gefördert 
werden
1157
. Die Routinisierung der Wissensübertragung gewährleistet, dass ein Individuum, 
welches dem System „virtuelles Unternehmen“ als Ausdruck seines Vertrauens sein Wissen 
zur Verfügung stellt, damit rechnen kann, dass sein Vertrauen erwidert wird, d. h. dass ein 
Systemmitglied dem Individuum ebenfalls Wissen übermittelt. Die beschriebenen Routinen 
sichern die generalisierte Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers. Generalisierte Rezi-
prozität fördert aber wiederum die Entwicklung von Vertrauensfähigkeit in dem System „vir-
tuelles Unternehmen“. Nur wenn ein Individuum erwarten kann, dass in dem System generali-
sierte Reziprozität herrscht, wird es dem System Vertrauen schenken, indem es sein Wissen 
offenbart. 
Kann sich die generalisierte Reziprozität im Zuge der Routinisierung des Wissenstransfers als 
gemeinsame Norm der Kooperationspartner im Netzwerk etablieren, so ist die Einhaltung der 
generalisierten Reziprozität aufgrund der Bindung der Kooperationspartner an diese Norm ge-
sichert. Insofern wird die Erwartung eines Vertrauensgebers nicht enttäuscht. Um es noch ein-
mal deutlich herauszustellen: Vertrauensfähigkeit entwickelt sich nicht etwa deshalb, weil die 
Norm der generalisierten Reziprozität mit Hilfe von Sanktionen durchgesetzt werden könnte. 
Eine derart verstandene Vertrauensfähigkeit würde die Möglichkeit einschließen, ein be-
stimmtes Verhalten des Vertrauensempfängers mit Hilfe von Macht zu forcieren. Von einem 
solchen Vertrauensverständnis, das in der einschlägigen Literatur teilweise zu finden ist
1158
, 
wird in dieser Arbeit Abstand genommen
1159
. Vertrauensfähigkeit, die sich auf der Grundlage 
einer gemeinsam geschaffenen Norm entwickelt, führt zu der begründeten Erwartung des 
                                                          
1155  Vgl. FIOL/LYLES (1985), S. 808.  
1156  Zur Beziehung von Werten und Normen vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
1157  Insofern können die Routinen, die im Bereich des Wissenstransfers virtueller Unternehmen etabliert wer-
den, mit den Worten AULINGERS als „Routinen im Sinne einer Habitualisierung von Vertrauen“ [AULIN-
GER (1999), S. 104] beschrieben werden. 
1158  Vgl. OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 232, GULATI (1995), S. 93, sowie BARNEY/HANSEN (1994), S. 181. 
1159  Vgl. Kapitel 5.4.2. 
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Vertrauensgebers, dass der Vertrauensempfänger die jeweilige Norm aus Überzeugung befol-
gen wird
1160
.  
An dieser Stelle ließe sich einwenden, dass Individuen, die den gegenseitigen Wissenstransfer 
routinisiert haben, gemäß der Definition von Routinen im Grundsatz gar nicht mehr darüber 
nachdenken, ob sie ihr Wissen mit anderen Individuen teilen sollten und demzufolge auch 
keine Erwartungen über eine mögliche Gegenleistung bilden. Daraus könnte gefolgert wer-
den, dass Routinen die Entwicklung von Vertrauensfähigkeit überflüssig machen. Dieser 
Sichtweise können zwei Argumente entgegengehalten werden, die die Notwendigkeit von 
Vertrauensfähigkeit auch im Fall routinisierter Verhaltensweisen verdeutlichen. 
Erstens schließt die routinemäßige Ausübung von Verhaltensweisen durch ein Individuum 
nicht aus, dass das Individuum von Zeit zu Zeit seine Verhaltensweisen überdenkt und auf ih-
re Effektivität prüft
1161
. Anlässe zu einer solchen Reflexion mögen die bereits an früherer 
Stelle erläuterten Lernimpulse
1162
 bieten. Beispielsweise kann das Verhalten anderer Men-
schen für eine Reflexion der eigenen, routinisierten Verhaltensweise ausschlaggebend sein. 
Die Beobachtung etwa, dass eine Person dieselbe Aufgabe auf eine andere Weise löst als das 
auf der Basis einer Routine arbeitende Individuum, kann dazu führen, dass das betrachtete In-
dividuum seine bisherigen Handlungen, z. B. hinsichtlich ihrer Effektivität oder ihrer Effizi-
enz, überprüft
1163
. Das reflektierende Individuum weiß dabei, dass in dem System, in dem es 
tätig ist, mit Routinen gearbeitet wird und demzufolge generalisierte Reziprozität herrscht. 
Denkt das Individuum im Rahmen seiner Reflexion auch darüber nach, ob es seinen Koopera-
tionspartnern tatsächlich vertrauen kann, so wird es unter den genannten Aspekten zu einer 
positiven Erwartungsbildung hinsichtlich der künftigen Verhaltensweisen der übrigen Sys-
temangehörigen kommen. Eine an einem virtuellen Unternehmen beteiligte, mit Routinen des 
Wissenstransfers ausgestattete Person könnte sich insbesondere mit der Frage beschäftigen, 
ob sie von ihren Kooperationspartnern zu einem bestimmten Zeitpunkt erwarten kann, dass ei-
ne Vertrauensschenkung in Form eines Wissenstransfers mit einer ebensolchen Gabe beant-
wortet wird. Unter dem Aspekt der Routinisierung und der daraus resultierenden generalisier-
ten Reziprozität wird das Individuum zu der Einschätzung gelangen, dass es im Fall eines 
Wissenstransfers mit einer Gegenleistung – ebenfalls in Form eines Wissenstransfers – rech-
nen kann, und demzufolge seinen Kooperationspartnern Vertrauen schenken
1164
. 
Zweitens erlangt die aus der Routinisierung resultierende generalisierte Reziprozität im Hin-
blick auf neue Systemmitglieder Bedeutung. Individuen, die bereits über einen längeren Zeit-
raum dem System angehören und Routinen des Wissenstransfers entwickelt haben, betreiben 
                                                          
1160  Diese Auffassung entspricht nicht nur der in dieser Arbeit präsentierten Definition von Vertrauen (vgl. 
Kapitel 5.4.2), sondern auch dem hier vertretenen Verständnis von Kultur als einer Menge von Werten 
und Normen, die von den Betroffenen anerkannt werden, weil sie sich bewährt haben. Vgl. Kapitel 
5.5.2.5. 
1161  SCHIMANK spricht in diesem Kontext von der „Begleitrationalität“ [SCHIMANK (2000), S. 94] einer Routi-
ne.  
1162  Vgl. Kapitel 3.2. 
1163  Ein alternativer Lösungsweg könnte beispielsweise dann als der eigenen Lösungsmethode überlegen be-
wertet werden, wenn er weniger Zeit oder geringere Kosten in Anspruch nimmt. 
1164  Vgl. dazu auch die Erläuterungen zum Einfluss generalisierter Reziprozität auf die Wiederholung von 
Vertrauensschenkungen in Kapitel 5.4.5. 
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den Wissensaustausch, ohne bei jedem Transfer darüber nachzudenken, ob ihre Wissensgabe 
honoriert wird und sie demzufolge eine entsprechende Gegenleistung erhalten werden. Anders 
verhält es sich bei einem Individuum, das dem System erst kürzlich beigetreten ist und noch 
nicht über Routinen des Wissenstransfers verfügt. Dieses Individuum wird, bevor es zum ers-
ten Mal sein Wissen gegenüber dem System offenbart, prüfen, ob es erwarten kann, für seinen 
Transfer eine Gegenleistung zu erhalten. In diesem Augenblick entfaltet die durch die Routi-
nisierung entstandene generalisierte Reziprozität ihre Relevanz. Sofern dem neuen System-
mitglied bewusst ist, dass in dem System generalisierte Reziprozität im Bereich des Wissens-
transfers etabliert ist, wird es die Erwartung entwickeln, dass sein Wissenstransfer honoriert 
wird und in der Konsequenz den Transfer durchführen. Routinen, die zur Schaffung generali-
sierter Reziprozität führen, tragen damit zur Vertrauensbildung bei neuen Systemmitgliedern 
bei
1165
. 
Im Hinblick auf virtuelle Unternehmen kommt gerade dem Aspekt neuer Mitglieder eine be-
deutende Rolle zu. Virtuelle Unternehmen sind auf einen umfangreichen Kompetenzpool in 
Form des langfristigen Beziehungsnetzwerks angewiesen, um Kundenaufträge individuell 
ausführen zu können. Im Zuge häufig wechselnder Kundenpräferenzen
1166
 besteht die Not-
wendigkeit, im Laufe der Zeit wiederholt neue Mitglieder in das langfristige Beziehungsnetz-
werk aufzunehmen, um den Kundenanforderungen gerecht werden zu können. Damit Kompe-
tenzen auch zeitnah zum Beitritt neuer Mitglieder genutzt werden können, ist es notwendig, 
dass die neuen Netzwerkmitglieder dem System „virtuelles Unternehmen“ Vertrauen schen-
ken, d. h. dass sie in der Erwartung handeln, für einen von ihnen durchgeführten Wissens-
transfer eine Entlohnung zu erhalten. Dieses Vertrauen wird auf der Basis generalisierter Re-
ziprozität und letztlich durch den routinisierten Wissenstransfer in den virtuellen Unterneh-
men gebildet. 
Wenn die Überführung des Wissenstransfers in Routinen die Ausbildung von Vertrauensfä-
higkeit, insbesondere im Rahmen identifikationsbasierten Vertrauens, in virtuellen Unterneh-
men in der beschriebenen Weise fördert, dann rückt die Frage nach der Steuerbarkeit der Rou-
tinisierung in den Vordergrund. Dabei ist aufgrund seiner dem identifikationsbasierten Ver-
trauen vorgeordneten Position ebenfalls die Steuerbarkeit der Ausbildung eigenschaftsbasier-
ten Vertrauens zu prüfen. 
5.4.6.5.5  Steuerbarkeit der Routinisierung im Kontext der Vertrauensentwicklung  
virtueller Unternehmen 
Die gezielte Routinisierung von Abläufen im Kontext virtueller Unternehmen wirft zunächst 
die Frage nach der Steuerbarkeit von Routinisierungsprozessen auf. Diese Fragestellung kann 
ohne größere Umschweife beantwortet werden. Wie die vorangegangenen Ausführungen ver-
deutlicht haben, handelt es sich bei der Routinisierung um einen Lernprozess
1167
. Bereits an 
früherer Stelle dieser Arbeit wurde aber erläutert, dass Lernprozesse nur bedingt steuerbar 
                                                          
1165  Vgl. dazu auch die Ausführungen zur Entwicklung von Anfangsvertrauen auf der Basis generalisierter 
Reziprozität in Kapitel 5.4.5. 
1166  Vgl. Kapitel 2.3. 
1167  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.2. 
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sind
1168
. Möglich ist lediglich die Schaffung von lernfördernden Rahmenbedingungen, d. h. 
die Entwicklung von Lerngelegenheiten sowie das Setzen von Lernanreizen. Damit stellt sich 
weiterhin die Frage, ob derartige Rahmenbedingungen gerade in virtuellen Unternehmen zur 
Verfügung gestellt werden können. 
Die Ausbildung eigenschaftsbasierten Vertrauens als der dem situationsbasierten Vertrauen 
folgenden und dem identifikationsbasierten Vertrauen vorgeordneten Vertrauensform erfor-
dert die intensive Kommunikation der betrachteten Individuen
1169
. Virtuelle Unternehmen 
weisen naturgemäß einen hohen Kommunikationsbedarf auf. Dieser entsteht nicht nur im Zu-
sammenhang mit den zwecks Kompetenzbündelung notwendigen Wissenstransfers der Koo-
perationspartner, aufgrund derer an dieser Stelle die Entwicklung von Vertrauen behandelt 
wird. Vielmehr resultiert das Erfordernis der umfassenden Kommunikation auch aus der de-
zentralen Struktur dieser Kooperationsform, welche einen entsprechenden Koordinationsbe-
darf nach sich zieht. Unter der Voraussetzung, dass die Kooperationspartner ihren Kommuni-
kationsbedarf auch tatsächlich decken, ist die Bedingung der intensiven Kommunikation, die 
sich im Rahmen der Entwicklung eigenschaftsbasierten Vertrauens stellt, per definitionem er-
füllt.  
Die Entwicklung identifikationsbasierten Vertrauens stellt andere Anforderungen als die Bil-
dung eigenschaftsbasierten Vertrauens. Eigenschaftsbasiertes Vertrauen umfasst Personenver-
trauen. In dieser Eigenschaft entsteht es unzweifelhaft durch die Kommunikation der betrach-
teten Personen. Dabei ist es unerheblich, ob Personenvertrauen, wie in der vorliegenden Ar-
beit, als eine Vertrauensart angesehen wird, deren Entwicklung auf die Präsenz des potenziel-
len Vertrauensempfängers angewiesen ist, oder ob eine solche „Anwesenheitspflicht“ als 
nicht erforderlich erachtet wird. Im Gegensatz dazu wird sich die Präsenz des potenziellen 
Vertrauensempfängers im Falle der Ausbildung identifikationsbasierten Vertrauens nicht um-
gehen lassen. Identifikationsbasiertes Vertrauen erfordert die Etablierung gemeinsamer, neuer 
Normen und damit die Veränderung der Kulturen der beteiligten Personen. Ein solch kulturel-
ler Wandel ist aber an bestimmte Bedingungen geknüpft. Insbesondere erfordert die kulturelle 
Annäherung von Personen – ihre Akkulturation1170 – einen stetigen, persönlichen Kontakt 
dieser Personen
1171
. Die hier betrachteten virtuellen Unternehmen sind aber typischerweise 
durch minimale persönliche Kontakte der Kooperationspartner gekennzeichnet. Vielmehr 
bedienen sich die Kooperationsmitglieder verstärkt moderner Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, um ihren Kommunikationsbedarf zu decken
1172
. Insofern besteht ein Kon-
flikt zwischen einem Charakteristikum virtueller Unternehmen und dem zur Entwicklung 
identifikationsbasierten Vertrauens zu erfüllenden Kriterium. 
Sowohl die Entwicklung eigenschaftsbasierten Vertrauens als auch die Schaffung identifikati-
onsbasierten Vertrauens erfordern aufgrund der notwendigen wiederholten Interaktionen ei-
                                                          
1168  Vgl. Kapitel 3.5.3. 
1169  Vgl. Kapitel 5.4.6.4. 
1170  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
1171  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
1172  Vgl. Kapitel 2.2. 
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nen längeren Zeitraum
1173
. Virtuelle Unternehmen sind jedoch kurzfristig ausgerichtet
1174
. 
Darüber hinaus besteht auch das Problem, dass die Entwicklung von Vertrauensfähigkeit ei-
nen weitaus größeren Zeitraum in Anspruch nimmt als die Durchführung von Entscheidungs-
prozessen
1175
, die etwa bei der Ausbildung der Selbstorganisationsfähigkeit
1176
 notwendig ist. 
In der Folge entsteht nicht nur ein Konflikt zwischen der Fristigkeit virtueller Unternehmen 
und dem Entwicklungszeitraum der Vertrauensfähigkeit, sondern es ergibt sich auch eine zeit-
liche Diskrepanz zwischen dem Aufbau einzelner organisationaler Beziehungsfähigkeiten.  
Eine Entwicklung der nötigen Vertrauensfähigkeit in den virtuellen Unternehmen selbst ist 
wegen der zwecks Ausbildung identifikationsbasierten Vertrauens notwendigen persönlichen 
Kontakte sowie des relativ langen Entwicklungszeitraums sowohl eigenschaftsbasierten als 
auch identifikationsbasierten Vertrauens mit erheblichen Schwierigkeiten behaftet. Allerdings 
verfügen virtuelle Unternehmen über eine kooperationsspezifische Option, die ihnen die 
Überwindung dieser Schwierigkeiten zumindest unter bestimmten Bedingungen gestattet. Die 
für die Zusammenarbeit in virtuellen Unternehmen erforderliche Entwicklung von Vertrau-
ensfähigkeit kann auf die den einzelnen virtuellen Unternehmen vorgeordnete Stufe des lang-
fristigen Beziehungsnetzwerks verlagert werden
1177
. Wie bereits in den Ausführungen zur 
Entwicklung virtueller Unternehmen erläutert
1178
, wurde diese Vorstufe im Zuge der Evoluti-
on virtueller Unternehmen gerade eingeführt, um dem in dieser Kooperationsform notwendi-
gen Vertrauen Vorschub zu leisten
1179
. Vertrauensbildende Maßnahmen auf der Ebene des 
langfristigen Beziehungsnetzwerks, die vor der Gründung der diversen virtuellen Unterneh-
men durchgeführt werden, erreichen die potenziellen Mitglieder künftiger virtueller Unter-
nehmen. Die betrachteten Individuen erwerben die für die Kooperation im Rahmen virtueller 
Unternehmen nötige Vertrauensfähigkeit bereits vor der Bildung der diversen virtuellen Un-
ternehmen, sodass ihnen die erforderliche Fähigkeit bei der Gründung eines konkreten virtuel-
len Unternehmens zur Verfügung steht. Während der Betriebsphase virtueller Unternehmen 
fördern vertrauensbildende Maßnahmen im Rahmen des langfristigen Beziehungsnetzwerks 
die Fortentwicklung der Vertrauensfähigkeit der Mitglieder aktueller virtueller Unternehmen. 
Die auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks erworbene Vertrauensfähigkeit 
kann bei der Bildung der temporären Kooperationsnetzwerke in diese Netzwerke impor-
tiert
1180
 werden. 
                                                          
1173  Im Fall identifikationsbasierten Vertrauens ergibt sich die längere Entwicklungsdauer auch aus dem Um-
stand, dass die Schaffung identifikationsbasierten Vertrauens mit einem kulturellen Wandel verbunden 
ist, welcher grundsätzlich einen längeren Zeitraum beansprucht. Vgl. Kapitel 5.5.2.5. 
1174  Vgl. Kapitel 2.2. 
1175  Vgl. ENDRES/WEHNER (2010), S. 303.  
1176  Zur Entwicklung der Selbstorganisationsfähigkeit vgl. Kapitel 5.6.5. 
1177  THALER (2004), S. 18, lokalisiert vertrauensbildende Maßnahmen ebenfalls auf der Ebene eines stabilen 
Unternehmensnetzwerks, das den virtuellen Unternehmen vorgeordnet ist. Vgl. dazu auch REIß (1996a), 
S. 12, welcher die Entwicklung von Vertrauen gleichfalls auf einer den virtuellen Unternehmen vorge-
ordneten Stufe ansiedelt. 
1178  Vgl. Kapitel 2.2. 
1179  Bereits REIß/BECK (1995), S. 56-57, sehen in der langfristigen Komponente dieser Unternehmenskoope-
ration die Basis für die Entwicklung des in virtuellen Unternehmen erforderlichen Vertrauens. 
1180  Die Bezeichung lehnt sich an die Begriffswahl von REIß an, welcher im Hinblick auf die in virtuellen 
Unternehmen zu entwickelnde Kooperationskultur die Notwendigkeit von Kulturimporten sieht. Vgl. 
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Zur Förderung der Vertrauensfähigkeit empfiehlt sich die Etablierung sog. Communities of 
Practice
1181
. Diese Lerngruppen auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks geben 
den Mitgliedern des stabilen Netzwerks die Möglichkeit, den wechselseitigen Wissenstransfer 
zu üben und stärken damit nicht nur die Vertrauensfähigkeit der Mitglieder aktueller temporä-
rer Kooperationsnetzwerke, sondern sie tragen insbesondere bereits vor der Bildung der di-
versen virtuellen Unternehmen zur Entwicklung der Vertrauensfähigkeit der Mitglieder künf-
tiger virtueller Unternehmen bei.  
Als problematisch zeigt sich die notwendige persönliche Teilnahme an den bezeichneten 
Communities. Die typischerweise herrschende geographische Verteilung der Mitglieder virtu-
eller Unternehmen und damit auch der Mitglieder des langfristigen Beziehungsnetzwerks er-
schwert die Pflege regelmäßiger persönlicher Kontakte. Da die Ausbildung von Vertrauensfä-
higkeit auf der Basis identifikationsbasierten Vertrauens die Akkulturation der betreffenden 
Personen erfordert, wird diese Problematik im Rahmen der Ausführungen zur Entwicklung 
der Akkulturationsfähigkeit von Mitgliedern virtueller Unternehmen eingehender behan-
delt
1182
. 
Wenngleich die Etablierung der beschriebenen Lerngruppen, wie sich an späterer Stelle zei-
gen wird, an bestimmte Bedingungen gebunden ist
1183
, so bieten Communities of Practice 
doch eine Möglichkeit, der zur Zusammenarbeit in den virtuellen Unternehmen gebotenen 
Entwicklung von Vertrauensfähigkeit Vorschub zu leisten. Eine ausführliche Auseinanderset-
zung mit Communities of Practice, insbesondere auch im Hinblick auf deren Gestaltung zum 
Zwecke des Erwerbs von Vertrauensfähigkeit, erfolgt in Kapitel 7.  
Nachdem die Frage der Lerngelegenheiten erörtert wurde, bleibt noch die Problematik der 
Lernanreize zu klären. Eine Antwort bieten die wirtschaftlichen Abhängigkeitsbeziehungen 
von Kooperationspartnern
1184
. Die Mitglieder virtueller Unternehmen verfolgen das gemein-
same Ziel, mit Hilfe ihrer gebündelten Kompetenzen nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu er-
langen. Diese Zielsetzung können sie per definitionem ausschließlich durch eine kollektive 
Vorgehensweise erreichen. Dazu sind allerdings wechselseitige Wissenstransfers, wie sie im 
Zuge der Routinisierung etabliert werden sollen, erforderlich. Verweigert ein Kooperations-
mitglied seine Teilnahme an dem Wissensaustausch, so schadet es damit nicht nur seinen Ko-
operationspartnern, sondern ebenso sich selbst, weil durch sein boykottierendes Verhalten 
kurzfristig die schnelle, individualisierte Erfüllung des aktuellen Kundenauftrags und langfris-
tig die angestrebte Generierung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile verhindert wird. Das Wis-
sen um die Interdependenz der Kooperationsmitglieder hinsichtlich der Realisierung des ge-
meinsamen Ziels kann insofern die Teilnahme an Prozessen der Routinisierung im langfristi-
                                                                                                                                                                                     
REIß (2006), S. 69. Dementsprechend wird im Folgenden auch von der Einführung von Vertrauensfähig-
keit in die virtuellen Unternehmen gesprochen. 
1181  Derartige Gemeinschaften werden beispielsweise auch von dem Unternehmen TOYOTA in seinem Zulie-
ferernetzwerk benutzt, um sog. knowledge sharing routines zu entwickeln. Vgl. DYER/NOBEOKA (2000), 
S. 355-356. 
1182  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
1183  Dazu gehört insbesondere die räumliche Beschränkung der virtuellen Unternehmen. Vgl. dazu im Einzel-
nen Kapitel 5.5.2.7. 
1184  Vgl. Kapitel 2.2. 
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gen Beziehungsnetzwerk unterstützen. Dieser Aspekt erhöht die Chance zur Einführung iden-
tifikationsbasierten Vertrauens in virtuellen Unternehmen. 
Mit der Etablierung von Normen durch die Methode der Routinisierung wird versucht, gezielt 
auf die Kooperationskultur virtueller Unternehmen Einfluss zu nehmen. Mit der Akkulturati-
onsfähigkeit wurde in diesem Kapitel bereits eine Bedingung für einen solchen kulturellen 
Wandel angesprochen. Eine weiterführende Darstellung der Akkulturationsfähigkeit findet 
sich in den nachfolgenden Kapiteln. 
 
5.4.7  Einfluss der Vertrauensfähigkeit auf die übrigen organisationalen  
Beziehungsfähigkeiten 
Vertrauensfähigkeit wirkt sich gleichermaßen auf die Entwicklung der Selbstorganisationsfä-
higkeit
1185
 und der Akkulturationsfähigkeit aus. Grundlegend für diesen Effekt ist der Um-
stand, dass sowohl die Selbstorganisationsfähigkeit als auch die Akkulturationsfähigkeit im 
Zuge von wechselseitigen Lernprozessen der Kooperationspartner erworben werden. 
Die positive Wirkung der Vertrauensfähigkeit auf das Lernen von Individuen, insbesondere 
den im Rahmen des Instruktionslernens durchzuführenden Wissenstransfer, wurde bereits er-
läutert
1186
. Dabei wurde das Vermögen der Vertrauensfähigkeit hervorgehoben, zur Vermin-
derung der Furcht beizutragen, für einen durchgeführten Wissenstransfer keine Kompensation 
zu erhalten. 
Wenn die Vertrauensfähigkeit das Lernen von Individuen in der beschriebenen Art fördern 
kann und außerdem die Selbstorganisationsfähigkeit und die Akkulturationsfähigkeit auf 
Lernprozessen basieren, dann folgt daraus, dass die Vertrauensfähigkeit sowohl die Entwick-
lung der Selbstorganisationsfähigkeit als auch die Ausbildung der Akkulturationsfähigkeit in 
der beschriebenen Weise unterstützt, sofern es sich bei den betrachteten Lernvorgängen um 
Prozesse des Instruktionslernens handelt.  
 
5.5 Akkulturationsfähigkeit 
5.5.1 Einführung in die Thematik der Akkulturationsfähigkeit 
Im Gegensatz zur Vetrauensfähigkeit und zur Selbstorganisationsfähigkeit, deren notwendige 
Entwicklung sich unmittelbar aus den Charakteristika virtueller Unternehmen ableiten lässt, 
ergibt sich das Erfordernis, eine Akkulturationsfähigkeit zu entwickeln, nur zum Teil aus den 
typischen Merkmalen virtueller Unternehmen.  
Die an einem virtuellen Unternehmen beteiligten Personen stammen aus verschiedenen Unter-
nehmen – möglicherweise sogar aus verschiedenen Nationen – und weisen deshalb in der Re-
gel unterschiedliche kulturelle Hintergründe auf. Um eine Grundlage für das gegenseitige 
Lernen zu schaffen, ist die Entwicklung einer Kooperationskultur erforderlich. Dazu ist eine 
                                                          
1185  Vgl. auch REIß (1996b), S. 14. 
1186  Vgl. Kapitel 5.4.5. 
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Annäherung der verschiedenen Kulturen, eine Akkulturation der Kooperationspartner, not-
wendig.  
Die Notwendigkeit, eine Kooperationskultur zu schaffen, und demzufolge die Akkulturations-
fähigkeit der Kooperationsteilnehmer auszubilden, resultiert zu einem Teil aus dem relativ ho-
hen Kommunikationsbedarf virtueller Unternehmen. Da in der vorliegenden Arbeit von tech-
nischen Aspekten, wie etwa der Beherrschung moderner Informations- und Kommunikations-
technologien durch die Kooperationspartner, abgesehen wird, sind die hier betrachteten kom-
munikationsfördernden Effekte kultureller Art. Kollektive Kulturelemente, insbesondere eine 
gemeinsame Sprache, unterstützen das Vermögen der Mitglieder virtueller Unternehmen, jene 
Kommunikationsprozesse durchzuführen, die im Zuge des wechselseitigen Lernens vonnöten 
sind – die Prozesse des Wissenstransfers –, und fördern damit letztlich die Realisierung der 
strategischen Flexibilität.  
Die kulturellen Hintergründe der Kooperationspartner wirken aber nicht nur via die Kommu-
nikation auf das Lernen und somit auf die Realisierung der strategischen Flexibilität ein. Dar-
über hinaus entfaltet die Kultur der Kooperationsmitglieder eine direkte Wirkung auf das Ler-
nen und damit letztlich auch auf die Realisierung der strategischen Flexibilität virtueller Un-
ternehmen. Kulturelle Aspekte, die das wechselseitige Lernen beeinflussen, zielen zum einen 
auf die Absorptionsfähigkeit der Kooperationspartner und damit deren Lernvermögen. Zum 
anderen determinieren die Werte der Kooperationsteilnehmer aber auch deren Akzeptanz für 
neues Wissen und somit ihre Lernbereitschaft. 
Gemeinsam mit der Vertrauensfähigkeit schafft die Akkulturationsfähigkeit der Kooperati-
onspartner die Basis für die wechselseitigen Lernprozesse, die im Hinblick auf die in virtuel-
len Unternehmen angestrebte Kompetenzbündelung nötig sind. Während sowohl die Vertrau-
ensfähigkeit als auch die Akkulturationsfähigkeit die Bereitschaft der Kooperationspartner un-
terstützen, an den nötigen Lernprozessen teilzunehmen, fördert die Akkulturationsfähigkeit 
darüber hinaus deren Vermögen, sich an dem wechselseitigen Lernen zu beteiligen. 
 
5.5.2 Kultur 
5.5.2.1 Gegenstand der Kultur 
Im Schrifttum existieren zahlreiche Ansätze zur Erfassung des Phänomens Kultur
1187
. Im 
Rahmen dieser Ansätze werden dem Konstrukt Kultur eine Reihe unterschiedlicher Elemente 
zugeordnet, deren Inhalte und Beziehungen nicht immer eindeutig geklärt sind. Einen wesent-
lichen Hinweis auf den Kern einer Kultur liefert HOFSTEDE mit seiner Auffassung von Kultur 
als „collective mental programming“1188 oder „software of the mind“1189. Insbesondere der 
Ausdruck des collective mental programming gibt Aufschluss über den Gegenstand von Kul-
tur. Mental programming führt gemäß HOFSTEDE zu „the same person’s showing more or less 
                                                          
1187  Eine Übersicht verschiedener Theorien findet sich bei SMIRCICH (1983). 
1188  HOFSTEDE (1992), S. 253. 
1189  HOFSTEDE (2001), S. 2. 
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the same behavior in similar situations”1190. Eine Kultur beinhaltet folglich im Wesentlichen 
Komponenten, die das Verhalten einer Gruppe nach bestimmten Vorgaben steuern
1191
. Diese 
handlungsleitenden Muster
1192
 werden im Folgenden als Werte bezeichnet
1193
.  
Ein Wert umfasst „a broad tendency to prefer certain states of affairs over others“1194. Diese 
Bevorzugung bestimmter Zustände ist durch ihre Dauerhaftigkeit charakterisiert
1195
. Da Wer-
te die Präferenzen von Menschen widerspiegeln, stellen Werte einen Maßstab zur Beurteilung 
verschiedener Aspekte der Realität dar
1196
. Werte sind den betreffenden Invidiuen häufig 
nicht bewusst
1197
 und erweisen sich zudem als relativ situationsunspezifisch
1198
.  
Demgegenüber handelt es sich bei Normen um Kulturelemente, die sich auf spezifische Situa-
tionen beziehen
1199
. Normen werden aus Werten abgeleitet
1200
. Im Vergleich zu Werten wei-
sen Normen einen geringeren Abstraktionsgrad auf
1201
. Sie konkretisieren die mit den Werten 
verbundenen Zielsetzungen
1202
, indem sie präzise Anweisungen formulieren, die ein werte-
konformes Verhalten der Angehörigen einer Kultur sicherstellen sollen
1203
. Normen sind 
Handlungsregeln
1204
, die verbindliche Forderungen an das Verhalten der Mitglieder einer Kul-
tur in bestimmten Situationen darstellen
1205
. In diesem Verständnis können Normen als sozia-
le Konventionen begriffen werden, die von der überwiegenden Zahl der Angehörigen einer 
Kultur akzeptiert werden
1206
, und deren Missachtung soziale Sanktionen nach sich zieht
1207
.  
Werte als kulturkonstituierende Elemente
1208
 lenken die Wahrnehmung
1209
 sowie die Interpre-
tationsweise von Individuen
1210
 und nehmen dadurch Einfluss auf das Verhalten der Individu-
                                                          
1190  HOFSTEDE (2001), S. 2. 
1191  Vgl. LIU/FRIEDMAN/BARRY/GELFAND/ZHANG (2012), S. 273-274. 
1192  Vgl. SCHREYÖGG (1991), S. 210. 
1193  SCHEIN bezeichnet diese grundlegenden Elemente einer Kultur als „basic assumptions“ [SCHEIN (2004), 
S. 25]. Seinem verhaltenssteuernden Charakter entsprechend, bezeichnet ROKEACH einen Wert als „impe-
rative to action“ [ROKEACH (1968), S. 160].  
1194  HOFSTEDE (2001), S. 5.  
1195  Vgl. ROKEACH (1968), S. 159-160.  
1196  Vgl. STÜDLEIN (1997), S. 26, sowie auch HOFSTEDE (2001), S. 6. 
1197  Vgl. SCHEIN (2004), S. 25. 
1198  Vgl. HOFSTEDE (2001), S. 5. 
1199  Dabei handelt es sich um Situationen, die für die betrachtete Gruppe eine gewisse Bedeutung aufweisen. 
Anders ausgedrückt, werden Normen nicht für jede erdenkliche Situation aufgestellt. Vgl. SHAW (1971), 
S. 248. Werte als die den Normen übergeordneten Konstrukte repräsentieren essentielle Bedürfnisse von 
Menschen, wie z. B. Unabhängigkeit, Ehrlichkeit und soziale Gerechtigkeit. Vgl. TORELLI/ÖZSOMER/ 
CARVALHO/KEH/MAEHLE (2012), S. 94. Da Normen aus Werten abgeleitet werden, handelt es sich bei 
Normen um Konkretisierungen eben dieser grundlegenden menschlichen Bedürfnisse. 
1200  Vgl. DE LONG/FAHEY (2000), S. 115. 
1201  Vgl. KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 681, sowie KATZ/KAHN (1967), S. 37. 
1202  Vgl. HOFSTEDE (2001), S. 6. 
1203  Vgl. BLOM (2004), S. 261, sowie MALETZKE (1996), S. 91.  
1204  Vgl. KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 681. 
1205  Vgl. BURKS/KRUPKA (2012), S. 204, sowie STÜDLEIN (1997), S. 27. Damit weisen Normen jedem Indivi-
duum, das dem betrachteten Kulturkreis angehört, eine Rolle zu. Vgl. FELDMAN (1984), S. 49. Zum Be-
griff der Rolle vgl. MIEBACH (2006), S. 40. 
1206  Vgl. HOFSTEDE (2001), S. 6.  
1207  Vgl. GIDDENS (1988), S. 70, der hier im gleichen Sinn den Begriff Regeln benutzt.  
1208  Vgl. STÜDLEIN (1997), S. 25. 
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en
1211
. Werte und die aus ihnen abgleiteten Normen steuern die Verhaltensweisen der Ange-
hörigen einer Kultur
1212
, indem sie den Kulturangehörigen Schemata, d. h. Theorien  „about 
how the social world operates“1213, zur Verfügung stellen1214, an denen die Kulturmitglieder 
ihre Handlungen ausrichten
1215
. Unter diesem Aspekt können Werte und Normen einer be-
stimmten Kultur auch als „shared schemas“1216 der Kulturangehörigen bezeichnet werden1217. 
Geteilte Werte und Normen führen zu einer gemeinsamen Wahrnehmung und Interpretation 
von Sachverhalten und begründen insofern ein shared understanding der Kulturangehöri-
gen
1218
. 
Merkmale, die das charakteristische Profil einer Kultur ausbilden und sie von anderen Kultu-
ren abgrenzen, wie insbesondere Werte, Normen, Verhaltensweisen und Artefakte, werden 
auch als Strukturmerkmale der Kultur bezeichnet
1219
. 
Kulturelle Unterschiede ergeben sich nicht nur aus nationalen Differenzen, sondern zeigen 
sich etwa auch im Hinblick auf unterschiedliche Berufsgruppen
1220
. Insbesondere resultieren 
kulturelle Diversitäten auch aus der Zugehörigkeit von Individuen zu verschiedenen Unter-
nehmen
1221
. 
 
5.5.2.2  Einfluss der Kultur auf die Realisierung der strategischen Flexibilität  
virtueller Unternehmen 
5.5.2.2.1 Förderung des Vermögens zum Wissenstransfer  
Die Mitglieder virtueller Unternehmen weisen einen im Vergleich zu alternativen Kooperati-
onsformen hohen Kommunikationsbedarf auf
1222
. Dieser resultiert nicht nur aus der dezentra-
len Kooperationsstruktur, sondern insbesondere auch aus dem Erfordernis, zwecks Kompe-
                                                                                                                                                                                     
1209  Vgl. SCHEIN (1996), S. 11. 
1210  Vgl. SCHEIN (2004), S. 32. Zu einer Auseinandersetzung mit dem Begriff Interpretation vgl. WEICK 
(1995), S. 7-8. Zum Verständnis der Bezeichnung Interpretation in dieser Arbeit vgl. Kapitel 3.3. 
1211  Vgl. HAMBRICK/DAVISON/SNELL/SNOW (1998), S. 182, sowie ähnlich PROBST (1994), S. 310. 
1212  Vgl. BOEDEKER (2012), S. 30, DE LONG/FAHEY (2000), S. 116, sowie BETTENHAUSEN/MURNIGHAN 
(1985), S. 350. 
1213  MARKUS/ZAJONC (1985), S. 145.  
1214  Mit anderen Worten schaffen derartige Theorien das Weltbild (mind set) eines Individuums. Vgl. PRAHA-
LAD/BETTIS (1986), S. 490. 
1215  Vgl. BETTENHAUSEN/MURNIGHAN (1985), S. 350.  
1216  LOUIS/SUTTON (1991), S. 62. 
1217  PERLITZ begreift Kultur in diesem Zusammenhang als „kollektiv geteilte kognitive Infrastruktur“ [PER-
LITZ (2004), S. 251]. Der Begriff des Schemas verweist auf die bereits erörterten kognitiven Strukturen 
von Individuen (vgl. Kapitel 3.3.). Unter diesem Aspekt weisen die Angehörigen eines bestimmten Kul-
turkreises gemeinsame kognitive Strukturen auf. 
1218  Vgl. ADLER/JELINEK (1986), S. 74, sowie ähnlich BETTENHAUSEN/MURNIGHAN (1985), S. 368. Das 
shared understanding entfaltet seine Bedeutung insbesondere im Rahmen von Kommunikationsprozessen. 
Vgl. dazu die Ausführungen zum Einfluss der Kultur auf die Kommunikation in Kapitel 5.5.2.2.1. 
1219  Vgl. MALETZKE (1996), S. 42-43. 
1220  Vgl. GIBSON/GIBBS (2006), S. 460. 
1221  Vgl. KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 670. 
1222  Vgl. Kapitel 2.2.  
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tenzbündelung voneinander zu lernen
1223
. Kommunikation ermöglicht den Kooperationspart-
nern damit letztlich die Realisierung der strategischen Flexibilität der virtuellen Unternehmen. 
Unter den beschriebenen Aspekten rückt die Kommunikationsfähigkeit der Kooperations-
partner als erfolgsbestimmende organisationale Beziehungsfähigkeit in den Vordergrund.  
Den Gegenstand der Kommunikation erfasst BECKER mit den Worten: „Kommunikation soll 
[…] Wissen zum Fließen bringen“1224. Kommunikation beinhaltet also den Transfer von Wis-
sen
1225
. Der Wissenssender codiert zu diesem Zweck sein Wissen, setzt es also in aussagekräf-
tige Zeichen um, und übermittelt sein Wissen in Form dieser Zeichen dem Wissensempfän-
ger
1226
. Der Kommunikationsprozess gilt als abgeschlossen, wenn das Wissen von dem Wis-
sensempfänger wahrgenommen und interpretiert wurde
1227
. Die Struktur eines Kommunikati-
onsprozesses zeigt Abb. 29. 
 
 
 
 
 
 
Abb. 29: Kommunikationsprozess
1228
 
Ein Kommunikationsprozess kann als erfolgreich gelten, wenn das von dem Wissenssender 
übertragene Wissen von dem Wissensempfänger in der vom Wissenssender intendierten Wei-
se wahrgenommen und interpretiert wird. Um diese Effektivität der Kommunikation gewähr-
leisten zu können, benötigt der Wissenssender eine spezifische Fähigkeit, die im Folgenden 
als Kommunikationsfähigkeit bezeichnet wird
1229
. 
                                                          
1223  Weiterhin ergibt sich die hohe Relevanz der Kommunikation in virtuellen Unternehmen aus dem Um-
stand,  dass die für diese Kooperationsform typische Selbstorganisation Verhandlungsprozesse zwischen 
den betroffenen Personen bedingt. Vgl. Kapitel 5.6.2. 
1224  BECKER (2001), S. 4. Ähnlich verweisen auch ZUCKER/SCHMITZ (1994), S. 63, darauf, dass Wissensflüs-
se Kommunikation voraussetzen. 
1225  Vgl. NERDINGER/BLICKLE/SCHAPER (2008), S. 62, PÉREZ-NORDTVEDT/KEDIA/DATTA/RASHEED (2008), 
S. 718, sowie ROTHLAUF (1999), S. 88.  
1226  Vgl. SLANGEN (2011), S. 1701, JUSTUS (1999), S. 92-93. Zu einer ausführlichen Darstellung eines Kom-
munikationsprozesses vgl. APFELTHALER (1999), S. 131-137. 
1227  Vgl. ähnlich SZULANSKI/CAPPETTA/JENSEN (2004), S. 601.  
1228  Quelle: eigene Darstellung. 
1229  Zu einer ähnlichen Definition vgl. OELSNITZ/GRAF (2006), S. 101. In der vorliegenden Arbeit wird mit 
dem Begriff der Kommunikationsfähigkeit allein das Vermögen eines Individuums erfasst, effektiv zu 
kommunizieren. In der einschlägigen Literatur werden dem Begriff Kommunikationsfähigkeit teilweise 
auch Aspekte zugeordnet, welche die Bereitschaft von Individuen, miteinander zu kommunizieren, betref-
fen. Vgl. IMAHORI/LANIGAN (1989), S. 276-277. Diese Kommunikationsbereitschaft als die Bereitschaft 
von Individuen, Wissenstransfers durchzuführen, wird in der vorliegenden Arbeit unter dem Aspekt der 
Vertrauensfähigkeit behandelt. Vgl. Kapitel 5.4.5. 
Wissenssender 
 Codierung 
 Übermittlung 
Wissensempfänger 
 Wahrnehmung 
 Interpretation 
Wissen 
225 
 
Die beschriebene Struktur eines Kommunikationsprozesses umfasst offenkundig Elemente, 
die eine unmittelbare Beziehung zu dem Prozess des Lernens, insbesondere des in virtuellen 
Unternehmen relevanten Instruktionslernens
1230
 aufweisen. Kommunikation bildet im Kon-
text des Instruktionslernens die Rolle des Lehrenden ab, dem die Aufgabe zukommt, sein 
Wissen anderen Kooperationspartnern zu übertragen. Sofern der Wissensempfänger im An-
schluss an die Wahrnehmung und Interpretation des erhaltenen Wissens sein Verhaltensreper-
toire erweitert, liegt ein abgeschlossener Prozess des Instruktionslernens vor. Damit stellt die 
Kommunikationsfähigkeit der Kooperationspartner eine Säule des Instruktionslernens dar, 
welches in virtuellen Unternehmen zwecks Kompetenzbündelung durchzuführen ist. Kommu-
nikationsfähigkeit kann unter diesen Gesichtspunkten als die Fähigkeit der Kooperationsmit-
glieder aufgefasst werden, ihr Wissen derart auf ihre jeweiligen Kooperationspartner zu über-
tragen, dass letztere das transferierte Wissen in ihre jeweilige Wissensbasis einfügen und so-
mit ihr Verhaltensrepertoire erweitern können. 
Wie bereits erläutert, wird bei der Analyse organisationaler Beziehungsfähigkeiten in der vor-
liegenden Arbeit von technischen Aspekten abgesehen. Damit erweist sich im Hinblick auf 
die Kommunikationsfähigkeit der Kooperationspartner virtueller Unternehmen insbesondere 
ein Aspekt als relevanter Einflussfaktor. Ob ein Individuum sein Wissen effektiv kommuni-
zieren kann, wird in erster Linie von dem kulturellen Hintergrund dieses Individuums be-
stimmt
1231
. Das kommunikationswillige Individuum unterliegt kulturellen Einflüssen, die sei-
ne Kommunikationsfähigkeit determinieren. Der Wissenssender benötigt das Vermögen, sein 
Wissen derart zu übertragen, dass der Wissensempfänger als lernender Partner das ihm ange-
botene Wissen in der vom Wissenssender intendierten Weise wahrnimmt und interpretiert
1232
. 
In welcher Art der Wissenssender dem Wissensempfänger sein Wissen zur Verfügung stellt, 
d. h. seine Ausdrucksweise und die Gestalt seiner Erklärungen, ist kulturabhängig. Der nahe-
liegendste kulturelle Unterschied zwischen Individuen ist vermutlich in deren jeweiliger Spra-
che zu sehen. Daneben zeigen sich kulturelle Differenzen aber auch in Gestalt anderer, weni-
ger offenkundiger Aspekte. Dazu gehört zum Beispiel die Denkweise von Individuen
1233
. 
                                                          
1230  Vgl. Kapitel 3.4. 
1231  Vgl. ähnlich VAARA/SARALA/STAHL/BJÖRKMAN (2012), S. 6. 
1232  Offenkundig sind in einem Prozess des Instruktionslernens nicht nur die kommunikativen Fähigkeiten des 
Lehrenden gefragt. Ebenso entfaltet auch die Kommunikationsfähigkeit des Lernenden in bestimmten Si-
tuationen ihre Bedeutung. Falls etwa die zu übermittelnden Lerninhalte von dem Lernenden kognitiv 
nicht erfasst, d. h. nicht wahrgenommen werden können, so kommt dem Lernenden die Aufgabe zu, seine 
Rückfragen an den Lehrenden angemessen, d. h. derart zu formulieren, dass der Lehrende die gestellten 
Fragen vollständig und inhaltlich korrekt wahrnimmt und interpretiert. Dieser Vorgang des Fragens 
scheint im Widerspruch zu der eingangs präsentierten Beschreibung von Kommunikation als einem Pro-
zess des Wissensflusses zu stehen. Durch die Frage offenbart der Fragende doch gerade sein Unwissen. 
Dieser scheinbare Konflikt kann allerdings leicht aufgelöst werden. Ein fragendes Individuum gibt mit 
seiner Frage Aufschluss über die ihm fehlenden Wissensbestandteile. Damit vermittelt es aber dem Be-
fragten Wissen, nämlich das Wissen darüber, welche Lücken der Wissensbestand des Fragenden aufweist. 
Somit beinhaltet auch eine Fragestellung die Übermittlung von Wissen.  Allerdings bildet der beschriebe-
ne Vorgang dem Grunde nach dieselben Inhalte ab wie der bereits geschilderte Prozess der Instruktion, 
sodass auf diesen Aspekt im Folgenden nicht näher eingegangen wird. 
1233  VIANEN/PATER/KRISTOF-BROWN/JOHNSON (2004), S. 698, bezeichnen kulturelle Unterschiede, die leicht 
zu identifizieren sind, wie die zuvor erwähnte Sprache, als surface-level differences. Im Gegensatz dazu 
werden mit dem Begriff deep-level differences kulturbedingte Differenzen erfasst, die nicht ohne Weite-
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Während etwa in einigen Kulturen eine induktive Denkweise vorherrscht, bei der die Men-
schen von einzelnen, besonderen Vorgängen auf allgemeine Konzepte schließen, die ersteren 
zugrunde liegen, denken die Angehörigen anderer Kulturen in der umgekehrten Richtung, 
gehen also deduktiv vor
1234
. Unter diesem Aspekt wird ein Wissenssender, der der ersten Kul-
tur angehört, sein Wissen in anderer Form präsentieren als ein Wissenssender, der Mitglied 
der zweiten Kultur ist. Der mit dem Wissenstransfer verbundene Kommunikationsprozess 
wird sich nur dann als effektiv erweisen, wenn der Wissensempfänger derselben Denkweise 
folgt wie der Wissenssender, wenn er also mit dem Wissenssender ein kulturelles Element 
teilt
1235
.  
Die bisherigen Ausführungen verdeutlichen, dass gemeinsame kulturelle Hintergründe der 
Mitglieder virtueller Unternehmen den gegenseitigen Transfer von Wissen und damit letztlich 
das wechselseitige Lernen der Kooperationspartner als Voraussetzung der Kompetenzbünde-
lung unterstützen
1236
. Mit der Kommunikationsfähigkeit wurde bislang primär die Rolle des 
Wissenssenders in den Prozessen des Lernens beleuchtet. Als zentrale Determinante einer ef-
fektiven Kommunikation wurde der kulturelle Hintergrund des Wissenssenders herausgestellt, 
welcher dessen Fähigkeit, effektiv zu kommunizieren, in bedeutender Weise prägt. 
Ob sich ein Kommunikationsprozess in der intendierten Weise gestaltet, d. h. ob der Wissens-
empfänger das erhaltene Wissen in seine Wissensbasis integrieren kann, hängt allerdings 
nicht nur von den kommunikativen Fähigkeiten des Wissenssenders ab. Das folgende Kapitel 
geht auf weitere Aspekte ein, die die Effektivität eines Kommunikationsprozesses bestimmen. 
Diese sind – im Gegensatz zur Kommunikationsfähigkeit – auf Seiten des Wissensempfängers 
                                                                                                                                                                                     
res erkennbar sind, wie z. B. die hier angeführte Denkweise von Individuen und insbesondere auch deren 
Werte. Zu Werten als kulturkonstituierenden Elementen vgl. Kapitel 5.5.2.1. Weitere Beispiele für kultu-
rell unterschiedliche Denkweisen und Einstellungen – dort speziell in Bezug auf  den nordamerikanischen 
und den ostasiatischen Kulturraum – finden sich bei NISBBETT/PENG/CHOI/NORENZAYAN (2001). An die-
ser Stelle seien exemplarisch lediglich die diversen Denkhaltungen der von NISBBETT/PENG/CHOI/NO-
RENZAYAN untersuchten Kulturen in Bezug auf die wissenschaftliche Argumentationsführung genannt. 
Nach Erkenntnissen der Verfasser verlassen sich Ostasiaten bei der Bewertung von Thesen bevorzugt auf 
ihr Erfahrungswissen, während Nordamerikaner im gleichen Fall geneigt sind, ihre einschlägigen Erfah-
rungen zu vernachlässigen und sich stattdessen bei der Plausibilitätsprüfung von Thesen logischer Regel-
systeme zu bedienen. Vgl. NISBBETT/PENG/CHOI/NORENZAYAN (2001), S. 296 und 301. Darüber hinaus 
sehen die Verfasser bei ostasiatischen Völkern eine höhere Kompromissbereitschaft gegeben als bei 
Nordamerikanern, die sich in dem Bestreben äußert, die Interessen aller an einem Problemlösungsprozess 
Beteiligten zu berücksichtigen. Vgl. NISBETT/PENG/CHOI/NORENZAYAN (2001), S. 296 und 302. Letzte-
res Resultat bestätigen GELFAND/NISHII/HOLCOMBE/DYER/OHBUCHI/FUKUNO mit ihrer Studie hinsicht-
lich des Konfliktverhaltens von Japanern und US-Amerikanern. Vgl. GELFAND/NISHII/HOLCOMBE/DYER/ 
OHBUCHI/FUKUNO (2001), S. 1069. 
1234  Vgl. MALETZKE (1996), S. 64. Zu weiteren Beispielen unterschiedlicher Denkformen vgl. MALETZKE 
(1996), S. 64-67. 
1235  Eine kommunikationsfördernde Wirkung gemeinsamer Kulturelemente stellen auch GIANETTI/YAFEH 
(2012), S. 367, fest. Umgekehrt konstatieren LIU/CHUA/STAHL (2010), S. 471, dass kulturelle Unterschie-
de zwischen den Kommunikationspartnern die Kommunikation behindern können. 
1236  GARICANO/WU heben ebenfalls hervor, dass eine gemeinsame Kultur die Kommunikation zwischen den 
Angehörigen einer Organisation unterstütze [vgl. GARICANO/WU (2012), S. 1390] und damit den Wis-
sensstransfer zwischen den Organisationsmitgliedern erleichtere [vgl. GARICANO/WU (2012), S. 1395]. In 
der umgekehrten Argumentation weisen CHANG/GONG/PENG (2012), S. 930, darauf hin, dass kulturelle 
Unterschiede den Transfer von Wissen erschweren. 
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angesiedelt, werden aber – ebenso wie die Kommunikationsfähigkeit des Wissenssenders – 
von kulturellen Einflüssen geformt. 
 
5.5.2.2.2 Förderung des Lernvermögens und der Lernbereitschaft 
Mit der Kommunikation, d. h. dem Wissenstransfer durch den Wissenssender, wurde bereits 
eine Säule des Instruktionslernens behandelt, die kulturellen Einwirkungen unterliegt
1237
. Kul-
tur beinflusst den Prozess des wechselseitigen Lernens aber nicht nur via die Kommunikati-
onsfähigkeit des Lehrenden, d. h. sein Vermögen, Wissen zu transferieren. Die zweite Säule 
des Instruktionslernens, das Lernen des Wissensempfängers, zeigt sich ebenfalls kulturgelei-
tet. Dabei wirken sich kulturelle Einflüsse sowohl auf das Vermögen als auch die Bereitschaft 
des Lernenden aus, neues Wissen zu erwerben
1238
.  
Ein Lernvorgang umfasst die Wahrnehmung und Interpretation von Sachverhalten. Sowohl 
der Vorgang der Wahrnehmung als auch die Art und Weise der Interpretation eines Individu-
ums werden maßgeblich von dessen kulturellem Hintergrund bestimmt
1239
, denn die beiden 
Vorgänge werden von den Werten eines Individuums gesteuert
1240
. Insbesondere erfordert 
Lernen die Nutzung kognitiver Strukturen
1241
, welche durch den kulturellen Hintergrund des 
Individuums geprägt werden
1242
. Der Kultur, der ein Individuum angehört, kommt in diesem 
Kontext eine bestimmte Funktion zu. Im Zuge des Lernens wird ein Sinnstiftungsprozess 
durchlaufen
1243
. Der kulturelle Hintergrund des Lernenden entscheidet in diesem Kontext dar-
über, welcher Sinn den wahrgenommenen Sachverhalten zugeordnet wird, und übt damit eine 
Sinnstiftungsfunktion aus
1244
. 
Die Wahrnehmung in ihrer Eigenschaft als Ausdruck der jeweiligen Kulturzugehörigkeit des 
Wahrnehmenden kann kulturell bedingten Störungen unterliegen. So kann die Wahrnehmung 
beispielsweise durch die Bildung von Stereotypen beeinträchtigt werden. Bei Stereotypen 
handelt es sich um generalisierte Annahmen über Menschen, die einer bestimmten Gruppe 
angehören
1245
. Der Prozess der Stereotypisierung umfasst das „assignment of characteristics 
to a group without conscious regard for the individual members“1246 und dient der Vereinfa-
chung von Wahrnehmungsprozessen, die in der Regel durch eine unüberschaubare Anzahl zu 
                                                          
1237  Vgl. Kapitel 5.5.2.2.1. 
1238  Vgl. VAARA/SARALA/STAHL/BJÖRKMAN (2012), S. 6. Umgekehrt stellen CHANG/GONG/PENG (2012), S. 
931, fest, dass kulturelle Unterschiede zwischen Wissenssender und Wissensempfänger den Wissenser-
werb behindern. 
1239  Vgl. GRIFFITH/HARVEY (2001), S. 88. Den Einfluss der Kultur auf die Interpretation unterstreicht auch 
YUSSEFI (2011), S. 48. 
1240  Vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
1241  Vgl. Kapitel 3.3.  
1242  Vgl. Kapitel 5.5.2.1.  
1243  Vgl. Kapitel 3.3. 
1244  Vgl. KUTSCHKER/SCHMIDT (2005), S. 669. 
1245  Vgl. RONEN (1986), S. 103. Häufig stellen diese Einschätzungen nicht nur verallgemeinerte, sondern auch 
überspitzte Annahmen dar. Vgl. LEE/JAMES (2007), S. 229. 
1246  RONEN (1986), S. 103.  
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erfassender Komponenten charakterisiert sind
1247
. Im Falle einer kulturellen Gruppe wird bei 
der Stereotypisierung die Kultur, welcher die betreffenden Personen angehören, auf einige 
wenige Eigenschaften reduziert
1248
. Bedingt durch diese Reduktion kommt es zu einer ver-
zerrten Wahrnehmung der Realität
1249
. 
Ebenso wie die Wahrnehmung wird die Interpretation durch kulturelle Einflüsse gesteuert und 
teilweise auch behindert, denn Individuen „interpret stimuli in ways that suit their value struc-
tures”1250. So kann im Zuge einer Interpretation von Sachverhalten eine falsche Attribution 
durchgeführt werden. Der Attributionsprozess beinhaltet „the way in which people search out 
causes for others‘ behavior“1251 und kann beispielsweise durch das Vorliegen von Ethnozen-
trismus, d. h. durch das Empfinden einer kulturellen Überlegenheit
1252
, verzerrt werden. Bei 
einer von ethnozentrischen Aspekten beeinflussten Interpretationsweise besteht die Tendenz, 
das Verhalten anderer kultureller Gruppen mit den eigenen, kulturgeleiteten Maßstäben zu 
messen
1253
. Ethnozentrismus kann zu einer fehlerhaften Attribution führen und damit letztlich 
die im Rahmen der Interpretation festzulegenden Verhaltensweisen fehlsteuern.  
Im Hinblick auf das hier betrachtete Instruktionslernen entscheidet die Kultur, der ein Indivi-
duum zuzuordnen ist, also darüber, ob der Wissensempfänger das Wissen, das ihm durch ei-
nen Wissenstransfer des Wissenssenders übertragen wird, korrekt, d. h. der Intention des Wis-
senssenders entsprechend, wahrnimmt und interpretiert. Damit determiniert die Kultur das 
Lernvermögen des Wissensempfängers. Allerdings erweist sich das grundsätzlich bestehende 
Vermögen zu lernen nicht als ausreichend, um Lernprozesse zu initiieren. Lernen kann letzt-
lich nur dann stattfinden, wenn der Lernende das ihm zur Verfügung gestellte Wissen nicht 
nur korrekt wahrnimmt und interpretiert, sondern die ihm übermittelten Sachverhalte auch 
akzeptiert. Eine solche Akzeptanz kann aber nur dann erfolgen, wenn die zu lernenden Aspek-
te mit den Werten des Lernenden in Einklang stehen
1254
. Wenn Lerninhalte – wie zum Bei-
spiel bestimmte Geschäftspraktiken – von dem Lernenden gemäß seinen Werten etwa als un-
moralisch bewertet werden, so wird er nicht bereit sein, das betreffende Wissen in seinen 
Wissensbestand zu integrieren. In diesem Fall mangelt es an einer kognitiven Veränderung 
auf Seiten des Wissensempfängers. Eine solche Bewusstseinsänderung stellt aber die wesent-
liche Voraussetzung eines jeglichen Lernprozesses dar
1255
. Lernen bedingt also sowohl das 
Verstehen als auch die Akzeptanz der übermittelten Sachverhalte
1256
. 
Unterschiedliche kulturelle Hintergründe von Kooperationspartnern, wie den hier betrachteten 
Mitgliedern virtueller Unternehmen, können zwar grundsätzlich zu einer Erhöhung des kol-
lektiven Wissensbestandes führen, da jeder Kooperationspartner kulturspezifisches Wissen in 
                                                          
1247  Vgl. RONEN (1986), S. 103.  
1248  Vgl. APFELTHALER (1999), S. 137. 
1249  Vgl. WIESEKE/KRAUS/AHEARNE/MIKOLON (2012), S. 4. 
1250  HAMBRICK/DAVIDSON/SNELL/SNOW (1998), S. 195.  
1251  RONEN (1986), S. 101. 
1252  Vgl. RONEN (1986), S. 104. 
1253  Vgl. SVEJDA-HIRSCH (2006), S. 17. 
1254  Vgl. Kapitel 3.3.  
1255  Vgl. Kapitel 3.3.  
1256  RIEMER/KLEIN sehen in diesem Kontext für die Kooperationspartner die Notwendigkeit, eine „gemeinsa-
me kognitive Basis“ [RIEMER/KLEIN (2005), S. 23] zu etablieren.  
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die Kooperation einbringt
1257
. Jedoch werden gerade durch die kulturellen Differenzen auch 
die beschriebenen Lernbarrikaden errichtet. Im Hinblick auf die Eigenschaft des Lernens, die 
Problemlösungsfähigkeit von Individuen zu erhöhen
1258
, stellen HAMBRICK/DAVIDSON/ 
SNELL/SNOW fest, dass die Mitglieder einer gemischt kulturellen Gruppe “will tend to posess 
different values […]. These values may affect members‘ preferences for certain task solu-
tions”1259. Der kulturelle Hintergrund des Lernenden bestimmt also darüber, ob der Lernende 
das ihm angebotene Wissen in seinen Wissensbestand integriert, d. h. ob er tatsächlich lernt. 
Sofern das ihm zur Verfügung gestellte Wissen mit seinen Werten kompatibel ist, wird er es 
in seine Wissensbasis einfügen, andernfalls nicht.  
 
5.5.2.3 Notwendigkeit der Akkulturation im Kontext virtueller Unternehmen 
Die kulturellen Hintergründe von Lernpartnern üben, wie die vorangegangenen Ausführungen 
verdeutlichen, einen beträchtlichen Einfluss auf den Prozess des wechselseitigen Lernens 
aus
1260
. Dabei wirkt sich der kulturelle Hintergrund eines Individuums nicht nur auf dessen 
Lernvermögen, sondern auch auf dessen Lernbereitschaft aus. Da das Lernen die Vorausset-
zung für die Kompetenzbündelung der Mitglieder virtueller Unternehmen ist, zeigt sich die 
Kultur der Mitglieder virtueller Unternehmens letztlich als bedeutende Einflussgröße der Rea-
lisierung der strategischen Flexibilität dieser Kooperationsform.  
Abb. 30 verdeutlicht den Einfluss der Kultur auf das Lernen und damit auf die Realisierung 
der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
1257  Vgl. HAMBRICK/DAVIDSON/SNELL/SNOW (1998), S. 197, sowie ähnlich auch LAURING/SELMER (2012), 
S. 92, und SHIN/KIM/LEE/BIAN (2012), S. 199. HUBER (1991), S. 102, stellt ebenfalls fest, dass unter-
schiedliche Interpretationen die organisationale Wissensbasis erhöhen könnten, weil sie die Menge poten-
zieller Verhaltensweisen vergrößerten. Da die Interpretation von Sachverhalten von dem kulturellen Hin-
tergrund des Interpreten geleitet wird, stützt HUBER mit seiner Aussage die hier vertretene These. Zur 
Auffassung des Lernens als Erweiterung des Verhaltensrepertoires vgl. Kapitel 3.2. 
1258  Vgl. Kapitel 3.2. 
1259  HAMBRICK/DAVIDSON/SNELL/SNOW (1998), S. 195.  
1260  Vgl. BOEGLIN (1992), S. 88, sowie ähnlich auch MICHAILOVA/HUTCHINGS (2006), S. 384.  
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Abb. 30: Einfluss der Kultur auf die Realisierung der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen
1261
 
Aus der Beziehung der Kultur zum Lernen ergeben sich Konsequenzen für die Gestaltung der 
hier behandelten virtuellen Unternehmen, die auf das wechselseitige Lernen ihrer Mitglieder 
angewiesen sind, um im Bedarfsfall die Kompetenzen der Kooperationspartner bündeln zu 
können. 
Entscheidend für das effektive wechselseitige Lernen der Kooperationspartner ist ein geteiltes 
Verständnis der für die Lernprozesse relevanten Sachverhalte
1262
. „A given behavior can 
mean different things to different people within the same organization.“1263 Notwendig er-
scheint damit die Ausbildung einer gemeinsamen Verständigungsgrundlage. Ein solches 
shared understanding
1264
 erlaubt „ein Verständnis dessen, was der Partner unter bestimmten 
                                                          
1261  Quelle: eigene Darstellung. 
1262  Vgl. ähnlich REAGANS/MCEVILY (2003), S. 243, sowie auch WIJK/JANSEN/LYLES (2008), S. 835.  
1263  FIOL (1991), S. 199. 
1264  Vgl. auch schon Kapitel 5.5.2.1.  
KULTUR 
Kommunikations-
fähigkeit 
Kompetenzbündelung 
Realisierung der strategischen Flexibilität 
Vermögen, Wissen zu transfe-
rieren 
Lernvermögen, 
Lernbereitschaft 
wechselseitiges Lernen in Form des Instruktionslernens 
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Sachaspekten, Verhaltensweisen oder Handlungen versteht, wie er diese interpretiert“1265 und 
bildet damit die Basis für einen erfolgreichen Lernprozess
1266
. Über die reine Bedeutungszu-
weisung hinaus sollte eine Verständigungsbasis auch die Akzeptanz oder Ablehnung be-
stimmter Vorgänge durch die Lernpartner regeln.  
Ein shared understanding beruht auf einem gemeinsamen kulturellen Hintergrund
1267
. Dieser 
Aspekt legt eine kulturelle Annäherung der Lernpartner nahe. Das Erfordernis des effektiven 
wechselseitigen Lernens bedingt, wie die vorangegangenen Ausführungen verdeutlichen, die 
Ausbildung kollektiver kultureller Elemente
1268
. Im Hinblick auf den kooperativen Hinter-
grund der hier betrachteten Lernpartner ergibt sich damit die Notwendigkeit, eine Kooperati-
onskultur
1269
 zu etablieren
1270
.  
JONES/HESTERLY/BORGATTI beschreiben die Kultur eines Unternehmensnetzwerks als „a sys-
tem of widely shared assumptions and values, comprising industry-specific, occupational, or 
professional knowledge, that guide actions and create typical behavior patterns among inde-
pendent entities”1271. In Anlehnung an diese Definition wird die Kooperationskultur virtueller 
Unternehmen in der vorliegenden Arbeit als die Menge von Werten und Normen verstanden, 
die von den an einem virtuellen Unternehmen beteiligten Personen geteilt wird und das Ver-
                                                          
1265  HILLIG (1997), S. 194-195. 
1266  Das Erfordernis, im Rahmen des Lernens ein gemeinsames Verständnis der bedeutenden Sachverhalte 
auszubilden, unterstreicht GIDDENS, wenn er darauf verweist, dass selbst ein sog. small talk „is so com-
plex that it has so far proved impossible to program even the most sophisticated computer to converse 
convincingly with human beings for very long“ [GIDDENS (2009), S. 258]. 
1267  Vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
1268  Vgl. dazu auch WATSON/KUMAR/MICHAELSON (1993), S. 596, welche den Interaktionsprozessen von In-
dividuen mit unterschiedlichen kulturellen Hintergründen – zumindest zu Beginn der Zusammenarbeit – 
eine geringere Effektivität bescheinigen als den zwischen kulturell ähnlichen Individuen ablaufenden In-
teraktionen. Vgl. weiterhin auch BETTENHAUSEN/MURNIGHAN (1985), S. 369, welche dementsprechend 
zu dem Ergebnis gelangen, dass die Etablierung gemeinsamer Normen die Zusammenarbeit von Individu-
en erheblich erleichtere. 
1269  Als Synonyme für den Begriff der Kooperationskultur werden auch die Bezeichnungen Netzwerkkultur 
[vgl. REIß (2006), S. 69], Allianzkultur [vgl. STÜDLEIN (1997), S. 359] und Macroculture [vgl. JONES/ 
HESTERLY/BORGATTI (1997), S. 929, ABRAHAMSON/FOMBRUN (1994), sowie ABRAHAMSON/FOMBRUN 
(1992)] verwendet. HANSMANN (2001), S. 273, spricht im Zusammenhang mit virtuellen Unternehmen 
sogar von der Notwendigkeit, eine Unternehmenskultur zu etablieren. Notwendig sei eine solche, von al-
len Kooperationspartnern als verbindlich angesehene Kultur, um die im Rahmen der Selbstabstimmung 
ablaufenden Prozesse zu unterstützen. Da die Selbstabstimmung – und darüber hinaus auch die überge-
ordnete Selbstorganisation – die Durchführung von Lernprozessen erfordern (vgl. Kapitel 5.6.4), stützt 
HANSMANN mit seiner Aussage die hier vertretene These, dass eine Kooperationskultur das Lernen in vir-
tuellen Unternehmen fördert. 
1270  Ähnlich weist auch BOEGLIN auf die Notwendigkeit hin, die Kulturen der Partner eines Wissenstransfer-
prozesses anzunähern, indem einzelne Werthaltungen verändert werden. Vgl. BOEGLIN (1992), S. 91. 
Ebenso sehen SCHULZE/RYSER das Erfordernis einer gemeinsamen Kultur von Kooperationspartnern, die 
sie als kollaborative Projektkultur bezeichnen. Vgl. SCHULZE/RYSER (2008).  
1271  JONES/HESTERLY/BORGATTI (1997), S. 929. Im Hinblick auf die Sinnstiftungsfunktion von Kultur (vgl. 
Kapitel 5.5.2.2.2) kann die gemeinsame Kultur von Kooperationspartnern auch als geteiltes Sinnsystem 
[SCHULZE/RYSER (2008), S. 88] aufgefasst werden. 
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halten dieser Personen steuert
1272
. Die Ausbildung einer gemeinsamen Kultur wird im Folgen-
den als Akkulturation
1273
 bezeichnet
1274
. 
Zu beachten ist der Umstand, dass die Gemeinsamkeit des kulturellen Hintergrunds allein für 
das wechselseitige Lernen der Kooperationspartner nicht hinreichend ist. Darüber hinaus be-
einflusst auch die Gestalt der gemeinsamen Kultur die Effektivität von Lernprozessen. Kul-
turspezifische Merkmale der Kooperation, wie etwa standardisierte Abläufe oder starre Rol-
lenverteilungen, wirken sich hinderlich auf den wechselseitigen Wissenstransfer aus
1275
. Im 
Vordergrund der Bemühungen zur Realisierung der strategischen Flexibilität steht allerdings 
der kollektive Charakter der Kultur, da geteilte Werte und Normen die zentrale Bedingung für 
die Kommunikation der Kooperationspartner darstellen. Die konkrete Ausprägung der ge-
meinsamen Kultur zeigt erst in zweiter Linie Relevanz, wenn es um die Realisierung der stra-
tegischen Flexibilität virtueller Unternehmen geht. Zudem lässt sich die Entwicklungsrichtung 
einer gemeinsamen Kultur, wie die weiteren Ausführungen zeigen werden, schwerlich be-
einflussen
1276
. Insofern steht in den weiteren Erörterungen zur Entwicklung einer Kooperati-
onskultur die Gemeinsamkeit der zu schaffenden Kultur im Zentrum der Betrachtungen.  
 
                                                          
1272  Kooperationskultur wird in der Definition von JONES/HESTERLY/BORGATTI, welcher in dieser Arbeit 
weitgehend gefolgt wird, ausdrücklich als ein Konstrukt verstanden, das von sämtlichen Netzwerkmitglie-
dern geteilt wird. Vgl. JONES/HESTERLY/BORGATTI (1997), S. 929. Damit distanziert sich diese Definition 
deutlich von der von ABRAHAMSON/FOMBRUN vertretenen Auffassung, dass sich die Kooperationskultur 
ausschließlich auf Mitglieder des Managements beziehe. Vgl. JONES/HESTERLY/BORGATTI (1997), S. 
929. Zu der Ansicht, dass Makrokultur auf der Managementebene anzusiedeln sei, vgl. ABRAHAMSON/ 
FOMBRUN (1994), S. 730. Der Ansicht von JONES/ HESTERLY/BORGATTI wird in der vorliegenden Arbeit 
gefolgt, weil eine Beschränkung der Kooperationskultur auf eine bestimmte Gruppe von Kooperations-
mitgliedern sich im vorliegenden Kontext als nicht sinnvoll erweist. Die hier zu entwickelnde Kooperati-
onskultur bezieht sich auf virtuelle Unternehmen. In virtuellen Unternehmen kooperieren jedoch nicht 
ausschließlich Angehörige der Managementebene. Sofern der Auffassung von ABRAHAMSON/FOMBRUN 
gefolgt würde, wäre damit der Ausschluss einiger Personen aus dem betreffenden Kulturkreis erforder-
lich. Eine solche Ausgrenzung wäre aber nicht ratsam, weil gerade kulturelle Gemeinsamkeiten die Arbeit 
in virtuellen Unternehmen unterstützen (vgl. dazu die Ausführungen zum Einfluss der Kultur auf das Ler-
nen in virtuellen Unternehmen in Kapitel 5.5.2.2), die Kultur im Falle einer Exklusion bestimmter Perso-
nen ihre positive Wirkung jedoch nicht mehr ausüben könnte. 
1273  Zur Akkulturation vgl. im Einzelnen Kapitel 5.5.2.4. 
1274  JEHLE erfasst die Schaffung einer gemeinsamen Kultur eines virtuellen Teams mit dem Begriff Inklusion. 
Vgl. JEHLE (2013), S. 36. 
1275  Vgl. BENDT (2000), S. 57-58. 
1276  Vgl. Kapitel 5.5.2.5. 
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5.5.2.4 Gegenstand der Akkulturation  
Die Schaffung einer Kooperationskultur für virtuelle Unternehmen erfordert die kulturelle 
Annäherung der Kooperationspartner in Form einer Akkulturation
1277
. Der Begriff der Akkul-
turation wird von REDFIELD/LINTON/HERSKOVITS folgendermaßen definiert: „Acculturation 
comprehends those phenomena which result when groups of individuals having different cul-
tures come into continuous first-hand contact, with subsequent changes in the original culture 
patterns of either or both groups”1278. 
Welcher Art die von REDFIELD/LINTON/HERSKOVITS beschriebene kulturelle Veränderung der 
betrachteten Gruppen sein wird, lässt sich allerdings nicht eindeutig bestimmen
1279
. Die kon-
krete Form der Akkulturation hängt insbesondere von der Wertschätzung ab, die die betroffe-
nen Gruppen der eigenen Kultur einerseits und der fremden Kultur andererseits entgegenbrin-
gen
1280
. BERRY hat den Prozess der Akkulturation am Beispiel unterschiedlicher ethnischer 
Gruppen in einer von kultureller Vielfalt geprägten Gesellschaft untersucht und ist zu dem Er-
gebnis gelangt, dass sich vier mögliche Resultate von Akkulturationsprozessen einstellen kön-
nen: assimilation, integration, segregation oder separation und deculturation
1281
. Abb. 31 zeigt 
die vier Ergebnisse von Akkulturationsprozessen in Abhängigkeit von der Wertschätzung der 
jeweiligen Kulturen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 31: Ergebnisse der Akkulturation nach BERRY
1282
 
                                                          
1277  Vgl. Kapitel 5.5.2.3.  
1278  REDFIELD/LINTON/HERSKOVITS (1936), S. 149. Entsprechend seiner Sichtweise von Kultur als Schema 
(vgl. dazu Kapitel 5.5.2.1) verweist auch HARRIS darauf, dass “over time and through social information 
processing, organizational members come to develop similar schemas“ [HARRIS (1994), S. 314]. 
1279  Demzufolge bezeichnet KRYSTEK die Akkulturation als „Prozeß mit ambivalentem Ausgang“ [KRYSTEK 
(1992), S. 549]. 
1280  Vgl. BERRY (1984), S. 11. 
1281  Vgl. BERRY (1984), S. 12. 
1282  Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an BERRY (1984), S. 12, Table 2.1. 
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Gemäß den Analysen BERRYS ist es denkbar, dass sich eine Gruppe einer anderen Gruppe in 
kultureller Hinsicht anpasst, also eine assimilation stattfindet. Hintergrund der assimilation ist 
der Umstand, dass der fremden Kultur eine höhere Wertschätzung zuteil wird als der eigenen 
Kultur. Werden dagegen beide Kulturen gleichermaßen geschätzt, so erfolgt eine Integration,  
welche die weitgehende Bewahrung der eigenen Kultur einer Gruppe bei gleichzeitiger Annä-
herung an die Kultur der anderen Gruppe impliziert
1283
. BERRY stellt weiterhin eine segrega-
tion oder separation fest, wenn eine Gruppe gegenüber einer anderen Gruppe ihre kulturelle 
Identität infolge einer Höherschätzung der eigenen Kultur gänzlich bewahrt
1284
. Schließlich ist 
der Fall der deculturation denkbar, bei der sich eine Gruppe infolge einer kulturellen Irritati-
on, d. h. einer Ablehnung beider Kulturen, sowohl von der Kultur der fremden Gruppe als 
auch von ihrer eigenen Kultur abwendet
1285
.   
In Anlehnung an BERRYS Schema der Akkulturationsformen hat SCHERTLER eine Klassifikati-
on von Akkulturationsformen vorgelegt, die auf den spezfischen Fall einer Unternehmenskoo-
peration zugeschnitten ist
1286
. Der Verfasser unterscheidet drei Formen der kulturellen Annä-
herung in Unternehmenskooperationen für den Fall zweier Kooperationspartner: 
                                                          
1283  Dieser Prozess führt bis zu einem gewissen Grad zu einer Veränderung beider Kulturen. Vgl. NAHAVAN-
DI/MALEKZADEH (1988), S. 82. KRYSTEK bezeichnet dieses Resultat der Akkulturation als Idealzustand, 
bei dem sich ein fließendes Gleichgewicht zwischen der Bewahrung der eigenen Kultur und der Anpas-
sung an eine fremde Kultur einstellt. Vgl. KRYSTEK (1992), S. 55. Ähnlich konstatieren auch NAHAVAN-
DI/MALEKZADEH im Hinblick auf den Zustand der Integration, dass „the flow of cultural elements is ba-
lanced“ [NAHAVANDI/ MALEKZADEH (1988), S. 82]. 
1284  Vgl. BERRY (1984), S. 13. Die unterschiedlichen Begrifflichkeiten verweisen auf die jeweilige Macht-
struktur der beiden betrachteten Gruppen. So spricht BERRY von segregation, falls die dominante Gruppe 
ihre Kultur bewahrt. Im umgekehrten Fall benutzt er den Terminus separation. Vgl. BERRY (1984), S. 13. 
Den Begriff der Dominanz bezieht BERRY auf die Möglichkeit der politischen Einflussnahme einer Grup-
pe. 
1285  Vgl. BERRY (1984), S. 12, Tabelle 2.1. Im Gegensatz zu der hier angeführten Literaturstelle, die decultu-
ration eindeutig als Abkehr sowohl von der eigenen als auch von der fremden Kultur erkennen lässt, be-
schreibt BERRY den Fall der deculturation an späterer Stelle missverständlich als Situation, in der eine 
Gruppe den Kontakt entweder zu ihrer eigenen oder zu der fremden Kultur verliert. Der an zweiter Stelle 
genannte Fall – die Abwendung von der fremdem Kultur – entspricht jedoch der von BERRY bereits zuvor 
aufgeführten segregation oder separation [vgl. BERRY (1984), S. 13], sodass seine Erwähnung sich hier 
als redundant erweist. Somit bliebe als Gegenstand der deculturation die Abwendung von der eigenen 
Kultur. Dieser Zustand wurde aber von BERRY bereits an früherer Stelle als assimilation bezeichnet. Vgl. 
BERRY (1984), S. 12. Da zudem die eingangs zitierte Literaturstelle die deculturation unmissverständlich 
als Ablehnung der eigenen und der fremden Kultur ausweist, wird hier angenommen, dass die von BERRY 
an späterer Stelle angeführte Erläuterung eine versehentlich eingeführte begriffliche Unschärfe enthält. 
Diese Ansicht teilen offenkundig auch NAHAVANDI/MALEKZADEH, die deculturation ebenfalls als einen 
gleichzeitigen Verlust der eigenen und der fremden Kultur auffassen. Diese These bekräftigend, konsta-
tieren die Verfasser mit dem Blick auf die beiden betrachteten Kulturen, dass deculturation „involves re-
maining an outcast to both“ [NAHAVANDI/MALEKZADEH (1988), S. 83]. 
1286  Vgl. SCHERTLER (1993), S. 81, zitiert nach KASPER/HOLZMÜLLER/WILKE (2003), S. 867-868. Im Gegen-
satz zu den von BERRY untersuchten Kulturen ethnischer Gruppen bezieht sich SCHERTLER auf die Kultu-
ren von Unternehmen. Da es sich bei einer Kultur, unabhängig von dem jeweiligen Kulturfeld [vgl. 
KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 670], letztlich stets um eine Menge von Werten und Normen handelt (vgl. 
Kapitel 5.5.2.1), erweist sich jedoch eine differenzierende Betrachtung der beiden Untersuchungen an 
dieser Stelle als nicht notwendig. Zur Vergleichbarkeit verschiedener Kulturfelder vgl. auch GRIFFITH/ 
HARVEY (2001), S. 90. 
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Fall 1: Eine dominante Organisation versucht, der anderen Organisation die eigenen Werte 
und Normen aufzuzwingen. Diese Vorgehensweise entspricht dem von BERRY als  assimilati-
on bezeichneten Prozess. 
Fall 2: Die kulturellen Differenzen der beiden Organisationen bleiben weitgehend bestehen. 
Allerdings bildet sich hier eine kulturelle Schnittmenge heraus. Dieser Vorgang verweist auf 
BERRYS integration.  
Fall 3: Hier liegt eine symmetrische Konstellation vor, bei der keine der beiden Organisatio-
nen die andere dominiert. Im Idealfall entwickelt sich eine gänzlich neue Kultur, die SCHERT-
LER als new familiy bezeichnet. Zu diesem Resultat eines Akkulturationsprozesses findet sich 
bei BERRY keine Entsprechung. 
Abb. 32 illustriert die geschilderten Formen der Akkulturation in Unternehmenskooperationen 
nach SCHERTLER. 
 
Fall 1                                                                                                      assimilation 
 
 
Fall 2                                                                                                       integration 
 
 
Fall 3                                                                                                        new family  
 
         Kultur A Kultur B Kultur C   Akkulturationsprozess 
Abb. 32: Formen der Akkulturation in Unternehmenskooperationen nach SCHERTLER1287 
Angesichts der Tatsache, dass virtuelle Unternehmen nicht nur Kooperationspartner aus zwei 
Unternehmen vereinen, sondern Teilnehmer aus mehreren verschiedenen Organisationen um-
fassen, ist davon auszugehen, dass sich nicht nur die aufgeführten Resultate, sondern ebenfalls 
Mischformen ergeben können. Beispielsweise wäre denkbar, dass sich einige Unternehmen 
einer dominanten Organisation unterordnen, andere dagegen ihre eigene Kultur zu einem gro-
ßen Teil bewahren. In diesem Fall wären sowohl Tendenzen zur Assimilation (Fall 1) als auch 
zur Integration (Fall 2) gegeben. 
                                                          
1287  Mit geringen Modifikationen übernommen aus SCHERTLER (1993), S. 81, zitiert nach KASPER/HOLZMÜL-
LER/WILKE (2003), S. 868.  
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Im Hinblick auf die in virtuellen Unternehmen herrschende Gleichberechtigung der Koopera-
tionspartner erscheinen in dieser Kooperationsform die Fälle 2 und 3 erstrebenswert
1288
. Fall 1 
dagegen trägt der Gleichstellung der Kooperationspartner keine Rechnung, sondern führt zu 
einer kulturellen Dominanz eines der beteiligten Unternehmen. Derartige Machtverschiebun-
gen können der Entwicklung der hier behandelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten ab-
träglich sein
1289
. Aus diesem Grund wird Fall 1 hier als nicht wünschenswerter Zustand be-
trachtet. 
Fraglich ist allerdings, inwieweit ein gewünschter Zustand der Kooperationskultur gezielt her-
gestellt werden kann. ZAHRA/ELHAGRASEY stellen fest: „To succeed, IJV [= International 
Joint Venture, S. H.] designers should build a common organizational culture without sacri-
ficing the national identities of those involved”1290. Mit ihrem Hinweis auf die Designer einer 
Kooperation
1291
 unterstellen die Verfasser implizit die Steuerbarkeit der kulturellen Entwick-
lung einer Unternehmenskooperation. Ob die Evolution einer Kultur tatsächlich einer geziel-
ten Beeinflussung zugänglich ist, wird im folgenden Kapitel untersucht. 
 
5.5.2.5 Steuerbarkeit der Akkulturation 
Kulturen entwickeln sich nicht von selbst in die angestrebte Richtung
1292
. Insofern erscheint 
eine Steuerung kultureller Veränderungen wünschenswert. Allerdings ist das Ausmaß der 
Steuerbarkeit eines kulturellen Wandels umstritten. Die Frage, inwiefern kulturelle Entwick-
lungen beeinflusst werden können, wird im betriebswirtschaftlichen Kontext primär im Hin-
blick auf Unternehmenskulturen diskutiert. Allerdings lassen sich aus den einschlägigen Bei-
trägen gleichfalls Aussagen für alternative Organisationsformen, wie den in dieser Arbeit be-
handelten Unternehmenskooperationen, ableiten, da Kulturen – gleich, welches Kulturfeld be-
trachtet wird – stets die gleichen Grundstrukturen, bestehend insbesondere aus Werten, Nor-
men und Verhaltensweisen, zeigen
1293
.  
Bezogen auf ein Unternehmen, stellt sich Kultur als eine Menge von Werten und Normen dar, 
die von der Mehrheit der Mitarbeiter des Unternehmens geteilt und für die Zusammenarbeit in 
                                                          
1288  Entsprechend unterstreicht auch JEHLE (2013), S. 36, dass die Entwicklung einer gemeinsamen Kultur in 
einem virtuellen Team nicht die Vereinheitlichung der kulturellen Eigenarten der Teammitglieder umfas-
se, sondern vielmehr die produktive Nutzung dieser Kulturunterschiede enthalte. 
1289  Virtuelle Unternehmen sind durch das Prinzip der Gleichberechtigung geprägt. Vgl. Kapitel 2.2. Auf die-
ser Prämisse beruht auch die Entwicklung der hier behandelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten. 
Hätte eines der an der Kooperation beteiligten Unternehmen eine Vormachtstellung inne, so wäre die Ent-
wicklung von Vertrauensfähigkeit in der Unternehmenskooperation als einer organisationalen Bezie-
hungsfähigkeit gefährdet, weil das dominante Unternehmen ein bestimmtes Verhalten der übrigen Koope-
rationspartner erzwingen könnte. Damit wäre eine wesentliche Voraussetzung der Bildung von Vertrau-
ensfähigkeit und damit der Entwicklung eines gegenseitigen Vertrauensverhältnisses verletzt. Zur Ver-
trauensfähigkeit vgl. Kapitel 5.4. 
1290  ZAHRA/ELHAGRASEY (1994), S. 90-91. 
1291  Bei den Designern der hier behandelten virtuellen Unternehmen handelt es sich nicht um übergeordnete 
Stellen, sondern um die Kooperationspartner selbst. Vgl. Kapitel 5.5.2.5.  
1292  Vgl. BECKER (2001), S. 4. 
1293  Zur Vergleichbarkeit verschiedener kultureller Systeme vgl. auch Kapitel 5.5.2.4. 
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dem Unternehmen als grundlegend erachtet wird
1294
. Ihren Ausdruck findet die Unterneh-
menskultur in Artefakten, wie der unternehmensspezifischen Sprache oder einer unterneh-
mensweit einheitlichen Kleidung. 
Innerhalb der Forschung zur Unternehmenskultur haben sich im Wesentlichen drei Strömun-
gen herausgebildet
1295
. Der funktionalistische Ansatz begreift Unternehmenskultur als objekti-
vistisches, deskriptives Konstrukt, das neben andere Konstrukte, wie etwa Unternehmens-
struktur oder Technologie, tritt
1296
. Im Sinne des funktionalistischen Ansatzes haben Unter-
nehmen eine Kultur. Führungskräfte können gemäß dieser Auffassung die Unternehmenskul-
tur weitgehend verändern und gestalten
1297
. Dazu gehört auch das Setzen von Normen, die das 
Management für zielführend hält.  
Im Gegensatz dazu stellt der interpretative Ansatz
1298
 der Unternehmenskultur die Prozesse, 
die zur Schaffung gemeinsamer Werte der Mitarbeiter führen, in das Zentrum seiner Betrach-
tungen
1299
. Im Sinne dieses Ansatzes ist ein Unternehmen eine Kultur. In der Argumentation 
des interpretativen Ansatzes schaffen die Mitarbeiter eines Unternehmens eine Kultur
1300
, in-
dem sie für sich Modelle, sog. kognitive Schemata
1301
 der Unternehmensrealität, entwi-
ckeln
1302
. Unternehmen basieren in diesem Verständnis also auf subjektiv geprägten Wahr-
nehmungen und Interpretationen der Unternehmensrealität
1303
. Kognitive Schemata entstehen 
durch Interaktionen der Unternehmensmitglieder. Unternehmenskultur stellt jenen Teil dieser 
Schemata dar, der von der Mehrheit der Mitarbeiter geteilt und als grundlegend für die Zu-
sammenarbeit in dem Unternehmen angesehen wird. Unternehmenskultur im Sinne des inter-
pretativen Ansatzes kann daher nicht vom Management vorgegeben werden, sondern präsen-
tiert sich als das Ergebnis von Interpretationsprozessen
1304
. Normen als Konkretisierung der in 
                                                          
1294  Vgl. KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 678. 
1295  Vgl. KUTSCHKER/SCHMIDT (2005), S. 690. 
1296  Vgl. KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 690-691, sowie KASPER/HOLZMÜLLER/WILKE (2003), S. 852.  
1297  Vgl. KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 690. Der funktionalistische Ansatz wird auch als Variablenansatz 
bezeichnet, da Vertreter dieses Ansatzes der Auffassung sind, dass die Kultur eines Unternehmens eine 
von vielen Variablen ist, die von dem Management gestaltet werden können. Vgl. KUTSCHKER/SCHMID 
(2005), S. 690. 
1298  Diese Theorie wird auch als symbolistischer Ansatz bezeichnet. Vgl. JAHNKE (2007), S. 17. 
1299  Vgl. KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 690-692, sowie KASPAR/HOLZMÜLLER/WILKE (2003), S. 852-853.  
1300  Vgl. SMIRCICH (1983), S. 344. 
1301  Kognitive Schemata stellen eine Ausprägung kognitiver Strukturen dar. Vgl. dazu die Erläuterungen zu 
kognitiven Strukturen in Kapitel 3.3. 
1302  Vgl. KASPAR/HOLZMÜLLER/WILKE (2003), S. 853. Vgl. dazu auch die Ausführungen zur theory-in-use in 
Kapitel 3.5.2. 
1303  Vgl. KASPAR/HOLZMÜLLER/WILKE (2003), S. 853. Der interpretative Ansatz wird auch als Metaphernan-
satz bezeichnet. Dieser Name rührt daher, dass sich ein Unternehmen aus verschiedenen Perspektiven he-
raus betrachten und demzufolge mit diversen Metaphern beschreiben lässt. So kann ein Unternehmen als 
ein System, ein Organismus oder eben auch als eine Kultur begriffen werden. Vgl. KUTSCHKER/SCHMID 
(2005), S. 691. 
1304  Allerdings kommt dem Management insofern ein Einfluss auf die Unternehmenskultur zu, als die kogniti-
ven Schemata jener Mitarbeiter, die in der Unternehmenshierarchie hoch angesiedelt sind, größere Chan-
cen haben, von der Mehrheit der Unternehmensmitglieder akzeptiert zu werden, als die entsprechenden 
Schemata rangniedrigerer Mitarbeiter. Vgl. KASPER/HOLZMÜLLER/WILKE (2003), S. 853. Weiterhin zeigt 
sich hier der zweiseitige Charakter von Kultur. In Kapitel 5.5.2.2.2 wurde Kultur als Basis von Interpreta-
tionsprozessen beschrieben, im vorliegenden Kapitel wird konstatiert, dass Kultur durch Interpretations-
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der Kultur herrschenden Wertvorstellungen etablieren sich in der Auffassung des interpretati-
ven Ansatzes, weil sich die von den Normen erfassten Verhaltensweisen in spezifischen Situ-
ationen bewährt haben. 
Einen Mittelweg zwischen den Vertretern des funktionalistischen Ansatzes und den Verfech-
tern des interpretativen Ansatzes beschreiten jene Wissenschaftler, die eine Unternehmenskul-
tur als ein dynamisches Konstrukt auffassen. In dieser Auffassung ist ein Unternehmen eine 
Kultur und gleichzeitig hat ein Unternehmen eine Kultur
1305
. Die Anhänger des dynamischen 
Kulturansatzes sind der Ansicht, dass sich die Kultur eines Unternehmens bedingt gestalten 
lässt
1306
. Ein solcher Gestaltungsprozess benötigt allerdings einen längeren Zeitraum
1307
. Wei-
terhin erfordert die Gestaltung von Unternehmenskultur einen ganzheitlichen Ansatz, der die 
Gesamtheit der an einem Unternehmen beteiligten Akteure sowie die Strukturen und Strategi-
en des Unternehmens erfasst
1308
.  
Abb. 33 stellt die verschiedenen unternehmenskulturellen Ansätze und deren Auffassungen 
hinsichtlich der Steuerbarkeit von Unternehmenskulturen im Überblick dar. 
 
Abb. 33: Steuerbarkeit der Unternehmenskultur
1309
 
Als problematisch im Hinblick auf einen angestrebten Kulturwandel erweist sich insbesonde-
re die tiefe Verankerung der überlieferten Werte bei den Angehörigen einer bestimmten Kul-
                                                                                                                                                                                     
prozesse entsteht. PERLITZ merkt dazu an: „Kultur ist zugleich Produkt und Prozess“ [PERLITZ (2004), S. 
252]. Die Entstehung von Kultur durch Interpretationsprozesse rührt daher, dass die Entwicklung einer 
Kultur Lernprozesse beinhaltet und Interpretationen ein Teil des Lernens sind. Zu Interpretationen als 
Element des Lernens vgl. Kapitel 3.3. Zur Kulturentwicklung als Lernprozess vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
1305  Vgl. KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 692. 
1306  Zu den Vertretern des dynamischen Kulturansatzes gehört SCHREYÖGG (1991). Den dynamischen Kul-
turansatz vertritt offensichtlich auch BLEICHER. Vgl. BLEICHER (1995), S. 215. 
1307  Es ist davon auszugehen, dass ein Zeitraum von bis zu 15 Jahren erforderlich ist, um eine Unternehmens-
kultur zu verändern. Vgl. SCHOLZ (1987), S. 86. 
1308  Vgl. KUTSCHKER/SCHMID (2005), S. 693. 
1309  Quelle: eigene Darstellung. 
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tur
1310
. Werte helfen den Individuen aufgrund ihrer Orientierungsfunktion
1311
, Problemstellun-
gen zu bewältigen. Kulturelle Veränderungen werden demzufolge als bedrohlich aufge-
fasst
1312
. Die Betroffenen fürchten buchstäblich, die Orientierung zu verlieren. Insofern er-
scheint es unrealistisch, Individuen wie den hier betrachteten Mitgliedern virtueller Unter-
nehmen, einen Kulturwandel zu „verordnen“1313. SCHREYÖGG erfasst diesen Sachverhalt 
knapp und treffend mit den Worten: „Neue Werte lassen sich nicht befehlen“1314. Vielmehr ist 
anzunehmen, dass eine kulturelle Veränderung zumindest die Partizipation der Betroffenen 
voraussetzt
1315
. 
Aufgrund der mit einem Wertewandel verbundenen Unsicherheit
1316
 ist weiterhin zu vermu-
ten, dass kulturelle Veränderungen in erster Linie auf der Ebene der Normen erreichbar sind. 
Normen verschiedenen Inhalts können eine hohe Kompatibilität zu ein und demselben Wert 
aufweisen
1317
. Eine Veränderung von Normen erfordert folglich nicht zwangsläufig einen 
gleichzeitigen Wertewandel. Daher ist anzunehmen, dass im Zuge eines kulturellen Wandels 
zunächst nicht die Werte angetastet, sondern primär die etablierten Normen durch neue Ver-
haltensrichtlinien ersetzt werden
1318
.  
                                                          
1310  Vgl. SCHREYÖGG (1991), S. 208. Die beschriebene tiefgreifende Verwurzelung kultureller Elemente 
drückt SCHEIN aus, indem er die Kultur einer bestimmten Personengruppe als „the group‘s DNA“ 
[SCHEIN (2004), S. 32] bezeichnet.  
1311  Vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
1312  KASPER stellt in diesem Zusammenhang fest, dass kulturell geprägte Abläufe häufig vor einer Verände-
rung geschützt werden, indem die Thematisierung dieser Abläufe verhindert wird. Vgl. KASPER (1991), 
S. 42. Thematisierungsversuche einzelner Personen werden von den übrigen Mitglieder einer Kultur etwa 
durch Witze abgeblockt. Auf diese Weise verdeutlichen letztere Personen, dass ein Hinterfragen der be-
treffenden Abläufe sinnlos ist. Handlungen, die den Werten der betreffenden Individuen entsprechen, 
werden also nicht mehr hinterfragt und weisen insofern den Status der Selbstverständlichkeit auf. Auch 
GAGLIARDI (1986), S. 121, konstatiert, dass tief verwurzelte Werte selbst dann nicht verändert würden, 
wenn die mit ihnen korrespondierenden Handlungen nicht zu der gewünschten Problemlösung führen, 
weil es eben den Charakter eines Wertes ausmache, dass er nicht hinterfragt werden dürfe.  
1313  Vgl. KASPER/HOLZMÜLLER/WILKE (2003), S. 868. 
1314  SCHREYÖGG (1991), S. 211. 
1315  Vgl. SCHREYÖGG (1991), S. 211-212. 
1316  Vgl. SCHEIN (2004), S. 31. 
1317  Zum Beispiel ist es möglich, dem in einer Kultur gehaltenen Wert „Sicherheit“ durch die Setzung ver-
schiedener Normen gerecht zu werden. So könnte dem Sicherheitsbedürfnis im Bereich von Bahnhöfen 
etwa durch eine Norm Rechnung getragen werden, die die Einrichtung einer Videoüberwachung des 
Bahnhofsgeländes vorsieht, oder auch durch eine Regelung, nach der in den Abendstunden Wachpersonal 
den Bahnhof zu kontrollieren hat. Zur Gleichwertigkeit verschiedener Normen hinsichtlich der Befolgung 
eines bestimmten Wertes vgl. die Ausführungen weiter unten in diesem Kapitel. 
1318  Dies schließt nicht aus, dass sich auch Werte verändern. Allerdings benötigt ein solcher Wandel vermut-
lich einen weitaus höheren Zeitraum als die Veränderung von Normen, weil es sich bei Werten um die 
Basiskonstrukte einer Kultur handelt, die als dermaßen selbstverständlich betrachtet werden, dass sie in 
der Regel nicht zur Diskussion stehen. Vgl. SCHEIN (2004), S. 31. Erschwerend kommt hinzu, dass Werte 
den betreffenden Individuen oftmals nicht einmal bewusst sind. Vgl. Kapitel 5.5.2.1. Hinsichtlich der An-
nahme, dass Normen die primären Objekte eines kulturellen Wandels sind, vgl. auch die Ausführungen 
von STARBUCK (1982), S. 13 zur Veränderbarkeit von Ideologien. Ähnlich der hier verfolgten Argumen-
tation zum kulturellen Wandel kann davon ausgegangen werden, dass sich der Wandel einer Ideologie 
vorzugsweise über Prozesse vollzieht, welche die zentralen Elemente der Ideologie unangetastet lassen.  
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Die Grenzen der Veränderung richten sich an der Kompatibilität der zu beeinflussenden Nor-
men mit den Werten der Kulturangehörigen aus. Normen sind in der Regel nur insoweit ei-
nem Wandel zugänglich, als sich die neu gestalteten Normen mit den traditionellen Werten 
vereinbaren lassen
1319
. Ob die aufgeführten Normen hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit 
einem konkreten Wert als gleichwertig eingestuft werden, hängt von dem subjektiven Emp-
finden der betroffenen Personen ab. Die Festlegung jener Menge von Normen, deren Kompa-
tibilität zu einem bestimmten Wert als gleich hoch bewertet wird, ist deshalb Gegenstand ei-
nes Verhandlungsprozesses zwischen den betroffenen Personen
1320
.  
Die vorangegangenen Ausführungen zeichnen die Charakteristika eines kulturellen Wandels 
nach und geben damit Anhaltspunkte für die Bedingungen der Steuerbarkeit dieses Prozesses. 
Ein Kulturwandel vollzieht sich in erster Linie auf der Ebene von Normen und setzt die Betei-
ligung der von der Veränderung betroffenen Personen voraus. 
Normen entstehen, weil sie sich in spezifischen Situationen bewährt haben
1321
. Die Erkennt-
nis, dass sich bestimmte Verhaltensweisen wiederholt als erfolgreich bei der Lösung ähnlicher 
Problemstellungen erweisen, setzt eine Reflexion der wahrgenommenen Wirkungen dieser 
Verhaltensweisen sowie die Übernahme der reflektierten Verhaltensweisen voraus. Die Eta-
blierung von Normen ist folglich das Ergebnis eines Lernprozesses
1322
. Lernprozesse können 
aber bis zu einem gewissen Grad gesteuert werden
1323
. Wenn also Normen als Teil einer Kul-
tur im Zuge von Lernprozessen geschaffen werden, dann kann die Entwicklung einer Kultur 
in einem bestimmten Ausmaß gelenkt werden.  
Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten Aspekte kann festgehalten werden, dass in der 
vorliegenden Arbeit dem dynamischen Kulturansatz gefolgt wird, der eine bedingte Beein-
flussbarkeit von Kultur postuliert. Unter der Annahme der Gültigkeit dieses Ansatzes wird da-
von ausgegangen, dass die hier betrachteten Mitglieder virtueller Unternehmen auf den Pro-
zess der Ausbildung einer gemeinsamen Kultur teilweise Einfluss nehmen können.  
                                                          
1319  Vgl. SCHEIN (2004), S. 35. 
1320  Vgl. SCHULZE/RYSER (2008), S. 89, welche auf das notwendige Aushandeln der Kooperationsstruktur als 
Gegenstand der Kooperationskultur hinweisen. Von einer Konstellation, bei der ein Beteiligter aufgrund 
seiner Vormachtstellung Normen einseitig festlegen kann [vgl. FELDMAN (1984), S. 50], wird in dieser 
Arbeit abgesehen, da virtuelle Unternehmen durch die Gleichstellung der Kooperationspartner gekenn-
zeichnet sind (vgl. Kapitel 2.2). Neben den bereits aufgeführten Möglichkeiten der Normsetzung – Über-
nahme bewährter Verhaltensweisen und Machtausübung – nennt FELDMAN (1984), S. 51-52, weitere 
Gründe für die Entstehung von Normen, welche hier aber nicht aufgegriffen werden, weil diese Entwick-
lungshintergründe vermutlich nicht die Regel darstellen [vgl. FELDMAN (1984), S. 50]. 
1321  Vgl. SCHEIN (2004), S. 31, FELDMAN (1984), S. 50, sowie ähnlich auch BERNER (2012), S. 17. BITTNER 
konstatiert dazu: „Kulturinhalte sind Problemlösungen für menschliche Grundfragen“ [BITTNER (2002), 
S. 765]. Insofern erfahren Normen einen Sinn. Vgl. GIDDENS (1988), S. 70, der für die Bezeichnung 
„Normen“ das Synonym „Regeln“ benutzt. Dabei wird der Begriff „Sinn“ hier in der Bedeutung einer 
Existenzberechtigung von Normen verstanden. Demgegenüber vermitteln Normen aber auch einen Sinn, 
indem sie Individuen situationsspezifische Verhaltensweisen vorgeben. Vgl. Kapitel 5.5.2.1 zum Gegen-
stand von Normen sowie Kapitel 3.3 zu Prozessen der Sinnstiftung. 
1322  Vgl. ähnlich BERNER (2012), S. 14-15, welcher die Kultur eines Unternehmens als Resultat der „Lernge-
schichte“ [BERNER (2012), S. 15] dieses Unternehmens ansieht. Auch YUSSEFI (2011), S. 48, weist darauf 
hin, dass Kultur im Zuge von Lernprozessen entsteht. Zum Gegenstand des Lernens vgl. Kapitel 3.2.  
1323  Vgl. Kapitel 3.5.3. 
241 
 
5.5.2.6 Bedingungen der Akkulturation 
Wenn die Veränderung einer Kultur, mithin auch die hier behandelte Akkulturation, einen 
Lernprozess umfasst, dann stellt sich die Frage, auf welche Weise ein solch kultureller Wan-
del initiiert werden kann.  
Die Steuerbarkeit von Lernprozessen wurde bereits an früherer Stelle eingehend erläutert
1324
. 
Daher wird an dieser Stelle lediglich in Erinnerung gerufen, dass sich die Lenkung von Lern-
prozessen auf die Schaffung von Lerngelegenheiten und die Entwicklung der Lernmotivation 
beschränkt. Das bedeutet im vorliegenden Kontext, dass zwar Rahmenbedinungen zur Unter-
stützung eines kulturellen Wandels gesetzt werden können, eine Einflussnahme auf das Er-
gebnis des Veränderungsprozesses jedoch nicht möglich ist
1325
. Insbesondere lässt sich nicht 
bestimmen, ob ein Akkulturationsprozess in die als ideal betrachteten Zustände der Schaffung 
einer kulturellen Schnittmenge oder gar der Entwicklung einer gänzlich neuen Kultur
1326
 
münden wird. Steuerungsmaßnahmen können also dazu beitragen, dass Akkulturation stattfin-
det. Sie können jedoch keinen Einfluss darauf nehmen, zu welchem Resultat dieser Prozess 
führt. 
Die Motivation des kulturellen Lernens kann aus den bereits erläuterten Lernimpulsen
1327
 ab-
geleitet werden. Der Wandel einer Kultur beinhaltet das Erlernen neuer Normen, d. h. neuer 
Verhaltensweisen für spezifische Situationen. Eine Modifikation dieses genormten Verhaltens 
findet insbesondere dann statt, wenn Problemstellungen auf der Basis der etablierten Normen 
nicht gelöst werden können
1328
. Innovative Handlungsweisen stellen also dann Kandidaten für 
neue Normen dar, wenn mit ihrer Hilfe gegebene Problemstellungen gelöst werden können, 
die sich einer Bearbeitung mit traditionellen Verfahrensweisen entziehen
1329
. Diese Feststel-
lung führt unmittelbar zu den Voraussetzungen der Akkulturation in einer Unternehmenskoo-
peration: Eine kulturelle Annäherung findet dann statt, wenn die Normen des jeweiligen Koo-
perationspartners gegenüber den eigenen, genormten Verhaltensweisen im Hinblick auf die 
Lösung einer Problemstellung als überlegen eingeschätzt werden
1330
.  
                                                          
1324  Vgl. Kapitel 3.5.3. 
1325  Vgl. auch BERNER (2012), S. 67, welcher ebenfalls die Ansicht vertritt, dass ein kultureller Wandel nur 
durch eine Veränderung der Rahmenbedingungen möglich sei. 
1326  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
1327  Vgl. Kapitel 3.2. 
1328  Dabei kann es sich um akute Problemstellungen handeln oder um sich abzeichnende Probleme, die ein 
präventives Lernen erfordern. Vgl. Kapitel 3.2. Neben diesen Fällen, die einen Lernbedarf begründen, 
wurde in Kapitel 3.2 auch der Fall des Lernens von Vorbildern erläutert. Dieser Lernimpuls wird im vor-
liegenden Kapitel nicht aufgegriffen, weil er sich nur wenig für die Ableitung von Handlungsempfehlun-
gen eignet. Erstens ist die Existenz von Vorbildern nicht in jedem Fall, also auch nicht in dem Fall der 
hier behandelten virtuellen Unternehmen, gesichert. Zweitens basiert der Vorbildcharakter einer Person 
auf individuell verschiedenen Wahrnehmungen. Das bedeutet, dass eine bestimmte Person nicht von je-
dem Netzwerkmitglied als Vorbild gesehen wird. Die angestrebte Entwicklung von Akkulturationsfähig-
keit bezieht sich jedoch auf sämtliche Kooperationspartner, sodass das Lernen von Vorbildern in diesem 
Kontext nicht als Lernimpuls in Frage kommt. 
1329  Vgl. ähnlich BITTNER (2002), S. 770. 
1330  In einer ähnlichen Argumentation stellt SCHREYÖGG fest, dass eine Kultur sich nur dann wandelt, wenn 
die Betroffenen von der Notwendigkeit einer solchen Veränderung überzeugt und dementsprechend moti-
viert sind, Neuerungen durchzuführen. Vgl. SCHREYÖGG (1991), S. 211. Im vorliegenden Kontext kann 
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Die Akkulturation setzt also einen Vergleich der eigenen Normen mit den Normen des jewei-
ligen Kooperationspartners voraus. Im Sinne dieser Argumentation verweist BERRY auf zwei 
Entscheidungen, die ein Individuum im Zuge eines Akkulturationsprozesses zu treffen habe. 
Zum einen habe das Individuum darüber zu befinden, „wether one´s own cultural identity and 
customs are of value and to be retained”1331. Zum anderen sei zu entscheiden, ob Beziehungen 
zu dem jeweiligen Kooperationspartner „are of value and to be sought“1332. Zu einer kulturel-
len Annäherung in Form der – hier als erstrebenswert betrachteten1333 – integration1334 kommt 
es, wenn beide Fragen bejaht werden
1335
. Eine assimilation
1336
 findet dagegen statt, wenn die 
Kultur, welcher der Kooperationspartner angehört, höher bewertet wird als der eigene kultu-
relle Hintergrund, d. h. wenn die Werte des eigenen Kulturkreises als nicht bewahrenswert 
beurteilt und zudem die Beziehungen zu dem Kooperationspartner als bedeutend eingestuft 
werden
1337
. 
In der Essenz bedeuten die vorangegangenen Ausführungen, dass eine Akkulturation in Form 
der hier angestrebten Integration von Kooperationspartnern dann stattfindet, wenn – unter der 
Bedingung, dass ein Interesse an der Aufrechterhaltung der Kooperationsbeziehungen be-
steht
1338
 – zumindest ein Teil der Normen des jeweils anderen Individuums im Vergleich zu 
den eigenen Normen als überlegen angesehen und infolgedessen übernommen wird.  
Die Bewertung der Normen anderer Individuen als Voraussetzung der Akkulturation erfordert 
nicht grundsätzlich die direkte Beobachtbarkeit der Verhaltensweisen dieser Individuen im 
Rahmen persönlicher Beziehungen. So wäre es beispielsweise auch möglich, Handlungen von 
Individuen mithilfe dokumentierter Vorgänge nachzuvollziehen. REDFIELD/LINTON/HERSKO-
VITZ weisen allerdings in ihrer Definition der Akkulturation ausdrücklich auf die Notwendig-
keit unmittelbarer Kontakte hin
1339
. Diese Forderung wird hier berücksichtigt, denn die Be-
wertung von Verhaltensweisen im Rahmen persönlicher Beziehungen erscheint effektiver als 
die Beurteilung von Handlungen abwesender Personen. Die höhere Effektivität resultiert bei-
spielsweise aus der Möglichkeit des Bewertenden, an die handelnde Person ohne Zeitverzöge-
rung Rückfragen zu richten. Diese Option trägt dazu bei, dass das Verständnis für die be-
obachteten Verhaltensweisen erhöht und somit deren Bewertung erleichtert wird. Maßnahmen 
zur Unterstützung der Akkulturation sollten demzufolge Gelegenheiten zur persönlichen In-
teraktion der betreffenden Individuen schaffen.  
                                                                                                                                                                                     
die von SCHREYÖGG als Bedingung angeführte Notwendigkeit einer kulturellen Veränderung mit der man-
gelhaften Leistungsfähigkeit der etablierten Normen zur Lösung einer Problemstellung begründet werden.   
1331  BERRY (1984), S. 11. 
1332  BERRY (1984), S. 11. 
1333  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
1334  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
1335  Vgl. BERRY (1984), S. 11, Tabelle 2.1. 
1336  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
1337  Dementsprechend erläutert auch THIEL, dass die Assimilation gefördert werden könne, wenn die Deu-
tungsmuster, d. h. die Interpretationen, eines Kooperationspartners von den übrigen Kooperationspartnern 
als eindeutig überlegen hinsichtlich der Lösung einer bestimmten Problemstellung bewertet würden. Vgl. 
THIEL (2002), S. 51. 
1338  Die Erfüllung dieser Bedingung wird hier vorausgesetzt, weil die Kooperationsziele nur gemeinschaftlich 
erreicht werden können. Zur Interdependenz der Kooperationspartner vgl. Kapitel 2.2. 
1339  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
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5.5.2.7 Entwicklung der Akkulturationsfähigkeit 
Der Erfolg eines Akkulturationsprozesses hängt nicht nur von der Motivation und der Gele-
genheit zum Lernen ab, sondern wird insbesondere von der Fähigkeit der Kooperationspartner 
bestimmt, die Verhaltensweisen anderer Individuen zu bewerten und die relativ überlegenen 
Handlungen ihrem eigenen Verhaltensrepertoire hinzuzufügen, um auf diese Weise eine ge-
meinsame Kultur zu schaffen
1340
. Die Fähigkeit, die zur Bildung einer Kooperationskultur er-
forderlich ist, wird hier als Akkulturationsfähigkeit bezeichnet. 
 
 
 
Fähigkeiten in ihrer Eigenschaft als handlungsorientiertes Wissen können ausschließlich 
durch die wiederholte Ausübung der mit den Fähigkeiten korrespondierenden Tätigkeit er-
langt werden
1341
. Damit wird die Fähigkeit von Individuen, an einem Prozess der kulturellen 
Annäherung zu partizipieren, im Zuge der Ausführung der Tätigkeit „Akkulturation“ erwor-
ben. 
Eine Kooperationskultur beinhaltet Werte und Normen, die von den Kooperationspartnern ge-
teilt werden. Werte und Normen verkörpern Anschauungen und Handlungsvorschriften, die 
sich in der Vergangenheit bewährt haben
1342
. Die Entwicklung derartiger Richtlinien erfolgt 
somit auf der Basis der Erfahrungen, welche die an der Kooperation beteiligten Personen ak-
kumulieren
1343
. Erfahrungen, die in bestimmten Situationen hinsichtlich der Lösung einer 
Problemstellung gesammelt wurden, werden reflektiert. Selektiert werden anschließend jene 
Verhaltensweisen, die dazu angetan sind, das gegebene Problem zu lösen. SCHEIN belegt die 
Resultate derartiger kollektiver Erfahrungsprozesse demzufolge mit dem Begriff  „gelernte 
Reaktionen auf Probleme von Gruppen“1344. Im Verständnis kognitiver Lerntheorien1345 han-
delt es sich somit bei der Schaffung einer Kooperationskultur um einen Lernprozess
1346
. Dem-
                                                          
1340  Vgl. dazu auch MEYER/TOMASCHEK/MÜLLER (2011), S. 234, welche „die Bereitschaft und die Fähigkeit 
[sic] angestammte Arbeitsweisen zu überdenken und sich auf neue Methoden […] einzulassen“ [MEY-
ER/TOMASCHEK/MÜLLER (2011), S. 234] im Rahmen virtueller Unternehmen für geboten halten und da-
mit auf die hier als notwendig erachtete Akkulturationsfähigkeit zielen. 
1341  Vgl. Kapitel 4.2.2. 
1342  Vgl. SCHEIN (1991), S. 24, sowie Kapitel 5.5.2.5.  
1343  HOFSTEDE bezeichnet die einer Kultur angehörenden Personen dementsprechend als „a number of people 
who were conditioned by the same education and life experience“ [HOFSTEDE (1992), S. 253]. 
1344  SCHEIN (1991), S. 24. Hinsichtlich der Ausübung der ausgewählten Verhaltensweisen sprechen HINTER-
HUBER/STAHL von einer „Reproduktion bewährter Interaktionsmuster“ [HINTERHUBER/STAHL (1996b), S. 
10. 
1345  Vgl. Kapitel 3.3. 
1346  Bei dem Erlernen neuer Werte und Normen handelt es sich um die von ARGYRIS/SCHÖN als double-loop 
learning bezeichnete Lernform. Vgl. BERGMANN (1998), S. 85, der in diesem Zusammenhang den Begriff 
„Veränderungslernen“ benutzt. Zum double-loop learning vgl. Kapitel 3.5.2. 
Die Akkulturationsfähigkeit von Kooperationspartnern umfasst deren Vermögen, eine 
Kooperationskultur zu entwickeln. 
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zufolge kann Kultur als „ein im Rahmen von Lernprozessen erworbenes Wissens- und Er-
kenntnissystem“1347 verstanden werden.  
Die Bewertung von Verhaltensweisen anderer Individuen und die Aufnahme des entsprechen-
den Handlungswissens in den eigenen Wissensbestand entspricht dem bereits behandelten Be-
obachtungslernen
1348
. Die Fähigkeit zur beschriebenen Bewertung und Integration ist damit 
identisch mit der bereits behandelten Absorptionsfähigkeit
1349
 von Individuen. Wie geschil-
dert, wird das Maß der Absorptionsfähigkeit eines Individuums von dessen bereits vorhande-
nem Wissen bestimmt. Die Berücksichtigung dieses Umstands gebietet es, den hier betrachte-
ten Kooperationspartnern die Möglichkeit zur Akkumulation einschlägigen Wissens und zur 
stetigen Ergänzung ihres Wissensbestands zu bieten, um ihre Absorptionsfähigkeit gezielt zu 
verbessern.  
Gemäß der Begriffsbestimmung von REDFIELD/LINTON/HERSKOVITZ wird das im Zuge kultu-
reller Veränderungen zu erwerbende Wissen im Rahmen persönlicher Kontakte zwischen den 
betroffenen Personen erlangt. Der von REDFIELD/LINTON/HERSKOVITZ als Voraussetzung ei-
ner Akkulturation aufgeführte continuous first-hand contact
1350
 stellt allerdings kein typisches 
Merkmal der hier behandelten virtuellen Unternehmen dar
1351
. Virtuelle Unternehmen weisen 
naturgemäß keinen hohen Grad an persönlichen Beziehungen zwischen den Kooperationspart-
nern auf, sondern sind gerade durch die räumliche Entfernung der Beteiligten charakterisiert. 
Insofern kann das genannte Merkmal der Akkulturation nicht vollständig erfüllt werden. REIß 
weist zudem darauf hin, dass aufgrund des kurzfristigen Charakters virtueller Unternehmen 
eine Netzwerkkultur in dieser Kooperationsform nicht in der gleichen Weise entwickelt wer-
den könne wie eine Unternehmenskultur
1352
. Diese Äußerung zielt offensichtlich auf den Um-
stand, dass die Ausbildung einer neuen Kultur in Unternehmen eine längere Zeitspanne in An-
spruch nimmt
1353
. Jedoch gibt REIß zu bedenken, dass virtuelle Unternehmen auf eine gemein-
same Kultur nicht verzichten könnten, sofern sie eine konstruktive Zusammenarbeit der Ko-
operationspartner anstrebten
1354
. Die Schwierigkeiten, die sich im Rahmen einer Akkultura-
tion der Mitglieder virtueller Unternehmen ergeben, bestehen also zum einen in der räumli-
chen Verteilung der Kooperationspartner und zum anderen in dem temporären Charakter vir-
tueller Unternehmen
1355
.  
Die Probleme der räumlichen Verteilung sowie des lediglich kurzzeitigen Bestands virtueller 
Unternehmen stellen sich auch hinsichtlich der Entwicklung von Vertrauensfähigkeit
1356
. Da-
                                                          
1347  PROBST (1994), S. 310. 
1348  Vgl. Kapitel 3.3. 
1349  Vgl. Kapitel 4.6.3.1. 
1350  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
1351  Zu den Charakteristika virtueller Unternehmen vgl. Kapitel 2.2. 
1352  Vgl. REIß (2006), S. 69. Teilweise wird sogar die Ansicht vertreten, dass virtuelle Unternehmen aufgrund 
ihres temporären Charakters überhaupt keine eigene Kultur entwickeln könnten. Vgl. BEA/JÄGLE (2003), 
S. 364, KEMMNER/GILLESSEN (2000), S. 17, sowie FISCHER (1997), S. 18.  
1353  Vgl. Kapitel 5.5.2.5. Hier zeigt sich eine Parallele zu der bereits behandelten Vertrauensfähigkeit, deren 
Entwicklung ebenfalls als längerfristig zu betrachten ist. Vgl. Kapitel 5.4.6.5.5. 
1354  Vgl. REIß (1996b), S. 15. 
1355  Diese Problematik erkennt auch FLADNITZER (2006), S. 140. 
1356  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.5. 
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her wurde bereits in den Ausführungen zur Schaffung von Vertrauensfähigkeit auf eine Lö-
sungsmöglichkeit hingewiesen, die auch zur Ausbildung der Akkulturationsfähigkeit genutzt 
werden kann. Zur Förderung der Akkulturation der Kooperationspartner virtueller Unterneh-
men erscheint, analog zur Lokalisierung vertrauensbildender Maßnahmen, eine Verlagerung 
der einschlägigen Maßnahmen auf die Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks empfeh-
lenswert. Communities of Practice im Rahmen des langfristigen Beziehungsnetzwerks eignen 
sich nicht nur zur Ausbildung gegenseitigen Vertrauens der Kooperationspartner
1357
, sondern 
fördern auch in effektiver Weise deren Akkulturation
1358
. Derartige Gruppen stellen jenen 
längerfristigen und persönlichen Kontakt zwischen den Kooperationspartnern her, den eine 
solch kulturelle Annäherung gebietet.  
Die persönliche Anwesenheit der Lernpartner in den Gruppen offeriert den lernenden Indivi-
duen die Möglichkeit des direkten Austausches. So können etwa inhaltliche Fragen hinsichtli-
ch einer konkreten Handlung unmittelbar an die Person gerichtet werden, die diese Handlung 
ausgeführt oder geschildert hat
1359
. Das Verständnis für die betreffende Handlung wird auf 
diese Weise gefördert und die Bewertung sowie gegebenenfalls die Übernahme der jeweiligen 
Verhaltensweise erleichtert
1360
. PEITZ bezeichnet den Vorgang, bei dem eine Fähigkeit durch 
die Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern erworben wird, als „learning by in-
teracting“1361.  
Im Zuge der in den Lerngruppen ablaufenden Interaktionen haben die Beteiligten die Gele-
genheit, die Verhaltensweisen der jeweils anderen Kooperationspartner zu bewerten und sich 
die als relativ überlegen eingeschätzten Verhaltensweisen zu eigen zu machen
1362
. Durch die 
Verlagerung des Akkulturationsprozesses auf die Ebene des langfristigen Beziehungsnetz-
werks ist zudem die Möglichkeit gegeben, gemeinsam neue Kulturelemente, insbesondere 
neue Normen, zu entwickeln, und auf diese Weise eine innovative Kultur in Form der bereits 
vorgestellten new familiy
1363
 zu schaffen. Entsprechend ihrem Vermögen, zur Ausbildung 
                                                          
1357  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.5. 
1358  LÜBCKE/AHRENS führen dazu aus, dass aus den diversen Interpretationsmustern, welche die Mitglieder 
einer Community of Practice aufgrund ihrer unterschiedlichen Unternehmenskulturen in die Gemein-
schaft einbringen, durch die Arbeit in der Community ein gemeinsames Interpretationsmuster gebildet 
werden kann. Vgl. LÜBCKE/AHRENS (2003), S. 6. 
1359  NOHRIA/ECCLES stellen dazu fest, dass der persönliche Kontakt zwischen Individuen „offers an unusual 
capacity for interruption, repair, feedback and learning“ [NOHRIA/ECCLES (1998), S. 293]. 
1360  Vgl. HELLELOID/SIMONIN (1994), S. 224. 
1361  PEITZ (2002), S. 247. 
1362  Dieses Vorgehen entspricht der Ansicht von REIß, nach der die Kultur virtueller Unternehmen insbeson-
dere durch Kulturimporte, d. h. durch die Übernahme bereits vorhandener Kulturelemente geschaffen 
wird. Vgl. REIß (2006), S. 69. Ähnlich konstatiert auch schon FISCHER, dass virtuelle Unternehmen auf 
die Bereitstellung vorgefertigter Prinzipien angwiesen seien. Vgl. FISCHER (1997), S. 18. Allerdings loka-
lisieren sowohl REIß als auch FISCHER die dermaßen beschriebene Kulturentwicklung auf der kurzfristi-
gen Ebene der virtuellen Unternehmen. Dabei berücksichtigen die beiden Verfasser nicht, dass selbst die 
Übernahme gegebener Normen einen längeren Zeitraum in Anspruch nimmt, als ihn die virtuellen Unter-
nehmen zur Verfügung stellen können, weil die Integration neuer Normen in das „kulturelle Repertoire“ 
eines Individuums die Ausbildung einer Fähigkeit verlangt und damit einen Lernprozess bedingt, der die 
wiederholte Ausführung der mit den neuen Normen verbundenen Verhaltensweisen erfordert. Vgl. dazu 
Kapitel 4.2.1. 
1363  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
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neuer Kulturelemente beizutragen, bezeichnen BROWN/DUGUID Gemeinschaften wie die hier 
vorgeschlagenen Lerngruppen als „‚communities of interpretationʼ“1364, denn „it is through 
the continual development of these communities that the shared means for interpreting com-
plex activity get formed, transformed, and transmitted“1365. Die in den Communities of Prac-
tice auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks erworbene Akkulturationsfähigkeit 
kann – analog zu der bereits behandelten Vertrauensfähigkeit1366 – in die diversen virtuellen 
Unternehmen importiert werden
1367
. 
Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, Lerngruppen eigens mit dem Zweck der Beziehungs-
bildung der Lernpartner zu initiieren
1368
 und damit eine kulturelle Annäherung der Gruppen-
mitglieder zu forcieren
1369
. Im vorliegenden Kontext bietet sich jedoch eine andere Vorge-
hensweise an. Lerngruppen wurden bereits an einer früheren Stelle der vorliegenden Arbeit 
thematisiert. Im Rahmen der Ausführungen zur Entwicklung von Vertrauensfähigkeit wurde 
die Schaffung von Lerngruppen vorgeschlagen, um den Wissensaustausch zwischen den Koo-
perationspartnern zu routinisieren und damit die für die Entwicklung von Vertrauensfähigkeit 
notwendige generalisierte Reziprozität zu etablieren
1370
. Werden gemäß dieser Empfehlung 
Lerngruppen zur Routinisierung des Wissenstransfers initiiert, so liegt es nahe, die etablierten 
Lerngruppen parallel für die Ausbildung der Akkulturationsfähigkeit der Kooperationspartner 
zu nutzen. Als Gegenstand der Communities of Practice bietet sich die gemeinschaftliche Be-
arbeitung von Problemstellungen an, die im Verlauf der Zusammenarbeit in den bereits 
durchgeführten virtuellen Unternehmen aufgetreten sind, denn – so argumentiert HILLIG – 
eine gemeinsame Kultur kann durch Kommunikationsprozesse ausgebildet werden, in deren 
Zuge gemeinsam Problemlösungsstrategien entwickelt und implementiert werden
1371
. 
Als problematisch erweist sich im Kontext virtueller Unternehmen die von REDFIELD/LINTON/ 
HERSKOVITZ im Hinblick auf eine Akkulturation geforderte kontinuierliche Interaktion von 
Individuen. Lerngruppen, deren Mitglieder in bestimmten zeitlichen Abständen zusammen-
treffen, können den ständigen Kontakt von Personen nicht vollständig ersetzen. Um dem Er-
fordernis der Kontinuität so weit wie möglich Rechnung zu tragen, ist es ratsam, die vorge-
stellten Lerngruppen zumindest regelmäßig und in relativ kurzen Zeitabständen tagen zu las-
sen.  
Die notwendige persönliche Teilnahme an den bezeichneten Communities wirft ebenfalls 
Probleme auf. Die regelmäßig zu findende räumliche Verteilung der Teilnehmer virtueller 
Unternehmen und damit auch der Mitglieder des langfristigen Beziehungsnetzwerks steht 
dem Erfordernis regelmäßiger persönlicher Kontakte entgegen. Insofern ist der Einsatz der 
                                                          
1364  BROWN/DUGUID (1991), S. 47; Anführungszeichen im Original. 
1365  BROWN/DUGUID (1991), S. 47. 
1366  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.5. 
1367  Entsprechend dem Importcharakter der Akkulturationsfähigkeit wird im Folgenden auch von der Einfüh-
rung von Akkulturationsfähigkeit in die virtuellen Unternehmen gesprochen. 
1368  Vgl. SCHEIN (2004), S. 64. 
1369  Vgl. SCHEIN (2004), S. 65. 
1370  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.5. 
1371  Vgl. HILLIG (1997), S. 198. 
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geschilderten Lerngruppen vorwiegend im Kontext virtueller Unternehmen möglich, die sich 
in bestimmten geographischen Räumen bewegen, d. h. die regional beschränkt sind
1372
. 
Letztlich fördern Communities of Practice durch die in ihrem Rahmen stattfindenden Interak-
tionen der Kooperationspartner deren kulturelle Annäherung und in der Folge den für virtuelle 
Unternehmen essenziellen Wissensaustausch: „The intimate and frequent interactions be-
tween the […] partners enable the development of a common language and a shared mental 
model, thus assisting the smooth exchange and effective integration of complementary re-
sources, information, and knowledge”1373. 
Die Zusammenarbeit in Communities of Practice wird ausführlich in einem gesonderten Kapi-
tel erläutert, wobei insbesondere auch auf die Ausbildung der Akkulturationsfähigkeit der 
Mitglieder virtueller Unternehmen eingegangen wird
1374
.  
 
5.5.3  Einfluss der Akkulturationsfähigkeit auf die übrigen organisationalen  
Beziehungsfähigkeiten 
5.5.3.1 Einfluss der Akkulturationsfähigkeit auf die Vertrauensfähigkeit
1375
 
Gemeinsame Werte können eine Grundlage für die Ausbildung gegenseitigen Vertrauens 
schaffen
1376
, weil sie die Vertrauenswürdigkeit des potenziellen Vertrauensempfängers erhö-
hen
1377
. Die Kenntnis der geteilten Werthaltungen nährt die Erwartung eines Vertrauensge-
bers, dass sich ein Vertrauensempfänger in einer spezfischen Situation in einer bestimmten 
Weise – nämlich in einer Weise, die den gemeinsamen Werten entspricht – verhalten wird1378. 
Eine gemeinsame Kultur von Vertrauensgeber und Vertrauensempfänger wirkt sich also inso-
fern unterstützend auf die Entwicklung gegenseitigen Vertrauens aus, als Kultur die Entwick-
lung stabiler Verhaltensmuster fördert
1379
 und damit begründete Verhaltenserwartungen 
schafft
1380
. Akkulturationsfähigkeit als das Vermögen der Kooperationspartner, eine gemein-
same Kultur zu schaffen, macht folglich das Verhalten der Kooperationspartner berechenbar. 
Die im Rahmen des Vertrauens zu bildenden Verhaltenserwartungen richten sich auf ein 
                                                          
1372  Auch die Entwicklung situationsbasierten Vertrauens stellt die Bedingung der räumlichen Beschränkung. 
Vgl. Kapitel 5.4.6.3.1.  
1373  WU (2008), S. 129. 
1374  Vgl. Kapitel 7. 
1375  Zur Vertrauensfähigkeit vgl. Kapitel 5.4. 
1376  Vgl. CHILD/FAULKNER (1998), S. 49, sowie auch FREILING/FICHTNER (2010), S. 153.  
1377  Vgl. VAARA/SARALA/STAHL/BJÖRKMAN (2012), S. 4, sowie ähnlich MAYER/DAVIS/SCHOORMAN (1995), 
S. 720. Zum Begriff der Vertrauenswürdigkeit vgl. Kapitel 5.4.6.1. 
1378  Dazu stellt HOFSTEDE fest, dass „the more accurately we know a person’s mental programming […], the 
more sure our prediction will be” [HOFSTEDE (2001), S. 2]. Zur Kultur als mental programming vgl. Ka-
pitel 5.5.2.1.  
1379  Vgl. VOGT (1997), S. 130. 
1380  Vgl. VOGT (1997), S. 131. Die vertrauensfördernde Wirkung von Kultur, die auf der Stabilisierung von 
Verhaltensweisen basiert, tritt sogar im Falle unterschiedlicher Kulturen auf, sofern den betrachteten Indi-
viduen die konstanten Verhaltensweisen ihres jeweiligen Gegenübers bekannt sind und sie damit Erwar-
tungen hinsichtlich seiner künftigen Handlungen bilden können. Vgl. VOGT (1997), S. 131. In diesem Fall 
müssen die den Verhaltensweisen zugrunde liegenden Werte weder geteilt noch den betrachteten Indivi-
duen auch nur bekannt sein.  
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wohlwollendes Verhalten des jeweiligen Vertrauensempfängers, denn gemeinsame Werte 
„erase the possibility of opportunistic behavior“1381. Akkulturationsfähigkeit nährt in der Kon-
sequenz die Erwartung benevolenten Verhaltens, welches einen wesentlichen Teil der Ver-
trauenswürdigkeit einer Person darstellt. Die beschriebenen Aspekte führen zu dem Schluss, 
dass die an einer Unternehmenskooperation beteiligten Personen durch die Schaffung einer 
Kooperationskultur die Entwicklung der Vertrauensfähigkeit
1382
 in der Kooperation fördern 
können. Die Akkulturationsfähigkeit der Kooperationspartner als deren Vermögen, eine sol-
che Kooperationskultur zu entwickeln, wirkt sich somit positiv auf die Entwicklung der Ver-
trauensfähigkeit aus. 
Die Existenz von Vertrauensfähigkeit in den hier betrachteten virtuellen Unternehmen wird 
weitgehend auf die in dieser Kooperation geltende generalisierte Reziprozität
1383
 zurückge-
führt. Generalisierte Reziprozität nimmt hier die Stellung einer wertekonformen Norm ein. 
Der Einfluss der Kooperationskultur auf die Entwicklung der Vertrauensfähigkeit der Koope-
rationspartner zeigt sich insbesondere in dieser Norm. DAS/TENG schreiben bereits der bloßen 
Existenz einer gemeinsamen Kultur eine reziprozitätsfördernde Wirkung zu, wenn sie feststel-
len, dass die Makrokultur „facilitates generalized reciprocity […]. Since member firms share 
a common understanding of constellation objectives, they will be more confident that their 
contributions will be reciprocated in a way that advances the collective interests of the 
firms”1384. Allerdings kann die generalisierte Reziprozität verstärkt unterstützt werden, wenn 
sich diese Form der Reziprozität explizit, nämlich als Norm, in der gemeinsamen Kultur eta-
bliert. An früherer Stelle wurde bereits ausführlich erläutert, wie sich im Zuge einer Routini-
sierung von Handlungen eine mit diesen Handlungen korrespondierende Norm entwickeln 
kann
1385
. 
Im vorliegenden Kontext virtueller Unternehmen kann also eine gemeinsame Kultur der Koo-
perationspartner, welche die Norm der generalisierten Reziprozität umfasst, die Entwicklung 
von Vertrauensfähigkeit begünstigen, indem sie die Erwartung der Netzwerkmitglieder nährt, 
für einen von ihnen durchgeführten Wissenstransfer in einem virtuellen Unternehmen mit 
einem ebensolchen Transfer entlohnt zu werden.  
5.5.3.2 Einfluss der Akkulturationsfähigkeit auf die Selbstorganisationsfähigkeit
1386
 
Die Akkulturationsfähigkeit der hier betrachteten Kooperationspartner unterstützt deren Ver-
mögen zu lernen. Selbstorganisation stellt einen Lernprozess dar
1387
. Insofern versetzt die Ak-
kulturationsfähigkeit die Kooperationspartner in die Lage, die im Rahmen der Selbstorganisa-
tion erforderlichen Aktivitäten durchzuführen und die Selbstorganisationsfähigkeit zu erwer-
ben. 
                                                          
1381  OUCHI (1980), S. 138. 
1382  Zur Vertrauensfähigkeit vgl. Kapitel 5.4. 
1383  Vgl. Kapitel 5.4.4. 
1384  DAS/TENG (2002), S. 450. 
1385  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.3. 
1386  Zur Selbstorganisationsfähigkeit vgl. Kapitel 5.6. 
1387  Vgl. Kapitel 5.6.4. 
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Verantwortlich für die positive Wirkung der Akkulturationsfähigkeit auf die Selbstorganisati-
onsfähigkeit ist insbesondere der Einfluss einer gemeinsamen Kultur auf die Kommunikation 
der Kooperationspartner
1388
. Gemeinsame Werte und Normen fördern die Fähigkeit der 
Selbstorganisation, indem sie die Kommunikation der Kooperationspartner im Rahmen eines 
Entscheidungsfindungsprozesses erleichtern
1389
.  
Der Kultur kommt weiterhin eine Koordinationsfunktion zu
1390
, welche die im Rahmen der 
Selbstorganisation nötige Abstimmung der Kooperationspartner unterstützt
1391
. “[W]hen the 
task is coordinative, involving elaborate interaction among group members, diversity of val-
ues will tend to be negatively related to group effectiveness. In such a task situation, fluid and 
reliable coordination is required; debates or tensions over why or how the group is approach-
ing the task – which will tend to occur when values vary – will be counter-productive”1392. 
Dieser Einschätzung von HAMBRICK/DAVISON/SNELL/SNOW folgend, führt KIESER aus, dass 
nur Personen, die über gemeinsame Regeln verfügen, in der Lage wären, ihre Handlungen 
aufeinander abzustimmen
1393
. Kultur homogenisiert das Verhalten
1394
 der Kulturangehörigen 
durch die Vorgabe von Verhaltensrichtungen
1395
 und übt insofern eine koordinierende Funkti-
on aus. Dementsprechend stellen auch JONES/HESTERLY/BORGATTI fest, dass „macroculture 
coordinates interdependent activities among independent entities so that complex tasks may 
be completed”1396. Die Akkulturationsfähigkeit der hier betrachteten Kooperationspartner 
unterstützt somit auch deren Koordinationsfähigkeit im Rahmen der Selbstorganisation. 
Schließlich dienen Werte und Normen als Orientierungshilfe bei der Entscheidungsfindung, 
welche Gegenstand der Selbstorganisation ist. Selbstorganisierenden Gruppen wird die Eigen-
schaft der Selbstreferenz zugeschrieben
1397
. Diese Reflexion
1398
 von Handlungen umfasst die 
Bewertung der Verhaltensweisen des jeweiligen Individuums und erfordert somit die Existenz 
von Werten
1399
. Auf der Basis dieser Werte werden die „richtigen“ Handlungen, d. h. die 
Handlungen, die eine Konformität zu den Werten des betreffenden Individuums aufweisen, 
selektiert.  
 
                                                          
1388  Vgl. Kapitel 5.5.2.2.1. 
1389  Vgl. STÜDLEIN (1997), S. 362. Vgl. dazu weiterhin auch BENKHOFF/HOTH (2011), S. 133, welche in der 
Umkehrung feststellen, dass unterschiedliche Werte und Normen zu Störungen der Kommunikation in 
virtuellen Unternehmen führen. 
1390  Vgl. VOGT (1997), S. 119. 
1391  Den positiven Einfluss ähnlicher oder kompatibler Einstellungen auf die Koordination innerhalb einer 
Gruppe unterstreichen auch SUMMERS/HUMPHREY/FERRIS (2012), S. 319. 
1392  HAMBRICK/DAVISON/SNELL/SNOW (1998), S. 197. 
1393  Vgl. KIESER (1994), S. 221. 
1394  Vgl. VOGT (1997), S. 118. 
1395  Vgl. VOGT (1997), S. 130. 
1396  JONES/HESTERLY/BORGATTI (1997), S. 929. 
1397  Vgl. PROBST (1987), S. 79-81, sowie auch WOLF (1999), S. 251. Zu einer Erläuterung des Begriffs Selbst-
referenz vgl. Kapitel 5.6.4. 
1398  Selbstreferenz und Reflexion werden hier in derselben Bedeutung benutzt, weil für die Belange der vor-
liegenden Arbeit keine inhaltliche Unterscheidung erforderlich ist. Zu einer differenzierten Betrachtung 
dieser Begriffe vgl. KASPER (1991), S. 9-16. 
1399  Vgl. GESSLER (2010), S. 275. 
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5.6 Selbstorganisationsfähigkeit 
5.6.1 Einführung in die Thematik der Selbstorganisationsfähigkeit 
Nachdem mit der Vertrauensfähigkeit und der Akkulturationsfähigkeit organisationale Bezie-
hungsfähigkeiten thematisiert wurden, die der Vorbereitung der in virtuellen Unternehmen an-
gestrebten Nutzung gebündelter Kompetenzen dienen, wird im vorliegenden Kapitel mit der 
Selbstorganisationsfähigkeit eine Fähigkeit aufgegriffen, die hinsichtlich des Vollzugs der 
Nutzung gebündelter Kompetenzen unabdingbar ist. 
Der Terminus „Organisation“ wird in der wissenschaftlichen Literatur mit verschiedenen In-
halten gefüllt. In der instrumentellen Begriffsauffassung wird Organisation als Instrument zur 
Steuerung des Leistungsprozesses in einem Unternehmen gesehen
1400
. In seiner institutionel-
len Deutung beschreibt der Begriff der Organisation ein zielgerichtetes soziales System
1401
.  
Wie eingangs mit dem Hinweis auf die zu vollziehende Kompetenzbündelung bereits ange-
deutet, zielt die Selbstorganisationsfähigkeit nicht auf den institutionellen Organisationsbe-
griff. Vielmehr ist das Konstrukt der Selbstorganisation dem instrumentellen Organisationsbe-
griff zuzuordnen. Selbstorganisation umfasst die Tätigkeit des Organisierens, die zur Steue-
rung des Leistungsprozesses – im vorliegenden Fall: zur Steuerung des Kompetenzbünde-
lungsprozesses – notwendig ist.  
 
5.6.2 Gegenstand der Selbstorganisationsfähigkeit 
Das Erfordernis des Organisierens tritt in Unternehmen auf, wenn eine Aufgabe arbeitsteilig 
und zielgerichtet erfüllt werden soll
1402
. Im Rahmen der Arbeitsteilung wird eine Aufgaben-
stellung in Teilaufgaben zerlegt. Mit der Segmentierung werden Spezialisierungsart und Spe-
zialisierungsintensität festgelegt
1403
. Aus der arbeitsteiligen Struktur ergibt sich die Notwen-
digkeit der Koordination
1404
. Der Gegenstand der Koordination besteht darin, die durch die 
Arbeitsteilung entstandenen Teilaufgaben den einzelnen Mitarbeitern zuzuordnen, d. h. die 
Art der Tätigkeiten sowie den Zeitpunkt ihrer Ausführung zu bestimmen
1405
. Da die Aufgaben 
in der Weise zu verteilen sind, dass aus ihrer Ausführung eine Gesamtleistung entsteht, hat 
die Koordination einen integrativen Charakter
1406
. Segmentierung und Integration sind derart 
vorzunehmen, dass die Realisierung der Zielsetzungen des Unternehmens gewährleistet 
wird
1407
. Arbeitsteilung und Koordination stellen „organisatorische Grundprinzip[ien]“1408 dar. 
Abb. 34 verdeutlicht den Gegenstand der Organisation. 
                                                          
1400  Vgl. SCHREYÖGG (2008), S. 5. 
1401  Vgl. BÜHNER (2004), S. 4. 
1402  Vgl. BÜHNER (2004), S. 5. 
1403  Vgl. SPECHT/KAHMANN (2000), S. 58. 
1404  Vgl. STAEHLE (1999), S. 555.  
1405  Vgl. KIESER/WALGENBACH (2010), S. 93-94. 
1406  Vgl. ähnlich STAEHLE (1999), S. 556.  
1407  Vgl. STAEHLE (1999), S. 555. Auf den zielorientierten Charakter der Organisation verweist auch NOLTE 
(1998), S. 34. 
1408  KIESER/WALGENBACH (2010), S. 94. 
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Abb. 34: Gegenstand der Organisation
1409
 
Die Aufgabe der Organisation wird nicht zwangsläufig von den Personen wahrgenommen, die 
von der jeweiligen Problemstellung unmittelbar tangiert werden. Vielmehr werden Organisa-
tionsprobleme in der Regel zusammengefasst und auf einer den betroffenen Mitarbeitern 
übergeordneten Verantwortungsebene gelöst. Dazu werden umfassende Problemstellungen 
auf einer höheren Ebene in Teilprobleme gegliedert, die zur Bearbeitung an die Mitarbeiter 
der nachgeordneten Ebene delegiert werden
1410
. Diese auf  einer Personenhierarchie beruhen-
de Form der Organisation
1411
 wird als Fremdorganisation bezeichnet
1412
.  
Im Gegensatz zur Fremdorganisation, bei der die von einem Organisationsproblem berührten 
Mitarbeiter nicht in das Lösungsverfahren einbezogen werden, erbringen die Betroffenen im 
Fall der Selbstorganisation die Organisationsleistung selbst
1413
. Ein Problem, das sich auf 
Mitarbeiter verschiedener Organisationseinheiten erstreckt, wird durch den Vorgesetzten die-
ser Mitarbeiter zur Entscheidung an die Gruppe der betroffenen Mitarbeiter delegiert
1414
. Die 
gegebene Problemstellung wird von der Gruppe gemeinsam mit Hilfe von Verhandlungen ge-
löst.  
Die Selbstorganisationsfähigkeit kann unter den zuvor genannten Aspekten wie folgt definiert 
werden: 
 
 
 
 
 
 
                                                          
1409  Quelle: eigene Darstellung. 
1410  Vgl. KIESER/WALGENBACH (2010), S. 95. 
1411  Vgl. KIESER/WALGENBACH (2010), S. 201. 
1412  Vgl. STAEHLE (1999), S. 558. 
1413  Vgl. zur Selbstabstimmung als Teil der Selbstorganisation SCHULTE-ZURHAUSEN (2010), S. 235. 
1414  Vgl. JOST (2009), S. 350. 
Organisation 
Arbeitsteilung 
Zerlegung einer Aufgabe in 
Teilaufgaben 
Koordination 
integrative Zuordnung der 
Teilaufgaben zu den 
Mitarbeitern 
Selbstorganisationsfähigkeit umfasst das Vermögen der Mitarbeiter eines Unterneh-
mens, unter Berücksichtigung der Zielsetzungen des Unternehmens eine Aufgabenstel-
lung in Teilaufgaben zu segmentieren und die Ausführung dieser Teilaufgaben zu koor-
dinieren. Die Organisation erfolgt mit Hilfe von Verhandlungen innerhalb der Gruppe 
der betroffenen Mitarbeiter ohne die Einflussnahme einer übergeordneten Instanz.  
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5.6.3  Selbstorganisationsfähigkeit in virtuellen Unternehmen – Realisierung der  
strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen 
Im Hinblick auf die hier betrachteten virtuellen Unternehmen kommt einer Gruppe von Ent-
scheidungsproblemen eine zentrale Bedeutung zu. Dabei handelt es sich um die Problematik 
der Aufgabenverteilung im Rahmen einer Auftragsbearbeitung. Virtuelle Unternehmen bün-
deln die Kompetenzen ihrer Mitglieder, um einen konkreten Kundenauftrag zu bearbeiten. 
Die Nutzung gebündelter Kompetenzen für die gemeinsame Auftragsbearbeitung erfordert 
zunächst die Segmentierung der Gesamtaufgabe, die durch den Kundenauftrag vorgegeben 
wird, in Teilaufgaben. Anschließend erfolgt die Koordination der zuvor festgelegten Teilauf-
gaben, d. h. die Zuordnung der Aufgabensegmente zu den für die Ausführung bestimmten 
Kooperationspartnern. Als Organisationskriterium oberster Priorität gilt die Zielsetzung virtu-
eller Unternehmen, Kundenaufträge gemäß den Kundenpräferenzen, d. h. kundennah, zu er-
füllen
1415
. Da die Einhaltung des Kriteriums der Kundennähe auf der Möglichkeit virtueller 
Unternehmen beruht, auf verschiedene Kompetenzen zuzugreifen und diese bedarfsgerecht zu 
kombinieren, stellen die Segmentierung der Gesamtaufgabe sowie die Koordination der zu 
bearbeitenden Teilaufgaben nach Maßgabe der Kompetenzen der Kooperationspartner die 
Konkretisierung des genannten Organisationskriteriums dar
1416
.  
Als Betroffene im Sinne der in Kapitel 5.6.2 dargelegten Definition der Selbstorganisation 
gelten im vorliegenden Kontext jene Mitglieder des langfristigen Beziehungsnetzwerks, die 
ein virtuelles Unternehmen zwecks Bearbeitung eines konkreten Kundenauftrags gründen. 
Die Fähigkeit der Mitglieder virtueller Unternehmen, sich selbst zu organisieren, stellt ein 
konstituierendes Merkmal dieser Kooperationsform dar
1417
. Die Selbstorganisationsfähigkeit 
dient insbesondere dazu, die Realisierung der strategischen Flexibilität und damit die Schaf-
fung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile zu unterstützen
1418
. Im Gegensatz zu Vertrauensfähig-
keit und Akkulturationsfähigkeit, welche das zwecks Kompetenzbündelung nötige Lernen der 
Kooperationspartner sicherstellen und damit das Ausmaß der Nutzung des Handlungsspiel-
raums virtueller Unternehmen determinieren, bestimmt die Selbstorganisationsfähigkeit über 
die Handlungsgeschwindigkeit der Kooperationspartner bei der Nutzung ihrer Kompetenzen. 
Sofern die Kooperationsmitglieder ihre Selbstorganisationsfähigkeit genügend ausgebildet 
haben, ermöglicht ihnen diese Fähigkeit eine – im Vergleich zur Konkurrenz – schnelle Nut-
zung der Kompetenzen. 
                                                          
1415  Vgl. Kapitel 2.2. 
1416  Vgl. zur Segmentierung SPECHT/KAHMANN (2000), S. 63, sowie zur Distribution STEVEN (1999), S. 254. 
Die Verteilung der Teilaufgaben auf die einzelnen Kooperationspartner erfolgt präzise nicht nur entspre-
chend den vorhandenen Kompetenzen, sondern hat auch die Kapazitäten der an der Kooperation beteilig-
ten Unternehmen zu berücksichtigen. Vgl. SCHUH/EISEN/DIERKES (2000), S. 70. Die Frage der Kapazitä-
ten ist jedoch nicht Gegenstand der vorliegenden Arbeit, da sie keinen unmittelbaren Bezug zu den hier 
behandelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten aufweist.  
1417  Vgl. Kapitel 2.2. HILB spricht in diesem Zusammenhang auch von der Fähigkeit des „Selbst-Manage-
ments von Humanressourcen in virtuellen Organisationen“ [HILB (1997), S. 84]. 
1418  Ähnlich stellt KÖSZEGI (2001), S. 27, fest, dass durch die Selbstorganisation die Flexibilität virtueller 
Unternehmen gesichert werde.  
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Die Selbstorganisationsfähigkeit der Mitglieder virtueller Unternehmen wird unter Berück-
sichtigung der vorangegangenen Ausführungen wie folgt definiert: 
 
 
 
 
 
 
Die Selbstorganisationsfähigkeit der Mitglieder virtueller Unternehmen trägt im zuvor darge-
legten Verständnis dazu bei, die strategische Flexibilität virtueller Unternehmen zu realisie-
ren. Während Vertrauensfähigkeit und Akkulturationsfähigkeit das zum Zwecke der Kom-
petenzbündelung erforderliche wechselseitige Lernen der Kooperationspartner fördern und 
demzufolge die Kompetenznutzung vorbereiten, richtet sich die Selbstorganisationsfähigkeit 
direkt auf den Prozess der Kompetenznutzung. Die Fähigkeit, einen Kundenauftrag zu unter-
teilen und die Ausführung der entstandenen Teilaufgaben dergestalt zu koordinieren, dass der 
Kundenauftrag gemäß den Anforderungen des Kunden erfüllt wird, stellt die finale or-
ganisationale Beziehungsfähigkeit dar, die die Mitglieder virtueller Unternehmen benötigen, 
um die oberste Zielsetzung dieser Kooperationsform – die Schaffung nachhaltiger Wettbe-
werbsvorteile – zu realisieren. 
5.6.4 Selbstorganisation als Lernprozess 
Die positive Wirkung der Vertrauensfähigkeit und der Akkulturationsfähigkeit auf das wech-
selseitige Lernen der Mitglieder virtueller Unternehmen wurde bereits ausführlich erläu-
tert
1419
. Bei dem Vermögen der beiden Fähigkeiten, Lernprozesse in virtuellen Unternehmen 
zu fördern, handelt es sich jeweils um eine Eigenschaft der Vertrauensfähigkeit und der Ak-
kulturationsfähigkeit, die einen maßgeblichen Einfluss auf die Realisierung der strategischen 
Flexibilität virtueller Unternehmen
1420
 ausübt. Dagegen steht die Beziehung der Selbst-
organisationsfähigkeit zum Lernen in virtuellen Unternehmen nicht im Vordergrund der Be-
trachtungen dieser Arbeit, weil sich die Selbstorganisationsfähigkeit, anders als Vertrauens-
fähigkeit und Akkulturationsfähigkeit, nicht auf einer der Kompetenznutzung vorgeordneten 
Ebene bewegt, sondern unmittelbar auf den Nutzungsprozess gerichtet ist. Allerdings weist 
auch die Selbstorganisation eine Verbindung zum Lernen auf, die im Folgenden – insbe-
sondere wegen ihrer Relevanz für die strategische Bewertung der Selbstorganisationsfähig-
keit
1421
 – erläutert wird. 
                                                          
1419  Vgl. Kapitel 5.4.5 zur Vertrauensfähigkeit und Kapitel 5.5.2.2 zur Akkulturationsfähigkeit. 
1420  Vgl. Kapitel 2.4.2. 
1421  Zur strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten vgl. Kapitel 6.  
Selbstorganisationsfähigkeit in virtuellen Unternehmen bezeichnet das Vermögen der 
Kooperationsmitglieder, nach Maßgabe der Kompetenzen der Kooperationspartner ei-
nen zu bearbeitenden Kundenauftrag in Teilaufgaben zu segmentieren und diese Teil-
aufgaben den Mitgliedern des virtuellen Unternehmens derart zuzuordnen, dass der 
Kundenauftrag mit Hilfe der durch das wechselseitige Lernen geschaffenen gemeinsa-
men Kompetenzen erfüllt werden kann. 
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In der wissenschaftlichen Diskussion finden sich konträre Aussagen hinsichtlich der Bezie-
hung der Selbstorganisation zum Lernen. PROBST argumentiert, dass die Interaktion von Re-
dundanz
1422
 und Selbstreferenz
1423
, zweier charakteristischer Eigenschaften selbstorganisie-
render Gruppen
1424
, eine Quelle für Lernprozesse und Innovationen darstelle
1425
 und führt 
weiter aus, dass Lernen nur in einem selbstorganisierenden System möglich sei
1426
. Demnach 
sieht PROBST die Selbstorganisation als Voraussetzung des Lernens an. GESSLER vertritt hin-
gegen die Ansicht, dass eine Organisation, welche das Prinzip der Selbstorganisation imple-
mentieren wolle, zunächst Lernprozesse durchführen müsse, um die für die Selbstorganisation 
nötigen Kontextbedingungen, insbesondere die Regel der Rekursivität
1427
, zu implementie-
ren
1428
. Damit nimmt GESSLER eine der Auffassung PROBSTS entgegengerichtete Position ein. 
GESSLER betrachtet Lernen als Voraussetzung der Selbstorganisation
1429
.  
Einen ersten Hinweis auf das Verhältnis zwischen Selbtsorganisation und Lernen liefert die 
von PROBST festgestellte Selbstreferenz selbstorganisierender Gruppen. Selbstreferenz stellt 
eine Eigenschaft von Systemen dar, die keine linearen Kausalitäten aufweisen. Systeme, die 
nach dem Prinzip linearer Kausalitäten arbeiten, beinhalten einfache Ursache-Wirkungs-Ket-
ten
1430
, d. h. sie transformieren einen bestimmten Input nach den Regeln einer festgelegten 
Prozedur in den gewünschten Output
1431
. Das Verhalten derartiger Systeme ist somit prognos-
tizierbar. Dagegen sind Systeme, denen keine linearen Kausalitäten zugrunde liegen, durch 
die Rekursivität ihrer Elemente charakterisiert
1432
. Das bedeutet, dass jedes Verhalten des 
Systems eine Rückwirkung auf das System ausübt und als Ausgangspunkt weiteren Verhal-
tens dient
1433
. Bezogen auf menschliches Verhalten kann eine solche Reflexion beispielsweise 
Fragen nach dem Sinn der aktuellen Handlung und der Notwendigkeit weiterer Handlungen 
aufwerfen
1434
. In Abhängigkeit von dem Resultat dieser Reflexion – im angeführten Beispiel: 
der Beantwortung der Fragen nach Sinn und Notwendigkeit von Handlungen – gestalten Sys-
teme ohne lineare Kausalitäten ihre nächste Handlung und damit letztlich auch den Output 
ihrer Operation. Die Reflexion von Handlungen und die Ausrichtung des künftigen Verhal-
tens in vergleichbaren Situationen an dem Resultat dieser Reflexion ist aber gerade der Ge-
                                                          
1422  Zur Redundanz selbstorganisierender Systeme vgl. im Einzelnen PROBST (1987), S. 81-83. 
1423  Zur Selbstreferenz selbstorganisierender Systeme vgl. im Einzelnen PROBST (1987), S. 79-81. 
1424  Vgl. PROBST (1987), S. 62. 
1425  Vgl. PROBST (1987), S. 81. 
1426  Vgl. PROBST (1987), S. 84. 
1427  Damit verweist GESSLER auf die von PROBST angeführte Selbstreferenz selbstorganisierender Gruppen. 
1428  Vgl. GESSLER (2010), S. 274. 
1429  Zu den Gebieten der Selbstorganisation zählt GESSLER insbesondere auch das selbstorganisierte Lernen. 
Vgl. GESSLER (2010), S. 274. 
1430  Vgl. GESSLER (2010), S. 274. 
1431  Zum Begriff der linearen Kausalität vgl. auch Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
1432  Vgl. GESSLER (2010), S. 275. Vgl. dazu auch die Ausführungen zur zirkulären Kausalität in Kapitel 
4.4.2.3.1.2. 
1433  Vgl. PROBST (1987), S. 79. 
1434  Vgl. GESSLER (2010), S. 275. 
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genstand des Lernens im Sinne kognitiver Lerntheorien
1435
. Dieser Zusammenhang nährt die 
Annahme, dass Selbstorganisation Lernprozesse beinhaltet. 
Die vermutete Beziehung zwischen Selbstorganisation und Lernen kann detailliert mit Hilfe 
der Ausführungen von JUNG rekonstruiert werden
1436
. JUNG zerlegt den Prozess der Selbstor-
ganisation in zwei Phasen: die Suche nach einer Problemlösung und die Implementierung der 
ausgewählten Lösung
1437
.  
 Im Rahmen der Suchphase halten die Mitglieder der selbstorganisierenden Gruppe Aus-
schau nach möglichen Lösungen für das ihnen übertragene Entscheidungsproblem. Dabei 
richtet sich ihre Suche auf Lösungsalternativen, die eine inhaltliche Nähe zu ihren bislang 
angewandten Methoden aufweisen.  
 Die Implementierungsphase ist laut JUNG häufig nicht von der Suchphase zu trennen. Der 
Grund für die Verbundenheit dieser beiden Phasen liegt in dem Suchverhalten der Grup-
penmitglieder. Die Suche nach einer für ein Entscheidungsproblem passenden Lösung ge-
staltet sich vielfach als Trial-and-error-Verfahren. Das Suchverhalten nimmt in diesem 
Fall die Gestalt des praktischen „Ausprobierens“ von Lösungsalternativen an1438. Wird 
ein erprobter Lösungsweg von der Gruppe akzeptiert, so wurde seine Implementierung 
im Rahmen der Erprobung also bereits vollzogen. 
Bei den Ausführungen JUNGS fällt wiederum – wie bei der vorangegangenen Analyse der  
Selbstreferenz selbstorganisierender Systeme – die Affinität des Verhaltens selbstorganisie-
render Gruppen zu dem im Rahmen kognitiver Lerntheorien postulierten Lernen auf. Gemäß 
den kognitiven Lerntheorien ändern Individuen ihr Verhalten aufgrund der reflektierten Aus-
wirkungen ihres Handelns in einer bestimmten, sich wiederholenden Situation. Sie lernen also 
aus ihren Erfahrungen mit bestimmten Handlungsweisen. Im Rahmen der Selbstorganisation 
erlangen Individuen derartige Erfahrungen durch das simple Ausprobieren einer Lösungsalter-
native, d. h. durch die Vornahme bestimmter Handlungen und die Wahrnehmung der Auswir-
kungen dieser Handlungen. Die anschließende Reflexion der Beobachtungen, regt im Be-
darfsfall – sofern das Handlungsergebnis nicht den Erwartungen der Gruppe entspricht – die 
Erprobung alternativer Handlungen, also die Veränderung des ursprünglichen Verhaltens, 
an
1439
. Damit weist ein Prozess der Selbstorganisation präzise die Elemente eines Lernprozes-
ses im Sinne der kognitiven Lerntheorien auf. Auch die von JUNG konstatierte thematische 
Nähe der zu erprobenden Lösungsalternativen zu bisherigen Lösungswegen
1440
 zeigt Paralle-
                                                          
1435  Vgl. Kapitel 3.3. HAISS (2000), S. 273, spricht in diesem Zusammenhang von der Selbst-Reproduktion als 
Eigenschaft lernender Systeme. 
1436  Vgl. JUNG (1985), S. 64-65. 
1437  Die Lösungssuche kann unter Berücksichtigung der Auffassung von Organisation (vgl. Kapitel 5.6.2) mit 
Überlegungen zur Art und Weise der Segmentierung der betrachteten Aufgabenstellung und der Koordi-
nation der Segmente gleichgesetzt werden. Folgerichtig bildet die Implementierung die tatsächliche An-
wendung einer der zuvor in Betracht gezogenen Lösungsmöglichkeiten ab. 
1438  Vgl. ähnlich auch BINGHAM/DAVIS (2012), S. 612. 
1439  Dabei ist es möglich, dass nicht alle, sondern nur einige Individuen in der selbstorganisierenden Gruppe 
diese Handlungen vornehmen und die übrigen Individuen ihnen zuschauen. Unter diesem Aspekt lernen 
erstere auf einer individuellen Ebene, während letztere das „Lernen am Modell“ als Ausdruck des kollek-
tiven Lernens vollziehen. Vgl. Kapitel 3.3.  
1440  Vgl. ähnlich auch KASPER (1991), S. 41. 
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len zum Lernen gemäß den kognitiven Lerntheorien. Letztere stellen ebenfalls fest, dass neues 
Wissen unter Rückgriff auf das bereits vorhandene Wissen von Individuen gebildet wird
1441
. 
Insgesamt kann somit festgestellt werden, dass es sich bei der Selbstorganisation einer Gruppe 
um einen Lernprozess handelt
1442
. In den hier betrachteten virtuellen Unternehmen beinhaltet 
dieser Lernprozess die Lösung der Aufgabe „gemeinsame Ausführung eines Kundenauftrags 
mit Hilfe gebündelter Kompetenzen“. Indem die zur Bearbeitung der Aufgabenstellung erfor-
derliche Segmentierung und Aufgabenverteilung wiederholt im Rahmen diverser Kundenauf-
träge durchgeführt werden, lernen die Kooperationspartner, sich selbst zu organisiseren, d. h. 
sie erwerben die Selbstorganisationsfähigkeit
1443
.    
5.6.5 Entwicklung der Selbstorganisationsfähigkeit 
Fähigkeiten werden im Zuge der wiederholten Ausführung der mit ihnen korrespondierenden 
Tätigkeit erworden
1444
. Daraus kann gefolgert werden, dass sich die Selbstorganisationsfähig-
keit im Zuge der Ausführung der Tätigkeit „Selbstorganisation“ entwickelt. Der Charakter der 
Selbstorganisation gibt Aufschluss über die Voraussetzungen, die mit dem Erwerb der Selbst-
organisation verbunden sind. Wenn Selbstorganisation einen Lernprozess darstellt
1445
, dann 
ist die Selbstorganisationsfähigkeit identisch mit der Absorptionsfähigkeit
1446
 von Individu-
en
1447
. Wie bereits ausführlich dargelegt, wird das Ausmaß der Absorptionsfähigkeit eines In-
dividuums durch dessen Wissensbestand determiniert. Unter diesem Aspekt ist es notwendig, 
den hier betrachteten Kooperationspartnern Gelegenheit zur Akkumulation einschlägigen 
Wissens und zur fortlaufenden Ergänzung ihres Wissensbestands zu bieten. 
Die Selbstorganisationsfähigkeit könnte grundsätzlich im Zuge der Zusammenarbeit in den 
diversen virtuellen Unternehmen ausgebildet werden, da es sich bei der Selbstorganisation 
ohnehin um einen Lernprozess handelt. Allerdings erfordern die Entwicklung der Vertrauens-
fähigkeit und die Bildung der Akkulturationsfähigkeit die Einführung eines spezifischen Kon-
strukts, das ebenfalls für die Ausbildung der Selbstorganisationsfähigkeit genutzt werden 
kann. Dabei handelt es sich um Lerngruppen, die auf der Ebene des langfristigen Beziehungs-
netzwerks etabliert und in Form von Communities of Practice durchgeführt werden. 
Die Nutzung derartiger Wissensgemeinschaften für die Ausbildung der Selbstorganisationsfä-
higkeit bietet sich nicht nur deshalb an, weil Communities of Practice ohnehin zwecks Ent-
wicklung der Vertrauensfähigkeit und der Akkulturationsfähigkeit erforderlich sind, sondern 
insbesondere auch deshalb, weil es sich bei Communities of Practice definitionsgemäß um 
                                                          
1441  Vgl. Kapitel 3.3. 
1442  Vgl. dazu auch die Ausführungen von KASPER (1991), S. 38, der den Prozess des Organisierens als Sinn-
gebungsprozess modelliert. Unter Berücksichtigung der in Kapitel 3.3 hergeleiteten Identität von Sinnge-
bung und Lernen führt KASPERS Beitrag ebenfalls zu der Feststellung, dass Organisation – im vorliegen-
den Kontext: Selbstorganisation – einen Lernprozess darstellt. 
1443  Zum Erwerb der Selbstorganisationsfähigkeit vgl. Kapitel 5.6.  
1444  Vgl. Kapitel 4.2.1.  
1445  Vgl. Kapitel 5.6.4.  
1446  Vgl. Kapitel 4.6.3.1. 
1447  Die Entwicklung der Akkulturationsfähigkeit weist eine ähnliche Struktur auf wie die Ausbildung der 
Selbstorganisationsfähigkeit. Vgl. dazu Kapitel 5.5.2.7. 
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selbstorganisierte Gruppen handelt
1448
. Die Fähigkeit der Selbstorganisation, die im vorlie-
genden Kontext zur Nutzung der Kompetenzen der Kooperationspartner in den virtuellen Un-
ternehmen benötigt wird
1449
, kann somit durch die Etablierung der geschilderten Communities 
of Practice bereits auf einer den virtuellen Unternehmen vorgelagerten Stufe erworben und – 
ebenso wie die Vertrauensfähigkeit
1450
 und die Akkulturationsfähigkeit
1451
 – in die einzelnen 
virtuellen Unternehmen importiert werden
1452
. Da das langfristige Beziehungsnetzwerk in der 
Regel einen zeitlichen Vorlauf zu der Gründung des ersten virtuellen Unternehmens aufweist, 
dürfte damit bei der Zusammenarbeit in dem ersten virtuellen Unternehmen schon ein gewis-
ses Ausmaß an Selbstorganisationsfähigkeit bei den kooperierenden Personen vorliegen, das 
die Arbeit in dem virtuellen Unternehmen effektiv unterstützt.  
Selbstorganisation, wie sie auch in den beschriebenen Communities of Practice betrieben 
wird, benötigt allerdings ein hohes Maß an Fremdorganisation
1453
. Diese Fremdorganisation 
ist formeller Natur und bezieht sich auf die Gestaltung der Rahmenbedingungen von selbstor-
ganisierten Gruppen
1454
, im vorliegenden Fall also auf die Gestaltung der Communities of 
Practice. Eine ausführliche Darstellung von Communities of Practice im Kontext virtueller 
Unternehmen, insbesondere auch im Hinblick auf deren Gestaltung zur Ausbildung der 
Selbstorganisationsfähigkeit, findet sich in Kapitel 7. 
 
5.6.6 Einfluss auf die übrigen organisationalen Beziehungsfähigkeiten 
5.6.6.1 Einfluss der Selbstorganisationsfähigkeit auf die Vertrauensfähigkeit 
Im Zuge der Selbstorganisation einer Gruppe können verschiedene Faktoren auftreten, die be-
reits an früherer Stelle als vertrauensbildende Aspekte erkannt wurden. So bedingen die Pro-
zesse der gemeinsamen Lösungsfindung eine enge Zusammenarbeit der Kooperationspartner 
und schaffen damit zahlreiche Gelegenheiten, um wechselseitig positive Erfahrungen zu sam-
meln
1455
. Derartige Erfahrungen beziehen sich auf die Zuverlässigkeit der Kooperationspart-
ner. Führen die Kooperationspartner die ihnen  übertragenen Aufgaben in der von ihnen zuge-
sagten Zeit sachlich korrekt aus, so erweisen sie sich gegenüber den anderen Gruppenmitglie-
dern als zuverlässig
1456
. Die Erfüllung des Merkmals Zuverlässigkeit durch eine Person hängt 
von zwei Aspekten ab. Zum einen muss die betrachtete Person die Bereitschaft aufweisen, die 
                                                          
1448  Vgl. Kapitel 7.1. 
1449  Vgl. Kapitel 5.6.1. 
1450  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.5. 
1451  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
1452  Dem Importcharakter der Selbstorganisationsfähigkeit entsprechend, wird im Folgenden auch von der 
Einführung der Selbstorganisationsfähigkeit in die virtuellen Unternehmen gesprochen. 
1453  Vgl. KIESER (1994), S. 218. 
1454  Vgl. STRAUSS (1996), S. 72. 
1455  Vgl. dazu die Erörterungen zum knowledge-based trust in Kapitel 5.4.6.1. 
1456  Zuverlässigkeit ist kein absoluter Begriff, sondern unterliegt der Interpretationsweise jener Personen, die 
die Zuverlässigkeit eines Individuums zu beurteilen haben. So ist es beispielsweise möglich, dass Person 
A das Ergebnis einer bearbeiteten Aufgabe aufgrund geringer Abweichungen von den vorgegebenen 
Werten als inkorrekt bewertet, wogegen Person B eine höhere Toleranzgrenze aufweist und demzufolge 
das Resultat als korrekt ansieht. 
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ihr zugewiesene Aufgabe auszuführen. Zum anderen benötigt diese Person aber auch die zur 
Lösung der Aufgabe erforderlichen fachlichen Fähigkeiten. Diese beiden Faktoren wurden an 
früherer Stelle als Benevolenz und Kompetenz eines potenziellen Vertrauensempfängers be-
schrieben und als Determinanten seiner Vertrauenswürdigkeit charakterisiert
1457
. Sofern sich 
die Zuverlässigkeit der betrachteten Person zudem als kontinuierlich erweist, wird die betref-
fende Person als berechenbar und damit insgesamt als vertrauenswürdig eingestuft. 
Die im Zuge der Selbstorganisation ablaufenden Kommunikationsprozesse können weiterhin 
die Grundlage für eine Vertrauensschaffung aufgrund der Identifikation von Individuen mit 
den anderen Gruppenmitgliedern bilden
1458
. Die Zusammenarbeit bietet grundsätzlich die 
Möglichkeit, Gemeinsamkeiten, etwa in der Art der Wahrnehmung bestimmter Sachverhal-
te
1459
, festzustellen und auf dieser Grundlage identifikationsbasiertes Vertrauen zu entwickeln. 
So stellen auch CHILD/FAULKNER fest, dass die Entstehung identifikationsbasierten Vertrau-
ens “is facilitated by the ability to communicate”1460. Allerdings wurde an früherer Stelle be-
reits darauf hingewiesen, dass die Entwicklung identifikationsbasierten Vertrauens an die 
Präsenz der betreffenden Personen gebunden ist. Insofern bieten virtuelle Unternehmen mit 
ihren räumlich verteilten Mitgliedern keinen idealen Ansatzpunkt für die Förderung dieser 
Vertrauensart durch die selbstorganisierenden Aktivitäten der Mitglieder. 
 
5.6.6.2 Einfluss der Selbstorganisationsfähigkeit auf die Akkulturationsfähigkeit 
Selbstorganisation kann die Ausbildung einer Kooperationskultur fördern. HILLIG erläutert, 
dass im Rahmen der Selbstorganisation neue Verhaltensregeln zu entwickeln seien
1461
, durch 
die eine gemeinsame Identität der Gruppenmitglieder entstehen könne
1462
. Die Identifikation 
einer Person mit anderen Personen erfordert einen geteilten kulturellen Hintergrund
1463
. Wenn 
also Selbstorganisation die Entwicklung einer gemeinsamen Identität fördert, dann ist daraus 
zu folgern, dass Selbstorganisation die Ausbildung einer Kooperationskultur unterstützt. Ei-
nen weiteren Anhaltspunkt für die Beziehung zwischen Selbstorganisation und Kooperations-
kultur bietet die von HILLIG vertretene Auffassung der Selbstorganisation. Das Verhältnis 
zwischen Selbstorganisation und Kooperationskultur zeigt HILLIG auf, indem er der Selbst-
organisation unter anderem „das Erzeugen einer bestimmten Ordnung“1464 zuschreibt. Der 
Aufbau einer bestimmten Ordnung erfordert die Etablierung von Werten und Normen, mithin 
die Schaffung einer Kultur
1465
.  
                                                          
1457  Vgl. Kapitel 5.4.6.1. 
1458  Vgl. dazu die Ausführungen zum identifikationsbasierten Vertrauen in Kapitel 5.4.6.1. 
1459  Vgl. dazu auch die Ausführungen zum Einfluss der Kultur auf die Wahrnehmung von Individuen in Kapi-
tel 5.5.2.1. 
1460  CHILD/FAULKNER (1998), S. 49. Dabei ist die Beziehung zwischen den zuvor dargestellten Komponenten 
der Vertrauenswürdigkeit und dem hier erörterten identifikationsbasierten Vertrauen zu beachten. Vgl. 
dazu Kapitel 5.4.6.1. 
1461  Vgl. HILLIG (1997), S. 184. 
1462  Vgl. HILLIG (1997), S. 185.  
1463  Zum Begriff des shared understanding vgl. 5.5.2.3. 
1464  HILLIG (1997), S. 184. 
1465  Zum Gegenstand von Kultur vgl. Kapitel 5.5.2.1. 
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Aus einer anderen Perspektive betrachten KATZ/KAHN das Verhältnis zwischen Selbstorgani-
sation und Kultur. Die Verfasser argumentieren, dass ein kollektives Normensystem hinsicht-
lich der zu bearbeitenden Aufgabenstellung oder auch ein gemeinsames Wertesystem bezüg-
lich der Systemziele ein effektives Koordinationsinstrument darstelle
1466
. Da die Koordination 
einen Teil der Selbstorganisation darstellt, bildet in dieser Sichtweise eine gemeinsame Kultur 
der Kooperationspartner die Bedingung für eine effektive Selbstorganisation. 
Während also HILLIG die Selbstorganisation als förderlich für eine gemeinsame Kultur der 
Kooperationspartner ansieht, verweisen KATZ/KAHN auf Kultur als Voraussetzung der Selbst-
organisation. Die konträren Sichtweisen des Verhältnisses zwischen Selbstorganisation und 
Kooperationskultur stellen keinen Widerspruch dar, sondern deuten auf die zirkuläre Interde-
pendenzbeziehung zwischen diesen beiden Konstrukten hin und verweisen damit auf die 
Komplexität
1467
, die den organisationalen Beziehungsfähigkeiten inne ist.  
 
5.7 Zusammenfassung der Ergebnisse des fünften Kapitels 
In den vorangegangenen Kapiteln wurden die organisationalen Beziehungsfähigkeiten der 
Mitglieder virtueller Unternehmen dargestellt. Zu den Fähigkeiten, welche die Teilnehmer 
dieser Kooperationsform für ihre Zusammenarbeit benötigen, gehören Vertrauensfähigkeit, 
Akkulturationsfähigkeit und Selbstorganisationsfähigkeit, und zwar in eben dieser Kombinati-
on. Während die Vertrauensfähigkeit die Bereitschaft der Kooperationspartner zum Wissens-
transfer im Rahmen des Instruktionslernens fördert, unterstützt die Akkulturationsfähigkeit 
das Vermögen zum Wissenstransfer ebenso wie das Lernvermögen und die Lernbereitschaft 
der Kooperationsmitglieder. Das wechselseitige Lernen bildet die Voraussetzung für die Bün-
delung der Kompetenzen der Kooperationsteilnehmer, welche schließlich durch die Selbstor-
ganisationsfähigkeit der Kooperationspartner sichergestellt wird. 
Vertrauensschenkungen nehmen in virtuellen Unternehmen die Gestalt von Wissenstransfers 
an. Vertrauensfähigkeit als Bereitschaft, im Bedarfsfall Vertrauen zu verschenken, ist eine un-
abdingbare Voraussetzung virtueller Unternehmen, um die zur Kompetenzbündelung benötig-
te generalisierte Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers dieser Kooperationsform zu 
etablieren. Beachtenswert ist dabei die zwischen Vertrauensfähigkeit und generalisierter Rezi-
prozität herrschende Zirkularität. Auf der einen Seite erfordert die Schaffung generaliserter 
Reziprozität Vertrauensfähigkeit, doch auf der anderen Seite fördert eine etablierte generali-
sierte Reziprozität auch die weitere Bildung von Vertrauensfähigkeit. In dem Maße, wie die 
Entwicklung der generalisierten Reziprozität voranschreitet, nimmt auch die Vertrauensfähig-
keit zu, welche sich wiederum auf die weitere Ausbildung generalisierter Reziprozität förder-
lich auswirkt. 
Vertrauensfähigkeit entsteht, wenn der potenzielle Vertrauensgeber davon überzeugt ist, dass 
sich der potenzielle Vertrauensempfänger nach Entgegnenahme des Vertrauens in einer be-
stimmten Weise, nämlich vertrauenswürdig, verhalten wird. Im vorliegenden Fall umfasst die-
                                                          
1466  Vgl. STRAUSS (1996), S. 66. 
1467  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
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ses vertrauenswürdige Verhalten den Transfer von Wissen durch die einzelnen Mitglieder vir-
tueller Unternehmen an die jeweils übrigen Kooperationspartner, d. h. die Ausübung generali-
sierter Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers. 
Die Erwartung vertrauenswürdigen Verhaltens ist am stärksten ausgeprägt, wenn dieses Ver-
halten der Kultur entspricht, welcher der Vertrauensempfänger angehört, weil der Vertrauens-
empfänger in diesem Fall das entsprechende Verhalten als Norm internalisiert hat. Aus die-
sem Grund ist es naheliegend, das gewünschte Verhalten als eine Norm zu etablieren, die 
Vertrauensgeber und Vertrauensempfänger gemeinsam halten. Derart geteilte Normen führen 
letztlich zur Schaffung identifikationsbasierten Vertrauens. Im vorliegenden Fall wird vorge-
schlagen, die zwecks Entwicklung generalisierter Reziprozität im Bereich des Wissenstrans-
fers angestrebte Vertrauensfähigkeit mit Hilfe der Routinisierung des Wissenstransfers auszu-
bilden. Da die Initiierung eines solchen Routinisierungsprozesses selbst Vertrauen benötigt, 
ist zu Beginn der Kooperation die Durchführung kooperationsspezifischer Investitionen zu 
empfehlen, die zur Schaffung situationsbasierten Vertrauens führt, welches sich im Laufe der 
Routinisierung über das Stadium eigenschaftsbasierten Vertrauens bis hin zum angestrebten 
identifikationsbasierten Vertrauen entwickeln kann. Die in dem identifikationsbasierten Ver-
trauen enthaltene Vertrauensfähigkeit umfasst die Bereitschaft der Kooperationspartner, im 
Bedarfsfall – hier: bei Gründung eines virtuellen Unternehmens – wechselseitig Vertrauen zu 
verschenken, d. h. Wissen auszutauschen, das zur Kompetenzbündelung in dem virtuellen 
Unternehmen erforderlich ist. 
Die Routinisierung stellt einen Lernprozess dar und ist als solcher nur bedingt steuerbar. Als 
Rahmen für die Durchführung der Routinisierung im Bereich des Wissenstransfers wird die 
Einrichtung von Communities of Practice auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetz-
werks empfohlen. In diesen Lerngruppen – die zwecks Entwicklung der Akkulturationsfähig-
keit ohnehin erforderlich sind – wird den Mitgliedern des Netzwerks die Gelegenheit gege-
ben, Verfahren zum Wissenstransfer einzuüben und sie einer Bewährungsprobe zu unterzie-
hen. Idealerweise wird durch die Routinisierung die generalisierte Reziprozität im langfristi-
gen Beziehungsnetzwerk als Norm etabliert und auf diese Weise identifikationsbasiertes Ver-
trauen geschaffen.  
Die in den Lerngruppen des langfristigen Beziehungsnetzwerks geschaffenen Routinen wer-
den von den Mitgliedern dieser Gruppen in die diversen virtuellen Unternehmen importiert, 
an denen sie im Laufe ihrer Kooperationszugehörigkeit partizipieren. Dieser spill over-Effekt 
sichert die generalisierte Reziprozität in den virtuellen Unternehmen. Mit der Etablierung 
dieser Reziprozitätsform wird letztlich die Vertrauensfähigkeit in den virtuellen Unternehmen 
gesichert. 
Die geschilderten Zusammenhänge verdeutlicht Abb. 35. 
 
 
 
 
261 
 
  
   generalisierte Reziprozität 
 
 
 
 
 
 
         
 langfristiges Beziehungsnetzwerk    virtuelle Unternehmen 
 
Abb. 35: Entwicklung von Vertrauensfähigkeit im Kontext virtueller Unternehmen
1468
 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass die im Hinblick auf virtuelle Unternehmen nötige 
Ausbildung von Systemvertrauen nicht ohne die vorherige Schaffung von Personenvertrauen 
auskommt. Dementsprechend stellen auch JÄRISCH/PREISSLER/ROEHL fest: „Um in entkoppel-
ter Arbeitsumgebung Vertrauen in die Interaktionspartner aufzubauen, [ist] persönlicher Kon-
takt […] die Vorausssetzung für das ausreichende Verständnis gemeinsamer Ziele“1469. 
Mit der Akkulturationsfähigkeit verfügen die Teilnehmer virtueller Unternehmen über eine 
Fähigkeit, die neben der Vertrauensfähigkeit das wechselseitige Lernen der Kooperations-
partner fördert. Das Vermögen zur Schaffung einer Kooperationskultur als einer Menge von 
Werten und Normen, die von den Kooperationspartnern gemeinschaftlich gehalten werden, 
erfordert die kontinuierliche und persönliche Interaktion der Kooperationsmitglieder – eine 
Anforderung, die nicht den Charakteristika virtueller Unternehmen entspricht. Um der Bedin-
gung des persönlichen Kontakts Rechnung zu tragen, wird hier die Etablierung von Commu-
nities of Practice auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks empfohlen, deren Ge-
genstand bereits zu Beginn dieses Kapitels im Rahmen der Ausführungen zur Vertrauensfä-
higkeit erläutert wurde. 
Selbstorganisationsfähigkeit als das Vermögen der Mitglieder virtueller Unternehmen, einen 
zu bearbeitenden Kundenauftrag nach Maßgabe der Kompetenzen der Kooperationspartner zu 
segmentieren und die entstandenen Teilaufgaben an die Kooperationsmitglieder zu verteilen, 
bildet jene organisationale Beziehungsfähigkeit ab, die unmittelbar auf den Prozess der Kom-
petenznutzung gerichtet ist. Selbstorganisationsfähigkeit wird, ebenso wie Akkulturationsfä-
higkeit, durch die wiederholte Ausführung der mit der Fähigkeit korrespondierenden Hand-
lung erlangt. Der Erwerb der Selbstorganisationsfähigkeit in Communities of Practice bietet 
sich nicht nur deshalb an, weil der Einsatz dieser Lerngruppen ohnehin zwecks Entwicklung 
                                                          
1468  Quelle: eigene Darstellung. 
1469  JÄRISCH/PREISSLER/ROEHL (2001), S. 110. 
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von Vertrauensfähigkeit und Akkulturationsfähigkeit geboten ist, sondern insbesondere auch 
deshalb, weil es sich bei Communities of Practice definitionsgemäß um selbstorganisierte 
Gruppen handelt. 
In der Einführung zu dem Kapitel über organisationale Beziehungsfähigkeiten wurde auf die 
Bedenken einiger Wissenschaftler hingewiesen, welche diese hinsichtlich der Realisierbarkeit 
virtueller Unternehmen hegen
1470
. Die vorangegangene Analyse bestätigt die Überlegungen 
von JÖRGES/SÜSS, dass das Konzept virtueller Unternehmen bestimmter Modifikationen be-
dürfe, wenn es nicht auf dem Niveau eines rein theoretischen Ansatzes verharren, sondern 
sich als durchaus realistisches Konstrukt in der Praxis bewähren solle
1471
. Als ursächlich für 
die Schwierigkeiten, die bei der Ausbildung organisationaler Beziehungsfähigkeiten auftreten, 
erweisen sich allerdings weniger die von den Kritikern vermuteten Eigenschaften der Koope-
rationspartner, wie deren machtpolitische Interessen
1472
, als vielmehr organisatorische Prob-
leme, die sich, ohne das Konzept virtueller Unternehmen selbst in Frage zu stellen, kaum be-
heben lassen. So ist insbesondere die Herstellung persönlicher Kontakte zwischen den defini-
tionsgemäß geographisch verteilten Kooperationspartnern notwendig, weil ansonsten eine 
Ausbildung organisationaler Beziehungsfähigkeiten – in erster Linie der Vertrauensfähigkeit 
und der Akkulturationsfähigkeit – nicht erfolgen kann. Allerdings reicht auch die Nutzung des 
langfristigen Beziehungsnetzwerks – eine Möglichkeit, die SCHERM/SÜSS bei ihrer Kritik an 
dem temporären Charakter virtueller Unternehmen offenbar nicht in Betracht ziehen – letzt-
lich nicht aus, um jenen kontinuierlichen Kontakt zu gewährleisten, den die Entwicklung der-
artiger Fähigkeiten erfordert.  
 
6 Strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
6.1  Einführung in das sechste Kapitel 
Organisationalen Beziehungsfähigkeiten wird in der einschlägigen Literatur häufig das Ver-
mögen zugesprochen, Unternehmen, die sich im Besitz dieser Fähigkeiten befinden, zur Ge-
nerierung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile zu verhelfen
1473
. Im vorliegenden Kapitel wird 
diese These mit Hilfe des Resource-based View
1474
 überprüft. Präzise wird das Vermögen or-
ganisationaler Beziehungsfähigkeiten analysiert, die Anforderungen, die gemäß dem ressour-
cenorientierten Ansatz an strategisch relevante Ressourcen zu stellen sind, zu erfüllen. 
Zwecks Prüfung der strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten wird zu-
erst die Wertschaffungseigenschaft dieser Fähigkeiten untersucht (Kapitel 6.2), bevor im fol-
genden Schritt auf die Problematik der Nachhaltigkeit eines möglicherweise auf organisatio-
nalen Beziehungsfähigkeiten basierenden Wettbewerbsvorteils eingegangen wird (Kapitel 
6.3). Letzterer Aspekt beinhaltet die Frage nach der Resistenz organisationaler Beziehungsfä-
                                                          
1470  Vgl. Kapitel 5.1. 
1471  Vgl. JÖRGES/SÜSS (2000), S. 84. 
1472  Vgl. dazu die Ausführungen bei JÖRGES/SÜSS (2000), S. 81-83. 
1473  Vgl. Kapitel 1.1. 
1474  Vgl. Kapitel 4. 
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higkeiten gegenüber Imitations- und Substitutionsbestrebungen konkurrierender Unterneh-
men. Zur Beantwortung dieser Fragestellung wird zunächst gezeigt, dass es sich bei den in 
dieser Arbeit vorgestellten organisationalen Beziehungsfähigkeiten um ein Ressourcenbündel 
handelt, das durch soziale Komplexität gekennzeichnet ist. Der sozial komplexe Charakter or-
ganisationaler Beziehungsfähigkeiten wirkt sich insbesondere auf die anschließende Prüfung 
der Resistenz dieser Fähigkeiten gegenüber Imitationen und Substitutionen der Konkurrenz 
aus. 
Aus der sozialen Komplexität organisationaler Beziehungsfähigkeiten kann unmittelbar auf 
die Eigenschaft der kausalen Ambiguität geschlossen werden, welche bereits zu Beginn jegli-
cher Imitations- und Substitutionsbemühungen eine Barriere gegenüber Zugriffsversuchen 
von Wettbewerbern errichtet. Daneben ergeben sich aus dem sozial komplexen Wesen or-
ganisationaler Beziehungsfähigkeiten Konsequenzen für die weitere Analyse der Imitations- 
und Substitutionsrisiken. Sofern es einem Wettbewerber trotz der kausalen Ambiguität gelin-
gen sollte, die Beziehungsstruktur der organisationalen Beziehungsfähigkeiten zu entschlüs-
seln, so steht er vor der Wahl, diese Fähigkeiten zu imitieren oder zu substituieren. Da organi-
sationale Beziehungsfähigkeiten in ihrer Eigenschaft als sozial komplexes Ressourcenbündel 
nur in ihrer Gesamtheit zur Schaffung nachaltiger Wettbewerbsvorteile beitragen, ist für den 
Konkurrenten ausschließlich das komplette Bündel von Interesse. Imitations- oder Substituti-
onsbemühungen richten sich daher immer auf sämtliche drei organisationalen Beziehungsfä-
higkeiten, d. h. sowohl auf die Vertrauensfähigkeit als auch auf die Akkulturationsfähigkeit 
und die Selbstorganisationsfähigkeit. 
Ob die Substitutionsbestrebungen von Konkurrenten zum Erfolg führen, hängt von der Be-
schaffenheit der Substitute, d. h. jener Ressourcen, die aus dem Substitutionsprozess hervor-
gehen, ab. Während Imitate naturgemäß dieselben Eigenschaften aufweisen wie die originä-
ren Ressourcen, unterscheiden sich Ressourcen, die als Substitute eingesetzt werden sollen, 
hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit von den ursprünglich genutzten Ressourcen. An Ressour-
cen, die als Substitute gelten sollen, ist die Anforderung zu stellen, dass sie in dem jeweiligen 
Kontext die gleiche Leistung erbringen wie die originären Ressourcen. Diese Bedingung führt 
unmittelbar zum Beurteilungskriterium der Gleichwertigkeit. Die in der vorliegenden Arbeit 
betrachteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten verhelfen kooperierenden Unternehmen 
grundsätzlich zur Schaffung von Wettbewerbsvorteilen, indem sie die Kooperationspartner in 
die Lage versetzen zusammenzuarbeiten, d. h. die zur Generierung von Wettbewerbsvorteilen 
notwendigen Aktivitäten gemeinsam durchzuführen. In der spezifischen Kooperationsform 
virtueller Unternehmen sollen nachhaltige Wettbewerbsvorteile durch die im Konkurrenzver-
gleich überlegene Bündelung der Kompetenzen der Netzwerkpartner erzielt werden. Die die-
ser Arbeit zugrunde liegenden organisationalen Beziehungsfähigkeiten stellen damit sicher, 
dass die Kooperationspartner die strategische Flexibilität
1475
 der virtuellen Unternehmen rea-
lisieren können. Ressourcen, die als Substitute für organisationale Beziehungsfähigkeiten in 
Frage kommen, müssten folglich das wechselseitige Lernen der Kooperationspartner als Be-
dingung der Kompetenzbündelung sowie die zur Kompetenznutzung nötige Organisation in 
der gleichen Weise unterstützen, wie die organisationalen Beziehungsfähigkeiten. 
                                                          
1475  Vgl. Kapitel 2.4.1. 
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Die im Rahmen einer Substitution bestehende Wahlmöglichkeit zwischen ähnlichen sowie 
völlig verschiedenartigen Ressourcen wirft die Frage auf, inwiefern sich ähnliche bzw. völlig 
verschiedenartige von den originären Ressourcen unterscheiden. In den Ausführungen zur 
Resistenz von Ressourcen gegenüber Imitationen wurde deutlich, dass Ressourcen in dem 
Fall als Imitate gelten, wenn sie im Zuge desselben Entwicklungsprozesses geschaffen wurden 
wie die originären Ressourcen
1476
. Daraus folgt unmittelbar, dass Ressourcen bereits dann als 
Substitute anzusehen sind, wenn bei ihrer Entwicklung ein alternativer Weg beschritten wur-
de. Die Nähe der Substitute zu den originären Ressourcen, die durch die bloße Variation des 
Entwicklungsprozesses der Ressourcen geschaffen wird, gibt Anlass zu der Auffassung, dass 
Ressourcen, die sich lediglich durch die Art des Entwicklungsprozesses von den originären 
Ressourcen unterscheiden, als den originären Ressourcen ähnliche Ressourcen zu betrachten 
sind. In der Konsequenz werden Ressourcen, die sich in Bezug auf ihre Struktur grundlegend 
von den originären Ressourcen absetzen, als völlig verschiedenartige Ressourcen angesehen.  
Der Bündelcharakter organisationaler Beziehungsfähigkeiten stellt einem Wettbewerber 
grundsätzlich verschiedene Methoden hinsichtlich der konkreten Gestaltung der Imitation 
oder Substitution zur Verfügung. Zunächst hat ein Konkurrent die Möglichkeit, das komplette 
Bündel zu imitieren oder das Bündel in seiner Gesamheit durch alternative Ressourcen zu 
substituieren, d. h. eine isolierte Imitation bzw. Substitution durchzuführen. Daneben steht 
ihm aber auch die Option offen, die Maßnahmen der Imitation und der Substitution in ver-
schiedener Weise miteinander zu kombinieren, um in den Besitz eines den organisationalen 
Beziehungsfähigkeiten gleichwertigen Ressourcenbündels zu gelangen. So könnte ein Rivale 
etwa die Akkulturationsfähigkeit sowie die Selbstorganisationsfähigkeit imitieren und die 
Vertrauensfähigkeit durch ein Substitut ersetzen. In entsprechender Weise lassen sich alterna-
tive Kombinationen aus Imitaten und Substituten schaffen. Weitere Kombinationsmöglichkei-
ten ergeben sich im Rahmen der Substitution, wenn Substitute verschiedener Klassen
1477
 mit-
einander verbunden werden. Unter der Voraussetzung, dass sich organisationale Beziehungs-
fähigkeiten überhaupt imitieren oder substutieren lassen, würden sich einem Konkurrenten ei-
ne Reihe unterschiedlicher Vorgehensweisen anbieten, um ein Ressourcenbündel zu schaffen, 
das dem Leistungsvermögen der hier betrachteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten 
entspricht.  
Hinsichtlich der Beurteilung der Gleichwertigkeit von Substituten könnte der Gedanke auf-
kommen, nicht nur den mit den Substituten realisierbaren Zielerreichungsgrad – die Realisie-
rung der strategischen Flexibilität in virtuellen Unternehmen – zu untersuchen, sondern – da 
die organisationalen Beziehungsfähigkeiten als originäre Ressourcen sozial komplex sind – 
auch die Beziehungsstruktur der Substitute zu überprüfen. Jedoch ist für die Bewertung der 
Gleichwertigkeit von Ressourcen ausschließlich die Frage von Bedeutung, ob mit den Ersatz-
ressourcen die gleichen Ergebnisse erzielt werden können wie mit den originären Ressourcen. 
In welcher Weise die Resultate erzielt werden, d. h. insbesondere, ob die zu erbringenden 
Leistungen mit Hilfe von enhancing relationships oder ohne die gegenseitige Verstärkung der 
Ressourcen vollbracht werden, ist dabei unerheblich.   
                                                          
1476  Vgl. Kapitel 4.4.2.2. 
1477  Vgl. dazu die Ausführungen weiter unten in diesem Abschnitt. 
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Bei der Analyse der Substituierbarkeit organisationaler Beziehungsfähigkeiten wird angenom-
men, dass Konkurrenten mögliche Substitute auf der gleichen kooperativen Basis, d. h. im 
Rahmen virtueller Unternehmen, einsetzen möchten. Unter diesem Aspekt ist bei der Be-
wertung von Substituten sicherzustellen, dass letztere mit dem Charakter virtueller Unterneh-
men vereinbar sind.  
Schließlich scheint es naheliegend zu untersuchen, ob die als Substitute in Frage kommenden 
Ressourcen selbst einem Imitations- oder Substitutionsversuch durch Wettbewerber standhal-
ten. In diesem Fall könnten sie die Grundlage für einen nachhaltigen Wettbewerbsvorteil bil-
den
1478
. Jedoch wurde in der vorliegenden Arbeit angenommen, dass die Substitution von 
Ressourcen in erster Linie darauf zielt, einen Wettbewerbsvorteil lediglich zu kompensieren 
und nicht darauf, einen eigenen, nachhaltigen Wettbewerbsvorteil zu begründen. Somit reicht 
es hier aus, wenn aus dem Substitutionsprozess wertschaffende Ressourcen hervorgehen, die 
dazu geeignet sind, den betrachteten Wettbewerbsvorteil aufzuholen.  
Die Prüfung der strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten schließt mit 
einer Betrachtung der Möglichkeit, die einem Unternehmen offenstehen, um die Renten aus 
den Wettbewerbsvorteilen, die eventuell mit Hilfe organisationaler Beziehungsfähigkeiten ge-
schaffen werden, zu realisieren (Kapitel 6.4). Eine Zusammenfassung der wesentlichen Unter-
suchungsergebnisse vervollständigt die Ausführungen zur strategischen Relevanz organisatio-
naler Beziehungsfähigkeiten (Kapitel 6.5). 
 
6.2  Generierung eines Wettbewerbsvorteils – Wertschaffung  
organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
Organisationale Beziehungsfähigkeiten können einen Wettbewerbsvorteil begründen, wenn 
sie zu einer Wertschaffung für die Kooperationspartner eines virtuellen Unternehmens beitra-
gen. Dazu müssten diese Fähigkeiten den Konsumenten einen Nutzen stiften und sich zudem 
als einzigartig erweisen, sodass die Nutzenstiftung einen besonderen Charakter erhielte
1479
.  
Um die Eigenschaft der besonderen Nutzenstiftung zu erfüllen, müssten organisationale Be-
ziehungsfähigkeiten zur Erstellung einer Leistung beitragen, die den Konsumenten einen – im 
Vergleich zu den Produkten der Konkurrenz – höheren Nutzen stiftet1480. Ein solch überlege-
ner Nutzen zeigt sich in der Gestalt eines im Konkurrenzvergleich niedrigeren Preises oder ei-
ner höheren Qualität. 
                                                          
1478  Allerdings würden derartige Substitute im Falle einer solchen Resistenz keinen gleichwertigen, sondern 
sogar einen höherwertigen Ersatz für die ursprünglichen Ressourcen darstellen, denn letztere erweisen 
sich, sofern sie substituierbar sind, offensichtlich nicht als resistent gegen Substitutionsversuche und er-
füllen damit nicht die Voraussetzung für die Schaffung eines nachhaltigen Wettbewerbsvorteils. Dagegen 
wären die Substitute im Falle ihrer Resistenz gegen erneute Substitutionsversuche durch Konkurrenten ei-
ne geeignete Basis für die Generierung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile und damit den ursprünglichen 
Ressourcen überlegen. Vgl. dazu auch BRUCK (1996), S. 248, der ebenfalls darauf hinweist, dass ein Sub-
stitut, das seinerseits leicht zu imitieren wäre, keinen nachhaltigen Wettbewerbsvorteil begründen könne. 
1479  Vgl. Kapitel 4.4.1.1. 
1480  Vgl. Kapitel 4.4.1.1. 
266 
 
Organisationale Beziehungsfähigkeiten gehen nicht direkt in den Produktionsprozess ein. 
Vielmehr handelt es sich bei diesen Fähigkeiten um Ressourcen, die den Produktionsprozess 
unterstützen, indem sie die Voraussetzungen für die Leistungserstellung schaffen. Erst die 
Produkte, die aus dem Produktionsprozess hervorgehen, können zu einer besonderen Nutzen-
stiftung bei den Konsumenten führen. Insofern tragen organisationale Beziehungsfähigkeiten 
höchstens mittelbar zu einer Wertschaffung für die Unternehmenskooperation bei.  
Die hier betrachteten virtuellen Unternehmen zielen darauf, nachhaltige Wettbewerbsvorteile 
durch die Bündelung der Kompetenzen ihrer Mitglieder zu generieren. Organisationale Bezie-
hungsfähigkeiten ermöglichen eine dermaßen definierte Kooperation, indem sie die Koopera-
tionspartner in die Lage versetzen, derartige Bündelungsprozesse durchzuführen
1481
.  
Die mit Hilfe organisationaler Beziehungsfähigkeiten realisierbare Zusammenarbeit befähigt 
die kooperierenden Unternehmen dazu, neue, gemeinsame Kompetenzen zu entwickeln. Die-
se Kompetenzen eröffnen den kooperierenden Unternehmen die Option, individuell ange-
passte Produkte herzustellen, die den Kunden möglicherweise – die Einzigartigkeit der Leis-
tungen ist noch zu prüfen – zu einer im Konkurrenzvergleich höheren Qualität und geringeren 
Preisen angeboten werden können
1482
. Letztlich sind es diese gemeinsamen Kompetenzen, die 
den Kooperationspartnern zur Erzielung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile verhelfen
1483
.  
Organisationale Beziehungsfähigkeiten unterstützen also die Erlangung eines Wettbewerbs-
vorteils, indem sie die Bedingungen für die Kompetenzbündelung der Kooperationspartner 
schaffen. Unter diesem Aspekt können organisationale Beziehungsfähigkeiten allenfalls indi-
rekt zur Wertschaffung und damit zur Generierung eines Wettbewerbsvorteils beitragen
1484
. 
Aufgrund ihrer mittelbaren Wertschaffung entfalten organisationale Beziehungsfähigkeiten 
ihre strategische Relevanz auf einer Metaebene
1485
. 
                                                          
1481  Vgl. Kapitel 2.4.5. 
1482  Vgl. PEITZ (2002), S. 247. Auf die Möglichkeit virtueller Unternehmen, einen Kundennutzen im Hinblick 
auf Qualität und Kosten zu schaffen, weisen auch WÜTHRICH/PHILIPP hin. Vgl. WÜTHRICH/PHILIPP 
(1998), S. 203. 
1483  Mitglieder virtueller Unternehmen benötigen nicht nur die zur Leistungserstellung erforderlichen Kompe-
tenzen, sondern müssen zudem über ausreichende Produktionskapzitäten verfügen. Auf das Erfordernis 
genügender Kapazitäten wird allerdings in dieser Arbeit nicht näher eingegangen, weil diese Fragestel-
lung nicht im Kernbereich der hier durchgeführten Analyse liegt. 
1484  Vgl. FRUNZKE (2004), S. 29.  
1485  BELLMANN/HIPPE bezeichnen derartige Fähigkeiten als „Komplementaritätskompetenzen“ [BELLMANN/ 
HIPPE (1996), S. 70]. Charakteristisch für derartige Kompetenzen ist ihr übergreifender Charakter. Vgl. 
BELLMANN/HIPPE (1996), S. 70. Komplementaritätskompetenzen entfalten ihre Wirkung nicht aus-
schließlich im Rahmen bestimmter Produktionsprozesse, sondern sind prozessunabhängig einsetzbar. 
BELLMANN/HIPPE führen aus, dass in Unternehmensnetzwerken derartige Kompetenzen zur Nutzung der 
im Netzwerk vorhandenen Kernkompetenzen erforderlich seien. Um den gemeinschaftlichen Charakter 
der beschriebenen Komplementaritätskompetenzen im Kontext von Netzwerken zu unterstreichen, spre-
chen BELLMANN/HIPPE (1996), S. 71, auch von kollektiven Komplementaritätskompetenzen. Als ein Bei-
spiel für derartige Kompetenzen nennen die Verfasser die Kommunikationskompetenz. Damit schaffen 
BELLMANN/HIPPE eine Verbindung zu den in der vorliegenden Arbeit analysierten organisationalen Be-
ziehungsfähigkeiten, welche im Rahmen der Akkulturationsfähigkeit auch die Kommunikationsfähigkeit 
der Mitglieder virtueller Unternehmen thematisieren. Auf die strategische Bedeutung jener Beziehungsfä-
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Die Wirkungsweise organisationaler Beziehungsfähigkeiten im Hinblick auf die Schaffung 
nachhaltiger Wettbewerbsvorteile verdeutlicht Abb. 36. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 36: Einfluss organisationaler Beziehungsfähigkeiten auf die Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvor-
teile
1486
 
Bieten virtuelle Unternehmen Leistungen zu niedrigeren Preisen oder höherer Qualität als die 
Konkurrenten an, so ist dies ein Hinweis darauf, dass diese Unternehmenskooperationen einen 
Kostenvorteil oder einen Differenzierungsvorteil gegenüber ihren Wettbewerbern realisieren 
konnten. 
Kostenvorteile entstehen, wenn virtuelle Unternehmen ihre Produktionskosten auf ein Niveau 
absenken können, das branchenweit unter dem Kostenniveau der Konkurrenten liegt
1487
. Kos-
tensenkungen können beispielsweise durch größenbedingte Kostendegressionen, unterneh-
                                                                                                                                                                                     
higkeiten von Unternehmen, die zur Entwicklung wertschaffender Ressourcen führen, verweisen auch 
SARKAR/ECHAMBADI/HARRISON (2001), S. 702. 
1486  Quelle: eigene Darstellung. 
1487  Vgl. PORTER (2000), S. 38. 
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menseigene Technologien sowie einen privilegierten Zugang zu Rohstoffen erzielt wer-
den
1488
. Im Rahmen virtueller Unternehmen lassen sich Kostenvorteile erzielen, wenn durch 
die Kompetenzbündelung und die Nutzung der Kompetenzbündel Kostensenkungspotenziale 
realisiert werden. Derartige Möglichkeiten der Kostenverringerung resultieren insbesondere 
aus der Option, bereits existierende Kompetenzen nutzen zu können, statt benötigte Kompe-
tenzen zunächst in langwierigen und kostenträchtigen Prozessen entwickeln zu müssen
1489
. 
Darüber hinaus verkürzt sich durch den Einsatz bestehender Kompetenzen auch die Zeit bis 
zur Markteinführung der Produkte, die mit Hilfe der gebündelten Kompetenzen erstellt wer-
den. Weiterhin existieren in virtuellen Unternehmen, im Gegensatz zu traditionellen Unter-
nehmen, kaum unproduktive Einheiten
1490
. Zudem reduziert der Verzicht auf die Institutiona-
lisierung von Funktionen
1491
 die Kosten virtueller Unternehmen
1492
. Die Realisierung der auf-
geführten Kostensenkungspotenziale virtueller Unternehmen hat allerdings einen gegenläufi-
gen Effekt, verursacht also zusätzliche Kosten
1493
. Inwieweit sich trotz des geschilderten Tra-
de-offs Kostensenkungen erzielen lassen, kann nur im Einzelfall beurteilt werden. 
Differenzierungsvorteile entstehen, wenn ein Unternehmen qualitativ höherwertige Produkte 
herstellt als seine Wettbewerber. Im Rahmen der Differenzierungsstrategie wählt ein Unter-
nehmen Produktmerkmale aus, die für die Konsumenten eine hohe Bedeutung haben
1494
, und 
versucht, die damit korrespondierenden Bedürfnisse der Konsumenten in einer branchenweit 
einmaligen Weise zu befriedigen
1495
. Eine höhere Produktqualität kann sich in verschiedenen 
Aspekten der angebotenen Leistung widerspiegeln. So kann sich die Differenzierung etwa auf 
das Produkt selbst beziehen, aber auch das mit dem Produkt verbundene Auslieferungssystem 
oder die produktspezifische Marketingmethode betreffen. Die hier behandelten virtuellen Un-
                                                          
1488  Vgl. PORTER (2000), S. 39. 
1489  Vgl. BEA/JÄGLE (2002), S. 364. Vgl. dazu auch Kapitel 2.4.3. 
1490  Vgl. REIß (1996b), S. 13-14. 
1491  Vgl. Kapitel 2.2. 
1492  Einen weiteren Kostenvorteil sieht REIß (1996b), S. 13, in der Redundanzarmut virtueller Strukturen. Die-
se resultiere aus dem Umstand, dass die gleichen Kompetenzen und Kapazitäten nicht parallel in mehre-
ren Netzwerkknoten vorgehalten würden. Realiter ist jedoch davon auszugehen, dass eine gewisse Redun-
danz im Hinblick auf die nötigen Kompetenzen nicht zu umgehen ist, um kapazitätsbezogene Engpässe 
reduzieren zu können. In Anlehnung an den von CYERT/MARCH geprägten Begriff des „organizational 
slack“ [CYERT/MARCH (1963), S. 36], der die überschüssigen Ressourcen eines Unternehmens in einer 
bestimmten Periode umfasst [vgl. CYERT/MARCH (1963), S. 36-38], bezeichnet BLECKER das Halten 
überzähliger Ressourcen einer Unternehmenskooperation in einer konkreten Periode als „cooperative 
slack“ [BLECKER (1999), S. 136]. Ein cooperative slack ist im Kontext virtueller Unternehmen nötig, um 
den Handlungsspielraum der Kooperation und damit ihre strategische Flexibilität zu erhalten. Vgl. ähn-
lich BLECKER (1999), S. 136, sowie auch KALUZA/BLECKER (2000), S. 539. Zur strategischen Flexibilität 
vgl. Kapitel 2.4.1. 
1493  Dazu zählen etwa die Kosten für die Etablierung von Lerngruppen zwecks Entwicklung von Vertrauens-
fähigkeit (vgl. Kapitel 5.4.6.5.5), die in Ermangelung aufwändiger Vertragswerke (vgl. Kapitel 2.2) not-
wendigerweise auszubilden ist.  
1494  Mit Hilfe der Differenzierung wird ein zusätzlicher Kundennutzen geschaffen. Vgl. BLEIS/HELPUP 
(2009), S. 51. Durch die zuvor erläuterten Kostenvorteile kann ebenfalls ein Zusatznutzen für die Konsu-
menten geschaffen werden, und zwar dann, wenn die Kosteneinsparungen in Form von Preissenkungen 
an die Kunden weitergegeben werden. Zu Aspekten des zusätzlichen Kundennutzens vgl. auch Kapitel 
4.4.1.1. 
1495  Vgl. PORTER (2000), S. 40-41. 
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ternehmen verfügen über zwei Optionen zur Realisierung von Differenzierungsvorteilen, die 
sich in einer relativ höheren Produktqualität niederschlagen. Erstens kann die Zusammenar-
beit der Kooperationspartner zur Herstellung von Produkten führen, die sich in sachlicher 
Hinsicht von den Konkurrenzprodukten absetzen. Dieses Potenzial resultiert aus dem Um-
stand, dass sich für die Durchführung eines Kundenauftrags jeweils die „Best-in-class-Unter-
nehmen“ zusammenfinden1496. Durch die Option, jeweils die besten verfügbaren Kompeten-
zen zu bündeln, entstehen individuelle Produkte, die zu einer Differenzierung von den Kon-
kurrenten führen
1497
. Zweitens können sich die virtuellen Unternehmen in zeitlicher Hinsicht 
von ihren Konkurrenten differenzieren. Mit den bereits zur Verfügung stehenden Kompeten-
zen eröffnet sich ihnen die Möglichkeit, kurzfristig auftretende Marktchancen in Form von 
eingehenden Kundenaufträgen zeitnah zu nutzen. Damit besitzen virtuelle Unternehmen die 
Option, Leistungen schneller zu erstellen als ihre Wettbewerber
1498
.   
Unter den genannten Aspekten kann davon ausgegangen werden, dass organisationale Bezie-
hungsfähigkeiten mittelbar zu einer Nutzenstiftung bei den Konsumenten führen. Inwiefern es 
sich dabei um einen besonderen Nutzen handelt, wird von der Häufigkeit der organisationalen 
Beziehungsfähigkeiten in der jeweils betrachteten Branche bestimmt.  
Der wertschaffende Charakter von Ressourcen beruht auf deren Vermögen, den Konsumenten 
einen besonderen Nutzen zu stiften. Diese Besonderheit der Nutzenstiftung resultiert aus der 
Einzigartigkeit der nutzenstiftenden Ressourcen. Der Konsumentennutzen, den die hier be-
trachteten virtuellen Unternehmen mit Hilfe der organisationalen Beziehungsfähigkeiten in ei-
ner Branche realisieren können, erweist sich folglich dann als besonders, wenn keine andere 
Unternehmenskooperation der betrachteten Branche über diese Fähigkeiten verfügt.  
Um die Frage nach der Häufigkeit der organisationalen Beziehungsfähigkeiten zu klären, wä-
re es naheliegend zu prüfen, wie viele Unternehmenskooperationen der betrachteten Branche 
über organisationale Beziehungsfähigkeiten in der hier definierten Form verfügen. Dies würde 
allerdings nicht nur die Möglichkeit erfordern, einen Einblick in die Interna sämtlicher bran-
chenzugehöriger Unternehmen zu erlangen, sondern ebenfalls den Einsatz von Instrumenten 
verlangen, mit deren Hilfe die Ausprägung der organisationalen Beziehungsfähigkeiten ge-
messen werden könnte. Allein aus Gründen des Datenschutzes und den damit verbundenen 
Zugangsbeschränkungen zu den nötigen Informationen ist diese Methode als nicht durchführ-
bar zu bewerten.  
Einer anderen Form der empirischen Analyse bedient sich ZOBOLSKI, um die Frage nach der 
Einzigartigkeit organisationaler Beziehungsfähigkeiten zu klären. Der Verfasser zieht die 
Zahl der vorzeitig beendeten Unternehmenskooperationen zu Rate. In der hohen Quote ge-
scheiterter Unternehmenskooperationen sieht der Verfasser zumindest ein Indiz für die Sel-
tenheit der von ihm untersuchten Kooperationskompetenz
1499
. Dieser Argumentation kann 
nicht uneingeschränkt gefolgt werden, da das Misslingen von Unternehmenskooperationen 
nicht zwangsläufig auf eine fehlende Kooperationskompetenz zurückzuführen ist. Unterneh-
                                                          
1496  Vgl. Kapitel 2.2. 
1497  Vgl. WIRTZ (2000), S. 102. 
1498  Vgl. dazu auch Kapitel 2.4.3. 
1499  Vgl. ZOBOLSKI (2008), 303. 
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menskooperationen zerbrechen häufig auch aus anderen Gründen. So können etwa Verschie-
bungen von Kundenpräferenzen oder die Ineffezienz der Zusammenarbeit ebenfalls zur vor-
zeitigen Beendigung von Kooperationen führen
1500
.  
Die vorangegangenen Ausführungen lassen vermuten, dass die Klärung der Frage nach der 
Einzigartigkeit organisationaler Beziehungsfähigkeiten auf der Basis einer empirischen Unter-
suchung zumindest mit einem prohibitiv hohen Aufwand verbunden ist. Erste Hinweise auf 
die Häufigkeit organisationaler Beziehungsfähigkeiten lassen sich jedoch aus theoretischen 
Erkenntnissen ableiten. 
Organisationale Beziehungsfähigkeiten werden im Zuge pfadabhängiger Lernprozesse erwor-
ben
1501
. Der Erwerb dieser Fähigkeiten wird also durch historisch einzigartige Bedingungen 
begleitet. Aus diesen Aspekten zieht HOFFMANN den Schluss, dass es sich bei den von ihm als 
Allianzmanagementkompetenz bezeichneten kooperativen Fähigkeiten um Ressourcen han-
delt, die unabhängig von der jeweils betrachteten Branche als einzigartig betrachtet werden 
können
1502
.  
Unter Rückgriff auf die Erläuterungen zur Pfadabhängigkeit
1503
 lässt sich tatsächlich folgern, 
dass die einzelnen organisationalen Beziehungsfähigkeiten unter einzigartigen historischen 
Bedingungen entwickelt werden. Allerdings kann daraus nicht unmittelbar die Schlussfolge-
rung gezogen werden, dass die Produkte dieser Entwicklung jeweils das Merkmal der Einzig-
artigkeit aufweisen. Die hier betrachteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten umfassen 
mit der Vertrauensfähigkeit, der Akkulturationsfähigkeit sowie der Selbstorganisationsfähig-
keit Fähigkeiten, die – einzeln betrachtet – sicher von nicht wenigen Angehörigen einer be-
stimmten Branche beherrscht werden. Die Fähigkeit, sich selbst zu organisieren etwa, wird im 
täglichen Arbeitsprozess vermutlich von vielen Individuen erworben und benutzt
1504
. Ähnlich 
sind auch die Vertrauensfähigkeit und die Akkulturationsfähigkeit zu beurteilen. Die einzel-
nen Fähigkeiten sind also, isoliert betrachtet, nicht einzigartig. Was die organisationalen Be-
ziehungsfähigkeiten allenfalls zu einer Besonderheit machen könnte, ist ihr Zusammenwirken. 
Die gleichzeitige Existenz von Vertrauensfähigkeit, Akkulturationsfähigkeit und Selbstorga-
nisationsfähigkeit in einer Unternehmenskooperation könnten das Potenzial für ein einzigarti-
ges Ressourcenbündel begründen.  
Entsprechend den vorangegangenen Ausführungen verweist PEITZ auf die Relevanz der Res-
sourcenkombination
1505
. Der Annahme von PEITZ, dass eine Ressourcenkombination grund-
sätzlich das Merkmal der Einzigartigkeit aufweise, wird hier allerdings nicht gefolgt. Ob es 
sich bei den organisationalen Beziehungsfähigkeiten tatsächlich um ein einzigartiges oder le-
diglich um ein seltenes Ressourcenbündel handelt, kann letztlich nur in Bezug auf eine kon-
krete Branche bestimmt werden. Um die organisationalen Beziehungsfähigkeiten hinsichtlich 
                                                          
1500  Ein weiterer Grund für die Auflösung einer Unternehmenskooperation wäre auch die Insolvenz eines der 
an der Zusammenarbeit beteiligten Unternehmen. Vgl. NEDEß/FRIEDEWALD/NEUMANN (2006), S. 210. 
1501  Vgl. Kapitel 6.3.2.1.3. 
1502  Vgl. HOFFMANN (2006), S. 262. Auch von BAMBERGER/WRONA wird der „historische Einfluß […] auf 
die Einzigartigkeit von Ressourcenpositionen“ [BAMBERGER/WRONA (1996), S. 138] festgestellt.  
1503  Vgl. Kapitel 6.3.2.1.1. 
1504  Beispiele für Anwendungsfelder der Selbstorganisation in Unternehmen nennt JOST (2009), S. 350. 
1505  Vgl. PEITZ (2002), S. 246. 
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des Ausmaßes ihres Auftretens in einer bestimmten Branche zu beurteilen, werden in letzter 
Instanz also doch empirische Daten benötigt. Das Problem der Beschaffung dieser Daten kann 
jedoch im Rahmen dieser Arbeit nicht geklärt werden.  
Wenngleich die Einzigartigkeit organisationaler Beziehungsfähigkeiten selbst an dieser Stelle 
nicht abschließend beurteilt werden kann, so kann doch festgestellt werden, dass organisatio-
nale Beziehungsfähigkeiten zu einzigartigen Ressourcenkombinationen beitragen. Die Mit-
glieder virtueller Unternehmen stellen Produkte her, die genau auf die kundenspezifischen 
Anforderungen zugeschnitten sind
1506
. Eine solche Individualität der Produkte kann nur durch 
die ständig neue Kombination von Kompetenzen erzielt werden. Virtuelle Unternehmen ver-
fügen über dieses Potenzial, die Kompetenzen der Kooperationspartner in immer wieder neu-
en Kombinationen zusammenzuführen
1507
. Die Kompetenzbündel, die zur Produktion der indi-
viduellen Leistungen eingesetzt werden, können insofern als einzigartig bezeichnet wer-
den
1508
. Da die Kompetenzbündelung erst durch die Existenz organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten ermöglicht wird, tragen organisationale Beziehungsfähigkeiten mittelbar, d. h. auf 
einer Metaebene, zur Schaffung eines besonderen Nutzens für den Konsumenten bei
1509
. 
 
6.3  Schutz der Nachhaltigkeit eines auf organisationalen Beziehungsfähig-
keiten basierenden Wettbewerbsvorteils – Resistenz gegen Imitationen 
und Substitutionen 
6.3.1  Kausale Ambiguität als Isolationselement eines auf organisationalen  
Beziehungsfähigkeiten basierenden Wettbewerbsvorteils 
Um einen auf organisationalen Beziehungsfähigkeiten basierenden Wettbewerbsvorteil zu 
kompensieren, müssten die Konkurrenten zwecks Imitation die organisationalen Beziehungs-
fähigkeiten exakt nachbilden oder zum Zwecke der Substitution alternative – den organisatio-
                                                          
1506  Vgl. SCHOLZ (1996), S. 205. 
1507  Vgl. NIESS/SPANDAU (2005), S. 206, sowie ALBERS/BISPING/TEICHMANN/WOLF (2003), S. 8. 
1508  Vgl. GARRECHT (1998), S. 115. 
1509  Auch GARRECHT verweist darauf, dass nicht allein die Ressourcenkombination einen Wettbewerbsvorteil 
begründe. Darüber hinaus sei die Fähigkeit des vertrauensvollen Umgangs der Kooperationspartner mit-
einander – hier als ein Teil der organisationalen Beziehungsfähigkeiten betrachtet – erforderlich, um ei-
nen komparativen Vorteil zu erlangen. Vgl. GARRECHT (1998), S. 115. LAMBE/SPEKMAN/HUNT bezeich-
nen Ressourcen, die zur Schaffung einzigartiger Ressourcenbündel beitragen, als „complementary resour-
ces“ [LAMBE/SPEKMAN/HUNT (2002), S. 144]. Die Verfasser sind der Ansicht, dass „the primary way that 
complementary resources lead to alliance competitive advantage is indirect in that they constitute the 
lower order or ‚basicʼ capabilities that must be combined via idiosyncratic resources into a system that 
cannot be matched by competitors” [LAMBE/SPEKMAN/HUNT (2002), S. 144; Kursivschrift und Anfüh-
rungszeichen im Original]. Vgl. dazu auch die Erläuterungen zu complementary relationships und co-
specialized assets in Kapitel 4.4.2.3.1.2. Während die Bezeichungen complementary relationships sowie 
cospecialized assets lediglich zum Ausdruck bringen, dass sich die betrachteten Beziehungen bzw. Ver-
mögensgegenstände gegenseitig verstärken, und damit eine grundsätzlich mögliche Gleichwertigkeit der 
betreffenden Elemente implizieren, weisen LAMBE/SPEKMAN/HUNT jenen Ressourcen, die sie als comple-
mentary resources bezeichnen, einen bestimmten strategischen Wert zu. Nach Auffassung der Autoren 
handelt es sich bei complementary resources um Ressourcen, die selbst keinen strategischen Wert aufwei-
sen, jedoch einzigartigen Ressourcen ihre strategische Relevanz verleihen. 
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nalen Beziehungsfähigkeiten ähnliche oder aber verschiedenartige – Ressourcen entwi-
ckeln
1510
. Imitations- und Substitutionsversuche werden aufgrund der sozialen Komplexität 
organisationaler Beziehungsfähigkeiten und der damit verbundenen kausalen Ambiguität
1511
 
vermutlich bereits bei dem Versuch scheitern, die wertschaffenden Ressourcen sowie deren 
Beziehungen zueinander zu entschlüsseln
1512
. 
 
Die Intransparenz des Ursache-Wirkungs-Zusammenhangs zwischen einem Wettbewerbsvor-
teil und den ihn begründenden Ressourcen wurde bereits an früherer Stelle als ein Aspekt zur 
Behinderung konkurrenzseitiger Imitations- und Substitutionsbestrebungen erörert
1513
. Wei-
terhin wurde erläutert, dass diese kausale Ambiguität auf der Komplexität von Ressourcen be-
ruht. Die hier behandelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten zeigen eine spezifische 
Ausprägung dieser Komplexität, denn sie erweisen sich als sozial komplex. Soziale Komplexi-
tät wurde in dieser Arbeit als ein mögliches Charakteristikum interdependenter Ressourcen 
beschrieben
1514
. Präzise wurde die Eigenschaft der sozialen Komplexität Ressourcensystemen 
zugeschrieben, an denen interagierende Menschen beteiligt sind. Die in dieser Arbeit unter-
suchten organisationalen Beziehungsfähigkeiten – Vertrauensfähigkeit, Akkulturationsfähig-
keit und Selbstorganisationsfähigkeit – repräsentieren zunächst ein Ressourcensystem, da ers-
tens Fähigkeiten, also auch die hier behandelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten, in 
dieser Arbeit als Ressourcen eingestuft wurden
1515
, und zweitens zwischen den einzelnen or-
ganisationalen Beziehungsfähigkeiten Interdependenzen herrschen. Diese wechselseitigen 
Abhängigkeiten wurden in den Ausführungen zu den einzelnen organisationalen Beziehungs-
fähigkeiten bereits aufgezeigt, indem der Einfluss der jeweils behandelten organisationalen 
Beziehungsfähigkeit auf die übrigen organisationalen Beziehungsfähigkeiten erläutert wur-
de
1516
. Die Interdependenzen der einzelnen organisationalen Beziehungsfähigkeiten gibt Tab. 
9 zusammenfassend wieder
1517
. 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
1510  Vgl. Kapitel 4.4.2.2. 
1511  Zur Komplexität organisationaler Beziehungsfähigkeiten und der daraus resultierenden kausalen Ambi-
guität vgl. ausführlich Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
1512  FREILING unterstreicht, dass sich die Identifikation wertschaffender Ressourcen durch Dritte im Falle von 
Unternehmenskooperationen – wie den hier betrachteten virtuellen Unternehmen – noch schwieriger ge-
stalte als bei der Betrachtung von Einzelunternehmen, weil statt eines einzigen Unternehmens mehrere 
Unternehmen analysiert werden müssten. Vgl. FREILING (2000), S. 122. 
1513  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.1. 
1514  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
1515  Vgl. Kapitel 4.2.1. 
1516  Vgl. dazu Kapitel 5.4.7 (Vertrauensfähigkeit), Kapitel 5.5.3 (Akkulturationsfähigkeit) sowie Kapitel 5.6.6 
(Selbstorganisationsfähigkeit). 
1517  Darüber hinaus enthält Kapitel 6.3.2.1.3 Erläuterungen zu selbstverstärkenden Effekten der organisationa-
len Beziehungsfähigkeiten, die ebenfalls in Tab. 9 aufgeführt werden. 
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                       Einfluss-
objekt 
 
 
 
Einflussfaktor 
 
Vertrauensfähigkeit 
 
Akkulturationsfähigkeit 
 
Selbstorganisations-
fähigkeit 
Vertrauensfähigkeit 
Selbstverstärkung
1518
 
Förderung des Wissens-
transfers im Rahmen des 
Instruktionslernens durch 
die Begründung einer 
Kompensationserwartung 
Förderung des Wissens-
transfers im Rahmen des 
Instruktionslernens durch 
die Begründung einer 
Kompensationserwartung 
Akkulturations- 
fähigkeit 
Stärkung der Vertrauens-
würdigkeit des Vertrau-
ensempfängers durch die 
Existenz gemeinsamer 
Werte 
Selbstverstärkung
1519 
Erleichterung von Kom-
munikation und Koordi-
nation im Falle gemeinsa-
mer Werte; Nutzung 
gemeinsamer Werte als 
Orientierungshilfe bei der 
Entscheidungsfindung 
Selbstorganisations-
fähigkeit 
Schaffung von Gelegen-
heiten zum Sammeln po-
sitiver Erfahrungen und 
Feststellen gemeinsamer 
Kulturelemente 
Forcierung der Ausbil-
dung von Akkulturati-
onsfähigkeit durch die 
Notwendigkeit der ge-
meinsamen Entwicklung 
von Organisationsregeln 
Selbstverstärkung
1520
 
Tab. 9: Interdependenzstruktur organisationaler Beziehungsfähigkeiten
1521
 
Die organisationalen Beziehungsfähigkeiten sind jedoch nicht nur durch Interdependenzen ge-
kennzeichnet, sondern sie umfassen darüber hinaus Humanressourcen. Dies liegt in dem We-
sen von Fähigkeiten begründet. Fähigkeiten sind stets personengebunden
1522
. Weiterhin sind 
die beteiligten Menschen durch Interaktionen miteinander verbunden. Der Grund dafür ist die 
spezifische Klasse von Fähigkeiten, die hier analyisert wird. Der Fokus richtet sich auf Bezie-
hungsfähigkeiten und damit auf Fähigkeiten, die die Interaktion von Menschen voraus-
setzen
1523
. Organisationale Beziehungsfähigkeiten stellen somit ein Ressourcensystem dar, 
das durch die Beteiligung interagierender Menschen gekennzeichnet ist. Damit weisen organi-
sationale Beziehungsfähigkeiten das Merkmal der sozialen Komplexität auf. 
Die soziale Komplexität stellt ein Charakteristikum von Ressourcen dar, welches die Imitati-
ons- und Substitutionsversuche von Konkurrenten durch die Ausbildung kausaler Ambiguität 
bereits zu Beginn erschwert oder gar vereitelt. Sofern es also einem Unternehmen möglich 
sein sollte, auf der Basis organisationaler Beziehungsfähigkeiten einen Wettbewerbsvorteil zu 
erringen, so dürfte die soziale Komplexität dieser Fähigkeiten einen wirksamen Schutz gegen 
konkurrenzseitige Bestrebungen der beschriebenen Art bilden, weil sozial komplexe Ressour-
cen sich einer Identifikation durch die Wettbewerber entziehen und den Versuch einer Imitati-
                                                          
1518  Vgl. Kapitel 6.3.2.1.3. 
1519  Vgl. Kapitel 6.3.2.1.3. 
1520  Vgl. Kapitel 6.3.2.1.3. 
1521  Quelle: eigene Darstellung. 
1522  Vgl. Kapitel 4.2.1. 
1523  Vgl. Kapitel 5.3.1. 
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on oder Substitution damit bereits im Anfangsstadium scheitern lassen. Sollte es einem Wett-
bewerber dennoch gelingen, die Funktionsweise des Ressourcenbündels zu ergründen, so 
müsste er im Zuge einer Imitation identische Fähigkeiten entwickeln und im Rahmen einer 
Substitution sämtliche der in dem Bündel enthaltenen Fähigkeiten durch gleichwertige Res-
sourcen ersetzen. Beide Methoden sind für den Konkurrenten mit Problemen behaftet, die in 
den folgenden Kapiteln im Einzelnen erörtert werden. 
 
6.3.2 Resistenz organisationaler Beziehungsfähigkeiten gegen Imitationen 
6.3.2.1 Pfadabhängigkeit als Isolationselement eines auf organisationalen  
Beziehungsfähigkeiten basierenden Wettbewerbsvorteils 
6.3.2.1.1 Gegenstand der Pfadabhängigkeit 
Imitationen verfolgen das Ziel, die wertschaffenden Ressourcen eines Unternehmens nachzu-
bilden
1524
. Eine solche Reproduktion setzt die Beschreitung desselben Entwicklungsweges vo-
raus
1525
, den das erfolgreiche Unternehmen genommen hat, da nur auf diese Weise die Bil-
dung identischer Ressourcen möglich ist
1526
. Die Ressourcenbasis eines Unternehmens wird 
im Zuge eines oftmals langwierigen Akkumulationsprozesses geschaffen
1527
. Ein imitations-
williger Konkurrent müsste, um die wertschaffenden Ressourcen eines Unternehmens zu re-
plizieren, denselben Akkumulationsprozess durchlaufen wie das Unternehmen im Besitz des 
Wettbewerbsvorteils
1528
. Entwicklungsprozesse von Unternehmen und somit auch der Prozess 
der Ressourcenakkumulation, den das Unternehmen im Besitz der wertschaffenden Ressour-
cen durchlaufen hat, weisen allerdings das Merkmal der Pfadabhängigkeit
1529
 auf
1530
. Die 
Pfadabhängigkeit bezeichnet das Phänomen, dass die Situation eines Unternehmens zu jedem 
Zeitpunkt durch dessen vorangegangene Entwicklung, d. h. durch die Historie dieses Unter-
                                                          
1524  Vgl. Kapitel 4.4.2.2. Die Begriffe imitieren, reproduzieren und replizieren werden in dieser Arbeit in der-
selben Bedeutung verwendet, nämlich als die nachbildenden Aktivitäten von Wettbewerbern. Zu einer al-
ternativen Vorgehensweise vgl. KOGUT/ZANDER (1992), ZANDER/KOGUT (1995) sowie RIVKIN (2001), 
welche unter dem Terminus imitation die Nachbildung von Wissen durch Konkurrenten verstehen, den 
Begriff replication dagegen auf die Nachbildung von Wissen durch das originäre Unternehmen beziehen. 
Ein solches Vorgehen erscheint sinnvoll, wenn sowohl nachbildende Aktivitäten von Wettbewerbern als 
auch derartige Aktivitäten des originären Unternehmens untersucht werden sollen und demzufolge eine 
begriffliche Differenzierung vonnöten ist. Die Betrachtungen der vorliegenden Arbeit beschränken sich 
allerdings auf die Handlungen von Konkurrenten, sodass sich eine derartige Abgrenzung erübrigt. 
1525  Vgl. PADBERG (2000), S. 84. Diese Notwendigkeit sehen bedingt auch BAMBERGER/WRONA (1996), S. 
138. 
1526  Vgl. BARNEY (1991), S. 107-108. Der Ansicht BARNEYS folgen MÜSER (2000), S. 65, sowie RASCHE/ 
WOLFRUM (1994), S. 504. Eine ähnliche Meinung vertreten auch WELGE/AL-LAHAM (2008), S. 95. Der 
Auffassung BARNEYS entsprechend, verweist PETERAF (1993), S. 183, darauf, dass ein Konkurrent bei 
dem Versuch, den Entwicklungsprozess zu wiederholen, wegen der zeitlichen Verzögerung dieses Unter-
fangens auf Schwierigkeiten stoßen werde.  
1527  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1506-1507, sowie speziell zu Kompetenzen RASCHE (1993), S. 426. 
1528  Vgl. GRILL (2011), S. 60. 
1529  Als Synonyme für die Bezeichnung Pfadabhängigkeit finden sich auch die Begriffe Historizität und Zeit-
lichkeit. Vgl. KNYPHAUSEN-AUFSEß (1995), S. 85. 
1530  Vgl. WELGE/AL-LAHAM (2003), S. 263. 
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nehmens geprägt ist
1531
. Die historischen Bedingungen, die die Entwicklung eines Unterneh-
mens begleiten, sind aber einzigartig
1532
 und nicht reproduzierbar
1533
. Ein Konkurrent, der 
eine Imitation der wertschaffenden Ressourcen eines Unternehmens anstrebt, kann also auf-
grund der einzigartigen Historie
1534
 des erfolgreichen Unternehmens nicht denselben histori-
schen Pfad beschreiten wie dieses Unternehmen. Eine Nachbildung der wertschaffenden Res-
sourcen kann folglich nicht gelingen
1535
. Insofern bildet die Pfadabhängigkeit der Entwick-
lung wertschaffender Ressourcen einen Schutz gegen Imitationen dieser Ressourcen
1536
.  
Da die hier vertretene Auffassung von Imitationen von dem im allgemeinen Sprachgebrauch 
teilweise herrschenden Imitationsverständnis abweicht, seien an dieser Stelle einige Anmer-
                                                          
1531  Vgl. FREILING (2001a), S. 147. Dieser Sachverhalt wird knapp und treffend mit der Feststellung 
„[H]istory matters“ [BASSANINI/DOSI (2001), S. 41] erfasst. Die geschilderte Abhängigkeitsbeziehung 
impliziert ebenfalls, dass die gegenwärtige Situation eines Unternehmens dessen künftige Entwicklungsli-
nie bestimmt. Vgl. FREILING (2001a), S. 147, sowie COLLIS (1991), S. 51. 
1532  Vgl. AL-LAHAM (2003b), S. 91, sowie BARNEY (1991), S. 107-108.  
1533  Vgl. KNYPHAUSEN-AUFSEß (1995), S. 85. Die Einzigartigkeit und fehlende Reproduzierbarkeit der Bedin-
gungen resultiert beispielsweise aus dem Umstand, dass eine historische Entwicklung von zufälligen Er-
eignissen begleitet wird. Vgl. BASSANINI/DOSI (2001), S. 43. Weiterhin können sich bestimmte Rahmen-
bedingungen, die das erfolgreiche Unternehmen in der Vergangenheit vorgefunden hat, mittlerweile irre-
versibel verändert haben. Vgl. ähnlich METZENTHIN (2002), S. 134-135. 
1534  MELLEWIGT bezeichnet die historische Entwicklung eines Unternehmens aufgrund ihrer Einzigartigkeit 
als idiosynkratische Unternehmensgeschichte. Vgl. MELLEWIGT (2003), S. 68. 
1535  Vgl. ZOBOLSKI (2008), S. 98, RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 506, sowie BAMBERGER/WRONA (1996), S. 
139. Darüber hinaus ist zu beachten, dass auch ein konkurrierendes Unternehmen, welches eine Imitation 
wertschaffender Ressourcen anstrebt, hinsichtlich seiner Entwicklung der Pfadabhängigkeit unterliegt. 
Die aktuelle Situation des konkurrierenden Unternehmens bestimmt demzufolge dessen künftige Ent-
wicklung. Der Entwicklungspfad, den der Konkurrent bislang beschritten hat, kann demzufolge auch 
nicht verlassen werden, um den Entwicklungspfad des Unternehmens im Besitz der wertschaffenden Res-
sourcen nachzuvollziehen. Ein Pfadwechsel wäre mit hohen Kosten, beispielsweise in Form von sunk 
costs aufgrund vergangener Investitionen [vgl. WELGE/AL-LAHAM (2003), S. 263] oder in Form von 
Transaktionskosten für künftige Investition in neue Aktivitätsfelder [vgl. RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 
504], verbunden, sodass ein angestammter Pfad nicht nach Belieben verlassen werden kann. Vgl. 
METZENTHIN (2002), S. 134. Dieser Sachverhalt wird unter dem Begriff der „Irreversibilität von Prozess-
verläufen“ [SCHREYÖGG/SYDOW/ KOCH (2003), S. 261] erfasst. Unter dem Aspekt dieser Irreversibilität 
begründet die Pfadabhängigkeit von Prozessen nicht nur auf Seiten des Unternehmens im Besitz des 
Wettbewerbsvorteils eine Imitationshürde, sondern die Pfadabhängigkeit wirkt sich ebenfalls auf der 
Konkurrenzseite imitationshindernd aus. Weiterhin sei darauf hingewiesen, dass die Pfadabhängigkeit 
und der daraus resultierende Imitationsschutz durch die Langwierigkeit des Akkumulationsprozesses be-
günstigt werden. So könnte es einem Konkurrenten unter günstigen Bedingungen möglicherweise gelin-
gen, einen Ressourcenbestand, der in relativ kurzer Zeit aufgebaut wurde, nachzubilden. Dagegen sorgt 
die Langfristigkeit akkumulierter Ressourcen für eine umfassende Veränderung der Umfeldbedingungen, 
die durch die Konkurrenz nicht kompensiert werden kann.   
1536  Vgl. SPENGLER (2009), S. 128, sowie COLLIS (1991), S. 50. Entsprechend konstatiert HUNGENBERG, dass 
die Ressourcen und Fähigkeiten eines Unternehmens als „Ergebnis seiner einzigartigen historischen Ent-
wicklung“ [HUNGENBERG (2011), S. 150] nicht vollkommen imitierbar seien. Vgl. HUNGENBERG (2011), 
S. 150. Auch MÜSER weist darauf hin, dass die Imitation eines ressourcenorientierten Erfolgspotenzials 
nicht möglich sei. Vgl. MÜSER (2000), S. 65. Allerdings beschränkt die beschriebene Pfadabhängigkeit 
auch die Flexibilität des erfolgreichen Unternehmens. Somit besteht hier ein Trade-off zwischen dem 
durch die Pfadabhängigkeit bewirkten Imitationsschutz und der strategischen Entscheidungsfreiheit des 
erfolgreichen Unternehmens. Vgl. RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 504. 
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kungen zum Begriff der Imitation angefügt, um die Motivation der in dieser Arbeit benutzten 
Begriffsbestimmung zu verdeutlichen.  
Die Ansicht, dass eine Imitation von Ressourcen die Beschreitung desselben Entwicklungs-
weges erfordert, den das ursprünglich im Besitz der Ressourcen stehende Unternehmen ge-
nommen hat, spiegelt ein vergleichsweise restriktives Imitationsverständnis wider. Hinter-
grund dieser engen Auffassung ist offenkundig die Meinung, dass es sich bei einem Imitat um 
ein mit dem Original identisches Konstrukt handelt
1537
. Identität im Sinne einer originalge-
treuen Nachbildung
1538
 kann aber nur dann erlangt werden, wenn derselbe Entwicklungspro-
zess durchschritten wird, in dessen Verlauf das Original entstand
1539
. Insbesondere der Erwerb 
von Wissen unterliegt der Historizität, weil einzigartige historische Bedingungen zu einzigar-
tigen Erfahrungen führen
1540
.  
Ein weiter gefasstes Imitationsverständnis sieht in Imitaten nicht identische, sondern ähnliche 
Konstrukte
1541
. Diese werden folgerichtig nicht durch die Beschreitung desselben, sondern 
lediglich durch die Benutzung eines ähnlichen Entwicklungspfades geschaffen
1542
. Sofern 
diesem Imitationsverständnis gefolgt wird, tritt allerdings ein gravierendes Abgrenzungsprob-
lem zu den bereits skizzierten Substituten, präzise den Substituten ähnlicher Art, auf
1543
. Wie 
an späterer Stelle noch detailliert gezeigt wird
1544
, besteht für die Konkurrenten eines Unter-
nehmens, das sich im Besitz eines Wettbewerbsvorteils befindet, die Möglichkeit, die Nach-
                                                          
1537  Zu dieser Auffassung vgl. BARNEY (1991), S. 107-108, und ebenso BRUCK (1996), S. 248, sowie RA-
SCHE/WOLFRUM (1994), S. 504. 
1538  In einer offenbar noch engeren Auslegung des Identitätsbegriffs führt DUSCHEK die nicht gegebene Imi-
tierbarkeit von Ressourcen auf deren unvollkommene Mobilität oder ihre Unternehmensspezifität zurück. 
Vgl. DUSCHEK (2004), S. 55. In der von DUSCHEK vertretenen Auffassung handelt es sich bei Imitationen 
offenkundig nicht um die Nachbildung der originären wertschaffenden Ressourcen, sondern um die Res-
sourcen selbst. Der Zugriff auf die originären wertschaffenden Ressourcen wird, entgegen der Wortwahl 
DUSCHEKS, in der einschlägigen Literatur zumeist mit dem Begriff Akquisition beschrieben. Vgl. dazu die 
Literaturhinweise in Kapitel 4.4.2.2. Zur unvollkommenen Mobilität von Ressourcen vgl. Kapitel 4.3. Zur 
Unternehmensspezifität von Ressourcen vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.3. Der Auffassung DUSCHEKS augen-
scheinlich entsprechend, stellt CHI fest, dass die Imitation der wertschaffenden Ressourcen eines Unter-
nehmens beispielsweise „engaging in such activities as hiring away its managers“ [CHI (1994), S. 273] 
umfasse. Ähnlich der Ansicht DUSCHEKS, zielen offensichtlich auch JOHNSON/SCHOLEMAN/WHITTING-
TON (2011), S. 139, zumindest partiell auf die originären wertschaffenden Ressourcen, wenn sie konsta-
tieren, dass es sich bei nicht-imitierbaren Ressourcen – dort in Form von Fähigkeiten – um Ressourcen 
handele, die von Konkurrenten nur schwer nachgeahmt oder erlangt werden könnten. Eine eindeutige 
Aussage zum Inhalt eines Imitationsvorgangs in der beschriebenen, noch enger gefassten Auslegung des 
Identitätsbegriffs findet sich schließlich bei TEECE. Der Verfasser definiert die Imitation bestimmter Res-
sourcen – dort in der Form von Kompetenzen – als Transfer eben dieser Ressourcen von einem konkreten 
Geschäftsfeld zu einem anderen Geschäftsfeld. Vgl. TEECE (2012), S. 78 in Verbindung mit S. 77. Damit 
definiert TEECE Imitationshandlungen nicht als Nachbildung wertschaffender Ressourcen, sondern als 
Nutzung der originären Ressourcen selbst. 
1539  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 134. 
1540  Ein historisch einzigartiges Ereignis stellt zum Beispiel der Zweite Weltkrieg dar. Erfahrungsprozesse, 
die im Kontext dieses Krieges durchlaufen wurden, lassen sich nicht wiederholen, weil die Bedingungen, 
unter denen die Erfahrungen gesammelt wurden, nicht reproduzierbar sind.  
1541  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1507. 
1542   Vgl. NELSON (1991), S. 69-70. 
1543  Vgl. Kapitel 4.4.2.2. 
1544  Vgl. Kapitel 6.3.3.1.3. 
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haltigkeit dieses Wettbewerbsvorteils durch die Substitution der wertschaffenden Ressourcen 
zu vereiteln. Zu diesem Zweck können die Wettbewerber Ressourcen einsetzen, die sich von 
den originären Ressourcen grundlegend unterscheiden, d. h. Substitute völlig verschiedener 
Art benutzen. Eine zweite Möglichkeit der Substitution besteht darin, die ursprünglichen 
wertschaffenden Ressourcen durch Ressourcen auszutauschen, die eine Affinität zu den origi-
nären Ressourcen aufweisen, d. h. Substitute ähnlicher Art zu verwenden. Wenn die gesamten 
Ressourcen, welche die Wettbewerber eines Unternehmens einsetzen können, um die Nach-
haltigkeit eines Wettbewerbsvorteils dieses Unternehmens zu unterbinden, in die Klassen 
„Imitate“, „Substitute ähnlicher Art“ sowie „Substitute völlig verschiedener Art“ eingeteilt 
werden
1545
, dann ist ein Kriterium erforderlich, das eine eindeutige Abgrenzung der gebilde-
ten Klassen voneinander erlaubt. Sofern aber zur Klasse der Imitate Ressourcen gezählt wer-
den, die den wertschaffenden Ressourcen eines im Besitz eines Wettbewerbsvorteils befindli-
chen Unternehmens ähnlich sind, und weiterhin eine Klasse von Substituten mit Ressourcen 
existiert, die diesen wertschaffenden Ressourcen ähnlich sind, dann ist die geforderte eindeu-
tige Abgrenzung der Ressourcenklassen nicht gegeben.  
Die Frage der Unterscheidung zwischen Imitaten sowie Substituten ähnlicher Art beinhaltet 
im vorliegenden Zusammenhang lediglich ein formales Problem. Sowohl Imitationen als auch 
Substitutionen auf der Basis von Ressourcen ähnlicher Art verfolgen das Ziel, die Einzigar-
tigkeit wertschaffender Ressourcen aufzuheben und dadurch die Nachhaltigkeit des auf diesen 
Ressourcen beruhenden Wettbewerbsvorteils zu vereiteln. Insofern nimmt die Art und Weise 
der Abgrenzung dieser beiden Isolationselemente keinen Einfluss auf die Ergebnisse der vor-
liegenden Untersuchung
1546
. Eine trennscharfe Klassifizierung der genannten Isolationsele-
mente ist allerdings erforderlich, um die Klarheit der Analyse zu gewährleisten.  
Die Erläuterung der Inhalte des Resource-Based View in dieser Arbeit folgt der Darstellung 
BARNEYS, welcher den Resource-Based View maßgeblich geprägt hat. Sicher wäre es mög-
lich, aus gegebenem Anlass eine anders geartete Gliederung zu wählen als BARNEY. Insbe-
sondere könnte eine solche alternative Klassifizierung auf der Grundlage des zuvor geschil-
derten, weiter gefassten Imitationsverständnisses vorgenommen werden. In diesem Fall wür-
den sich nur noch zwei Kategorien von konkurrenzseitigen Aktivitäten zur Vereitelung der 
Nachhaltigkeit eines Wettbewerbsvorteils ergeben: Imitationen sowie Substitutionen auf der 
Basis völlig verschiedenartiger Ressourcen
1547
. Da eine Abweichung von BARNEYS Gliede-
rung jedoch keinerlei Einfluss auf die Anaylseergebnisse der vorliegenden Arbeit hätte, be-
steht keine Veranlassung zu einer andersartigen Vorgehensweise. Insofern wird den weiteren 
                                                          
1545  Vgl. dazu die Ausführungen zu Isolationselementen in Kapitel 4.4.2.3. 
1546  Sofern es einem Konkurrenten in irgendeiner Weise möglich ist, die Einzigartigkeit der betrachteten wert-
schaffenden Ressourcen zu beseitigen und dadurch die Nachhaltigkeit des auf diesen Ressourcen beru-
henden Wettbewerbsvorteils zu beeinträchtigen, handelt es sich bei den betrachteten Ressourcen nicht um 
strategisch relevante Ressourcen. Ob die Entfaltung strategischer Relevanz durch die Möglichkeit der 
Imitation der wertschaffenden Ressourcen oder durch die Option ihrer Substitution unterbunden wird, ist 
für die Bewertung der strategischen Relevanz unerheblich. 
1547  Die Klasse der Imitate im weiter gefassten Imitationsverständnis würde den Platz der zuvor – im enger 
gefassten Imitationsverständnis – als Substitute ähnlicher Art bezeichneten Ressourcen einnehmen, so-
dass im Ergebnis nur noch zwei Kategorien von Ressourcen existierten, mit deren Hilfe die Nachhaltig-
keit eines Wettbewerbsvorteils unterbunden werden könnte. Zu einer ähnlichen Darstellung vgl. RA-
SCHE/WOLFRUM (1994), S. 506. 
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Ausführungen das zu Beginn dieses Kapitels vorgestellte Imitationsverständnis zugrunde ge-
legt, nach dem die Imitation wertschaffender Ressourcen die Beschreitung desselben Ent-
wicklungspfades erfordert, den das im Besitz der wertschaffenden Ressourcen stehende Un-
ternehmen genommen hat.   
6.3.2.1.2 Pfadabhängigkeit von Lernprozessen 
Ursächlich für die Wahl eines bestimmten Pfades bei der Entwicklung von Unternehmensres-
sourcen ist das Auftreten von sog. critical junctures
1548
. Hierbei handelt es sich um Ereignis-
se, die selbstverstärkende Effekte aufweisen. Die auch als Increasing Returns
1549
 oder positive 
Rückkopplungen
1550
 bezeichneten Wirkungen führen dazu, dass die Zunahme eines bestimm-
ten Variablenwertes eine weitere Zunahme dieses Variablenwertes nach sich zieht
1551
. Ereig-
nisse, die selbstverstärkende Effekte aufweisen, können den Verlauf eines Prozesses beein-
flussen
1552
, denn sofern das betreffende Unternehmen mit Hilfe derartiger Effekte seine Ziel-
setzungen erfüllen kann, wird es jenen Entwicklungspfad einschlagen, der die Realisierung 
von Increasing Returns unterstützt.  
In der einschlägigen Literatur findet sich eine Reihe von Faktoren, die zu positiven Rück-
kopplungseffekten führen und damit die Wahl bestimmter Entwicklungspfade begründen kön-
nen. So identifiziert ACKERMANN für den technologischen Bereich Netzeffekte
1553
, Komple-
mentarität
1554
 und Lernprozesse
1555
 als Ursachen selbstverstärkender Effekte. Im Rahmen von 
Institutionen
1556
 sieht SCHÄCKE neben den bereits genannten Komplementaritätseffekten und 
Lerneffekten auch Koordinationseffekte, Investitionseffekte und Machteffekte als Quellen 
von Increasing Returns an
1557
. Statt auf sämtliche genannten Ursachen selbstverstärkender Ef-
fekte näher einzugehen
1558
, wird an dieser Stelle ein Faktor hervorgehoben, der für die Ent-
wicklung der hier betrachteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten von besonderer Be-
deutung ist: das Lernen von Individuen. 
Lernprozesse sind für ein Phänomen verantwortlich, das in der einschlägigen Literatur unter 
der Bezeichnung asset mass efficiencies zu finden ist. Mit dem Begriff der asset mass effi-
ciencies wird der Umstand beschrieben, dass sich die Akkumulation von Ressourcen einfa-
cher gestaltet, wenn bereits ein gewisser Bestand dieser Ressourcen vorhanden ist
1559
.  Der 
                                                          
1548  Vgl. SCHREYÖGG/SYDOW/KOCH (2003), S. 263. 
1549  Vgl. SCHREYÖGG/SYDOW/KOCH (2003), S. 261. 
1550  Vgl. ACKERMANN (2003), S. 230. 
1551  Vgl. SPENGLER (2009), S. 143, sowie SCHREYÖGG/SYDOW/KOCH (2003), S. 262. 
1552  Vgl. SCHREYÖGG/SYDOW/KOCH (2003), S. 263. 
1553  Vgl. ACKERMANN (2003), S. 236. 
1554  Vgl. ACKERMANN (2003), S. 240. 
1555  Vgl. ACKERMANN (2003), S. 242. 
1556  Institutionen sind als ein System von Regeln zu verstehen, welches das Verhalten von Menschen steuert. 
Vgl. SCHÄCKE (2006), S. 46. 
1557  Vgl. SCHÄCKE (2006), S. 54. 
1558  Zu einer detaillierten Betrachtung der aufgeführten Quellen selbstverstärkender Effekte vgl. beispielswei-
se SCHÄCKE (2006), S. 38-66. 
1559  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1507. Neben dem Begriff der asset mass efficiencies ist in der wissen-
schaftlichen Literatur auch die Bezeichnung Mulitplikatoreffekte gebräuchlich. Vgl. FREILING (2001a), S. 
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Grund für die vereinfachte Ressourcenakkumulation ist in dem Auftreten der bereits darge-
stellten positiven Rückkopplungseffekte begründet
1560
. Diese Increasing Returns sind gemäß 
FREILING das Resultat sogenannter Erfahrungseffekte
1561
. Die Erfahrungen, die im Zuge des 
bisherigen Einsatzes der Ressourcen gesammelt wurden, können bei der Weiterentwicklung 
der Ressourcen genutzt werden
1562
, um die Ressourcenakkumulation zu beschleunigen
1563
. 
Asset mass efficiencies beruhen also letztlich auf historischen Lernprozessen
1564
, die zu 
selbstverstärkenden Effekten bei der künftigen Ansammlung von Ressourcen führen.  
In Bezug auf die spezifische Ressourcenart „Wissen“ wird die Beziehung zwischen neuen und 
vorhandenen Ressourcen auch in dem Konzept der Absorptionsfähigkeit
1565
 thematisiert
1566
. 
Die Absorptionsfähigkeit von Individuen, d. h. deren Fähigkeit, neues Wissen zu erwerben, ist 
eine Funktion des bereits vorhandenen Wissensbestands dieser Individuen. Das Lernen wird 
erleichtert, wenn das zu erwerbende Wissen ähnliche Strukturen aufweist wie das bereits vor-
handene Wissen
1567
. Unter Berücksichtigung des Konzepts der asset mass efficiencies kann 
gefolgert werden, dass in einem solchen Fall Increasing Returns auftreten, die zu einer Be-
schleunigung des Lernprozesses führen.  
Wenn die Akkumulation von Wissen durch die Ähnlichkeit des neuen Wissens zu dem bereits 
existierenden Wissensbestand eines Individuums in der beschriebenen Weise vereinfacht 
wird, dann ist davon auszugehen, dass Individuen neues Wissen in der thematischen Nähe ih-
res vorhandenen Wissens suchen, um die beschriebenen selbstverstärkenden Effekte zu reali-
                                                                                                                                                                                     
133, sowie auch HENNEMANN (1998), S. 79, und RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 505. DIERICKX/COOL be-
schreiben das Phänomen der asset mass efficiencies mit den Worten „success breeds success“ [DIERICKX/ 
COOL (1989), S. 1507]. Einen Sonderfall der asset mass efficiencies stellt das Phänomen der Kritischen 
Masse dar. Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1508. Letzteres erfordert eine Mindestmenge der jeweils be-
trachteten Ressource, damit mit Hilfe des Ressourcenbestands eine bestimmte Wirkung erzielt werden 
kann. Vgl. RASCHE/WOLFRUM (1994), S. 505. Der Punkt, an dem die Kritische Masse erreicht wird, ist 
insofern als kritisch zu bezeichnen, als er den Wendepunkt zwischen negativen und positiven Rückkopp-
lungseffekten darstellt. Vgl. STRAUSS (1996), S. 55. Der Fall der Kritischen Masse bleibt im vorliegenden 
Fall unberücksichtigt, da er für die hier betrachteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten unerheblich 
ist. Organisationale Beziehungsfähigkeiten sind stets durch positive Rückkopplungseffekte charakteri-
siert, die allenfalls hinsichtlich ihrer Intensität variieren. 
1560  Vgl. FREILING (2001a), S. 137. 
1561  Vgl. FREILING (2001a), S. 136. Auch METZENTHIN verweist auf Erfahrungsvorsprünge als Ursache von 
Multiplikatoreffekten. Vgl. METZENTHIN (2002), S. 135. 
1562  Vgl. METZENTHIN (2002), S. 135. 
1563  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1509. 
1564  Zum Gegenstand des Lernens vgl. Kapitel 3.2. 
1565  Vgl. Kapitel 4.6.3.1. 
1566  Vgl. auch HENNEMANN (1998), S. 80. 
1567  Vgl. COHEN/LEVINTHAL (1990), S. 136, sowie Kapitel 4.6.3.2. TEECE/PISANO/SHUEN erklären die Depen-
denz der Lernfähigkeit von dem existierenden Wissensbestand mit dem Hinweis auf die Struktur von 
Lernprozessen. Lernen sei oft „a process of trial, feedback, and evaluation” [TEECE/PISANO/SHUEN 
(1997), S. 523]. Würden zu viele Parameter gleichzeitig variiert, so würde die Fähigkeit von Individuen, 
Kausalitäten zu erkennen, herabgesetzt und folglich ein Lernprozess verhindert. Vgl. TEECE/PISANO/ 
SHUEN (1997), S. 523. Die Verfasser zielen mit dieser Feststellung offensichtlich auf die Reflexionsfähig-
keit von Individuen. Die Reflexion von Erfahrungen ist notwendig, um ein Verhalten zielorientiert modi-
fizieren zu können. Vgl. Kapitel 3.3.  
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sieren. So verweisen auch TEECE/PISANO/SHUEN darauf, dass „learning tends to be local “1568. 
Der Erwerb neuen Wissens vollzieht sich also vorwiegend in jenen Bahnen, die durch den 
vorhandenen Wissensbestand vorgezeichnet sind
1569
. ACKERMANN bezeichnet diesen vorge-
zeichneten Weg des Lernens als „Lernpfad“1570. 
Wie die vorangegangenen Ausführungen zeigen, stellt das Lernen einen sich selbst verstär-
kenden Prozess dar
1571
. Die im Zuge von Lernprozessen stattfindende Rückkopplung, d. h. die 
Referenz auf den vorhandenen Wissensbestand, verweist auf die Historizität des Lernens. 
Lernprozesse werden von historischen Ereignissen – den bereits früher erfolgten Lernvorgän-
gen – determiniert und unterliegen somit dem Prinzip der Pfadabhängigkeit1572. 
Es stellt sich die Frage, inwiefern die Eigenschaft der Pfadabhängigkeit auch im Hinblick auf 
die Entwicklung der hier untersuchten organisationalen Beziehungsfähigkeiten angenommen 
werden kann. 
 
6.3.2.1.3 Pfadabhängigkeit der Entwicklung organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
Die Verbindung der Entwicklung organisationaler Beziehungsfähigkeiten zu pfadabhängigen 
Prozessen erschließt sich unmittelbar, wenn berücksichtigt wird, dass die Ausbildung der hier 
behandelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten größtenteils auf Lernprozessen ba-
siert
1573
. Wenn Lernprozesse, wie zuvor erläutert, das Merkmal der Pfadabhängigkeit aufwei-
sen und organisationale Beziehungsfähigkeiten zum überwiegenden Teil im Zuge von Lern-
prozessen erworben werden, dann besitzen folglich auch die zur Entwicklung organisationaler 
Beziehungsfähigkeiten durchgeführten Prozesse die Eigenschaft der Pfadabhängigkeit. Im 
Hinblick auf die Charakterisierung der organisationalen Beziehungsfähigkeiten als Fähigkei-
ten im Sinne der vorliegenden Arbeit sowie den daraus folgenden Charakter des Lernens, den 
der Erwerb dieser Fähigkeiten aufweist, ergibt sich das folgende Bild
1574
. 
 
                                                          
1568  TEECE/PISANO/SHUEN (1997), S. 523. 
1569  Vgl. AL-LAHAM (2003a), S. 165, sowie BASSANINI/DOSI (2001), S. 58, ferner auch DOSI/TEECE/WINTER 
(1992), S. 194.  
1570  ACKERMANN (2003), S. 243. 
1571  Vgl. BERGMANN (1998), S. 80. 
1572  Vgl. SCHNEIDER (2003), S. 992, sowie KOGUT/ZANDER (1992), S. 392. LEVITT/MARCH stufen Lernpro-
zesse ebenfalls als „history-dependent“ [LEVITT/MARCH (1988), S. 319] ein. Auf die Pfadabhängigkeit 
von Lernprozessen im spezifischen Kontext von Routinen weisen COHEN/BACDAYAN hin. Die Verfasser 
stellen fest, dass die Lernprozesse, die zur Ausbildung von Routinen führen, häufig durch „extraneous, 
historically-specific and arbitrary components“ [COHEN/BACDAYAN (1994), S. 556] beeinflusst würden 
und teilweise auf historischen Zufällen beruhten. Vgl. COHEN/BACDAYAN (1994), S. 556. 
1573  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.1 (Vertrauensfähigkeit), Kapitel 5.5.2.7 (Akkulturationsfähigkeit) und Kapitel 5.6.5 
(Selbstorganisationsfähigkeit). Eine Pfadabhängigkeit in der Entwicklung von Kooperationskompetenz – 
einem den organisationalen Beziehungsfähigkeiten ähnlichen Konstrukt (vgl. Kapitel 5.2) – vermutet 
auch OELSNITZ (2003b), S. 203. 
1574  Auf den Erwerb organisationaler Beziehungsfähigkeiten wurde bereits in den Kapiteln zu den jeweiligen 
Fähigkeiten eingegangen. An dieser Stelle werden die Ergebnisse zwecks Verdeutlichung des pfadabhän-
gigen Wesens dieser Prozesse noch einmal kurz dargelegt. 
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Selbstorganisationsfähigkeit 
Die Selbstorganisationsfähigkeit stellt insofern eine Fähigkeit im Sinne der vorliegenden Ar-
beit dar, als sie handlungsorientiertes Wissen beinhaltet. Selbstorganisationsfähigkeit umfasst 
das Vermögen der Kooperationspartner, eine Aufgabenstellung in Teilaufgaben zu segmentie-
ren und die Ausführung dieser Teilaufgaben unter Berücksichtigung der Zielsetzungen des 
Unternehmens zu koordinieren
1575
. Im vorliegenden Fall virtueller Unternehmen handelt es 
sich konkret um die Segmentierung der Gesamtaufgabe „Bearbeitung eines Kundenauftrags“ 
und die Zuordnung der entstandenen Teilaufgaben zu den Mitgliedern des jeweiligen virtuel-
len Unternehmens. Damit umfasst die Selbstorganisationsfähigkeit handlungsorientiertes Wis-
sen, nämlich das Wissen um die Segmentierung von Gesamtaufgaben und die Koordination 
der Ausführung der resultierenden Teilaufgaben.  
Selbstorganisation stellt bereits selber einen Lernprozess dar
1576
. Die Fähigkeit der Selbstor-
ganisation wird demzufolge in der Ausübung der Tätigkeit „Selbstorganisation“ erworben1577. 
Ein solcher Lernprozess wird in der Regel als learning-by-doing bezeichnet
1578
. Der vorlie-
gende Sachverhalt ist jedoch im Vergleich zum Lernen einzelner, auf sich gestellter Personen 
durch die Interaktion der Kooperationspartner geprägt. PEITZ erfasst diese spezifische Ausprä-
gung des learning-by-doing mit dem Begriff „learning-by-interacting“1579.  
Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Entwicklung der Selbstorganisationsfähigkeit 
einen Lernprozess darstellt und folglich durch das Charakteristikum der Pfadabhängigkeit ge-
kennzeichnet ist. 
Akkulturationsfähigkeit 
Ebenso wie die Selbstorganisationsfähigkeit stellt auch die Akkulturationsfähigkeit eine Fä-
higkeit im Verständnis der vorliegenden Arbeit dar. Die Akkulturationsfähigkeit umfasst 
handlungsorientieres Wissen, nämlich das Wissen um die Schaffung einer Kooperationskultur 
für die hier betrachteten virtuellen Unternehmen
1580
.  
Eine ähnliche Sachlage wie bei der Selbstorganisationsfähigkeit ergibt sich bei der Akkultura-
tionsfähigkeit im Hinblick auf deren pfadabhängigen Charakter. KRYSTEK beschreibt Organi-
sationskultur als ein „historisch gewachsenes, von den Erlebnissen der Vergangenheit gepräg-
tes Phänomen“1581. Dementsprechend verweist SCHEIN darauf, dass eine Gruppe im Zuge der 
Entwicklung einer gemeinsamen Kultur „develops its own shared history“1582. Auch BARNEY 
stellt fest, dass “organizational cultures may be intrinsically bound up with a firm’s histo-
ry”1583. Die aufgeführten Aussagen verweisen bereits implizit auf die Pfadabhängigkeit der 
                                                          
1575  Vgl. Kapitel 5.6.2. 
1576  Vgl. Kapitel 5.6.4. 
1577  Zum Erwerb von Fähigkeiten vgl. Kapitel 4.2.1.  
1578  Vgl. AMELINGMEYER (2002), S. 107. 
1579  PEITZ (2002), S. 247; Anführungszeichen im Original hier unterlassen. 
1580  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
1581  KRYSTEK (1991), S. 541. 
1582  SCHEIN (2004), S. 35. 
1583  BARNEY (1986a), S. 661. 
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Akkulturationsfähigkeit als jener Fähigkeit, die zur Schaffung einer Kooperationskultur bei-
trägt
1584
.  
Deutlicher werden die Zusammenhänge, wenn der Charakter der Akkulturationsfähigkeit be-
trachtet wird. Akkulturationsprozesse sind Lernprozesse
1585
. Damit wird die Fähigkeit von In-
dividuen, einen Prozess der Akkulturation zu unterstützen, im Zuge der Ausführung der Tä-
tigkeit „Akkulturation“ erlangt. Ebenso wie die Selbstorganisationsfähigkeit, wird die Akkul-
turationsfähigkeit im Zuge der Interaktionen der Kooperationspartner erworben. Somit entwi-
ckelt sich auch die Akkulturationsfähigkeit durch das bereits erwähnte learning-by-interac-
ting
1586
. 
Auch bei der Ausbildung der Akkulturationsfähigkeit handelt es sich also um einen Lernpro-
zess, der durch das Merkmal der Pfadabhängigkeit geprägt ist
1587
. 
Vertrauensfähigkeit 
Anders als die Selbstorganisationsfähigkeit und die Akkulturationsfähigkeit, kann die Ver-
trauensfähigkeit nicht im Zuge von Lernprozessen erworben werden
1588
, da die Vertrauensfä-
higkeit keine Fähigkeit im Sinne der vorliegenden Arbeit darstellt
1589
. Der Begriff der Ver-
trauensfähigkeit wurde zu Beginn dieser Arbeit in Anlehnung an den von HILLIG verwendeten 
Terminus
1590
 gewählt. In Kapitel 5.4.6.5.1 wurde aber bereits gezeigt, dass das in dieser Ar-
beit als Vertrauensfähigkeit bezeichnete Konstrukt nicht mit dem dieser Arbeit zugrunde lie-
genden Begriff der Fähigkeiten in Einklang steht. Da es sich bei der Vertrauensfähigkeit um 
keine Fähigkeit im Sinne dieser Arbeit handelt, kann die Vertrauensfähigkeit auch nicht im 
Zuge von Lernprozessen erworben werden. Dennoch ergeben sich auch in Bezug auf die 
Entwicklung von Vertrauensfähigkeit selbstverstärkende Effekte, die Pfadabhängigkeiten be-
gründen können.  
Increasing Returns, die im Zuge der Schaffung von Vertrauensfähigkeit auftreten, beruhen 
insbesondere auf der Reziprozität von Vertrauensbeziehungen. Damit sich ein wechselseitiges 
Vertrauensverhältnis zwischen Individuen entwickeln kann, muss gewährleistet sein, dass die 
jeweilige Vertrauensschenkung eines Individuums von dem Vertrauensempfänger erwidert 
wird. Sofern Vertrauensgaben wiederholt in dieser Form beantwortet werden, findet aufgrund 
der positiven Erfahrungen eine Akkumulation von Vertrauen statt, welche weitere Vertrauens-
schenkungen erleichtert. Es tritt das bereits behandelte Phänomen der asset mass efficiencies 
                                                          
1584  Vgl. Kapitel 5.5.2.4. 
1585  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
1586  Vgl. die Ausführungen zur Selbstorganisationsfähigkeit zu Beginn dieses Kapitels. 
1587  Vgl. WEBER/CAMERER (2003), S. 403, welche in ähnlicher Weise der Evolution einer Kultur das Merk-
mal der Pfadabhängigkeit zuweisen. 
1588  Vgl. ähnlich BECKER (2001), S. 6. 
1589  Vgl. dazu ausführlich Kapitel 5.4.6.5.1. 
1590  Vgl. HILLIG (1997), S. 200. 
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ein, das im vorliegenden Fall mit dem Schlagwort „trust breeds trust“1591 erfasst werden 
kann
1592
.  
Wenn bereits ein bestimmtes Maß an Vertrauen geschaffen wurde, so erweist sich die weitere 
Entwicklung des Vertrauensverhältnisses als leichter
1593
. Gewissermaßen treten auch hier Er-
fahrungseffekte
1594
 auf. Der jeweilige Vertrauensgeber sammelt im Laufe der Zeit Erfahrun-
gen mit dem Vertrauensempfänger. Je öfter sich der jeweilige Vertrauensempfänger als ver-
trauenswürdig erweist und das ihm geschenkte Vertrauen erwidert, desto leichter fällt es dem 
Vertrauensgeber künftig, dem Vertrauensempfänger Vertrauen zu schenken, denn er interpre-
tiert das wiederholt positive Verhalten des Vertrauensempfängers als Beständigkeit dieser 
Person und bildet daraufhin die Erwartung, dass der Vertrauensempfänger dieses Verhalten in 
der Zukunft fortführen werde
1595
. Vertrauen “gehört damit zu jenen Ressourcen, die sich 
durch ihren Gebrauch vermehren”1596. Insofern ist die Entwicklung von Vertrauen durch das 
Auftreten von Increasing Returns gekennzeichnet
1597
, die durch die mehrfache Platzierung 
von Vertrauen entstehen
1598
. 
In gewisser Weise beruhen also auch die selbstverstärkenden Effekte, die sich im Zuge wie-
derholten Vertrauens einstellen, auf Lernprozessen. Diese Lernprozesse beziehen sich jedoch 
nicht auf die Schenkung von Vertrauen, sondern auf den Prozess des Erwerbs von Wissen 
über das Verhalten des Vertrauensempfängers, das zur Erwartungsbildung genutzt wird und 
demzufolge das künftige Verhalten des potenziellen Vertrauensgebers bestimmt. Insgesamt ist 
also die Vertrauensfähigkeit als Teil des Vertrauens durch das Auftreten selbstverstärkender 
Effekte gekennzeichnet, die die Pfadabhängigkeit der Entwicklung von Vertrauensfähigkeit 
begründen.  
Die vorangegangenen Ausführungen haben verdeutlicht, dass die Prozesse zur Schaffung or-
ganisationaler Beziehungsfähigkeiten sämtlich einen pfadabhängigen Charakter aufweisen, 
der die Entwicklunglinie dieser Fähigkeiten determiniert. Unter Rückgriff auf die Erläuterun-
gen zur Pfadabhängigkeit als Isolationselement
1599
 lässt sich daraus folgern, dass eine Imitati-
on organisationaler Beziehungsfähigkeiten in der hier vorgestellten Ausprägung aufgrund der 
                                                          
1591  OSTERLOH/WEIBEL (2006), S. 33. 
1592  Diese asset mass efficiencies wirken sich zusätzlich zu der vertrauensbildenden Etablierung generalisier-
ter Reziprozität (vgl. Kapitel 5.4.5) positiv auf die Entwicklung eines Vertrauensverhältnisses zwischen 
den Kooperationspartnern aus. 
1593  BRADACH/ECCLES merken dazu an, dass „the existence of trust gives one reason to trust“ [BRADACH/ 
ECCLES (1989), S. 107]. 
1594  Vgl. dazu die Ausführungen zu den asset mass efficiencies weiter oben in diesem Kapitel. 
1595  Vgl. ROUSSEAU/SITKIN/BURT/CAMERER (1998), S. 399, ZÜNDORF (1986), S. 41-42, und weiterhin auch 
die Ausführungen zu den Grundlagen der Vertrauensbildung, insbesondere zur Vertrauensschenkung auf-
grund positiver Erfahrungen, in Kapitel 5.4.6.1 sowie zu den Einflussfaktoren der Vertrauenswürdigkeit 
in Kapitel 5.4.6.2.  
1596  RIPPERGER (1998), S. 50-51.  
1597  Vgl. ZÜNDORF (1986), S. 42. 
1598  Vgl. auch ARTHUR (1989), S. 116. Zum selbstverstärkenden Charakter von Vertrauen vgl. auch Kapitel 
5.4.4. 
1599  Vgl. Kapitel 6.3.2.1. 
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mit ihren Entwicklungsprozessen verbundenen Historizität nicht möglich ist
1600
. So führt auch 
BARNEY aus, dass das Vermögen von Unternehmen „to acquire and exploit some resources 
depends upon their place in time and space. Once this particular unique time in history passes, 
firms that do not have space- and time-dependent resources cannot obtain them, and thus 
these resources are imperfectly imitable”1601. 
Abb. 37 fasst die Ergebnisse dieses Kapitels zusammen. 
 
Abb. 37: Pfadabhängigkeit der Entwicklung organisationaler Beziehungsfähigkeiten
1602
 
 
6.3.2.2  Time compression diseconomies als Isolationselement eines auf  
organisationalen Beziehungsfähigkeiten basierenden Wettbewerbsvorteils 
Nicht nur die Historizität von Prozessen der Ressourcenentwicklung, sondern auch weitere 
zeitbezogene Aspekte beschränken die Imitierbarkeit von Ressourcen. Die Entwicklung orga-
nisationaler Fähigkeiten, wie den hier betrachteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten, 
benötigt einen gewissen Zeitraum
1603
. Konkurrenten, die den Wettbewerbsvorteil eines Unter-
nehmens, der auf derartigen Fähigkeiten beruht, einholen möchten, sehen sich nicht allein mit 
dem Problem der bloßen Nachahmung konfrontiert. Das erfolgreiche Unternehmen besitzt be-
reits einen zeitlichen Vorsprung in der Entwicklung der betrachteten Ressourcen und baut die-
sen stetig aus
1604
. Wettbewerber, die den komparativen Vorteil des erfolgreichen Unterneh-
                                                          
1600  Hinzu kommt, dass auch die Entwicklungsprozesse konkurrierender Unternehmen das Charakteristikum 
der Pfadabhängigkeit aufweisen. Vgl. Kapitel 6.3.2.1. Wäre es also für einen Konkurrenten grundsätzlich 
möglich, die historische Entwicklung eines erfolgreichen Unternehmens in identischer Weise zu durch-
laufen, so würde ihn immer noch seine eigene Pfadabhängigkeit daran hindern, seinen Entwicklungsweg 
unmittelbar zu verlassen, um einen neuen Pfad einzuschlagen.  
1601  BARNEY (1991), S. 107-108. Dabei sieht BARNEY nicht nur die Zeit als Einflussfaktor der Ressourcenent-
wicklung an, sondern er betrachtet ebenfalls den Ort des Schaffens als Determinante des Aufbaus von 
Ressourcen. In dieser Arbeit wird allerdings der Auffassung gefolgt, dass der jeweilige Aufenthaltsort 
von Individuen, die mit der Entwicklung von Ressourcen beschäftigt sind, ebenfalls einen zeitabhängigen 
Aspekt darstellt. Aus diesem Grunde wird der Differenzierung BARNEYS nicht gefolgt. 
1602  Quelle: eigene Darstellung. 
1603  Vgl. KNYPHAUSEN-AUFSEß (1995), S. 84.  
1604  Verstärkt wird der zeitliche Vorsprung durch das Auftreten der bereits behandelten Multiplikatoreffekte 
oder asset mass efficiencies (vgl. Kapitel 6.3.2.1.2). Diese bewirken, dass das erfolgreiche Unternehmen 
aufgrund seiner bereits bestehenden Ressourcenbasis in der Weiterentwicklung dieser Ressourcen zuneh-
mend schneller voranschreiten kann. Vgl. MÜSER (2000), S. 66. 
Selbstorganisationsfähigkeit 
•Fähigkeit im Sinne dieser 
Arbeit 
•Erwerb durch Lernprozesse 
•Pfadabhängigkeit somit 
gegeben 
Akkulturationsfähigkeit 
•Fähigkeit im Sinne dieser 
Arbeit 
•Erwerb durch Lernprozesse 
•Pfadabhängigkeit somit 
gegeben 
Vertrauensfähigkeit 
•keine Fähigkeit im Sinne    
dieser Arbeit 
•kein Erwerb durch Lern-
prozesse 
•aber: selbstverstärkende 
Effekte in der Entwicklung 
•Pfadabhängigkeit somit 
gegeben 
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mens zu kompensieren trachten, sind daher gezwungen, die erfolgskritischen Ressourcen in 
einer kürzeren Zeitspanne zu entwickeln als das Unternehmen, das sich im Besitz des Wettbe-
werbsvorteils befindet. Versuchen die Konkurrenten, ihren Zeitnachteil durch eine beschleu-
nigte Entwicklung der betrachteten Fähigkeiten aufzuholen, so können sich jedoch die sog. 
time compression diseconomies einstellen
1605
.  
Diese zeitlich bedingten Ineffizienzen resultieren aus den erhöhten Kosten, die der Versuch 
einer beschleunigten Ressourcenentwicklung mit sich bringt. Maßnahmen, die durchgeführt 
werden, um die Geschwindigkeit der Ressourcenakkumulation zu erhöhen, wie z. B. Schulun-
gen der Mitarbeiter, erfordern den Einsatz finanzieller Mittel und wirken sich daher kosten-
steigernd aus. Aber selbst dann, wenn diese zusätzlichen Finanzmittel zur Verfügung gestellt 
werden, wird der Versuch, die Entwicklung der betrachteten Fähigkeiten schneller voranzu-
treiben, vermutlich nicht den gewünschten Erfolg haben, weil die Mitarbeiter, die mit der 
Aufgabe des Erwerbs dieser Fähigkeiten betraut sind, über eine nur begrenzte Absorptionsfä-
higkeit
1606
 verfügen. Die Absorptionsfähigkeit wächst mit dem bereits akkumulierten Wissen, 
sodass insbesondere zu Beginn eines Akkumulationsprozesses keine beliebige Beschleuni-
gung des Vorgangs möglich ist
1607
. 
Der Zeitvorteil eines Unternehmens, das über wertschaffende Ressourcen verfügt, bildet unter 
den genannten Aspekten einen effektiven Schutz gegenüber Imitationsversuchen der Konkur-
renz.  
 
6.3.3 Resistenz organisationaler Beziehungsfähigkeiten gegen Substitutionen 
6.3.3.1 Resistenz der Vertrauensfähigkeit gegen Substitutionen 
6.3.3.1.1 Gegenstand der Substitution – Vertrauen als verhaltenssteuerndes Konstrukt  
Um eine Antwort auf die Frage zu erhalten, durch welche Konstrukte Vertrauensfähigkeit in 
virtuellen Unternehmen ersetzt werden kann, ist es zunächst erforderlich, sich die Funktion 
der Vertrauensfähigkeit in dieser Kooperationsform noch einmal zu verdeutlichen
1608
. Wech-
selseitiges Vertrauen als Folge der beiderseitigen Vertrauensfähigkeit dient in virtuellen Un-
ternehmen dazu, den Wissensaustausch der Kooperationspartner zu regeln, und zwar in der 
Weise, dass sich im Bereich des Wissenstransfers die Norm der generalisierten Reziprozität 
etabliert. Vertrauensfähigkeit umfasst dabei die Bereitschaft der Kooperationspartner, der 
Norm der generalisierten Reziprozität zu folgen. Hinsichtlich der Entwicklung dieser Fähig-
keit wurde in der vorliegenden Arbeit auf den Prozess der Routinisierung – zu Beginn gestützt 
durch kooperationsspezifische Investitionen, anschließend gefördert durch Communities of 
Practice – verwiesen, der nach anfänglichem eigenschaftsbasierten Vertrauen langfristig zur 
Ausbildung generalisierter Reziprozität auf der Basis identifikationsbasierten Vertrauens 
                                                          
1605  Vgl. DIERICKX/COOL (1989), S. 1507. 
1606  Vgl. Kapitel 4.6.3.1. 
1607  Vgl. PADBERG (2000), S. 85. 
1608  Vgl. dazu auch Kapitel 5.4.5. 
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führt
1609
. Letztere Vertrauensart fördert die Bereitschaft, Wissen zu transferieren, weil sich 
sämtliche Kooperationsmitglieder aufgrund der internalisierten Norm der generalisierten Re-
ziprozität zur Durchführung derartiger Wissenstransfers verpflichtet fühlen und ein Vertrau-
ensgeber infolgedessen erwarten kann, für eine Vertrauensgabe in Form eines Wissenstrans-
fers eine Kompensation der gleichen Art zu erhalten. Das primäre Ziel jeglicher Substitutions-
bemühungen besteht folglich darin, die Bereitschaft, generalisierte Reziprozität im Bereich 
des Wissenstransfers auszuüben, auf alternative Weise als durch die hier beschriebene Metho-
dik – kooperationsspezifische Investitionen sowie Communities of Practice – zu entwickeln. 
Konstrukte, die als Ersatz für Vertrauensfähigkeit dienen könnten – im Folgenden als Ver-
trauenssubstitute bezeichnet
1610
 – müssten demzufolge die Bereitschaft zum wechselseitigen 
Wissenstransfer der Mitglieder virtueller Unternehmen in derselben Weise wie kooperations-
spezifische Investitionen und Communities of Practice fördern, d. h. zu Vertrauensfähigkeit 
im Rahmen identifikationsbasierten Vertrauens führen. 
Die hier behandelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten – mithin auch die Vertrauensfä-
higkeit – sind schließlich auf den Charakter virtueller Unternehmen zugeschnitten. Folglich 
müssten sich Substitute der organisationalen Beziehungsfähigkeiten ebenfalls zu den besonde-
ren Eigenschaften dieser Kooperationsform als kompatibel erweisen. Aus diesem Grund kön-
nen ausschließlich solche Konstrukte als Vertrauenssubstitute charakterisiert werden, die 
nicht nur die Durchführung von Wissenstransfers forcieren, sondern darüber hinaus der spezi-
fischen Struktur virtueller Unternehmen Rechnung tragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sofern im Folgenden Substitute für die einzelnen organisationalen Beziehungsfähigkeiten ge-
funden würden, müsste schließlich geprüft werden, ob diese Substitute untereinander die glei-
chen Beziehungen begründen wie die organisationalen Beziehungsfähigkeiten und damit die 
als Isolationselement fungierende soziale Komplexität
1611
 entfalten.  
 
                                                          
1609  Vgl. Kapitel 5.4.6.5. 
1610  Präzise müsste hier von Vertrauensfähigkeitssubstituten gesprochen werden. Auf diese Unterscheidung 
wird allerdings aus Gründen der Vereinfachung im Folgenden verzichtet. 
1611  Zur sozialen Komplexität organisationaler Beziehungsfähigkeiten vgl. Kapitel 6.3.1. 
Als Vertrauenssubstitute, d. h. als Substitute für die durch kooperationsspezifische 
Investitionen und der Routinisierung von Wissenstransfers in Communities of Prac-
tice geschaffene Vertrauensfähigkeit im Rahmen identifikationsbasierten Vertrauens, 
welche die generalisierte Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers virtueller Un-
ternehmen stützt, werden in dieser Arbeit Konstrukte bezeichnet, welche die Mitglie-
der virtueller Unternehmen dazu veranlassen, Wissenstransfers durchzuführen, in 
deren Folge generalisierte Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers dieser virtu-
ellen Unternehmen etabliert wird. Darüber hinaus ist von Konstrukten, die als Ver-
trauenssubstitute fungieren können, zu fordern, dass sie den spezifischen Ansprüchen 
virtueller Unternehmen genügen.  
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6.3.3.1.2 Alternative verhaltenssteuernde Konstrukte 
Mit der Durchführung kooperationsspezifischer Investitionen sowie der Routinisierung wur-
den zwei Methoden vorgestellt, die zur Vertrauensbildung zwischen den Teilnehmern virtuel-
ler Unternehmen führen, weil sie das Verhalten der einzelnen Kooperationsmitglieder in eine 
bestimmte Richtung lenken
1612
. Faktoren, die die Handlungen von Individuen derart leiten, 
nähren die Erwartungen anderer Individuen, dass erstere sich künftig in einer bestimmten 
Weise verhalten werden, und führen damit zur Entwicklung von Vertrauen. Vertrauen kann 
also mit Hilfe verhaltenssteuernder Maßnahmen ausgebildet werden. Weiterhin wirkt Ver-
trauen selbst verhaltenssteuernd, denn es veranlasst die vertrauenden Individuen, bestimmte 
Handlungen durchzuführen, die sich eben auf die Erwartung richten, dass sich der Vertrauens-
empfänger – gemäß der verhaltenssteuernden Wirkung der eingesetzten Instrumente – in einer 
bestimmten Weise verhalten werde. Die Mitglieder virtueller Unternehmen, die einen Routi-
nisierungsprozess durchlaufen haben, werden einander vertrauen, weil sie aufgrund der Routi-
nisierung erwarten dürfen, dass ihre Vertrauenshandlungen in Form von Wissenstransfers ho-
noriert werden, und demzufolge Wissenstransfers durchführen. Im vorliegenden Kontext füh-
ren diese verhaltenssteuernden Aspekte letztlich zur Ausbildung der Norm generalisierter Re-
ziprozität im Bereich des Wissenstransfers virtueller Unternehmen. Unter Berücksichtigung 
der dargestellten Zusammenhänge liegt es nahe, Substitute für Vertrauensfähigkeit im Bereich 
von Maßnahmen zu suchen, die – gleich den kooperationsspezifischen Investionen und der 
Routinisierung – einen verhaltenssteuernden Effekt ausüben und auf diese Weise die Etablie-
rung der Norm der generalisierten Reziprozität unterstützen.  
RIPPERGER unterscheidet insgesamt drei Konstrukte, die zur Durchsetzung einer Norm in ei-
nem Kollektiv führen können
1613
. Im Rahmen der Ausführungen zur Entwicklung von Ver-
trauensfähigkeit wurde mit der Routinisierung von Wissenstransfers und der damit verbunde-
nen Internalisierung der Norm generalisierter Reziprozität in diesem Bereich das Phänomen 
erläutert, dass ein Individuum eine Richtlinie auf der Grundlage von Einsicht befolgt
1614
. Die 
Einhaltung der Norm wird in diesem Fall dadurch gewährleistet, dass sich das betrachtete In-
dividuum die Verhaltensmaxime selbst auferlegt und in der Konsequenz auch deren Befol-
gung selbst forciert. Daher wird der beschriebene Sachverhalt auch als first party enforcement 
bezeichnet
1615
. Eine Vertrauensart, die auf der Grundlage des first party enforcement gebildet 
wird, stellt das bereits erläuterte identifikationsbasierte Vertrauen dar. 
Weiterhin besteht die Möglichkeit, dass ein Eingriff anderer Individuen erforderlich ist, um 
einer Richtlinie bei einer bestimmten Person Geltung zu verschaffen. Die jeweilige Norm 
wird hierbei mit der Androhung negativer Konsequenzen für den Fall normabweichenden 
Verhaltens durchgesetzt. Negative Folgen können sich für einen „Abtrünnigen“ zum einen 
durch Sanktionierungen einstellen, welche von jenen Personen durchgeführt werden, die von 
dem normabweichenden Verhalten direkt betroffen sind. Eine Verhaltenssteuerung von Indi-
viduen ergibt sich dabei insofern, als die Partner in Anbetracht der bei einem Übertreten der 
Regeln drohenden Konsequenzen ein Interesse daran haben, die Vereinbarung zu befol-
                                                          
1612  Vgl. Kapitel 5.4.6.3.2 (kooperationsspezifische Investitionen) und Kapitel 5.4.6.5 (Routinisierung). 
1613  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 171. 
1614  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.3. 
1615  Vgl. hierzu und zu den folgenden Ausführungen RIPPERGER (1998), S. 171. 
288 
 
gen
1616
. Da die Norm in diesem Fall nicht, wie beim first party enforcement, von dem jeweils 
betrachteten Individiuum aus eigenem Antrieb befolgt, sondern von einer anderen, zweiten 
Partei durchgesetzt wird, wird hier vom second party enforcement gesprochen. Das Phänomen 
des second party enforcement wurde bereits im Rahmen der Ausführungen zum situationsba-
sierten Vertrauen erläutert. Zum anderen besteht die Möglichkeit, dass eine dritte Partei, d. h. 
Personen, die nicht selbst von einem etwaigen norminkompatiblen Verhalten tangiert werden, 
die in Aussicht gestellten, negativen Konsequenzen einleiten. Die Intervention Dritter zur 
Durchsetzung normkonformen Verhaltens wird mit dem Begriff des third party enforcement 
belegt. 
Abb. 38 veranschaulicht die verschiedenen Aspekte, die zur Etablierung einer Norm in einem 
Kollektiv führen können. 
 
 
Abb. 38: Etablierung einer Norm in einem Kollektiv
1617
 
 
Im Gegensatz zum first party enforcement, das mit der Einsicht des betreffenden Individuums 
arbeitet, bedienen sich sowohl das second party enforcement als auch das third party enforce-
ment des Instruments der Macht, um die gewünschten Verhaltensweisen durchzusetzen. Be-
reits bei den Darstellungen zum situationsbasierten Vertrauen wurde darauf hingewiesen, dass 
es sich bei dem situationsbasierten Vertrauen aufgrund der mit diesem Konstrukt verbundenen 
Machtausübung um kein Vertrauen im Sinne der vorliegenden Arbeit handelt. Gemäß den 
Darstellungen dieses Kapitels und unter Berücksichtigung der in Kapitel 5.4.6.3.1 dargelegten 
Einschränkungen kann nun vielmehr darauf geschlossen werden, dass es sich bei dem als situ-
ationsbasierten Vertrauen betitelten Phänomen, genauer: bei der in dem situationsbasierten 
                                                          
1616  Vgl. MILGROM/ROBERTS (1992), S. 332. 
1617  Quelle: eigene Darstellung. 
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Vertrauen eingeschlossenen Vertrauensfähigkeit, unter bestimmten Bedingungen
1618
 um ein 
Vertrauenssubstitut handelt. Diese Beziehung leitet unmittelbar zu den verschiedenen Klassen 
von Substituten über. 
 
6.3.3.1.3 Klassen von Substituen 
Mit der möglichen Sanktonierung normabweichenden Verhaltens und der damit verbundenen 
Ausübung von Macht zur Steuerung des Verhaltens von Individuen wurde im vorangegange-
nen Kapitel bereits ein Aspekt angesprochen, der im Hinblick auf die Klassifizierung von 
Substituten der Vertrauensfähigkeit von Belang ist, nämlich die Unterscheidung von Substitu-
ten hinsichtlich ihrer Nähe zu der hier zwecks Entwicklung generalisierter Reziprozität vorge-
stellten Routinisierung. Grundsätzlich bestehen zwei Möglichkeiten zur Substitution von Ver-
trauensfähigkeit, nämlich der Einsatz ähnlicher Substitute sowie die Nutzung völlig verschie-
dener Substitute
1619
. Bildhaft formuliert lassen sich die beiden Gruppen von Substituten wie 
folgt unterscheiden: Während die erste Klasse die Ausbildung der „gleichen“, präzise: ähnli-
cher Ressourcen
1620
, allerdings unter Anwendung eines alternativen, in der Regel ähnlichen 
Entwicklungsverfahrens, beinhaltet, zielt die zweite Kategorie auf die Herstellung andersarti-
ger Ressourcen. Im vorliegenden Fall umfasst die relevante, originäre Ressource die Vertrau-
ensfähigkeit der Mitglieder virtueller Unternehmen. Im Hinblick auf die Funktion der Ver-
trauensfähigkeit in virtuellen Unternehmen – die Etablierung generalisierter Reziprozität im 
Bereich des Wissenstransfers – können unter Berücksichtigung der genannten Einteilung 
konkret die folgenden Substitute unterschieden werden
1621
: 
 Bei Substituten ähnlicher Art handelt es sich jeweils um Vertrauensfähigkeit, die mittels 
eines anderen als des originären Entwicklungweges – hier: der Routinisierung von Wis-
senstransfers – geschaffen wird. Entwicklungsmethoden, die jenen Substituten zugrunde-
liegen, die auf alternative Weise zur Ausbildung von Vertrauensfähigkeit führen, stellen si-
cher, dass die geforderte generalisierte Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers eben-
falls durch allseitige, jedoch auf alternative Weise hergestellte Vertrauensfähigkeit ent-
steht.    
 Substitute völlig verschiedener Art sind dann zu konstatieren, wenn generalisierte Rezipro-
zität auf eine andere Weise als durch allseitige Vertrauensfähigkeit hergestellt wird.  
                                                          
1618  Vgl. dazu die Diskussion über die Eignung kooperationsspezifischer Investitionen zur Förderung von 
Vertrauen in Kapitel 5.4.6.3.2. 
1619  Vgl. Kapitel 6.1.  
1620  Die gleichen im Sinne identischer Ressourcen können aufgrund der mit einer Imitation verbundenen 
Problemstellungen nicht entwickelt werden. Vgl. Kapitel 6.3.2.1.1. Möglich ist lediglich die Schaffung 
ähnlicher Ressourcen. Der Begriff gleich wurde hier lediglich benutzt, um zu verdeutlichen, dass der 
Konkurrent bei der Substitution auf Basis ähnlicher Ressourcen bestrebt ist, eine möglichst große Ähn-
lichkeit zu den originären wertschaffenden Ressourcen zu erzielen. 
1621  Die folgende, detaillierte Beschreibung der beiden Substitutsklassen wird beispielhaft für die Vertrauens-
fähigkeit vorgenommen. In den Ausführungen zu Substituten der Akkulturationsfähigkeit und der Selbst-
organisationsfähigkeit wird auf eine solch detaillierte Beschreibung verzichtet, da die Klassenbildung bei 
den Substituten stets den gleichen Prinzipien folgt. 
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Ein Substitut ähnlicher Art wäre im vorliegenden Kontext Vertrauensfähigkeit, die sich auf 
eine andere Weise als durch die hier beschriebene Routinisierung von Wissenstransfers ent-
wickelt. Da die Routinisierung gemäß dem Vorschlag der vorliegenden Arbeit im Rahmen ko-
operationsspezifischer Lerngruppen erfolgt, liegt der Gedanke nahe, dass bereits die Nutzung 
alternativer Lerngruppen, d. h. der Einsatz von Lerngruppen, die innerhalb von Koopera-
tionen anderer als den in dem jeweils betrachteten langfristigen Beziehungsnetzwerk zusam-
mengeschlossenen Unternehmen genutzt werden, zu einem Substitut ähnlicher Art führt. Die-
se Möglichkeit untersucht Kapitel 6.3.3.1.3.1. 
Ein wesentlicher Unterschied zwischen Substituten ähnlicher Art und Substituten völlig ver-
schiedener Art ergibt sich durch die Bedeutung, die die Substitute jeweils der Macht beimes-
sen, die zur Durchsetzung eines bestimmten Verhaltens genutzt werden kann. Substitute sehr 
ählicher Art basieren auf Verfahren, die, wie die Routinisierung, zur Entwicklung von Ver-
trauensfähigkeit führen. Daraus folgt unmittelbar, dass Substitute ähnlicher Art von Macht-
aspekten, die der Beeinflussung des Verhaltens der Kooperationspartner dienen, Abstand 
nehmen. In der Konsequenz ist in der Nutzung von Substituten völlig verschiedener Art die 
Machtausübung eingeschlossen.  
Sowohl Substitute ähnlicher Art als auch Substitute völlig verschiedener Art tragen dazu bei, 
dass sich die von der Anwendung der Substitute betroffenen Individuen künftig in einer be-
stimmten, erwünschten Weise verhalten werden. Während der Eintritt des präferierten Verhal-
tens aber im Falle der Vertrauensfähigkeit sowie bei Substituten ähnlicher Art, die bekannt-
lich ebenfalls zur Ausbildung von Vertrauensfähigkeit führen, mit Unsicherheit behaftet ist, 
erweist sich der Eintritt eines bestimmten Verhaltens im Falle von Substituten völlig verschie-
dener Art als relativ sicheres Ereignis
1622
, weil das gewünschte Verhalten hier durch den Ein-
satz von Macht durchgesetzt werden kann. Macht weist die Eigenschaft auf, die Prognosti-
zierbarkeit von Verhaltensweisen zu garantieren, d. h. sicherzustellen, dass sich Individuen 
gemäß den Präferenzen des Machtinhabers verhalten werden
1623
. Unter diesem Aspekt könnte 
Macht möglicherweise die Vertrauensfähigkeit in virtuellen Unternehmen ersetzen. Dem dar-
gelegten Gedankengang folgend, stellen auch HARDY/PHILLIPS/LAWRENCE fest, dass „power 
is […] a functional equivalent of trust”1624. In Kapitel 6.3.3.1.3.2 wird mit Verträgen ein Kon-
strukt analysiert, das seinen Einfluss auf die Entwicklung generalisierter Reziprozität aus der 
Option bezieht, Macht zur Durchsetzung eines bestimmten Verhaltens der Vertragspartner 
einzusetzen. 
Abb. 39 zeigt zusammenfassend, welche Arten von Substituten für den Ersatz der Vertrauens-
fähigkeit im Bereich des Wissenstransfers virtueller Unternehmen in Frage kommen. 
 
                                                          
1622  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 48. 
1623  Vgl. HARDY/PHILLIPS/LAWRENCE (2000), S. 66 und 67. 
1624  HARDY/PHILLIPS/LAWRENCE (2000), S. 66. Diese Einschätzung teilt RIPPERGER (1998), S. 167. 
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Abb. 39: Vertrauenssubstitute
1625
 
 
6.3.3.1.3.1  Mögliche Substitute sehr ähnlicher Art für die Vertrauensfähigkeit:  
Vertrauensfähigkeit durch alternative, kooperationsspezifische Lerngruppen 
Bei Substituten, die eine der Vertrauensfähigkeit sehr ähnliche Art aufweisen, handelt es sich 
um Vertrauensfähigkeit, die mittels eines anderen als des originären Entwicklungverfahrens – 
hier: der Routinisierung von Wissenstransfers – geschaffen wird1626. Die in dieser Arbeit be-
schriebene Vertrauensfähigkeit, die sich in der Bereitschaft zur Ausübung generalisierter Re-
ziprozität zeigt, wird in Lerngruppen auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks er-
zeugt. Derartige Lerngruppen weisen jeweils eine kooperationsspezifische Gestalt auf, die auf 
der Einzigartigkeit der Teilnehmer, der Lernbedingungen sowie der Lernhistorie
1627
 beruht. 
Insofern kann die Evolution von Vertrauensfähigkeit in einer konkreten Unternehmenskoope-
ration zwar, wie an früherer Stelle erläutert, nicht imitiert werden
1628
. Dies bedeutet aber 
nicht, dass die Mitglieder anderer Unternehmenskooperationen nicht ebenfalls die Möglich-
keit besäßen, im Laufe ihrer Zusammenarbeit Vertrauensfähigkeit mit Hilfe von Lerngruppen 
auszubilden, d. h. die ursprünglich betrachtete, kooperationsspezifische Ausprägung der Ver-
trauensfähigkeit durch eine andere, auf ihre eigene Kooperation zugeschnittene Form der Ver-
trauensfähigkeit zu ersetzen. Es erscheint plausibel, dass jede Unternehmenskooperation, ins-
besondere jedes langfristige Beziehungsnetzwerk, das zwecks Bildung virtueller Unterneh-
                                                          
1625  Quelle: eigene Darstellung. 
1626  Vgl. Kapitel 6.3.3.1.3. 
1627  Vgl. dazu Kapitel 6.3.2.1.2. 
1628  Vgl. Kapitel 6.3.2.1.3. 
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men gegründet wird, die Möglichkeit hat, durch die Etablierung von Lerngruppen seine eige-
ne, kooperationsspezifische Form der Vertrauensfähigkeit auszubilden. Bei einer solchen, im 
Rahmen einer alternativen Unternehmenskooperation mit Hilfe von Lerngruppen entwickel-
ten Vertrauensfähigkeit handelt es sich aufgrund der dargestellten Spezifität kooperationsin-
terner Lerngruppen um einen Austausch der originären Vertrauensfähigkeit durch ein Substi-
tut ähnlicher Art.  Jede Unternehmenskooperation kann also auf ihre eigene, spezifische Wei-
se Vertrauensfähigkeit herstellen, d. h. die betrachtete ursprüngliche Vertrauensfähigkeit 
durch die Nutzung eines alternativen Entwicklungsverfahrens auswechseln. Vertrauensfähig-
keit ist folglich durch Substitute ähnlicher Art ersetzbar. Da die Entwicklung ähnlicher Sub-
stitute gleichfalls zur Ausbildung von Vertrauensfähigkeit führt, welche bereits als geeignetes 
Mittel zur Schaffung generalisierter Reziprozität im Bereich des Wissenstransfers virtueller 
Unternehmen eingestuft wurde, ist es nicht erfoderlich, die Wirkungsweise ähnlicher Substi-
tute auf die Ausbildung generalisierter Reziprozität sowie die Kompatibilität dieser Substitute 
mit der Struktur virtueller Unternehmen gesondert zu untersuchen.  
 
6.3.3.1.3.2  Mögliche Substitute völlig verschiedener Art für die  
Vertrauensfähigkeit: Verträge 
Die Norm der generalisierten Reziprozität bewirkt, dass diejenigen Individuen, für welche 
diese Norm Gültigkeit besitzt, sich in einer Weise verhalten, die zur Ausbildung des in virtu-
ellen Unternehmen erforderlichen wechselseitigen Wissenstransfers führt. Der geschilderte 
Wissensaustausch stellt einen Ausdruck des Vertrauens – und damit auch der Vertrauensfä-
higkeit – der Kooperationspartner dar, wenn die generalisierte Reziprozität die Charakteristika 
des Vertrauens, insbesondere die Eigenschaft der Freiwilligkeit der erbrachten Leistungen, er-
füllt. Diesen Anforderungen wird genüge getan, wenn die generalisierte Reziprozität mit Hilfe 
der Routinisierung des gegenseitigen Wissenstransfers
1629
 geschaffen wird. Die im Bereich 
des Wissenstransfers nötige generalisierte Reziprozität kann aber möglicherweise auch auf 
andere Weise als durch freiwillige Leistungen herbeigeführt werden. Beispielsweise wäre es 
vorstellbar, dass die hier thematisierte generalisierte Reziprozität im Bereich des Wissens-
transfers virtueller Unternehmen nicht mit Hilfe von Einsicht – mit der das hier präferierte 
identifikationsbasierte Vertrauen arbeitet – und damit freiwillig, sondern mittels Macht durch-
gesetzt werden könnte. Durch Machtausübung würde auf das Verhalten eines potenziellen 
Wissenssenders derart Einfluss genommen, dass er seinen Kooperationspartnern Wissen 
transferiert. Ähnlich wie im Falle von Vertrauen könnte der Wissenssender sogar die begrün-
dete Erwartung bilden, für seine Wissenstransfers entlohnt zu werden, weil sämtliche Koope-
rationspartner ebenfalls der Machtausübung unterlägen. Allerdings würden sich derart positi-
ve Erwartungen im Fall der Machtausübung nicht mehr auf Vertrauen gründen, weil die er-
warteten Leistungen nicht mehr freiwillig erbracht würden. Darüber hinaus wäre der Eintritt 
des Ereignisses „Leistungserbringung“ aufgrund der anwendbaren Macht relativ sicher1630, 
was einen weiteren Unterschied zur vertrauensbasierten Erwartung bedeutet.  Im Falle des 
Einsatzes von Macht wäre die generalisierte Reziprozität demnach nicht mehr als Manifestati-
on wechselseitigen Vertrauens zu werten. 
                                                          
1629  Vgl. Kapitel 5.4.6.5. 
1630  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 48. 
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Im Rahmen der Ausführungen zur Durchführung kooperationsspezifischer Investitionen wur-
de die Option der Machtausübung bereits thematisiert
1631
. Anders als das second-party en-
forcement, bei dem ein bestimmtes Verhalten mittels Androhung von Sanktionen durch die 
direkt Betroffenen erzwungen wird, stellt das third-party enforcement eine Methode dar, bei 
der die Hilfe Dritter genutzt wird, um das gewünschte Verhalten durchzusetzen
1632
. Das third-
party enforcement entfaltet seine Relevanz im Rahmen von Verträgen
1633
, deren Einhaltung 
mit der Unterstützung von Gerichten durchgesetzt werden kann
1634
.  
„A contract is a formally documented arrangement for governing a voluntary exchange rela-
tionship in the shadow of the law“1635. Im vorliegenden Kontext richtet sich der Inhalt der in 
dieser Weise definierten Verträge auf den Wissensaustausch der Angehörigen virtueller Un-
ternehmen. Um als Substitut für die Vertrauensfähigkeit in Frage zu kommen, müsste ein Ver-
trag die Kooperationspartner dazu veranlassen, Wissenstransfers dergestalt durchzuführen, 
dass sich die Norm der generalisierten Reziprozität etabliert. Verträge eignen sich grundsätz-
lich dazu, das Verhalten der Vertragspartner in eine bestimmte Richtung zu lenken, da sie das 
erwünschte Verhalten der Vertragsparteien verbindlich festlegen
1636
. DYER/SINGH sind jedoch 
der Ansicht, dass vertragliche Regelungen bezüglich der Initiierung von Wissenstransfers we-
niger effektiv seien als kooperationsspezifische Investitionen oder gar wechselseitiges Ver-
trauen
1637
. Unter der Voraussetzung kooperationsspezifischer Investitionen oder wechselseiti-
gen Vertrauens hätten die Kooperationspartner einen höheren Anreiz, Wissenstransfers durch-
zuführen als beim Vorliegen von Verträgen, weil sie in ersterem Fall eine glaubwürdige Ver-
sicherung hätten, für ihre Transfers entlohnt zu werden
1638
. Darüber hinaus sehen 
DYER/SINGH Komplikationen der vertraglichen Regelung von Wissenstransfers in dem Wesen 
des auszutauschenden Wissens begründet. Sie stellen fest, dass es äußerst schwierig, wenn 
nicht gar unmöglich sei, den Transfer impliziten Wissens
1639
 vertraglich zu fixieren
1640
. 
Das Argument, der Austausch impliziten Wissens sei vertraglichen Regelungen kaum zugäng-
lich, erscheint plausibel. Verträge erweisen sich grundsätzlich als unvollständig hinsichtlich 
des zu regelnden Gegenstands
1641
. Ursächlich dafür sind zum einen die Unsicherheit über die 
                                                          
1631  Vgl. Kapitel 5.4.6.3. 
1632  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 171. 
1633  Teilweise werden die hier behandelten Verträge auch als explizite Verträge bezeichnet [vgl. KLAUS 
(2002), S. 111, RIPPERGER (1998), S. 47-48, sowie BAKER/GIBBONS/MURPHY (1994), S. 1127], um den 
Kontrast zu den sog. impliziten Verträgen, wie sie im Zuge der Vertrauensentwicklung geschlossen wer-
den (vgl. Kapitel 5.4.4), hervorzuheben.  
1634  Vgl. BAKER/GIBBONS/MURPHY (1994), S. 1127. 
1635  SUCHMAN (2003), S. 94. Dabei bezieht sich der Begriff “voluntary” auf den Umstand, dass die Vertrags-
partner die betrachtete Austauschbeziehung freiwillig begründen. 
1636  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 47. 
1637  Vgl. DYER/SINGH (1998), S. 670. Die Durchführung kooperationsspezifischer Investionen führt zur Bil-
dung situationsbasierten Vertrauens, welches präzise kein Vertrauen im Sinne der vorliegenden Arbeit 
darstellt. Vgl. Kapitel 5.4.6.3. Dementsprechend unterscheiden offenbar auch DYER/SINGH zwischen den 
Effekten kooperationsspezifischer Investitionen auf der einen Seite und der Wirkung wechselseitigen 
(echten) Vertrauens auf der anderen Seite.  
1638  Vgl. DYER/SINGH (1998), S. 671. 
1639  Zum impliziten Charakter von Wissen vgl. Kapitel 4.6.2. 
1640  Vgl. DYER/SINGH (1998), S. 671.  
1641  Vgl. BLUMBERG (2001), S. 828. 
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Entwicklung von Faktoren, welche die Vertragsinhalte tangieren
1642
, und zum anderen 
Schwierigkeiten bei der Messung bestimmter vertraglich zu erfassender Sachverhalte
1643
. So-
mit sind bereits der vertraglichen Regelung des Transfers expliziten Wissens Grenzen gesetzt. 
Allerdings stößt die vertragliche Fixierung des Transfers impliziten Wissens angesichts des 
Charakters dieser Wissensart auf besondere Schwierigkeiten. Gerade implizites Wissen weist 
häufig einen hohen strategischen Wert auf
1644
 und entfaltet somit eine große Relevanz für den 
Wissensaustausch in virtuellen Unternehmen
1645
. Jedoch zeichnet sich dieses Wissen dadurch 
aus, dass es seinem Träger oftmals nicht bewusst und demzufolge schwierig zu kommunizie-
ren ist
1646
. Besteht aber bereits seitens des Wissensträgers Unklarheit über seinen Wissensbe-
stand – insbesondere über das darin enthaltene implizite Wissen – so entzieht sich der Trans-
fer impliziten Wissens erst recht einer vertraglichen Fixierung. Eine Möglichkeit, der Unvoll-
ständigkeit von Verträgen zu begegnen, mag darin gesehen werden, den Detaillierungsgrad 
der vertraglichen Klauseln herabzusetzen und damit den Vertragsparteien einen größeren 
Spielraum bei der Auslegung der Vertragsinhalte zu gewähren
1647
. Ein solches Vorgehen 
könnte den Transfer expliziten Wissens ausweiten, weil mittels generalisierter Klauseln mehr 
Wissen von dem jeweiligen Partner eingefordert werden kann als im Falle detaillierter Rege-
lungen. Allerdings unterstützt die Generalisierung der Vertragsinhalte keinesfalls den Trans-
fer impliziten Wissens, weil die Offenlegung dieser Wissensart nicht an dem fehlenden Wil-
len des Wissensträgers scheitert, sondern an seiner nicht vorhandenen Fähigkeit, sein Wissen 
zu artikulieren. An dem dafür ursächlichen Tatbestand des fehlenden Bewusstseins ändern 
auch modifizierte Vertragsklauseln nichts. Darüber hinaus ist die Einhaltung generalisierter 
Regelungen gerichtlich weitaus schwerer durchzusetzen als die Befolgung spezifizierter Ver-
tragsklauseln. Insofern könnte ein solches Vorgehen nicht die beabsichtigte verhaltenssteu-
ernde Wirkung entfalten. 
Der von DYER/SINGH geäußerten Ansicht, kooperationsspezfische Investitionen sowie Ver-
trauen seien gegenüber Verträgen durch eine höhere Glaubwürdigkeit hinsichtlich der Kom-
pensation eines Wissenstransfers gekennzeichnet, kann nicht ohne weiteres gefolgt werden. 
Zunächst ist dazu anzumerken, dass die Erwartung einer Kompensation im Falle eines Vertra-
ges nicht – wie es bei der Vertrauensbildung der Fall ist – die primäre Motivation für die 
Durchführung eines Wissenstransfers darstellt. Bei der Entwicklung von Vertrauensbeziehun-
gen begründet der Vertrauensgeber durch seine Vertrauensschenkung eine moralische Ver-
pflichtung des Vertrauensempfängers, das erhaltene Vertrauen zu erwidern
1648
. Der Vertrau-
ensgeber verschenkt also sein Vertrauen in der Erwartung, durch diese Gabe den Vertrauens-
empfänger zu einer Gegenleistung zu veranlassen. Im Falle eines Vertrages werden dagegen 
                                                          
1642  Vgl. BARTHÉLEMY/QUÉLIN (2006), S. 1781. 
1643  Vgl. KLEIN (1980), S. 356. 
1644  Vgl. AL-LAHAM (2003), S. 33. 
1645  MÜLLER (2011), S. 228, weist darauf hin, dass es sich bei einem erheblichen Teil des Wissens, das für die 
Auftragsbearbeitung im Rahmen virtueller Unternehmen benötigt wird, um implizites Wissen handele. In 
Abhängigkeit von der Art des zu bearbeitenden Auftrags liege der Anteil des impliziten Wissens, das für 
die Arbeit in einem virtuellen Unternehmen erforderlich sei, bei bis zu 80 Prozent. 
1646  Vgl. Kapitel 4.6.2.1. 
1647  Vgl. BLUMBERG (2001), S. 828. 
1648  Vgl. Kapitel 5.4.4. Auf die Verpflichtung, die eine Gabe auf Seiten des Empfängers begründet, verweist 
auch BLAU (1964), S. 89. 
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die Pflichten der Vertragspartner vorab, d. h. vor der tatsächlichen Erbringung der Leistun-
gen, festgelegt. Demnach folgt ein Vertragspartner den vertraglichen Vereinbarungen in erster 
Linie nicht deshalb, weil er sich für die von ihm erbrachte Leistung eine Gegenleistung ver-
spricht
1649
, sondern weil er sich aufgrund des Vertragsinhalts zur Leistungserbringung ver-
pflichtet sieht. Jedoch kann er durchaus eine Kompensation erwarten, wenn sich idealerweise 
die übrigen Kooperationsmitglieder ebenfalls an die vertraglichen Regelungen gebunden se-
hen. Verträge stellen somit im Idealfall sicher, dass ein jedes Kooperationsmitglied den ver-
traglich festgelegten Regelungen folgt, also das im Vertrag fixierte Verhalten ausübt. Insofern 
kann ein Kooperationsmitglied, das eine vertraglich fixierte Leistung erbringt, die begründete 
Erwartung bilden, für diese Leistung entlohnt zu werden.  
Im hier betrachteten Kontext bildet ein Wissenssender im Zuge seiner Vertrauensschenkung 
die Erwartung, für seinen Wissenstransfer an einen Kooperationspartner entlohnt zu werden. 
Erfüllt sich diese Erwartung nicht, so hat der Vertrauensgeber keine Möglichkeit, die Kom-
pensation gegen den Willen des Wissensempfängers durchzusetzen. Im Falle kooperations-
spezifischer Investitionen und des daraus resultierenden situationsbasierten Vertrauens steht 
dem Wissenssender zwar die Möglichkeit offen, den Wissensempfänger für seinen Opportu-
nismus durch den Ausschluss aus der Kooperation zu bestrafen
1650
. Jedoch hat der Wissens-
sender keine Möglichkeit, die noch ausstehende Kompensation zu erlangen. Unter der Vo-
raussetzung identifikationsbasierten Vertrauens zwischen den Kooperationspartnern entfällt 
sogar die Option der Sanktionierung. Im Gegensatz zu den geschilderten Fällen wird durch ei-
ne vertragliche Fixierung des Wissenstransfers auf Seiten des Wissenssenders nicht nur eine 
Erwartung, sondern eine Forderung begründet
1651
. Bleibt die Entlohnung für einen erfolgten 
Wissenstransfer aus, so kann der Wissenssender von dem Wissensempfänger eine Kompensa-
tion einfordern. Folgt der Wissensempfänger der Aufforderung nicht, so steht dem Wissens-
sender etwa die Verhängung vertraglich fixierter Sanktionen
1652
 offen. Insbesondere aber hat 
er die Möglichkeit, rechtliche Schritte einzuleiten
1653
, um seine Forderung durchzusetzen
1654
. 
Die Nutzung von Verträgen umfasst damit die potenzielle Ausübung von Macht, denn die 
Vertragspartner können die Erbringung der im Vertrag fixierten Leistungen auch gegen den 
Willen der Betroffenen durchsetzen
1655
. Insofern besteht hinsichtlich vertraglicher Vereinba-
rungen, entgegen der Ansicht von DYER/SINGH, im Prinzip eine höhere Wahrscheinlichkeit, 
                                                          
1649  Im Übrigen existieren auch Verträge, nach denen lediglich eine der Vertragsparteien zur Erbringung einer 
Leistung verpflichtet ist, z. B. ein Vertrag über eine Schenkung.   
1650  Vgl. Kapitel 5.4.6.3.1. 
1651  In Anlehnung an RIPPERGER (1998), S. 152, kann die im Falle kooperationsspezifischer Investitionen ge-
bildete Erwartung des Vertrauensgebers, für einen Ressourcentransfer kompensiert zu werden, auch als 
moralischer Anspruch deklariert werden. Im Gegensatz dazu stellt die Erwartung des Vertrauensgebers 
im Falle expliziter Verträge einen rechtlichen Anspruch dar.  
1652   Zu den vertraglich festgelegten Sanktionen für den Fall der Missachtung vertraglicher Regelungen gehö-
ren insbesondere Konventionalstrafen.  
1653  So kann sich die Person, die sich durch einen Vertragsbruch verletzt sieht, in der Regel auf die gültige 
Rechtsordnung stützen und sich auf die Pflicht des Staates berufen, die Einhaltung von Verträgen durch-
zusetzen. Vgl. RIPPERGER (1998), S. 51. 
1654  Vgl. KLAUS (2002), S. 111.  
1655  Zur Definition des Machtbegriffs vgl. Kapitel 5.4.2. Die Grundlage der Macht einer hierarchischen Ins-
tanz beruht auf deren Legitimation, d. h. auf der Anerkennung ihrer Position durch die ihr unterstellten 
Personen. Zur Legitimation und zu weiteren Grundlagen der Macht vgl. CROTT (1987), S. 23. 
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für einen Wissenstransfer entlohnt zu werden als im Fall kooperationsspezifischer Investitio-
nen oder wechselseitigen Vertrauens. 
Unter dem geschilderten Aspekt der Machtanwendung kann zunächst festgehalten werden, 
dass Verträge nicht zur Ausbildung wechselseitigen Vertrauens führen, weil Vertrauen die 
freie Entscheidung sowohl des Vertrauensgebers als auch des Vertrauensempfängers voraus-
setzt
1656
. Insofern handelt es sich bei Verträgen um keine Substitute ähnlicher Art für die hier 
relevante Vertrauensfähigkeit. Verträge, präzise: die mit ihnen verbundene Macht, stellen 
vielmehr ein funktionales Äquivalent zu Vertrauen dar
1657
, weil sie, wie das Vertrauen, das 
Verhalten der betroffenen Personen steuern. Damit könnte es sich bei Verträgen um Substitute 
völlig verschiedener Art handeln. 
Dem Substitutscharakter von Verträgen steht allerdings entgegen, dass sich das im vorliegen-
den Kontext besonders bedeutsame implizite Wissen einer vertraglichen Fixierung weitge-
hend entzieht. Somit lässt sich zwar der Transfer von Wissen dem Grunde nach mit Hilfe 
rechtlicher Maßnahmen durchsetzen. Allerdings sind Umfang und Inhalt des zu transferieren-
den Wissens schwer zu umschreiben. Unter diesem Aspekt könnte sich bei einigen Kooperati-
onspartnern der Eindruck bilden, für einen Wissenstransfer nicht ausreichend entlohnt zu wer-
den, wenn der strategische Wert des erhaltenen Wissens und des zuvor übermittelten Wissens 
ihrer Ansicht nach voneinander abweichen. Derartige Schwierigkeiten sind jedoch nicht auf 
den Vertragsfall beschränkt, sondern können ebenso auftreten, wenn der wechselseitige Wis-
senstransfer im Rahmen einer vertrauensvollen Beziehung stattfindet. Die Ursache dieser 
Problematik liegt in dem Umstand begründet, dass der strategische Wert von Wissen nicht 
leicht zu beurteilen ist und es somit unter den Kooperationspartnern vielfach zu voneinander 
abweichenden Einschätzungen kommen kann
1658
.  
Weiterhin gilt für die Durchsetzung vertraglicher Forderungen durch Sanktionierung oder 
Einleitung rechtlicher Schritte ebenso wie für die Sanktionierung opportunistischen Verhal-
tens im Rahmen situationsbasierten Vertrauens die Notwendigkeit einer glaubwürdigen An-
drohung der jeweiligen Schritte
1659
. Die überzeugende Drohung, bei Verstößen gegen Ver-
tragsinhalte Sanktionen zu verhängen oder den Rechtsweg zu beschreiten, setzt die Möglich-
keit voraus, das Verhalten der Vertragspartner zu kontrollieren, um die beschriebenen Ver-
stöße identifizieren zu können. Die Kontrollierbarkeit ist allerdings hinsichtlich virtueller Un-
ternehmen lediglich im Spezialfall eines vorab begrenzten langfristigen Beziehungsnetzwerks, 
wie es sich etwa bei einer regionalen Beschränkung dieses stabilen Kooperationsnetzwerks 
darstellt, gegeben. Diese Problematik wurde bereits ausführlich in Kapitel 5.4.6.3.1 erörtert, 
auf welches an dieser Stelle verwiesen sei. 
                                                          
1656  Vgl. RIPPERGER (1998), S. 167. 
1657  Vgl. Kapitel 6.3.3.1.3. 
1658  Auf die Problematik, die mit der Bewertung der einzelnen Beiträge der Kooperationspartner zu einem vir-
tuellen Unternehmen verbunden ist, weist auch SCHOLZ (2000), S. 422, hin. SCHOLZ schlägt weiterhin 
vor, die Humanressourcen im Rahmen virtueller Unternehmen zu bilanzieren. Dabei ist allerdings zu be-
achten, dass der Versuch einer Bilanzierung der hier behandelten Wissensressourcen auf die gleichen 
Schwierigkeiten stößt wie das Ansinnen, dieses Wissen vertraglich zu erfassen. Zur Problematik der Be-
wertung von Beiträgen einzelner Netzwerkmitglieder vgl. auch WIRTZ (2000), S. 105. 
1659  Vgl. Kapitel 5.4.6.3.1. 
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Insgesamt kann festgehalten werden, dass die im Grunde bestehende Effektivität vertraglicher 
Regelungen im Hinblick auf die Verhaltenssteuerung, hier: den wechselseitigen Transfer von 
Wissen, wegen der grundsätzlich bestehenden Problematik, den Transfergegenstand – insbe-
sondere implizites Wissen  – erschöpfend zu umschreiben sowie der Notwendigkeit, vertrags-
brüchiges Verhalten zu beobachten, generell stark beeinträchtigt und unter Umständen gar 
verhindert wird
1660
. Ein positiver Effekt auf den Wissensaustausch der hier betrachteten Koo-
perationspartner virtueller Unternehmen ist unter diesem Aspekt tendenziell nicht zu erwar-
ten. 
Schließlich ist zu berücksichtigen, dass der Einsatz aufwändiger Verträge dem Charakter vir-
tueller Unternehmen widerspricht
1661
. Die Kooperation in Form virtueller Unternehmen zeich-
net sich gerade durch ihren Verzicht auf umfangreiche Vertragswerke aus. Die vertragliche 
Fixierung detaillierter Regelungen, die im Hinblick auf den Wissensaustausch in virtuellen 
Unternehmen erforderlich wären, würde die strategische Flexibilität virtueller Unterneh-
men
1662
 – eine konstitutierende Eigenschaft dieser Kooperationsform – erheblich einschrän-
ken
1663
. Die Nutzung von Verträgen verstößt somit gegen ein grundlegendes Charakteristikum 
virtueller Unternehmen.  
Aufgrund der mit der Kodifizierung impliziten Wissens und der Kontrolle vertragsbrüchigen 
Verhaltens verbundenen Schwierigkeiten sowie der Inkompatibilität aufwändiger Vertrags-
werke mit dem Charakter virtueller Unternehmen ist zu konstatieren, dass Verträge nicht als 
Substitute für die Vertrauensfähigkeit in virtuellen Unternehmen betrachtet werden können.  
Tab. 10 fasst die Argumente für und wider Verträge als Substitute völlig verschiedener Art für 
Vertrauensfähigkeit zusammen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
1660  Zu einer ähnlichen Einschätzung gelangen auch KLEIN/CRAWFORD/ALCHIAN (1978), S. 303. Die Verfas-
ser bestätigen die grundsätzliche Eignung der hier thematisierten Verträge, das Problem des Opportunis-
mus zu lösen, geben jedoch gleichfalls zu bedenken, dass nicht sämtliche für die Vertragspartner relevan-
ten Sachverhalte vertraglich fixiert werden könnten. Abgesehen von den mit der Ausarbeitung eines sol-
chen Vertrags verbundenen Kosten spräche gegen eine umfassende vertragliche Regelung der Umstand, 
dass die in dem Vertrag festzuhaltenden Sachverhalte den Vertragspartnern womöglich nicht einmal be-
kannt seien.     
1661  Vgl. BÜSCHKEN (1999), S. 784. 
1662  Vgl. Kapitel 2.4.2. 
1663  Eine Einschränkung der Flexibilität der Vertragsparteien sehen auch JAP/GANESAN (2000), S. 231, im 
Falle aufwändiger Verträge gegeben. 
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Verträge als Substitute völlig verschiedener Art für die Vertrauensfähigkeit 
pro contra 
Verträge begründen eine Forderung, die mit Hilfe 
rechtlicher Schritte durchgesetzt werden kann und un-
terstützen insofern die Bildung begründeter, positiver 
Erwartungen. 
Implizites Wissen entzieht sich, da es seinem Träger 
nicht bewusst ist,  einer vertraglichen Fixierung. 
 Die glaubwürdige Androhung rechtlicher Maßnahmen 
setzt die Kontrollierbarkeit vertragsbrüchigen Verhal-
tens voraus, die nur in speziellen Ausprägungen virtu-
eller Unternehmen, z. B. virtuellen Unternehmen mit 
regionaler Beschränkung, gegeben ist. 
 Aufwändige Verträge widersprechen dem Charakter 
virtueller Unternehmen, indem sie deren strategische 
Flexibilität einschränken. 
Tab. 10: Verträge als Substitute völlig verschiedener Art für Vertrauensfähigkeit – pro und contra1664 
 
6.3.3.2 Resistenz der Akkulturationsfähigkeit gegen Substitutionen 
6.3.3.2.1 Mögliche Substitute ähnlicher Art für die Akkulturationsfähigkeit 
Die Akkulturationsfähigkeit wird im Zuge von Lernprozessen entwickelt, die in der vorlie-
genden Arbeit in Communities of Practice auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetz-
werks angesiedelt sind
1665
. Im Rahmen einer Substitution könnte eine Variation dieses Ent-
wicklungsprozesses hinsichtlich der Entwicklungsform sowie des Entwicklungsortes in Be-
tracht kommen. In Bezug auf eine Veränderung der Entwicklungsform ist allerdings festzu-
stellen, dass ein Ersatz der zur Ausbildung der Akkulturationsfähigkeit notwendigen persönli-
chen Interaktionen der Kooperationspartner im Rahmen der Lerngruppen problematisch ist. 
Ein Erwerb der Akkulturationsfähigkeit durch eine entsprechende Lektüre oder die Entgegen-
nahme von Anweisungen durch eine übergeordnete Stelle scheint unrealistisch, weil die Ent-
wicklung einer gemeinsamen Kultur auf die persönlichen Kontakte der Betroffenen angewie-
sen ist
1666
 bzw. nicht angeordnet werden kann
1667
. 
Eine Variation des Entwicklungsprozesses hinsichtlich der Lokalität des Lernens ist ebenso 
kritisch zu beurteilen. So scheitert insbesondere der Erwerb der Akkulturationsfähigkeit „vor 
Ort“, d. h. in den virtuellen Unternehmen selbst, an der geographischen Verteilung der Koo-
perationspartner sowie an dem temporären Charakter der virtuellen Unternehmen. Die not-
wendigen persönlichen Kontakte sowie der tendenziell längere Zeitraum, den ein kultureller 
Wandel in Anspruch nimmt
1668
, können in diesem Kontext nicht gewährleistet werden. 
                                                          
1664  Quelle: eigene Darstellung. 
1665  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
1666  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
1667  Vgl. Kapitel 5.5.2.5. 
1668  Vgl. Kapitel 5.5.2.5. 
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Neben einer Variation der Form sowie des Ortes der Ausbildung von Akkulturationsfähigkeit 
ist ein weiterer Aspekt der Substituierbarkeit in Betracht zu ziehen. Wie bereits in den Aus-
führungen zu Vertrauenssubstituten erörtert, weisen Lerngruppen einen einzigartigen, koope-
rationsspezifischen Charakter auf. Eine Substitution der Akkulturationsfähigkeit durch sehr 
ähnliche Ressourcen ergibt sich somit bereits im Hinblick auf eine kooperationsbezogene Va-
riation des Lernprozesses. Der Einsatz der beschriebenen Lerngruppen im Rahmen einer al-
ternativen Unternehmenskooperation kann ebenfalls zum Erwerb der Akkulturationsfähigkeit 
führen, folgt allerdings einem anderen Lernpfad als der orgininäre Lernprozess und bildet in-
sofern ein Substitut ähnlicher Art. 
Auf die Prüfung der Kompatibilität einer im Rahmen alternativer, kooperationsspezifischer 
Lerngruppen entwickelten Akkulturationsfähigkeit mit dem Charakter virtueller Unternehmen 
kann, da bei der geschilderten Vorgehensweise lediglich die Entwicklungsmethode der Ak-
kulturationsfähigkeit variiert, verzichtet werden. 
Als Substitut ähnlicher Art ist gemäß den vorangegangenen Ausführungen somit die Entwick-
lung der Akkulturationsfähigkeit im Rahmen alternativer, kooperationsspezifischer Lerngrup-
pen zu betrachten.  
 
6.3.3.2.2 Mögliche Substitute völlig verschiedener Art für die Akkulturationsfähigkeit 
Für die Fähigkeit der Kooperationspartner, eine gemeinsame Kultur zu entwickeln, findet sich 
kein direktes Pendant. Die Ergebnisse der Akkulturation, insbesondere gemeinsame Werte 
und Normen, lassen sich nicht durch entsprechende Anordnungen einer übergeordneten Ins-
tanz erzielen
1669
. Die mit der Festlegung von Werten und Normen durch eine übergeordnete 
Instanz verbundene Machtausübung ist mit der Entwicklung einer gemeinsamen Kultur nicht 
zu vereinbaren. Die von der höheren Instanz „verordneten“ Werte und Normen wären nicht in 
der Lage, eine neue Kultur zu begründen, denn die Schaffung einer Kultur lässt sich nicht 
vollständig durch eine übergeordnete Instanz steuern. Die Entwicklung einer gemeinsamen 
Kultur erfordert vielmehr die Partizipation der Betroffenen, im vorliegenden Fall also die ge-
meinsame Entwicklung innovativer Werte und Normen für die Lösung von Aufgabenstellun-
gen durch die betroffenen Personen. Insofern ist kein Substitut völlig verschiedener Art für die 
Akkulturationsfähigkeit auffindbar. 
 
6.3.3.3 Resistenz der Selbstorganisationsfähigkeit gegen Substitutionen 
6.3.3.3.1 Mögliche Substitute ähnlicher Art für die Selbstorganisationsfähigkeit 
Die Selbstorganisationsfähigkeit wird im Zuge von Lernprozessen erworben, die in der vorlie-
genden Arbeit in Lerngruppen auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks lokali-
siert werden. Die Fähigkeit der Selbstorganisation wird dabei durch die Organisation der 
Lerngruppen erworben, die den Teilnehmern der Lerngruppen obliegt
1670
. Im Rahmen einer 
Substitution könnte eine Variation dieses Entwicklungsprozesses hinsichtlich der Entwick-
                                                          
1669  Vgl. Kapitel 5.5.2.5. 
1670  Vgl. dazu im Einzelnen Kapitel 7.1.  
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lungsform sowie des Entwicklungsortes in Betracht kommen. In Bezug auf eine Veränderung 
der Entwicklungsform ist allerdings festzustellen, dass es dem learning-by-interacting, in des-
sen Rahmen die Selbstorganisationsfähigkeit gemäß der vorliegenden Arbeit erworben 
wird
1671
, an einem Pendant mangelt, da eine Fähigkeit in der Regel durch die wiederholte 
Ausführung jener Tätigkeit ausgebildet wird, die Gegenstand dieser Fähigkeit ist. Ein alterna-
tiver Erwerb von Fähigkeiten, etwa durch ausschließlich verbale Instruktionen, erscheint un-
realistisch
1672
.  
Eine weitere Variation des Entwicklungsprozesses könnte möglicherweise hinsichtlich der 
Lokalität des learning-by-interacting vorgenommen werden. Entgegen dem Vorschlag dieser 
Arbeit wäre etwa auch der Erwerb der Selbstorganisationsfähigkeit in den virtuellen Unter-
nehmen selbst denkbar. Ob dieses Vorgehen einen gleichwertigen Ersatz für das Lernen in 
den Lerngruppen zeigt, lässt sich jedoch an dieser Stelle nicht abschließend beurteilen. Hier 
sei lediglich auf die Tatsache verwiesen, dass die Etablierung von Lerngruppen auf der Ebene 
des langfristigen Beziehungsnetzwerks den Erwerb der Selbstorganisationsfähigkeit vor der 
Konfiguration virtueller Unternehmen ermöglicht. Dieser Vorlauf bietet einen Vorteil gegen-
über der Methode des Lernens in den virtuellen Unternehmen, weil die Kooperationspartner 
im Fall der Lerngruppen bereits bei der Gründung der virtuellen Unternehmen mit der not-
wendigen Selbstorganisationsfähigkeit ausgestattet sind und somit der Arbeitsablauf in den 
virtuellen Unternehmen vereinfacht wird. Tendenziell weist damit das Lernen in den Lern-
gruppen einen Vorzug gegenüber dem Lernen in den virtuellen Unternehmen auf, sodass das 
Lernen in den virtuellen Unternehmen nicht als gleichwertige Entwicklungsmethode an-
gesehen werden kann.  
Neben einer Variation der Form sowie des Ortes der Ausbildung der Selbstorganisationsfähig-
keit, die nach der vorliegenden Meinung nicht prinzipiell zu einem Substitut ähnlicher Art 
führen, ist ein weiterer Aspekt in Betracht zu ziehen, der sich auf die Substituierbarkeit der 
Selbstorganisationsfähigkeit auswirkt. Wie bereits in den Ausführungen zu Vertrauenssubs-
tituten sowie zu Substituten der Akkulturationsfähigkeit erörtert, weisen Lerngruppen einen 
einzigartigen, kooperationsspezifischen Charakter auf, der nicht nur die Vertrauensbildung 
sowie die Schaffung einer Kooperationskultur, sondern auch den Erwerb der Selbstorgani-
sationsfähigkeit determiniert. Eine Substitution der Selbstorganisationsfähigkeit durch sehr 
ähnliche Ressourcen ergibt sich somit bereits im Hinblick auf eine kooperationsbezogene Va-
riation des Lernprozesses. Der Einsatz der beschriebenen Lerngruppen im Rahmen einer al-
ternativen Unternehmenskooperation kann ebenfalls zum Erwerb der Selbstorganisationsfä-
higkeit führen, folgt allerdings einem anderen Lernpfad als der orgininäre Lernprozess und 
führt insofern zu einem Substitut ähnlicher Art. 
Auf die Prüfung der Kompatibilität einer im Rahmen alternativer, kooperationsspezifischer 
Lerngruppen entwickelten Selbstorganisationsfähigkeit mit dem Charakter virtueller Unter-
nehmen kann, da bei der geschilderten Vorgehensweise lediglich die Entwicklungsmethode 
der Selbstorganisationsfähigkeit variiert, verzichtet werden. 
                                                          
1671  Vgl. Kapitel 6.3.2.1.3. 
1672  Vgl. MILLER/GALANTER/PRIBRAM (1960), S. 82-83. NELSON/WINTER weisen in diesem Zusammenhang  
auf die „limitations of verbal instruction“ [NELSON/WINTER (1982), S. 78] hin. 
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Als Substitut ähnlicher Art ist gemäß den vorangegangenen Ausführungen somit die Entwick-
lung der Selbstorganisationsfähigkeit im Rahmen alternativer, kooperationsspezifischer Lern-
gruppen zu betrachten.  
 
6.3.3.3.2  Mögliche Substitute völlig verschiedener Art für die  
Selbstorganisationsfähigkeit: Fremdorganisation 
Die Organisationsfähigkeit umfasst das Vermögen von Individuen, eine Gesamtaufgabe zu 
segmentieren und die Bearbeitung der durch die Segmentierung entstandenen Teilaufgaben zu 
koordinieren
1673
. Im Fall der Selbstorganisation werden diese Vorgänge von jenen Individuen 
ausgeführt, die von der Gesamtaufgabe direkt betroffen sind. Alternativ könnten Segmentie-
rung und Koordination von einer den Betroffenen übergeordneten Instanz ausgefüht werden. 
Damit eine solche Fremdorganisation als Substitut für die Selbstorganisation angesehen wer-
den könnte, müsste die Fremdorganisation ebenfalls die geschilderte Organisationsaufgabe – 
konkretisiert für die Kooperationsform virtueller Unternehmen – erfüllen und darüber hinaus 
der spezifischen Struktur virtueller Unternehmen
1674
 gerecht werden.  
Das zentrale Problem der Organisation eines virtuellen Unternehmens besteht darin, einen 
Kundenauftrag dergestalt zu segmentieren, dass den Kooperationspartnern jeweils diejenigen 
Teilaufgaben übertragen werden können, für deren Bearbeitung sie gemäß ihren Kompeten-
zen prädestiniert sind. Im Falle der Fremdorganisation käme die Lösung dieser Aufgabe einer 
übergeordneten Instanz zu. Problematisch erweist sich in diesem Kontext der mit der Bearbei-
tung des Organisationsproblems verbundene Wissensbedarf
1675
. Der jeweilige Organisator 
müsste umfangreiche Kenntnisse über die Kompetenzen der einzelnen Kooperationsteilneh-
mer besitzen, um die Organisationsaufgabe lösen zu können. Bereits im Rahmen eines traditi-
onellen Unternehmens erweist es sich für eine Führungskraft als schwierig, einen Überblick 
über die Kompetenzen der einzelnen Mitarbeiter zu erhalten. Im Falle virtueller Unternehmen 
gestaltet sich dieses Ansinnen noch weitaus schwerer, weil es sich bei den Teilnehmern dieser 
Kooperationen um Angehörige verschiedener Unternehmen handelt. Die Erlangung von 
Kenntnissen über die Wissensbestände der Mitarbeiter dieser Unternehmen erfordert vermut-
lich teilweise Einblicke in Sachverhalte, die aufgrund ihres internen Charakters von den Un-
ternehmen nicht ohne weiteres genehmigt würden.  
Die Selbstorganisation der Kooperationspartner eines virtuellen Unternehmens bietet den 
Vorteil, dass der zur Organisation der Auftragsbearbeitung jeweils notwendige Verhandlungs-
prozess von denjenigen Personen geführt wird, die Träger der zur Debatte stehenden Kompe-
tenzen sind und demzufolge mit dem größtmöglichen Wissen über diese Kompetenzen ausge-
stattet sind. Die Nutzung des verteilten Wissens kann zu Zeitersparnissen führen, welche die 
Handlunggeschwindigkeit virtueller Unternehmen erhöht und damit die Realisierung der stra-
tegischen Flexibilität der Kooperation fördert.  
                                                          
1673  Vgl. Kapitel 5.6.2. 
1674  Vgl. Kapitel 2.2. 
1675  Vgl. STREUBEL (2000), S. 154. 
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Gemindert wird der positive Effekt der Selbstorganisation auf die Realisierung der strategi-
schen Flexibilität möglicherweise zu Beginn der Zusammenarbeit durch die noch fehlenden 
Erfahrung der Kooperationspartner hinsichtlich der Organisationstätigkeit
1676
. Mit voran-
schreitender Kooperationsdauer wird sich diese Beeinträchtigung jedoch aufgrund der Lern-
fortschritte der Kooperationspartner zunehmend abschwächen. Weiterhin nimmt die Verhand-
lung der Segmentierung und Aufgabenverteilung innerhalb einer Gruppe tendenziell eine grö-
ßere Zeitspanne in Anspruch als die Durchführung der gleichen Tätigkeiten durch eine ein-
zelne, übergeordnete Instanz, weil im Rahmen des Verhandlungsprozesses verschiedene Posi-
tionen in Einklang zu bringen, d. h. Konflikte zu beheben sind
1677
. Der zur Verhandlung benö-
tigten Zeit steht allerdings der Zeitaufwand entgegen, den eine übergeordnete Instanz benöti-
gen würde, um sämtliche entscheidungsrelevante Informationen über die Kompetenzstruktur 
der Kooperationspartner zusammenzutragen. Welche Organisationsform sich in diesem Fall 
letztlich als zeitaufwändiger erweist, kann aufgrund der vielfältigen Einflussfaktoren nur im 
Einzelfall beurteilt werden und entzieht sich somit einer allgemeingültigen Bewertung.  
Dem Wissensbedarf eines Fremdorganisators hinsichtlich der Kompetenzstruktur der Koope-
rationspartner kommt angesichts der zentralen Stellung, welche die Kompetenzen der Koope-
rationspartner in virtuellen Unternehmen einnehmen, eine im Vergleich zu den übrigen Be-
wertungskriterien der Fremdorganisation besonders hohe Bedeutung zu. Da die Erlangung des 
benötigten Wissens, wie erläutert, für den Fremdorganisator mit erheblichen Problemen ver-
bunden ist, kann die Fremdorganisation nicht als Substitut völlig verschiedener Art für die 
Selbstorganisationfähigkeit der Kooperationspartner virtueller Unternehmen betrachtet wer-
den. 
 
6.4  Fähigkeit zur Aneignung der Gewinne aus einem auf organisationalen 
Beziehungsfähigkeiten basierenden, nachhaltigen Wettbewerbsvorteil 
Ein Unternehmen, das über wertschaffende, nicht imitierbare und nicht substituierbare Res-
sourcen verfügt, kann diese Ressourcen nutzen, um mit ihrer Hilfe einen nachhaltigen Wett-
bewerbsvorteil zu begründen. Um sich die aus einem solchen Wettbewerbsvorteil resultieren-
den, überdurchschnittlichen Gewinne auch tatsächlich aneignen zu können, muss das Unter-
nehmen in der Lage sein, Verfügungsrechte an den aus der Nutzung der strategisch relevanten 
Ressourcen fließenden Gewinnen geltend zu machen
1678
. 
Bei den hier betrachteten organisationalen Beziehungsfähigkeiten handelt es sich um immate-
rielle Ressourcen – ein Umstand, der die eindeutige Definition derartiger Verfügungsrechte 
erschwert
1679
. Die Sicherung der Renten, die aus einem nachhaltigen Wettbewerbsvorteil flie-
ßen, kann im Falle organisationaler Beziehungsfähigkeiten durch die Bindung jener Mitarbei-
ter erfolgen, die sich im Besitz der bezeichneten Fähigkeiten befinden
1680
. Dazu sind Maß-
                                                          
1676  Vgl. ähnlich JOST (2009), S. 353. 
1677  Vgl. JOST (2009), S. 354. 
1678  Vgl. Kapitel 4.4.2.4. 
1679  Vgl. Kapitel 4.4.2.4. 
1680  Vgl. dazu die Ausführungen zu verschiedenen Formen des Commitment in Kapitel 4.4.2.4. 
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nahmen zu ergreifen, welche diejenigen Mitarbeiter an die jeweiligen Unternehmen binden, 
die über die organisationalen Beziehungsfähigkeiten verfügen. Eine derartige Bindung kann 
durch den Einsatz von Instrumenten gelingen, die zur Förderung des Commitment
1681
 von 
Mitarbeitern genutzt werden.  
Die Beantwortung der Frage, welche Form des Commitment im Rahmen der hier betrachteten 
virtuellen Unternehmen gefördert werden kann, um die relevanten Wissensträger in der Ko-
operation zu halten, bedarf einer ausführlichen Betrachtung, welche den Rahmen dieser Ar-
beit überschreiten würde. Zu dieser Problematik sei hier lediglich angemerkt, dass sich ein 
kalkulatives Commitment vermutlich am leichtesten erzeugen lässt, weil die Einflussgrößen 
dieser Bindungsart einer direkten Steuerung zugänglich sind. So könnten etwa die betreffen-
den Unternehmen versuchen, die Eigentümer der wertschaffenden Ressourcen, d. h. die Mit-
arbeiter, die über das für den Wettbewerbsvorteil verantwortliche Wissen verfügen, durch 
finanzielle Anreize in den Unternehmen zu halten
1682
. Beispielsweise mag ein Unternehmen 
durch entsprechend gestaltete Arbeitsverträge versuchen, Mitarbeiter im Besitz wertschaffen-
der Ressourcen an das Unternehmen zu binden
1683
, um auf diese Weise in den Genuss der 
Gewinne zu kommen, die aus dem mit der Ressourcennutzung korrespondierenden Wettbe-
werbsvorteil fließen. 
 
6.5 Zusammenfassung der Ergebnisse des sechsten Kapitels 
Die vorangegangenen Ausführungen haben gezeigt, dass die organisationalen Beziehungsfä-
higkeiten der Mitglieder virtueller Unternehmen unter bestimmten Bedingungen als strate-
gisch relevante Ressourcen eingestuft werden können. Dazu ist zunächst die Perspektive der 
strategischen Relevanz von Ressourcen derart zu erweitern, dass auch Ressourcen, die mittel-
bar zur Wertschaffung beitragen, als strategisch relevant charakterisiert werden können. 
Die geforderte perspektivische Ausweitung ist unter zwei Gesichtspunkten zu betrachten. Ge-
gen die Aufnahme von Metafähigkeiten in die Klasse strategisch relevanter Ressourcen ist 
einzuwänden, dass Metafähigkeiten wie die hier untersuchten organisationalen Beziehungsfä-
higkeiten eine relativ geringe Nähe zu dem Produkt aufweisen, das ein Unternehmen herstellt 
und mit dem es letztlich seine Wettbewerbsposition begründet. Im vorliegenden Fall virtueller 
Unternehmen sind es beispielsweise die Kompetenzen der einzelnen Kooperationspartner, mit 
deren Hilfe Leistungen erstellt werden, die zur Schaffung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile 
führen können. Wären diese Kompetenzen nicht vorhanden, so hätten die organisationalen 
Beziehungsfähigkeiten keinerlei strategischen Wert. Allerdings können auch die Kompeten-
zen der Kooperationspartner nur dann zur Begründung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile füh-
ren, wenn organisationale Beziehungsfähigkeiten vorhanden sind, mit deren Hilfe die Kompe-
tenzen gebündelt werden können
1684
, was wiederum für das Einbeziehen von Metafähigkeiten 
in den Kreis strategisch relevanter Ressourcen spricht. Im vorliegenden Kontext befinden sich 
                                                          
1681  Vgl. Kapitel 4.4.2.4. 
1682  Zu diesem und weiteren Instrumenten, die den Anreiz eines Mitarbeiters, im Unternehmen zu verbleiben, 
erhöhen, vgl. PRZYGODDA (2005), S. 72-90. 
1683  Vgl. MELLEWIGT (2002), S. 132. 
1684  Vgl. Kapitel 2.4.5. 
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mehrere Unternehmen jeweils im Besitz von Ressourcen – hier: Kompetenzen –, die isoliert 
betrachtet keinen strategischen Wert begründen, gemeinsam aber zur Schaffung nachhaltiger 
Wettbewerbsvorteile beitragen können. Die Bündelung der betreffenden Ressourcen kann je-
doch nur in einer Zusammenarbeit der Unternehmen gelingen. Organisationale Beziehungsfä-
higkeiten als notwendige Bedingung einer solchen Kooperation bilden insofern eine zwingen-
de Voraussetzung für die gemeinsame Nutzung der Ressourcen und damit letztlich für die Er-
langung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile. Metafähigkeiten können also für den Produktions-
prozess ebenso relevant sein wie jene Ressourcen, die unmittelbar in das zu erstellende Pro-
dukt eingehen. Da eine solche Relevanz im Falle der hier betrachteten organisationalen Bezie-
hungsfähigkeiten gegeben ist, erscheint es gerechtfertigt, die organisationalen Beziehungsfä-
higkeiten als wertschaffende Ressourcen im Sinne des Resource-Based View zu bezeichnen.  
Dem neben der Wertschaffung von strategisch relevanten Ressourcen zu erfüllenden Kriteri-
um der Resistenz gegen Imitationen und Substitutionen entsprechen organisationale Bezie-
hungsfähigkeiten zunächst wegen ihres sozial komplexen Charakters, welcher zur Begründung 
kausaler Ambiguität führt. Darüber hinaus wird ein Imitationsschutz durch die Pfadabhängig-
keit jener Prozesse errichtet, die zum Erwerb organisationaler Beziehungsfähigkeiten von den 
jeweiligen Kooperationspartnern durchlaufen werden müssen. Dagegen wird die Anforderung 
der Resistenz gegenüber Substitutionen von den organisationalen Beziehungsfähigkeiten – 
wenn von der bereits erwähnten sozialen Komplexität als Isolationselement abgesehen wird – 
nicht vollständig erfüllt. Zwar können organisationale Beziehungsfähigkeiten nicht durch 
Substitute völlig verschiedener Art ersetzt werden, jedoch besteht die Möglichkeit eines Aus-
tausches durch Substitute ähnlicher Art. Letztere zeigen sich in Gestalt organisationaler Be-
ziehungsfähigkeiten, die in alternativen, kooperationsspezifischen Lerngruppen erworben 
werden.  
Die unvollständig ausgebildete Resistenz organisationaler Beziehungsfähigkeiten gegenüber 
Substitutionsversuchen der Konkurrenz wirkt sich allerdings nicht zwingend negativ auf die 
Bewertung der strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten aus. Wie be-
reits im Rahmen der Darlegungen zur Wertschaffung organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
erörtert, entfalten diese Fähigkeiten ihre Wirkung erst im Zusammenspiel mit den zu bündeln-
den Kompetenzen der Kooperationspartner. Isoliert können organisationale Beziehungsfähig-
keiten noch keinen nachhaltigen Wettbewerbsvorteil begründen. Eine mögliche strategische 
Relevanz verleiht diesen Fähigkeiten erst das Zusammenwirken mit anderen Ressourcen, hier: 
den zu bündelnden Kompetenzen
1685
. Nur das komplette Ressourcenbündel aus organisationa-
len Beziehungsfähigkeiten und zu bündelnden Kompetenzen kann dazu beitragen, für die 
                                                          
1685  Vgl. RIEMER/KLEIN (2005), S. 24-25, die in ähnlicher Weise hervorheben, dass die Integration des Hu-
mankapitals in virtuellen Unternehmen, d. h. die Bündelung der Kompetenzen der Kooperationspartner, 
welche letztlich zur Erlangung von Konkurrenzvorteilen führe, nur mit Hilfe einer Komplementärressour-
ce, gelingen könne. Diese von den Verfassern als Sozialkapital bezeichnete Komplementärressource um-
fasst die sozialen Beziehungen der Kooperationspartner [vgl. auch GALUNIC/ERTUG/GARGIULO (2012), S. 
1215] und stellt damit das Produkt der Nutzung der hier behandelten organisationalen Beziehungsfähig-
keiten dar. Zum Gegenstand des Sozialkapitals vgl. auch Kapitel 5.1. Zum Begriff des Humankapitals 
vgl. PENNINGS/LEE/WITTELOOSTUIJN, welche das Humankapital eines Unternehmens grundsätzlich als 
„the knowledge and skills of its professionals that can be used to produce professional services“ [PEN-
NINGS/LEE/WITTELOOSTUIJN (1998), S. 426] definieren.   
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Teilnehmer virtueller Unternehmen nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu generieren. Insofern 
ist die vorhandene Substituierbarkeit der organisationalen Beziehungsfähigkeiten als lediglich 
einem Teil dieses Ressourcenbündels nicht ausschlaggebend für die strategische Relevanz des 
kompletten Bündels. Um zu nachhaltigen Wettbewerbsvorteilen zu führen, muss sich viel-
mehr das gesamte Bündel aus organisationalen Bezieungsfähigkeiten und zu bündelnden 
Kompetenzen als nicht substituierbar erweisen. Da eine solche Beziehungsstruktur strategisch 
relevanter Ressourcen im Rahmen des Resource-Based View explizit erfasst wird
1686
, können 
die hier behandelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten durchaus als strategisch rele-
vante Ressourcen bezeichnet werden, sofern sie im Zusammenwirken mit den jeweiligen 
Kompetenzen zur Entwicklung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile führen. 
Schließlich können die Renten, die aus einem auf der Nutzung organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten basierenden Wettbewerbsvorteil fließen, von den an der betrachteten Kooperation 
beteiligten Unternehmen realisiert werden, sofern es ihnen gelingt, jene Mitarbeiter, die über 
die betreffenden Fähigkeiten verfügen, in den jeweiligen Unternehmen zu halten. Verfü-
gungsrechte an etwaigen strategisch relevanten Ressourcen können insofern nur mittelbar be-
gründet werden. Allerdings birgt auch diese indirekte Art der Verfügung über Ressourcen die 
Möglichkeit zur Abschöpfung von Gewinnen aus nachhaltigen Wettbewerbsvorteilen. Inso-
fern wird diese Form der Verfügung über Ressourcen als kompatibel mit den durch den Re-
source-Based View aufgestellten Bedingungen strategischer Relevanz angesehen.  
Bei der Einordnung organisationaler Beziehungsfähigkeiten als strategisch relevante Ressour-
cen sind, wie die vorangegangenen Erläuterungen verdeutlichen, drei spezifische Eigenschaf-
ten dieser Fähigkeiten zu berücksichtigen. Erstens entfalten organisationale Beziehungsfähig-
keiten ihren wertschaffenden Charakter auf einer Metaebene. Zweitens erweisen sich orga-
nisationale Beziehungsfähigkeiten, isoliert betrachtet, durchaus als substitutierbar. Drittens 
können an den organisationalen Beziehungsfähigkeiten keine unmittelbaren Verfügungsrechte 
begründet werden. Sofern die beschriebenen, besonderen Merkmale organisationaler Bezie-
hungsfähigkeiten als mit der Perspektive des Resource-Based View vereinbar aufgefasst wer-
den, können organisationale Beziehungsfähigkeiten als strategisch relevante Ressourcen be-
trachtet werden. In der vorliegenden Arbeit wird unter Berufung auf die zuvor dargelegten 
Argumente die Auffassung vertreten, dass die Eigenschaften organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten keine konfliktäre Beziehung zu den im Rahmen des Resource-Based View erhobe-
nen Anforderungen an die strategische Relevanz von Ressourcen aufweisen. Daraus ergibt 
sich folgende Konsequenz als Ergebnis der Analyse dieser Arbeit:  
 
 
 
 
 
                                                          
1686  Vgl. Kapitel 4.4.2.3.1.2. 
Die im Rahmen virtueller Unternehmen erforderlichen organisationalen Beziehungsfä-
higkeiten – Vertrauensfähigkeit, Akkulturationsfähigkeit sowie Selbstorganisationsfä-
higkeit – stellen strategisch relevante Ressourcen im Sinne des Resource-Based View 
dar. 
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Die Ergebnisse der Überprüfung der strategischen Relevanz organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten fasst Tab. 11 zusammen. 
                                
Fähigkeit 
Kriterium  
strategischer  
Relevanz 
Vertrauens-
fähigkeit 
Akkulturations-
fähigkeit 
Selbstorgani-
sationsfähigkeit 
organisationale 
Beziehungs- 
fähigkeiten  
insgesamt 
Wertschaffung    ja, auf einer Meta-
ebene 
 Nutzenstiftung    indirekt, als Voraus-
setzung der Kompe-
tenzbündelung 
 Einzigartigkeit    indirekt, als Bedin-
gung für die Reali-
sierung einzigarti-
ger Kompetenzbün-
del 
Resistenz gegen 
Imitationen 
ja, wegen 
- Pfadabhängkeit  
- time compression 
diseconomies  
ja, wegen 
- Pfadabhängigkeit  
- time compression 
diseconomies 
ja, wegen 
- Pfadabhängigkeit 
- time compression 
diseconomies 
ja, wegen 
– Komplexität 
– Pfadabhängigkeit 
– time compression 
diseconomies 
Resistenz gegen 
Substitutionen 
   gegen Entschlüsse-
lung wegen Kom-
plexität weitgehend 
geschützt, aber im 
Falle der Entschlüs-
selung durch Subs-
titute ähnlicher Art 
ersetzbar 
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          Fähigkeit  
 
 
Kriterium 
strategischer  
Relevanz 
Vertrauens-
fähigkeit 
Akkulturations-
fähigkeit 
Selbstorgani-
sationsfähigkeit 
organisationale 
Beziehungs-
fähigkeiten  
insgesamt 
 Substitute  
ähnlicher Art 
keine Resistenz 
Jede Unternehmens-
kooperation kann 
ihre eigene, koope-
rationsspezifische 
Vertrauensfähigkeit 
ausbilden. 
keine Resistenz 
Eine Substitution 
der pesönlichen In-
teraktionen durch 
ein Studium ein-
schlägiger Lektüre 
oder die Entgegen-
nahme von Anwei-
sungen erscheint 
unrealistisch. 
Eine örtliche Verla-
gerung in die virtu-
ellen Unternehmen 
entbehrt der persön-
lichen Kontakte so-
wie des nötigen 
zeitlichen Rahmens. 
Aber: Die Entwick-
lung der Akkultura-
tionsfähigkeit im 
Rahmen alternati-
ver, kooperations-
spezifischer Lern-
gruppen ist mög-
lich. 
keine Resistenz 
Eine Substitution 
des learning-by-in-
teracting durch rei-
nes Instruktionsler-
nen ist nicht plau-
sibel. 
Eine örtliche Verla-
gerung der Ent-
wicklung in die vir-
tuellen Unterneh-
men ist vermutlich 
mit Nachteilen hin-
sichtlich des Ar-
beitsablaufs in vir-
tuellen Unterneh-
men verbunden. 
Aber: Die Entwick-
lung der Selbstorga-
nisationsfähigkeit 
im Rahmen alterna-
tiver, kooperations-
spezifischer Lern-
gruppen ist mög-
lich. 
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          Fähigkeit 
 
 
Kriterium  
strategischer  
Relevanz 
Vertrauens-
fähigkeit 
Akkulturations-
fähigkeit 
Selbstorganisa-
tionsfähigkeit 
organisationale 
Beziehungs-
fähigkeiten  
insgesamt 
 Substitute völ-
lig unterschied-
licher Art 
Resistenz gegeben 
Verträge begründen 
Forderungen und 
unterstützen damit 
positive Erwartun-
gen, aber 
 implizites Wis-
sen ist in Verträ-
gen nicht zu er-
fassen, 
 die glaubwürdi-
ge Androhung 
rechtlicher Kon-
sequenzen setzt 
die Kontrollier-
barkeit der Ko-
operatonspart-
ner voraus und 
 aufwändige Ver-
träge wider-
sprechen dem 
Charakter virtu-
eller Unterneh-
men. 
Resistenz gegeben 
kein potenzielles 
Substitut auffindbar 
Resistenz gegeben 
Die Fremdorganisa-
tion stellt wegen des 
beträchtlichen Wis-
sensbedarfs des 
Fremdorganisators 
kein Substitut dar. 
 
Fähigkeit zur  
Aneignung der 
Renten 
   ja, durch die Bin-
dung der Träger 
organisationaler 
Beziehungsfähig-
keiten an die Unter-
nehmen 
strategische  
Relevanz 
   ja, in Verbindung 
mit den Kompeten-
zen der Koopera-
tionspartner 
Tab. 11: Strategische Relevanz organisationaler Beziehungsfähigkeiten
1687
 
                                                          
1687  Quelle: eigene Darstellung. 
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7 Communities of Practice – Lerngruppen für den Erwerb  
organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
7.1 Einführung in das siebente Kapitel 
Maßnahmen zur Förderung der in dieser Arbeit vorgestellten organisationalen Beziehungsfä-
higkeiten sollen den Erwerb der einzelnen organisationalen Beziehungsfähigkeiten unterstüt-
zen. Eine zentrale Regelung des Verhaltens der Kooperationsteilnehmer im Rahmen hierar-
chischer Unternehmensstrukturen erweist sich allerdings als wenig erfolgversprechend
1688
, da 
es sich bei dem Verhalten von Mitarbeitern oder wie im vorliegenden Fall von Kooperations-
mitgliedern um personengebundene Komponenten eines Unternehmens bzw. einer Unterneh-
menskooperation handelt, auf die eine Führungskraft höchstens in indirekter Form Einfluss 
ausüben kann
1689
. Die Erlangung organisationaler Beziehungsfähigkeiten stellt weitgehend ei-
nen Lernprozess dar, der sich einer umfassenden Steuerung übergeordneter Instanzen ent-
zieht
1690
. Darüber hinaus sind virtuelle Unternehmen gerade durch den Verzicht auf hierarchi-
sche Strukturen gekennzeichnet, sodass die Einflussnahme einer Führungskraft auf die Koo-
perationsmitglieder ohnehin entfällt. Allerdings weist das den virtuellen Unternehmen vorge-
ordnete langfristige Beziehungsnetzwerk in der hier vorgestellten Form einen Steuerkreis
1691
 
auf, der durch die Gestaltung entsprechender Rahmenbedingungen indirekt auf den Erwerb 
organisationaler Beziehungsfähigkeiten Einfluss nehmen kann.  
Eine Maßnahme, die die Ausbildung der angestrebten organisationalen Beziehungsfähigkeiten 
im zuvor genannten Sinn unterstützen kann, stellt die Etablierung und zielorientierte Gestal-
tung sog. Communities of Practice dar. Bei Communities of Practice handelt es sich um frei-
willig gebildete
1692
, selbstorganisierte Gruppen
1693
, die dem Wissensaustausch auf einem ge-
meinsamen Interessengebiet dienen
1694
. Die Einrichtung derartiger, auch als Wissensgemein-
schaften oder Expertennetzwerke bezeichneter Gruppierungen
1695
 ist in der vorliegenden Ar-
beit zur Realisierung dreier Zielsetzungen vorgesehen: 
1. Routinisierung des wechselseitigen Wissenstransfers zur Förderung der Vertrauensfähig-
keit der Kooperationspartner, 
2. Unterstützung der Akkulturationsfähigkeit der Kooperationspartner zwecks Ausbildung 
einer Kooperationskultur sowie 
3. Förderung der zur Kompetenzbündelung notwendigen Selbstorganisationsfähigkeit. 
                                                          
1688  Vgl. JUNG (1985), S. 49. 
1689  Vgl. JUNG (1985), S. 48.  
1690  Zur Steuerbarkeit organisationalen Lernens vgl. Kapitel 3.5.3. 
1691  Vgl. Kapitel 2.5. 
1692  Vgl. BETTONI/CLASES/WEHNER (2004), S. 3. 
1693  Wenngleich innerhalb der Communities of Practice das Prinzip der Selbstorganisation herrscht, so ist 
doch die Einrichtung derartiger Gruppen auf die Fremdorganisation angewiesen. Vgl. AUBRY/MÜLLER/ 
GLÜCKLER (2011), S. 45. GESSLER sieht hierin das „Paradox der Selbstorganisation“ [GESSLER (2010), S. 
281]. Im vorliegenden Fall ist für die Organisation der selbstorganisierenden Communities of Practice der 
Steuerkreis (vgl. Kapitel 2.5) zuständig. 
1694  Vgl. ZBORALSKI (2007), S. 30, sowie BOROWSKY (2000), S. 7. 
1695  Vgl. BOROWSKI (2000), S. 6. Im Folgenden werden als Synonyme auch die Begriffe Community, Gemein-
schaft, Gruppe und Lerngruppe verwendet. 
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Im Folgenden wird zunächst die Struktur von Communties of Practice im Allgemeinen darge-
legt (Kapitel 7.2), bevor der Frage nachgegangen wird, welche konkrete Gestalt diese Lern-
gruppen im Hinblick auf die Anforderungen virtueller Unternehmen annehmen sollten, damit 
mit ihrer Hilfe die zuvor genannten Ziele realisiert werden können (Kapitel 7.3). Abschlie-
ßend werden die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung von Communities of Practice im 
Kontext virtueller Unternehmen zusammengefasst (Kapitel 7.4). 
 
7.2 Dimensionen einer Community of Practice 
7.2.1 Überblick über die Dimensionen einer Community of Practice 
Communities of Practice bieten verschiedene Ansatzpunkte zu ihrer konkreten Gestaltung 
entlang ihrer Dimensionen. Die Dimensionen einer Community of Practice umfassen 
 die Mitglieder, 
 die zwischen den Mitgliedern ablaufenden Interaktionen, 
 die Art der Wissenstransformation zwischen den Mitgliedern sowie 
 die organisatorische Verankerung der Gemeinschaft1696. 
Jede Dimension stellt eine Reihe von Gestaltungsvariablen zur Verfügung, die entsprechend 
dem mit der Community of Practice verfolgten Ziel bestimmt werden können. Eine angemes-
sene Gestaltung von Communities of Practice umfasst also die Zuweisung konkreter Inhalte 
zu den Gestaltungsvariablen in einer Weise, die sich in dem jeweiligen Kontext als zielfüh-
rend erweist. Im vorliegenden Fall sind die Gestaltungsvariablen derart zu besetzen, dass die 
Communities of Practice die Entwicklung organisationaler Beziehungsfähigkeiten für virtuel-
le Unternehmen fördern. 
 
7.2.3 Mitglieder einer Community of Practice 
Im Rahmen der Dimension Mitglieder ist zunächst die Frage zu klären, nach welchem Prinzip 
die Zugehörigkeit zu einer Community of Practice geregelt werden soll. Da die Gemeinschaf-
ten auf der freiwilligen Teilnahme ihrer Mitglieder basieren, kommt eine Entsendung be-
stimmter Personen in die Gruppen durch eine hierarchisch übergeordnete Stelle nicht in Be-
tracht.  
Neben der Regel der Zugehörigkeit ist der Umfang der jeweiligen Gemeinschaft festzulegen. 
Für eine relativ hohe Anzahl von Mitgliedern spricht die aus der großen Zahl tendenziell re-
sultierende Wissensdiversität
1697
. Jedoch führt eine Vielzahl von Teilnehmern häufig zum 
Zerfall der Gemeinschaft und zur Bildung von Sub-Communities. In der Folge ergibt sich ein 
erhöhter Arbeitsaufwand, weil die zu bearbeitenden Aufgaben zunächst zerlegt sowie den 
                                                          
1696  Vgl. PROBST/WIEDEMANN/ARMBRUSTER (2001), S. 39, BOROWSKY (2000), S. 10-16, sowie NORTH/ 
ROMHARDT/PROBST (2000), S. 59-62. 
1697  Vgl. dazu die Erläuterungen weiter unten in diesem Kapitel. 
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Teilgruppen zugeordnet und die Arbeitsergebnisse abschließend zu einem Gesamtergebnis in-
tegriert werden müssen.  
Über die formalen Aspekte hinaus sind auch inhaltliche Variablen der Communities of Prac-
tice zu bestimmen. Dazu gehört zunächst das Wissensniveau
1698
 der Teilnehmer. NORTH/ 
ROMHARDT/PROBST unterscheiden hier zwischen Kennern, Könnern und Experten
1699
. Wäh-
rend Kenner grundlegende Kenntnisse und möglicherweise geringfügige Erfahrungen auf ei-
nem bestimmten Themengebiet aufweisen, verfügen Könner bereits über einen relativ um-
fangreichen Erfahrungsschatz. Experten weisen schließlich herausragende Erfahrungen in 
dem betrachteten Bereich auf. 
Der nächste zu berücksichtigende Faktor wurde bereits im Rahmen des zu bestimmenden 
Gruppenumfangs angesprochen und betrifft die Wissensdiversität der jeweiligen Gruppe. Mit 
der Wissensdiversität werden die in einer Community of Practice vorhandenen, unterschiedli-
chen Kenntnisse auf einem Themengebiet bezeichnet. Grundsätzlich kann eine hohe Diversi-
tät der Wissensbestände, die die Teilnehmer einer Community of Practice aufweisen, bei der 
Bearbeitung von Aufgaben in der Gruppe hilfreich sein, da sie den Erwerb neuen Wissens 
unterstützt
1700
. Jedoch beeinträchtigt eine zu große Vielfalt der Wissensbasen die Verständi-
gung der Gruppenmitglieder untereinander, da die zur Kommunikation notwendigen gemein-
samen Wissenselemente fehlen
1701
. 
Einen letzten, aber dennoch nicht unwesentlichen Aspekt im Rahmen der Gestaltungsdimensi-
on „Mitglieder“ stellt die Motivation der Teilnehmer einer Community of Practice dar. Anrei-
ze, sich in der Gruppe zu engagieren, werden teilweise bereits durch die spezifischen Struktu-
ren einer Community of Practice begründet
1702
. So kann etwa die Wahrnehmung der einzel-
nen Personen, von der Gruppe um Rat gefragt zu werden, die Motivation dieses Individuums, 
an gemeinschaftlichen Problemlösungsprozessen teilzunehmen, erhöhen. Verstärkt wird die-
ser Anreizeffekt, wenn sich die Erfahrungen des Einzelnen bei der Problemlösung als wertvoll 
erweisen und folglich sein Ansehen in der Gruppe steigt. Darüber hinaus stärkt die Zusam-
menarbeit in der Community das Gemeinschaftsgefühl der Teilnehmer, wodurch deren Moti-
vation, die Gruppe zu unterstützen, ebenfalls erhöht wird. 
 
7.2.4 Interaktionen einer Community of Practice 
Communities of Practice leben von den Interaktionen ihrer Mitglieder. Intensität und Form 
der Interaktionen sowie die Atmosphäre in der Gruppe beeinflussen den Erfolg der Problem-
                                                          
1698  NORTH/ROMHARDT/PROBST (2000) S. 16, sprechen hier vom Expertisenniveau. Jedoch wird diese Be-
zeichnung in der vorliegenden Arbeit nicht aufgegriffen, weil sie die Notwendigkeit eines relativ hohen 
Wissensniveaus der Gruppenmitglieder suggerieren könnte. Tatsächlich „lebt“ eine Community of Prac-
tice aber von der Diversität der Wissensniveaus ihrer Angehörigen, sodass in der Folge nicht nur ausge-
sprochene Experten als Mitglieder erwünscht sind.  
1699  Vgl. NORTH/ROMHARDT/PROBST (2000), S. 16. 
1700  Vgl. dazu die Ausführungen zur Absorptionsfähigkeit, speziell zur notwendigen Breite der Wissensbasis 
eines Lernenden, in Kapitel 4.6.3.2. 
1701  Vgl. dazu auch die Ausführungen zur Kommunikation in Kapitel 5.5.2.2.1. 
1702  Vgl. GERHARD/SEUFERT (2001), S. 134. 
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lösungsprozesse in der Gemeinschaft. Die Intensität der Interaktionen hängt in erster Linie 
von der Häufigkeit sowie der jeweiligen Dauer der Zusammenkünfte ab. Letztere Aspekte 
sind wiederum eine Funktion der gewählten Interaktionsform. Die Sitzungen einer Communi-
ty of Practice können als persönliche Treffen oder als Chats im world wide web gestaltet wer-
den. Nicht zuletzt bestimmt auch die in der jeweiligen Community of Practice herrschende 
Atmosphäre den Erfolg der Zusammenarbeit. Insbesondere eine Kommunikation auf gleicher 
Ebene kann dazu beitragen, ein produktives Arbeitsklima in der Gruppe zu schaffen. Zum 
Abbau hierarchischer Unterschiede bieten sich etwa die Verwendung der Vornamen der 
Gruppenmitglieder sowie der Verzicht auf die Anrede mit Titeln an. Beeinflusst wird die At-
mosphäre einer Community of Practice auch durch die Art und Weise, in der die Interaktionen 
ihrer Mitglieder koordiniert werden. Zur Abstimmung der Aktivitäten können verschiedene 
Rollen eingeführt werden
1703
, wie beispielsweise die eines Moderators, der die Einhaltung ge-
wisser Regeln bei der Kommunikation überwacht, oder die eines Brokers, der Kontakte zwi-
schen verschiedenen Communities of Practice herstellt und den Wissensfluss zwischen den 
diversen Gemeinschaften sicherstellt.  
 
7.2.5 Wissenstransformation einer Community of Practice 
Im Hinblick auf den Aspekt der Wissenstransformation ist zu klären, in welcher Weise das in 
den Communities of Practice akkumulierte Wissen an andere Interessenten, wie beispielswei-
se Kollegen der an den Gemeinschaften beteiligten Personen, weitergegeben werden können. 
 
7.2.6 Organisatorische Verankerung einer Community of Practice 
Die organisatorische Verankerung beschreibt die Art, in der eine Community of Practice in 
der Organisation eines Unternehmens oder einer Unternehmenskooperation verankert ist, und 
umfasst den Formalisierungsgrad, die Abgrenzung der Gruppe nach verschiedenen Kriterien, 
sowie den Zeithorizont der Gemeinschaft.   
Der Formalisierungsgrad charakterisiert die Wahrnehmung der Community of Practice durch 
das jeweilige Unternehmen oder die Unternehmenskooperation. So kann die betrachtete Ge-
meinschaft für das Gesamtunternehmen bzw. die Kooperation faktisch „unsichtbar“ sein, von 
der Führung als partiell nutzenstiftend bewertet werden oder gar die Anerkennung des jewei-
ligen Managements als einer für den Erfolg des Unternehmens oder der Unternehmenskoope-
ration relevanten Gruppierung genießen
1704
. 
Hinsichtlich ihrer Einordnung in ein Unternehmen lassen sich Communities of Practice, die 
sich auf bestimmte Geschäftsbereiche beschränken, von jenen abgrenzen, die geschäftsbe-
reichs- oder sogar – wie im Fall einer Unternehmenskooperation – unternehmensübergreifend 
tätig sind. Daneben können die Gemeinschaften bezüglich ihrer geographischen Ausdehnung 
in lokale, regionale, nationale, internationale und globale Communities of Practice gegliedert 
werden. Schließlich können Communities of Practice auch gegeneinander abgegrenzt werden. 
                                                          
1703  Vgl. BOROWSKY (2000), S. 13-14, sowie SCHOEN (1999), S. 552-553. 
1704  Vgl. NORTH/ROMHARDT/PROBST (2000), S. 61. 
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Bei einer solchen Bestimmung von Grenzen sind Aspekte der thematischen Überschneidung 
bedeutsam. In der Praxis werden sich häufig Gemeinschaften finden, die sich hinsichtlich ih-
rer inhaltlichen Ausrichtung überlappen, weil bestimmte Themenstellungen Schnittmengen 
aufweisen
1705
. 
Schließlich bestimmt der Zeithorizont einer Community of Practice über deren Form der orga-
nisatorischen Verankerung. Die Dauer einer solchen Gemeinschaft ergibt sich kontextabhän-
gig und resultiert insbesondere aus dem Zeitraum der Sinnstiftung der Gruppe. 
 
Abb. 40 stellt die zu bestimmenden Variablen von Communities of Practice detailliert dar. 
 
 
 
Abb. 40: Gestaltungsvariablen einer Community of Practice
1706
 
 
 
7.3 Communities of Practice im Kontext virtueller Unternehmen 
7.3.1 Überblick über Communities of Practice im Kontext virtueller Unternehmen 
Im Kontext der hier behandelten virtuellen Unternehmen wird die Implementierung von Com-
munities of Practice empfohlen, um die Entwicklung organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
der Kooperationspartner zu unterstützen. Communities of Practice entfalten im hier diskutier-
ten Kontext ihre Relevanz also nicht innerhalb von Unternehmen, sondern auf der Ebene von 
Unternehmenskooperationen, also unternehmensübergreifend. Mit Hilfe der Communities of 
Practice können die Ausbildung von Vertrauensfähigkeit und Akkulturationsfähigkeit ebenso 
                                                          
1705  So stellen etwa die Kundenpräferenzen nicht nur einen für marketingbezogene Communities interessanten 
Aspekt dar, sondern ebenso für Gemeinschaften, in deren Zentrum die Entwicklung neuer Produkte steht. 
1706  Quelle: eigene Darstelllung. 
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gefördert werden wie die Entwicklung der Selbstorganisationsfähigkeit. Im Folgenden wird 
gezeigt, wie  Communities of Practice modelliert werden sollten, um die Entwicklung der or-
ganisationalen Beziehungsfähigkeiten im Kontext virtueller Unternehmen effektiv zu unter-
stützen. Dazu sind die Gestaltungsvariablen der Wissensgemeinschaften dergestalt zu beset-
zen und aufeinander abzustimmen, dass den Anforderungen, die die Ausbildung der einzelnen 
organisationalen Beziehungsfähigkeiten stellt, in größtmöglichem Umfang Rechnung getra-
gen wird. Dabei ist zu beachten, dass die Bedingungen, die mit der Entwicklung der einzelnen 
organisationalen Beziehungsfähigkeiten verbunden sind, Interdependenzen, teilweise in der 
Form konfliktärer Beziehungen, aufweisen können, die bei der Bestimmung der Gestaltungs-
variablen zu berücksichtigen sind. Schließlich sind auch die Charakteristika virtueller Unter-
nehmen in die Überlegungen zur Gestaltung der Communities of Practice einzubeziehen, da 
die in diesen Gemeinschaften entwickelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten in die  
virtuellen Unternehmen eingeführt werden sollen und daher mit den Eigenschaften der tempo-
rären Kooperationsnetzwerke kompatibel sein müssen. Die mit der Entwicklung organisatio-
naler Beziehungsfähigkeiten verbundenen Bedingungen sowie die Charakteristika virtueller 
Unternehmen stellen somit die bei der Bestimmung der Gestaltungsvariablen maßgeblichen 
Kriterien dar. In den folgenden Ausführungen zur zielgerichteten Besetzung dieser Variablen 
erfolgt jeweils eine Orientierung an denjenigen Kriterien, die die Auswahlmöglichkeiten hin-
sichtlich der Besetzung der Gestaltungsvariablen in einem konkreten Bereich tatsächlich ein-
schränken. Sofern von einigen maßgeblichen Kriterien auf einem bestimmten Gebiet kein 
bestimmter Variablenwert präferiert wird, bleiben diese indifferenten Kriterien in dem kon-
kreten Fall unerwähnt.  
Mit den in Kapitel 7.2 dargestellten Dimensionen von Communities of Practice wurden ledig-
lich formale Aspekte dieser Lerngruppen abgebildet. Im Hinblick auf die hier behandelten vir-
tuellen Unternehmen erweist sich aber ebenfalls der inhaltliche Aspekt der Communities als 
relevant, weil er einen direkten Einfluss auf die Entwicklung einzelner organisationaler Bezie-
hungsfähigkeiten, insbesondere der Vertrauensfähigkeit, ausübt. Aus diesem Grunde erfolgt, 
bevor die äußerliche Gestaltung der Communities of Practice in den Fokus der Betrachtugnen 
rückt, im Weiteren zunächst eine Fixierung der inhaltlichen Ausrichtung der im Kontext virtu-
eller Unternehmen einzurichtenden Lerngruppen.  
 
7.3.2 Gestaltung von Communities of Practice im Kontext virtueller Unternehmen 
7.3.2.1 Inhaltliche Ebene   
Im Rahmen der Ausführungen zur Entwicklung von Akkulturationsfähigkeit wurde bereits 
auf einen möglichen Inhalt der vorgeschlagenen Lerngruppen, die in Form von Communities 
of Practice etabliert werden können, hingewiesen
1707
. Als Ansatzpunkte der inhaltlichen Ge-
staltung dieser Wissensgemeinschaften wurde die kollektive Bearbeitung von Problemstellun-
gen genannt, die sich im Laufe der Arbeit in den virtuellen Unternehmen ergeben und auf ein 
breites Interesse bei den Mitgliedern des langfristigen Beziehungsnetzwerks stoßen. Die ge-
meinsame Lösung der gestellten Aufgaben kann sowohl den Prozess der Routinisierung des 
                                                          
1707  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
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wechselseitigen Wissenstransfers effektiv unterstützen und damit zur Entwicklung der Ver-
trauensfähigkeit der Kooperationspartner beitragen als auch die Akkulturationsfähigkeit der 
Kooperationsmitglieder fördern. Dagegen wird die Ausbildung der Selbstorganisationsfähig-
keit weniger von der inhaltlichen Ebene der Communities of Practice tangiert als vielmehr 
von der Notwendigkeit, die Zusammenkünfte zu organisieren. 
 
Routinen wurden im Rahmen der Ausführungen zur Vertrauensfähigkeit als das erlernte und 
wiederkehrende Verhalten mehrerer, interdependenter Akteure bezeichnet, die, etwa durch 
kommunikative Prozesse, miteinander in Verbindung stehen
1708
. Den Kern der Routinisierung 
bildet die wiederholte Ausführung von Handlungsabläufen, die eine Tätigkeit sukzessive zur 
Gewohnheit werden lässt
1709
. 
 
Die in den Lerngruppen an die Kooperationspartner gerichtete Aufgabe, Probleme kollektiv 
zu bewältigen, begründet die wechselseitige Abhängigkeit der Kooperationspartner. Die zu 
bearbeitenden Problemstellungen können nur in der Gemeinschaft gemeistert werden. Zur Lö-
sung der Aufgabenstellung ist weiterhin die persönliche Interaktion der Kooperationsparter 
erforderlich, die in der Regel deren Kommunikation umfasst. Mit der im Rahmen der Lern-
gruppen wiederholt auftretenden Anforderung an die Kooperationspartner, Aufgaben gemein-
sam zu lösen, kehrt auch die Notwendigkeit des Wissensaustausches wieder. Somit kann der 
gegenseitige Transfer von Wissen im Zuge seiner vielfachen Durchführung zu einer Routine 
für die Kooperationspartner werden. Gelernt wird in den Communities aus den Erfahrungen 
der einzelnen Gruppenmitglieder, welche im Zuge einer gruppeninternen Reflexion für die 
Lösung der aktuellen Problemstellungen nutzbar gemacht werden können. 
 
Unter den vorgenannten Aspekten wird also die Routinisierung des Wissenstransfers durch 
die hier vorgeschlagenen Lerngruppen gefördert. Damit wird der Entwicklung generalisierter 
Reziprozität Vorschub geleistet und auf diese Weise die Schaffung von Vertrauensfähigkeit in 
der Kooperation unterstützt, welche wiederum der weiteren Ausbildung generalisierter Rezi-
prozität Vorschub leistet. 
 
Die hier vorgeschlagene inhaltliche Gestaltung der Lerngruppen trägt aber nicht nur zur Aus-
bildung von Vertrauensfähigkeit bei, sondern fördert gleichfalls die Akkulturationsfähigkeit 
der Kooperationspartner. Eine kulturelle Angleichung von Personen sowie die Entwicklung 
der Fähigkeit zur Akkulturation erfolgen, wie bereits erläutert, auf der Basis stetiger, persönli-
cher Kontakte
1710
. Der Gegenstand der Lerngruppen – die wiederholte gemeinsame Bearbei-
tung von Problemstellungen – erfordert die persönliche Interaktion der Kooperationspart-
ner
1711
 und fördert auf diese Weise die Ausbildung der Akkulturationsfähigkeit der Kooperati-
onspartner. Insbesondere ist im Zuge einer kollektiven Lösungsfindung die Entwicklung einer 
                                                          
1708  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.2. 
1709  Vgl. GIDDENS (1988), S. 36 und 37. 
1710  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
1711  Die persönlichen Interaktionen finden zwar nicht, wie es das Konzept der Akkulturation fordert, stetig 
statt. Jedoch kann der kontinuierliche Kontakt durch regelmäßige Kontakte in kurzfristigen Abständen zu-
mindest teilweise ersetzt werden. Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
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gemeinsamen Wahrnehmung und Interpretation von Sachverhalten erforderlich, welche die 
Entwicklung gemeinschaftlicher Normen fördert
1712
. 
 
Da die gemeinschaftliche Lösung von Problemen gemäß dem Charakter von Communities of 
Practice in selbstorganisiserenden Prozessen erfolgt, wird neben der Vertrauensfähigkeit und 
der Akkulturationsfähigkeit auch die Ausbildung der dritten, für virtuelle Unternehmen rele-
vanten organisationalen Beziehungsfähigkeit unterstützt, nämlich die Selbstorganisationsfä-
higkeit. 
 
7.3.2.2 Formale Ebene 
7.3.2.2.1 Mitglieder von Communities of Practice im Kontext virtueller Unternehmen 
Im Rahmen der zu gestaltenden Dimension „Mitglieder“ ist zunächst zu klären, welchem 
Prinzip die Zugehörigkeit zu der betrachteten Community of Practice folgen soll. In den Erör-
terungen zur Vertrauensfähigkeit wird besonderer Wert darauf gelegt, dass die Handlungen 
der Kooperationspartner, die letztlich zur Ausbildung des angestrebten wechselseitigen Ver-
trauens führen sollen, nicht durch die Ausübung von Macht dritter Parteien erzwungen wer-
den
1713
. Diese Bedingung der Freiwilligkeit wird von Communities of Practice vollständig er-
füllt, weil die freiwillige Teilnahme an den Lerngruppen ein konstituierendes Merkmal dieser 
Wissensgemeinschaften darstellt
1714
. Der Gedanke, ohne Zwang an den Lerngruppen teilzu-
nehmen, kommt darüber hinaus auch der Ausbildung von Akkulturationsfähigkeit entgegen. 
Die Entwicklung der Akkulturationsfähigkeit zielt darauf, einen kulturellen Wandel herbeizu-
führen, der in eine gemeinsame Kultur der Kooperationspartner mündet. Ein Kulturwandel 
lässt sich jedoch nicht durch den Einsatz von Macht herbeiführen, sondern fußt auf der frei-
willigen Partizipation der betroffenen Personen
1715
. Insofern entspricht die Freiwilligkeit von 
Communities of Practice auch dem Charakter kultureller Veränderungen. Weiterhin kann die 
Freiwilligkeit der Teilnahme auch die Selbstorganisationsfähigkeit fördern, weil die Erfüllung 
einer Aufgabe, mithin auch das Erlernen der Selbstorganisation, auf einer freiwilligen Basis 
tendenziell die Motivation des mit der Aufgabe betrauten Individuums fördert. Schließlich 
entspricht die Abwesenheit von Macht auch dem Charakter virtueller Unternehmen als einer 
von Gleichberechtigung geprägten Kooperationsform, in der keiner der Teilnehmer die übri-
gen Beteiligten aufgrund seiner Vormachtstellung zu einem bestimmten Verhalten bewegen 
kann
1716
. 
Hinsichtlich des Umfangs der jeweiligen Lerngruppe sind verschiedene Erfordernisse gegen-
einander abzuwägen. Eine relativ geringe Teilnehmerzahl könnte sich auf die Ausbildung von 
Vertrauensfähigkeit günstig auswirken. Zunächst wird die Routinisierung des wechselseitigen 
Wissenstransfers, die zwecks Ausbildung von Vertrauensfähigkeit betrieben wird, durch eine 
niedrigere Teilnehmerzahl erleichtert, weil der Umfang des zu transferierenden Wissens ge-
                                                          
1712  Vgl. Kapitel 5.6.6.2. 
1713  Vgl. Kapitel 5.4.2.  
1714  Vgl. Kapitel 7.1 
1715  Vgl. Kapitel 5.5.2.5. 
1716  Zu den Eigenschaften virtueller Unternehmen vgl. Kapitel 2.2. 
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ringer ist als im Fall einer großen Teilnehmerzahl und zudem den einzelnen Gruppenmitglie-
dern mehr Zeit für den Erwerb des transferierten Wissens, d. h. für das Lernen, bleibt. Darü-
ber hinaus ergibt sich für die einzelnen Teilnehmer eher die Möglichkeit, die übrigen Grup-
penmitglieder kennenzulernen und im Zuge des Wissenstransfers positive Erfahrungen mit 
ihnen zu sammeln, als im Vergleich zu einer Gemeinschaft größeren Ausmaßes. Positive Er-
fahrungen wiederum unterstützen die Bildung eigenschaftsbasierten Vertrauens innerhalb der 
Gruppe
1717
. Da die Entwicklung identifikationsbasierten Vertrauens auf die vorherige Schaf-
fung eigenschaftsbasierten Vertrauens angewiesen ist, wird durch eine begrenzte Teilnehmer-
zahl ebenfalls die Schaffung identifikationsbasierten Vertrauens begünstigt.  
Eine Begrenzung der Teilnehmerzahl der betrachteten Lerngruppen empfiehlt sich auch im 
Hinblick auf die auszubildende Selbstorganisationsfähigkeit, weil die im Zuge der Organisati-
on der Community durchzuführenden Lernprozesse durch eine geringe Teilnehmerzahl er-
leichtert werden.  
Die zwecks Schaffung von Vertrauensfähigkeit und Selbstorganisationsfähigkeit aufgestellte 
Bedingung, den Umfang der Lerngruppen zu beschränken, steht jedoch in einer konfliktären 
Beziehung zu den Erfordernissen, die aus dem Anliegen resultieren, eine Kooperationskultur 
zu etablieren. Die zur Schaffung der Kooperationskultur erforderliche Akkulturationsfähigkeit 
wird durch learning by interacting erlernt. Der Erwerb der Fähigkeit zum kulturellen Wandel 
und die kulturelle Veränderung selbst gehen somit „Hand in Hand“. Zwar unterstützt ein ge-
ringer Gruppenumfang tendenziell diese zur Ausbildung der Akkulturationsfähigkeit nötigen 
Lernprozesse, weil den einzelnen Personen mehr Zeit zur Verfügung steht, ihr Wissen auszu-
tauschen und demzufolge bessere Lernerfolge erzielt werden können. Der Kulturwandel in 
der betrachteten Unternehmenskooperation soll aber sämtliche Kooperationspartner erfassen, 
um die Ausbildung einer einheitlichen Kultur in dem langfristigen Beziehungsnetzwerk zu ga-
rantieren. Das bedeutet, dass es nicht mehrere Lerngruppen geben darf, weil sich andernfalls 
Subkulturen entwickeln würden. Vielmehr ist die Konzentration auf eine einzige Lerngruppe 
vonnöten. Ein relativ kleiner Kreis lässt sich aber nur dann realisieren, wenn das langfristige 
Beziehungsnetzwerk ohnehin aus nur wenigen Teilnehmern besteht, wie es etwa bei einer re-
gionalen Beschränkung der virtuellen Unternehmen der Fall ist. Andernfalls würde die Be-
grenzung des langfristigen Beziehungsnetzwerks gegen den Charakter virtueller Unternehmen 
verstoßen
1718
. 
Insgesamt ist zu konstatieren, dass die Einhaltung einer maximalen Mitgliederzahl zur Siche-
rung der Effektivität einer Community of Practice im Hinblick auf die Ausbildung organisati-
onaler Beziehungsfähigkeiten tendenziell am ehesten in Lerngruppen relativ geringen Um-
fangs gelingen kann. 
Eine weitere Gestaltungsvariable präsentiert sich in Form des zu bestimmenden Wissensni-
veaus sowie der festzulegenden Wissensdiversität der Communities of Practice. Homogene 
Wissensbestände der Kooperationspartner erleichtern aufgrund der Anschlussfähigkeit neuen 
Wissens das wechselseitige Lernen der Gruppenteilnehmer
1719
. In Anbetracht der zu entwi-
                                                          
1717  Vgl. Kapitel 5.4.6.1. 
1718  Vgl. dazu ausführlich Kapitel 5.4.6.3.1. 
1719  Vgl. Kapitel 4.6.3.2. 
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ckelnden Akkulturationsfähigkeit sollte sich die Homogenität der Wissensbestände allerdings 
auf die grundlegenden Wissensbestandteile beschränken, um dem Erwerb neuen Wissens ge-
nügend Raum zu bieten. Nur im Falle teilweise diverser Wissensbasen besteht überhaupt die 
Möglichkeit, dass innerhalb der Gruppe neuartige Verhaltensweisen existieren, die im Zuge 
der kulturellen Angleichung identifiziert und übernommen werden können. Die spezifischen 
Elemente der Wissensbasen einer Community of Practice sollten folglich eine gewisse Diver-
sität aufweisen. Auch die Entwicklung der Selbstorganisationsfähigkeit in ihrer Eigenschaft 
als Lernprozess erfordert, dass die Wissensbestände der Transferpartner hinsichtlich des 
grundlegenden Wissens ähnlich gestaltet sein, bezüglich des spezialisierten Wissens aber un-
terschiedlich ausfallen sollten, damit neuartiges Wissen identifiziert und in den jeweils eige-
nen Wissensbestand integriert werden kann. 
Damit empfiehlt sich im Fall der hier betrachteten Lerngruppen nicht die Implementierung 
von Lerngruppen mit einem einheitlichen Wissensniveau. Vielmehr ist einer partiellen Diver-
sität der Wissensbestände der Vorzug zu geben. Einschränkend ist anzumerken, dass die Opti-
on der Auswahl von Personen nach ihrem Wissensbestand aufgrund der mit der Entwicklung 
von Akkulturationsfähigkeit verbundenen Restriktion nicht gegeben ist. Wie bereits weiter 
oben erläutert, erfordert die Ausbildung von Akkulturationsfähigkeit die Teilnahme sämtli-
cher Kooperationspartner an einer einzigen Lerngruppe, sodass hier eine Selektion entfällt. 
Die geforderte Diversität der Wissensbestände der Lerngruppenteilnehmer kann jedoch trotz-
dem vermutet werden, weil die Teilnehmer der Lerngruppe als die in die virtuellen Unterneh-
men entsandten Vertreter der Unternehmen des langfristigen Beziehungsnetzwerks die unter-
schiedlichen Kompetenzen der genannten Unternehmen repräsentieren. Insofern ist zwar nicht 
die grundlegende Homogenität, jedoch zumindest die partielle Diversität der Wissensbestände 
der Lernpartner garantiert. 
Schließlich ist die Frage zu klären, auf welche Weise die Kooperationspartner zu einer Teil-
nahme an den Lerngruppen veranlasst werden können. Ein Motivationseffekt kann bereits 
durch die Auswahl der in den Communities of Practice zu behandelnden Themenstellungen 
erzielt werden. In den Lerngrupen sollten Fragestellungen bearbeitet werden, die bei den Mit-
gliedern des langfristigen Beziehungsnetzwerks auf ein breites Interesse stoßen. Als interes-
sant werden sich insbesondere solche Problemstellungen erweisen, mit denen eine größere 
Zahl der Kooperationspartner bereits konfrontiert wurde, wobei keine zufriedenstellende Lö-
sung des Problems gefunden werden konnte. Eine Verstärkung der Motivation der Teilnehmer 
kann weiterhin durch eine effektive Gestaltung der übrigen Variablen der Dimension „Mit-
glieder“ erzielt werden, weil die zielorientierte Auswahl dieser Variablen den reibungslosen 
Ablauf der Lernprozesse unterstützt und auf diese Weise zum Erfolg der virtuellen Unterneh-
men beiträgt. Der sichtbare Erfolg der Lerngruppen kann als Anreiz dienen, der Gemeinschaft 
auch über einen längeren Zeitraum beizuwohnen und sich intensiv an den in der Gruppe 
durchzuführenden Problemlösungsprozessen zu beteiligen. Das Engagement der Kooperati-
onsteilnehmer in den Communities kann also insgesamt erhöht werden, wenn die Teilnahme 
an den Communities den Nutzen der Kooperationspartner mehrt.   
Tab. 12 fasst die Erfordernisse, welche die Entwicklung organisationaler Beziehungsfähigkei-
ten einerseits und die Charakteristika virtueller Unternehmen andererseits an die Gestaltung 
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von Communities of Practice im Kontext virtueller Unternehmen hinsichtlich der Dimension 
„Mitglieder“ stellen, zusammen. 
Gestaltungsvariablen 
 der Dimension          
Mitglieder 
  
 
Gestaltungskriterien 
Zugehörigkeit Umfang 
Wissensniveau 
und  
Wissensdiversität 
Motivation 
Vertrauens- 
fähigkeit 
Teilnahme auf 
freiwilliger Ba-
sis, weil Ver-
trauen durch 
die Abwesen-
heit von Macht 
gekennzeichnet 
ist 
relativ klein; Erleichte-
rung der Routinisie-
rung des Wissenstrans-
fers zur Entwicklung 
identifikationsbasierten 
Vertrauens sowie des 
Kennenlernens der 
Lernpartner zur Schaf-
fung eigenschaftsba-
sierten Vertrauens  
  
Akkulturations- 
fähigkeit 
Teilnahme auf 
freiwilliger Ba-
sis, weil ein 
kultureller 
Wandel nicht 
verordnet wer-
den kann 
relativ klein; Erleichte-
rung des Lernens. 
Aber: Erfordernis einer 
einzigen Lerngruppe 
zur Vermeidung der 
Subkulturbildung; da-
her Notwendigkeit der 
Begrenzung des lang-
fristigen Beziehungs-
netzwerks  
Homogenität hinsicht-
lich des grundlegenden 
und Diversität hin-
sichtlich des spezifi-
schen Wissens, um die 
Option des Erwerbs 
neuer Verhaltenswei-
sen zu sichern 
 
Selbstorganisations- 
fähigkeit 
Teilnahme auf 
freiwilliger Ba-
sis, da die Frei-
willigkeit die 
Motivation zur 
Aufgabener-
füllung erhöht 
relativ klein; Erleichte-
rung der im Zuge der 
Selbstorganisation ab-
laufenden Lernprozes-
se 
Homogenität hinsicht-
lich des grundlegenden 
und Diversität hin-
sichtlich des spezifi-
schen Wissens, um die 
Option des Erwerbs 
neuer Verhaltenswei-
sen zu sichern 
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Gestaltungsvariablen 
der Dimension  
Mitglieder 
 
 
 
 
Gestaltungskriterien 
Zugehörigkeit Umfang 
Wissensniveau  
und  
Wissensdiversität 
Motivation 
Charakteristika vir-
tueller Unternehmen 
Teilnahme auf 
freiwilliger Ba-
sis, weil virtu-
elle Unterneh-
men durch eine 
Heterarchie ge-
kennzeichnet 
sind 
tendenziell größere 
Lerngruppen, weil das 
langfristige Bezie-
hungsnetzwerk neuen 
Teilnehmern mit neuen 
Kompetenzen offenste-
hen sollte; nur im Fall 
der vorab festgelegten 
– z. B. regionalen –  
Begrenzung des lang-
fristigen Beziehungs-
netzwerks legitim 
  
Bestimmung der Ge-
staltungsvariablen 
insgesamt 
Teilnahme auf 
freiwilliger Ba-
sis 
eine einzige, relativ 
kleine Community 
grundlegende Homo-
genität, partielle Diver-
sität 
Motivation durch 
die Betrachtung 
von Nutzenas-
pekten 
 
Tab. 12:  Gestaltung der Dimension „Mitglieder“ in Communities of Practice im Kontext virtueller Unterneh-
men
1720
 
 
7.3.2.2.2 Interaktionen von Communities of Practice im Kontext  
virtueller Unternehmen 
Die Intensität sowie die Form der zu etablierenden Lerngruppe werden vor dem Hintergrund 
der hier betrachteten virtuellen Unternehmen entscheidend von dem Anliegen determiniert, 
die Akkulturationsfähigkeit der Kooperationspartner zu entwickeln. Wie bereits ausgeführt, 
erfordert die Akkulturation von Personen deren persönliche und kontinuierliche Interakti-
on
1721
. Somit kommt für die Form der Communities of Practice ausschließlich die persönliche 
Interaktion der Kooperationspartner in Frage. Sofern sich die Unternehmenssitze der Koope-
rationspartner in geringer räumlicher Entfernung befinden – etwa im Fall einer regionalen 
Begrenzung der virtuellen Unternehmen –, ist diese Bedingung ohne größere Schwierigkeiten 
zu erfüllen. Problematisch gestaltet sich die Realisierung der persönlichen Interaktion aller-
dings, wenn die Partner virtueller Unternehmen – wie es für diese Kooperationsform typisch 
ist – geographisch verteilt sind. Eine persönliche Interaktion kommt nicht nur der Entwick-
lung der Akkulturationsfähigkeit entgegen, sondern unterstützt auch die Ausbildung  identifi-
                                                          
1720  Quelle: eigene Darstellung. 
1721  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
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kationsbasierten Vertrauens, weil diese Vertrauensart die kulturelle Annäherung der Koopera-
tionspartner bedingt
1722
 und damit persönliche Interaktionen voraussetzt. Im Hinblick auf die 
Entwicklung von Selbstorganisationsfähigkeit sind die persönlichen Interaktionen der Koope-
rationspartner zwar grundsätzlich entbehrlich. Jedoch können sich durch die persönliche An-
wesenheit der Kooperationspartner lernfördernde Effekte einstellen, etwa durch die Möglich-
keit unmittelbarer Rückfragen
1723
. Auf diese Weise wird die Selbstorganisation in ihrer Ei-
genschaft als Lernprozess gestärkt. 
Die Sicherstellung der Kontinuität der persönlichen Interaktion erweist sich generell als 
schwierig, weil virtuelle Unternehmen keine Unternehmen im traditionellen Sinne sind, in de-
ren Rahmen die Mitarbeiter Tag für Tag persönliche Kontakte pflegen, sondern eine Koope-
rationsform darstellen, die gerade durch die geographische Verteilung ihrer Mitglieder ge-
kennzeichnet ist. Eine ständige persönliche Interaktion ist somit durch die Charakteristika die-
ser Kooperationsform naturgemäß ausgeschlossen. Um dem Erfordernis der Kontinuität we-
nigstens partiell Rechnung tragen zu können, wurde bereits an früherer Stelle vorgeschlagen, 
die Lerngruppen zumindest regelmäßig und in nicht zu geringen Zeitabständen tagen zu las-
sen
1724
.  
Eine regelmäßig und relativ häufig stattfindende Lerngruppe mit persönlichen Interaktionen 
kommt auch den Erfordernissen der Vertrauensfähigkeit entgegen. Zum einen wird durch die 
Regelmäßigkeit und Häufigkeit des wechselseitigen Wissenstransfers die Routinisierung die-
ser Handlung unterstützt, weil die Bildung von Routinen auf die wiederholte Durchführung 
der mit ihr korrespondierenden Handlungen angewiesen ist. In der Folge wird durch den re-
gelmäßigen und häufigen Wissenstransfer die Ausbildung identifikationsbasierten Vertrauens 
gefördert. Zum anderen können die regelmäßigen und häufigen persönlichen Kontakte die 
Entwicklung eigenschaftsbasierten Vertrauens als Voraussetzung des identifikationsbasierten 
Vertrauens unterstützen, sofern die Kooperationspartner im Rahmen ihrer Wissenstransfers 
positive Erfahrungen sammeln
1725
. Daneben geht von einem Treffen in kurzen zeitlichen Ab-
ständen auch eine positive Wirkung auf die Ausbildung der Selbstorganisationsfähigkeit aus, 
weil häufige Zusammenkünfte den Kooperationspartnern mehr Raum für die Lernprozesse 
bieten, die im Zuge des Erwerbs dieser Fähigkeit durchzuführen sind.  
In gleicher Weise wie über die Häufigkeit ist über die Dauer der einzelnen Sitzungen zu ent-
scheiden. Dabei sind die Vorteile und Nachteile alternativer Zeitfenster abzuwägen. So unter-
stützt eine auf einen längeren Zeitraum angelegte Lerngruppe auf der einen Seite den Aus-
tausch von Wissen zwischen den Kooperationspartnern, indem sie ihnen genügend Zeit zur 
Verfügung stellt, um auf Details einzugehen und Rückfragen zu beantworten. Durch diese Ef-
fekte auf das Lernen werden insbesondere die Vertrauensfähigkeit sowie die Akkulturations-
fähigkeit unterstützt. Auf der anderen Seite ist bei einer längeren Sitzung im Laufe der Zeit 
mit einer Abnahme der Konzentration zu rechnen, vor allem dann, wenn die Teilnehmer von 
ihrem Arbeitsplatz aus zu der Veranstaltung anreisen. Neben den durch die wechselseitigen 
                                                          
1722  Vgl. Kapitel 5.4.6.5.5. 
1723  Vgl. Kapitel 5.5.2.6. 
1724  Vgl. Kapitel 5.5.2.7. 
1725  Vgl. Kapitel 5.4.6.4. 
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Wissenstransfers zu erzielenden Effekten auf die Ausbildung einzelner organisationaler Be-
ziehungsfähigkeiten ist die direkte Wirkung der Dauer der einzelnen Lerngruppensitzungen 
speziell auf die Entwicklung der Vertrauensfähigkeit zu beachten. Eine jeweils längerfristige 
Zusammenkunft bietet den Lernpartnern tendenziell mehr Gelegenheiten, wechselseitig posi-
tive Erfahrungen zu sammeln, als kürzere Sitzungen. In Bezug auf die erforderliche Vertrau-
ensfähigkeit ist daher eine längere Dauer der einzelnen Gruppentreffen einer nur kurzzeitigen 
Zusammenkunft vorzuziehen.  
Die Atmosphäre in den Communities of Practice, die im Kontext virtueller Unternehmen be-
trieben werden, wird durch das in dieser Kooperationsform herrschende Gleichordnungsprin-
zip positiv beeinflusst, weil mögliche soziale Barrieren durch eine Kommunikation auf der-
selben Ebene abgebaut werden können. Das Fehlen hierarchischer Unterschiede trägt dazu 
bei, eine offene Kommunikationsatmosphäre in der Gruppe zu schaffen, in der beispielsweise 
keiner der Gruppenteilnehmer befürchten muss, im Falle fehlenden Wissens gegenüber sei-
nem Vorgesetzten an Reputation einzubüßen
1726
. Weitere Maßnahmen, wie die bereits er-
wähnte Anrede mit Vornamen, können das Gemeinschaftsgefühl in der Gruppe noch verstär-
ken und auf diese Weise zur Schaffung eines lernfreundlichen Klimas beitragen. 
Tab. 13 zeigt die Gestaltung der Variablen der Dimension „Interaktionen“ für den Fall virtuel-
ler Unternehmen im Überblick. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                          
1726  Zur Furcht vor einem Gesichtsverlust durch die Offenbarung von Wissendefiziten vgl. auch BENDT 
(2000), S. 55. 
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Gestaltungsvariablen 
der Dimension 
Interaktionen 
 
 
 
Gestaltungskriterien 
Intensität Form Atmosphäre 
Vertrauensfähigkeit 
regelmäßig, in kurzen 
Zeitabständen zur Unter-
stützung der Routinisie-
rung des Wissenstrans-
fers und damit zur Aus-
bildung identifikationsba-
sierten Vertrauens; wei-
terhin zur Förderung des 
Vertrauens durch positive 
Erfahrungen; längere Sit-
zungen empfehlenswert 
wegen der erweiterten 
Möglichkeit, den Wissen-
stransfer zu routinisieren 
und identifikationsbasier-
tes Vertrauen zu bilden; 
außerdem mehr Raum für 
Vertrauensbildung durch 
positive Erfahrungen 
persönliche Interaktionen 
zur Ausbildung identifi-
katiosbasierten Vertrau-
ens nötig 
 
Akkulturations- 
fähigkeit 
regelmäßig und in kurzen 
Zeitabständen als Ersatz 
für die nötige Kontinuität 
der Interaktionen 
persönliche Interaktionen 
erforderlich 
 
Selbstorganisations-
fähigkeit 
regelmäßig und in kurzen 
Zeitabständen zur Unter-
stützung des Lernens 
persönliche Interaktionen 
nicht zwingend erforder-
lich, aber lernfördernd 
 
Charakter virtueller Un-
ternehmen 
 keine persönlichen Inter-
aktionen wegen der 
räumlichen Verteilung 
der Kooperationspartner; 
persönliche Interaktionen 
nur möglich bei regiona-
ler Beschränkung der vir-
tuellen Unternehmen 
Gleichordnung  
Bestimmung der Gestal-
tungsvariablen  insgesamt 
regelmäßige und häufige 
Sitzungen 
persönliche Interaktionen 
bei gleichzeitiger regio-
naler Beschränkung der 
virtuellen Unternehmen 
Gleichordnung  
Tab. 13:  Gestaltung der Dimension „Interaktionen“ in Communities of Practice im Kontext virtueller Unter-
nehmen
1727
 
                                                          
1727  Quelle: eigene Darstellung. 
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7.3.2.2.3 Art der Wissenstransformation von Communities of Practice  
im Kontext virtueller Unternehmen 
Die Art der Wissenstransformation betrifft die Frage nach der Verteilung des in einer Com-
munitiy of Practice gewonnenen Wissens an andere Communities. Insofern wäre die Bezeich-
nung Wissenstransfer passender. Im vorliegenden Kontext wird von der Existenz nur einer 
Community of Practice auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks ausgegan-
gen
1728
. Ein Wissenstransfer an andere Wissensgemeinschaften auf derselben Ebene scheidet 
insofern aus. Denkbar wäre ein Transfer des in der Community of Practice erworbenen Wis-
sens an Wissensgemeinschaften innerhalb der Mutterunternehmen jener Personen, die an der 
Community im Rahmen des langfristigen Beziehungsnetzwerks teilnehmen. Ein solcher Wis-
senstransfer ist allerdings nicht Gegenstand der vorliegenden Arbeit, sodass auf diese Mög-
lichkeit nicht näher eingegangen wird. 
 
7.3.2.2.4 Organisatorische Verankerung von Communities of Practice  
im Kontext virtueller Unternehmen 
Die Art der organisatorischen Verankerung der hier betrachteten Lerngruppe übt keinen un-
mittelbaren Einfluss auf die Entwicklung der organisationalen Beziehungsfähigkeiten aus, 
kann aber die Ausbildung dieser Fähigkeiten mittels einer Erhöhung der Motivation der Koo-
perationspartner unterstützen. 
Zunächst ist zu beachten, dass es sich bei der hier betrachteten Organisation nicht um ein Un-
ternehmen im traditionellen Sinne handelt, bei dem es die Aufgabe des Managements wäre, 
über die organisatorische Verankerung der Lerngruppe zu befinden. Stattdessen steht im Zen-
trum der hier angestellten Betrachtungen eine Kooperation verschiedener Unternehmen. Ge-
mäß dem in dieser Arbeit angewandten Grundsatz der Gleichberechtigung haben die Koope-
rationspartner selbst über die Form der organisatorischen Verankerung der Lerngruppe zu ent-
scheiden. 
Als ideal ist eine offizielle Anerkennung und Förderung der Lerngruppe anzusehen, die dem 
Bewusstsein entspringt, dass die Community einen wesentlichen Beitrag zum Erfolg der Un-
ternehmenskooperation leistet, indem sie die Ausbildung der organisationalen Beziehungsfä-
higkeiten der Kooperationspartner unterstützt
1729
. Eine solche Einstufung der Lerngruppe 
kann die Motivation der Kooperationspartner fördern, an der Lerngruppe teilzunehmen, weil 
sie durch die offizielle Anerkennung der Lerngruppe in dem Bewusstsein gestärkt werden, an 
einem wesentlichen Element der Kooperation zu partizipieren und dadurch zum Erfolg der 
Kooperation beizutragen. Eine offizielle Anerkennung und Unterstützung der Communities 
kann im Kontext virtueller Unternehmen durch den Steuerkreis erfolgen, der in dem langfris-
tigen Beziehungsnetzwerk als oberste Entscheidungsinstanz fungiert
1730
. Da sich der Steuer-
kreis aus Mitgliedern der an dem langfristigen Beziehungsnetzwerk partizipierenden Unter-
                                                          
1728  Vgl. Kapitel 7.3.2.2.1. 
1729  Zum Einfluss organisationaler Beziehungsfähigkeiten auf den Erfolg der Unternehmenskooperation vgl. 
Kapitel 2.4.5. 
1730  Vgl. Kapitel 2.5. 
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nehmen zusammensetzt, kommt eine Anerkennung der Communities of Practice einer ge-
meinschaftlichen Anerkennung dieser Wissensgemeinschaften durch die kooperierenden Un-
ternehmen gleich.  
Hinsichtlich der Abgrenzung der hier betrachteten Community of Practice ist zunächst festzu-
halten, dass die auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks etablierte Lerngruppe 
als unternehmensübergreifend eingestuft werden kann, da es sich bei den Teilnehmern der 
Community um Kooperationspartner handelt, die verschiedenen Unternehmen zuzuordnen 
sind. 
Eine weitere Abgrenzung lässt sich in geographischer Hinsicht vornehmen. Eine Regionalisie-
rung der Lerngruppen käme zwar den Erfordernissen virtueller Unternehmen entgegen, weil 
durch dieses Verfahren die räumliche Verteilung der kooperierenden Unternehmen berück-
sichtigt würde. Weiterhin könnte durch eine regionale Abgrenzung auch eine geringe Grup-
pengröße realisiert werden, die wegen ihres lernfördernden Effekts im Hinblick auf die Ent-
wicklung aller organisationalen Beziehungsfähigkeiten als wünschenswert gilt
1731
. Allerdings 
würde eine Regionalisierung der Communities einen Verstoß gegen die mit der Ausbildung 
von Akkulturationsfähigkeit verfolgte Entwicklung einer Kooperationskultur darstellen. Die 
Schaffung einer gemeinsamen Kultur der Kooperationspartner erfordert – wie bereits an frü-
herer Stelle dargelegt – die Interaktion sämtlicher Kooperationspartner in einem gemeinsamen 
Rahmen, d. h. hier: in derselben Lerngruppe
1732
. Die regionale Verteilung von Lerngruppen 
würde zur Ausbildung von Subkulturen führen und damit der Entwicklung einer von allen 
Kooperationspartnern getragenen Kultur entgegenwirken. Die geographische Einordnung der 
hier betrachteten Lerngruppe richtet sich somit an der Herkunft aller an der Community betei-
ligten Unternehmen aus. 
Eine Abgrenzung der Lerngruppe von anderen Communities of Practice erübrigt sich im vor-
liegenden Fall zumindest auf der Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks, da hier ledig-
lich eine einzige Community betrachtet wird. 
Die Lebensdauer der Community ergibt sich im vorliegenden Kontext im einfachsten Fall aus 
dem zeitlichen Bestand des langfristigen Beziehungsnetzwerks. Sofern die Kooperationspart-
ner es für sinnvoll erachten, die beschriebene Lerngruppe fortzuführen, kann sie so lange er-
halten bleiben, wie das langfristige Beziehungsnetzwerk besteht. 
Tab. 14 fasst die Ausprägungen der Gestaltungsvariablen in der Gestaltungsdimension „orga-
nisatorische Verankerung“ zusammen. 
 
 
 
 
                                                          
1731  Vgl. Kapitel 7.3.2.2.1. 
1732  Vgl. Kapitel 7.3.2.2.1. 
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 Gestaltungsvariablen   
der Dimension 
 organisatorische  
Verankerung 
 
 
Gestaltungskriterien 
Formalisierungsgrad Abgrenzung Zeithorizont 
Vertrauensfähigkeit 
 regionale Abgrenzung zur 
Sicherstellung eines gerin-
gen Gruppenumfangs und 
der daraus resultierenden 
Förderung des Lernens 
 
Akkulturatiosfähigkeit 
 keinerlei Abgrenzung, um 
die Bildung einer einheitli-
chen Kooperationskultur zu 
gewährleisten 
 
Selbstorganisations-
fähigkeit 
 regionale Abgrenzung zur 
Sicherstellung eines gerin-
gen Gruppenumfangs und 
der daraus resultierenden 
Förderung des Lernens 
 
Charakter virtueller Un-
ternehmen 
 unternehmensübergreifende 
Community; regionale Ab-
grenzung wegen der häufig 
geographischen Verteilung 
der Kooperationspartner 
entsprechend der Le-
bensdauer des langfristi-
gen  Beziehungsnetz-
werks 
Bestimmung der Gestal-
tungsvariablen insgesamt 
offizielle Anerkennung 
und Förderung durch den 
Steuerkreis, weil dadurch 
die Motivation zur Teil-
nahme an der Lerngruppe 
erhöht wird 
unternehmensübergreifende 
Community; keinerlei Ab-
grenzung, um die Bildung 
einer einheitlichen Koope-
rationskultur zu gewähr-
leisten 
entsprechend der Le-
bensdauer des langfristi-
gen Beziehungsnetz-
werks 
Tab. 14:  Gestaltung der Dimension „organisatorische Verankerung“ in Communities of Practice im Kontext 
virtueller Unternehmen
1733
 
 
7.4 Zusammenfassung der Ergebnisse des siebenten Kapitels 
 
In den vorangegangenen Kapiteln wurde die konkrete Gestalt von Communities of Practice 
herausgearbeitet, welche sich dafür eignen, die Entwicklung organisationaler Beziehungsfä-
higkeiten für virtuelle Unternehmen zu unterstützen. Tab. 15 fasst die Ergebnisse zusammen. 
 
 
                                                          
1733  Quelle: eigene Darstellung. 
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Variable Ausprägung 
Zugehörigkeit Teilnahme auf freiwilliger Basis 
Umfang eine einzige, relativ kleine Community 
Wissensniveau und Wissens-
diversität 
grundlegende Homogenität, partielle Diversität 
Motivation Betrachtung von Nutzenaspekten 
Intensität regelmäßige und häufige Interaktionen 
Form persönliche Interaktionen 
Atmosphäre Gleichordnung 
Formalisierungsgrad offizielle Anerkennung und Förderung durch den Steuerkreis 
Abgrenzung unternehmensübergreifende Community, keine Abgrenzung 
Zeithorizont entsprechend der Lebensdauer des langfristigen Beziehungsnetzwerks 
Tab. 15: Gestaltung von Communities of Practice im Kontext virtueller Unternehmen
1734
 
 
8  Zusammenfassung der Untersuchungsergebnisse dieser Arbeit 
und Ausblick auf weiteren Forschungsbedarf 
Die vorangegangene Analyse verfolgte das Ziel, die strategische Relevanz organisationaler 
Beziehungsfähigkeiten in virtuellen Unternehmen zu prüfen. Dazu wurde zunächst ein Kon-
zept organisationaler Beziehungsfähigkeiten entwickelt, das auf den Kooperationstypus virtu-
eller Unternehmen zugeschnitten ist. Anschließend wurden diese organisationalen Bezie-
hungsfähigkeiten mit den Kriterien strategischer Relevanz, die der Resource-Based View be-
reitstellt, verglichen. Die wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung werden im Folgenden 
zusammengefasst.  
 
Virtuelle Unternehmen werden in der wissenschaftlichen Diskussion häufig als Lösung der 
Problematik eines sich ständig wandelnden unternehmerischen Umfelds angesehen. Aufgrund 
ihrer spezifischen Struktur, insbesondere der mit ihrer Hilfe realisierbaren strategischen Flexi-
bilität, ist diese Kooperationsform tatsächlich in der Lage, die strategischen Erfolgsfaktoren 
Kosten, Qualität und Zeit auch in Zeiten des stetigen Wandels effektiv zu bedienen. Die Vo-
raussetzung für die Realisierung dieser Flexibilität bildet allerdings die Verfügbarkeit be-
stimmter Fähigkeiten der Kooperationsmitglieder, die hier als organisationale Beziehungsfä-
higkeiten bezeichnet werden. 
 
Virtuelle Unternehmen verfügen aufgrund ihrer Möglichkeit, auf einen Pool unternehmens-
übergreifender Kompetenzen zuzugreifen, über eine im Konkurrenzvergleich tendenziell hohe 
strategische Flexibilität. Dieses Potenzial gilt es mit Hilfe organisationaler Beziehungsfähig-
keiten zu realisieren. Mit der Vertrauensfähigkeit, der Akkulturationsfähigkeit sowie der 
                                                          
1734  Quelle: eigene Darstellung. 
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Selbstorganisationsfähigkeit wurden in der vorliegenden Arbeit drei wesentliche Elemente 
organisationaler Beziehungsfähigkeiten behandelt, die erforderlich sind, um die strategische 
Flexibilität virtueller Unternehmen realisieren zu können. Vertrauensfähigkeit und Akkultura-
tionsfähigkeit dienen dem gegenseitigen Lernen der Kooperationspartner im Vorfeld der 
Kompetenzbündelung, bilden also die Voraussetzung für den Bündelungsprozess selbst. Die 
Selbstorganisationsfähigkeit schließlich wird benötigt, um den eigentlichen Prozess der Kom-
petenznutzung durchführen zu können
1735
. Insgesamt kann somit festgestellt werden, dass 
sämtliche der hier vorgestellten Elemente organisationaler Beziehungsfähigkeiten die Reali-
sierung der strategischen Flexibilität virtueller Unternehmen fördern. Schließlich ist anzumer-
ken, dass auch die organisationalen Beziehungsfähigkeiten selbst größtenteils im Zuge von 
Lernprozessen erworben werden. Das Lernen der Kooperationspartner stellt somit einen we-
sentlichen Aspekt virtueller Unternehmen dar. 
 
Um die Relevanz der organisationalen Beziehungsfähigkeiten für den Wettbewerbserfolg vir-
tueller Unternehmen theoretisch zu untermauern, wurden die organisationalen Beziehungsfä-
higkeiten einer eingehenden Prüfung auf der Basis des Resource-Based View unterzogen. 
Dabei wurde festgestellt, dass die hier behandelten organisationalen Beziehungsfähigkeiten 
auf einer Meta-Ebene den Anforderungen an strategisch relevante Ressourcen entsprechen 
und folglich als Quelle des Wettbewerbserfolgs virtueller Unternehmen bewertet werden kön-
nen. Aufgrund dieses erfolgskritischen Charakters organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
wurden abschließend Handlungsempfehlungen zur Entwicklung der dargestellten Fähigkeiten 
erarbeitet. 
Die vorliegende Arbeit konnte die eingangs geäußerte Vermutung bestätigen, dass es sich bei 
organisationalen Beziehungsfähigkeiten nicht nur um Fähigkeiten handelt, die einen reibungs-
freien Ablauf der Aktivitäten in virtuellen Unternehmen gewährleisten, sondern dass organi-
sationale Beziehungsfähigkeiten – in Verbindung mit den zu bündelnden Kompetenzen der 
Kooperationsmitglieder – die notwendige Basis für die Erlangung nachhaltiger Wettbewerbs-
vorteile der Kooperationspartner bilden.  
Kritisch zu betrachten ist die Entwicklung der für virtuelle Unternehmen bedeutsamen organi-
sationalen Beziehungsfähigkeiten. Obwohl diese Kooperationsform aufgrund ihres Anliegens, 
die Kompetenzen der beteiligten Unternehmen zu bündeln und auf diese Weise letztlich 
nachhaltige Wettbewerbsvorteile zu generieren, auf die Ausbildung organisationaler Bezie-
hungsfähigkeiten angewiesen ist, bereitet die spezifische Struktur virtueller Unternehmen der 
Evolution dieser Fähigkeiten Schwierigkeiten. Während sich die Ausbildung der Selbst-
organisationsfähigkeit in virtellen Unternehmen verhältnismäßig unproblematisch darstellt, 
erweist sich die Entwicklung von Vertrauensfähigkeit in der hier idealen Form des identifika-
tionsbasierten Vertrauens aufgrund der erforderlichen, aber nicht gegebenen,  längerfristigen 
und persönlichen Zusammenarbeit als recht diffizil. Weiterhin stellt sich auch die Förderung 
der Akkulturationsfähigkeit im Rahmen virtueller Unternehmen als ein nicht einfaches Vor-
                                                          
1735  Wie sich im Verlauf der Arbeit zeigte, stellt sogar die Selbstorganisation der Kooperationspartner selbst 
einen Lernprozess dar. 
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haben dar, weil die Entwicklung dieser Fähigkeit ebenfalls jenen längerfristigen und persönli-
chen Kontakt erfordert, den virtuelle Unternehmen gerade nicht zu bieten vermögen.  
Eine Lösung dieses Konflikts hält das den virtuellen Unternehmen typischerweise vorgeord-
nete langfristige Beziehungsnetzwerk bereit. Dieses relativ stabile Netzwerk umfasst eine 
Reihe jener Eigenschaften, die für die Ausbildung organisationaler Beziehungsfähigkeiten 
vonnöten sind, den virtuellen Unternehmen aber gerade fehlen. Dazu gehört in erster Linie die 
langfristige Kooperationsperspektive. Weiterhin können auf der Ebene des langfristigen Be-
ziehungsnetzwerks auch Maßnahmen zur Sicherung regelmäßiger persönlicher Kontakte der 
Netzwerkmitglieder durchgeführt werden. Allerdings führt die Verlagerung der Entwicklung 
organisationaler Beziehungsfähigkeiten auf die Ebene des langfristigen Beziehungsnetzwerks 
nur unter bestimmten Bedingungen zum gewünschten Erfolg. So erfordert die effektive Ent-
wicklung der für virtuelle Unternehmen erforderlichen organisationalen Beziehungsfähigkei-
ten insbesondere eine regionale Beschränkung des langfristigen Beziehungsnetzwerks, um die 
Möglichkeit regelmäßiger persönlicher Kontakte der Netzwerkmitglieder zu sichern. Dieses 
Vorgehen stellt allerdings keinen vollständigen Ersatz für die notwendige Kontinuität der  
persönlichen Kontakte dar. Die Entwicklung der für virtuelle Unternehmen erforderlichen 
organisationalen Beziehungsfähigkeiten ist daher als schwierig einzustufen.  
Die dargestellten Aspekte zeigen die Problematik auf, die den organisationalen Beziehungsfä-
higkeiten virtueller Unternehmen innewohnt
1736
.  Auf der einen Seite stellen organisationale 
Beziehungsfähigkeiten eine unabdingbare Voraussetzung für den Wettbewerbserfolg virtuel-
ler Unternehmen dar, weil die für virtuelle Unternehmen typische Kompetenzbündelung, die 
den Kooperationspartnern zur Erlangung nachhaltiger Wettbewerbsvorteile verhelfen soll, nur 
mit Hilfe dieser spezifischen Fähigkeiten gelingen kann. Auf der anderen Seite erweist sich 
aber die Entwicklung der für virtuelle Unternehmen strategisch relevanten organisationalen 
Beziehungsfähigkeiten als schwieriges Unterfangen. Lediglich im Spezialfall regional be-
schränkter virtueller Unternehmen kann die Ausbildung der erforderlichen Fähigkeiten auf 
der Vorstufe des langfristigen Beziehungsnetzwerks annähernd gelingen. Unter diesem As-
pekt stellt sich die Frage, ob virtuelle Unternehmen in ihrer idealtypischen Gestalt generell ei-
nen erfolgversprechenden Ansatz der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit repräsentieren.  
Ungeachtet der vorangegangenen Einschätzung empfiehlt es sich, die weitere Forschung im 
Bereich kooperativer Fähigkeiten auf alternative Kooperationsformen auszudehnen. Organisa-
tionale Beziehungsfähigkeiten weisen keine allgemeingültige Struktur auf. Vielmehr erfordert 
ihre inhaltliche Ausgestaltung eine Berücksichtigung des jeweiligen kooperationsspezifischen 
Kontextes. Mit der Vertrauensfähigkeit, der Akkulturationsfähigkeit und der Selbstorganisati-
onsfähigkeit wurden in dieser Arbeit drei organisationale Beziehungsfähigkeiten vorgestellt, 
die auf die charakteristischen Eigenschaften virtueller Unternehmen zugeschnitten sind. Wei-
teren Forschungsarbeiten auf dem Gebiet des Kooperationsmanagements bleibt es überlassen 
zu prüfen, inwiefern sich eine strategische Relevanz der jeweils notwendigen organisationalen 
Beziehungsfähigkeiten auch im Hinblick auf alternative Kooperationsformen feststellen lässt. 
                                                          
1736  Vgl. auch RIEMER/KLEIN (2005), S. 26. 
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